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IV.  Abschnitt. 

Von  der  Abbrechung  der  diplomatischen  Beziehungen  (25.  Juli  1914) 
bis  zur  Kl  iegserklärung  (28.  Juli  1914)  Oesterreichs  an  Serbien. 


Hr.  Bienvenii-Martin 

i 
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Paris, 

26.  Juli 

Zusammenfassung  der  Lage  am  Abend 
des  25.  Juli,  so,  wie  sie  sich  aus  der 
unversöhnlichen  Haltung  Oesterreich-  j 
Ungarns  ergibt.  Eindrücke  in  den  1 
verschiedenen  Hauptstädten  und  V er- 
suche, die  Verschlimmerung  des  Kon- 
fliktes zu  verhindern,  die  sich  aus 
den  von  Oesterreich-Ungarn  gegen 
Serbien  ergriffenen  militärischen 
Maasnahmen  ergeben  würde.  Sir 
E.  Grey  hofft  noch,  einem  Konflikte 
durch  die  Vermittlung  der  vier 
nicht  beteiligten  Mächte  zuvorzu- 
konimen 
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Rom, 
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Italien  wird  sich  den  Bemühungen  zur 
Erhaltung  des  Friedens  anschliessen, 
will  sich  aber  ausserhalb  des  Konflik-  1 
tes  halten,  wenn  er  ausbricht  . . 

Hr.  Barrere  . . . 

Rom, 

26.  Juli 

Russland  bewahrt  die  Hoffnung  auf 
eine  friedliche  Lösung;  die  italienische 
öffentliche  Meinung  ist  Oesterreich 
feindlich  gesinnt 

Hr.  Bienvenu-Martin 

Paris, 

26.  Juli 

Die  französische  Regierung  unterstützt 
das  Vermittlungsgesuch,  das  Serbien 
auf  den  Rat  Russlands  an  die  britische 
Regierung  richtet 

Hr.  Paleologue  . . 

St.Peters- 

burg, 

26.  Juli 

Hr.  Sasonow,  der  immer  von  dem- 
selben versöhnlichen  Geiste  beseelt 
ist,  schlägt  eine  unmittelbare  Unter- 
redung zwischen  Wien  und  Peters- 
burg vor  über  die  am  Ultimatum  vor- 
zunehmenden Aenderungen,  um  es 
annehmbar  zu  gestalten 

Hr.  Dumaine . . . 

Wien, 

26.  Juli 

Der  nach  Wien  zurückgekehHe  rus- 
sische Botschafter  nimmt  sich  vor, 
dort  einen  neuen  Vorschlag  zu  einer 
Uebereinkunft  zu  unterbreiten  . . 

87 


69 


90 
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56 


Hr.  Bienvenu-Martin 


Paris, 
26.  Juli 


i 


Schritt  des  Hrn.  von  Schoen  am  Quai 
d’Orsay,  um  Frankreich  zu  bewegen, 
mit  Deutschland  nur  in  Petersburg 
vorstellig  zu  werden,  um  zum  Frieden 
zu  raten.  Seine  Weigerung  — in 
Ermangelung  von  Weisungen  — auf 
das  Gesuch  um  Vermittlung  zu  vie- 
ren in  Petersburg  und  Wien  zu  ant- 
v/orten. 


93 


57 


Note  für  'den 
Minister 


Paris, 
26.  Juli 


Neuer  Besuch  des  deutschen  Bot- 
schafters, um  den  friedlichen  Sinn 
seines  frühem  Schrittes  zu  bestätigen 
und  zu  bekräftigen.  Er  weigert  sich, 
sich  über  die  Zweckmässigkeit  von 
in  Wien  zu  erteilenden  Mässigungs- 
ratschlägen  zu  äussern,  und  beharrt 
in  dem  Bestreben,  Frankreich  auf  den 
Weg  eines  bloss  in  Petersburg  zu 
unternehmenden  gemeinsamen  Schrit- 
tes «friedliebender  Solidarität»  zu 
drängeu,  von  dem  seiner  Meinung 
nach  der  Frieden  abhängig  sei  . . 


95 


58 


Hr.  Chevalley 


Christi- 
ania, 
26.  Jiüi 


Befehl  an  die  deutsche  Flotte  bei  Nor- 
wegen, nach  Deutschland  zurückzu- 
kehren   


97 


59  Hr.  d’Annoville 

60  Hr.  Farges  . 


Luxem- 
burg, 
26.  Juli 


Erste  M obilmachungs  Vorbereitungen 
in  Diedenhofen 


98 


Basel, 
27.  Juli 


Erste  Mobilmachungsvorbereitungen 
im  Grossherzogtum  Baden  . . . . 


98 


61 


Hr.  Bienvenu-Martin 


Paris, 
27.  Juli 


Zusammenfassung  der  drei  aufein- 
anderfolgenden Schritte  des  Herrn 
von  Schoen.  Die  Lage  verschlimmert 
sich,  da  sich  Oesterreich  weigert,  sich 
mit  den  Zugeständnissen  Serbiens 
zu  begnügen  und  darüber  mit  den 
Mächten  in  Unterhandlung  zu  treten. 
— Neuer  Vorschlag  Englands,  in 
I Paris,  Berlin,  Rom  und  London  nach 
i neuen  Mitteln  zu  suchen,  um  einen 
I Konflikt  zu  vermeiden,  während 
! Russland  und  Oesterreich,  die  beiden 
unmittelbar  beteiligten  Mächte,  zu- 
rückstehen wiu’den . 
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Hr.  Bienvenu-Martin 

j 

Paris, 

27.  Juli 

Neuer  Schritt  des  Hrn.  von  Schoen  am 
Quai  d’Orsay,  in  dem  sichtlichen  Be- 
streben, Frankreich  Russland  gegen- 
über blosszustellen  und  gleichzeitig 
Zeit  zu  gewinnen,  um  ein  kriegerisches 
Vorgehen  gegen  Serbien  zu  erleich- 
tern, für  dessen  Aufschub  Deutsch- 
land nichts  unternimmt 

Hr.  de  Fieurian  . 

London, 
27.  Juli 

Der  deutsche  und  der  österreichische 
Botschafter  lassen  vernehmen,  dass 
sie  der  englischen  Neutralität  sicher 
seien,  und  zwar  trotz  der  Aeusse- 
rungen  des  Sir  N.  Nicolson  gegen- 
über dem  Fürsten  Lichnowsky  . . 

Hr.  Paleologiie  . . 

St.Peters- 

bürg, 

27.  Juli 

Versöhnliche  Stimmung  des  Herrn 
Sasonow 

Hr.  Bompard  . . 

Konstan* 
tinopel, 
27.  Juli 

In  Konstantin  Opel  hält  man  dafür, 
der  österreichisch-serbische  Konflikt 
werde  örtlich  beschränkt  bleiben  und 
Russland  werde  nicht  zu  Gunsten 
Serbiens  einschreiten 

Hr.  de  Fleiiriau  . 

London, 
27.  Juli 

Grossbritannien  stellt  die  Demobilisie- 
rung seiner  Flotte  ein  und  teilt 
Deutschland  mit,  ein  Einmarsch 
Oesterreichs  in  Serbien  würde  die 
Gefahr  in  sich  bergen,  einen  euro- 
päischen Krieg  zu  entfesseln  . . . 

Hr.  Jules  Cambon  . 

Berlin, 

27.  Juli 

Herr  von  Jagow  gibt  unbestimmte 
Friedenszusicherungen  und  erklärt 
in  Antwort  auf  eine  Frage,  Deutsch- 
land würde  nicht  mobilisieren,  wenn 
Russland  nur  an  der  österreichischen 
Grenze  mobilisierte.  Der  Staats- 
sekretär hegt  grosse  Befürchtungen 

Hr.  de  Fleiiriau  . 

London, 
27.  Juli 

Sir  E.  Grey  schlägt  vor,  der  franzö- 
sische, der  deutsche  und  der  italien- 
ische Botschafter  in  London  möchten 
mit  ihm  Mittel  erwägen,  um  die 
bestehenden  Schwierigkeiten  zu  be- 
seitigen   

Hr.  de  Fleiiriau  . 

London, 
27.  Juli 

Serbien  hat  die  englische  Vermittlung 
nicht  nachgesucht;  man  muss  sich 
also  an  den  Vorschlag  der  von  Eng- 
land angeregten  Vermittlung  zu 
vieren  halten  . . - 
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63 
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Hr.  Bienvenu-Martin 

Paris, 

27.  Juli 

Hr.  de  Fleuriau  . 

L ondon, 
27.  Juli 

Hr.  Barr  er  e . . . 

Rome, 

27.  Juli 

Hr.  lules  Cambon  . 

Berlin, 

27.  Juli 

Hr.  Jules  Cambon  . 

Berlin, 

27.  Juli 

Hr.  Bienvenu-Martin 

! 

i 

Paris, 

27.  Juli 

is  Mitteilung  des 
Pressbureaus 

Wien, 

28.  Juli 

Hr.  Rene  Viviani  . 

An  Bord 
der 

«France», 
28.  Juli 

Hr.  Bienvenu-Martin 

Paris, 

28.  JuH 

Inhalt 


Die  französische  Regierung  nimmt  den 
englischen  Vorschlag  an,  dem  jedoch 
ein  aufrichtiges,  zur  Mässigung 
mahnendes  Vorgehen  Deutschlands 
in  Wien  einzig  zum  Erfolge  verhelfen 
könnte 

Die  italienische  Regierung  stimmt  der 
Vermittlung  zu  vieren  ebenfalls  zu. 

Der  Marchese  di  San  Giuliano  erklärt, 
von  der  österreichischen  Note  zum 
Voraus  keine  Kenntnis  gehabt  zu 
haben,  und  stimmt  ohne  Zögerung 
dem  Vorschläge  Sir  E.  Greys  zu  . . 

Hr.  von  Jagow  weist  den  Gedanken 
an  eine  Konferenz  der  Mächte  zurück, 
indem  er  gleichzeitig  seinen  Wunsch 
nach  einer  friedlichen  Lösung  be- 
teuert   

Er  entzieht  sich  der  erneuten  dahin  zie- 
lenden Drängen  des  Hrn.  Cambon. 
Zweckmässigkeit,  den  englischen  Vor- 
schlagin anderer  Form  zu  wiederholen, 
um  Deutschland  in  die  Enge  zu  treiben. 

Graf  Szecsen  hat  am  Quai  d’Orsay 
eine  Denkschrift  seiner  Regierung 
übergeben,  um  die  Zwangsm  assrege  ln 
gegen  Serbien  zu  rechtfertigen,  die 
er  als  nahe  bevorstehend  bezeichnet. 
— Wortlaut  dieser  Denkschrift  . . 

Halbamtliche  Mitteilung  des  Wiener 
Pressbureaus  über  die  als  ungenügend 
dargestellte  serbische  Antwort  . . 

Empfangsbestätigung  der  von  Herrn 
Bienvenu- Martin  erhaltenen  Mittei- 
lung und  Billigung  der  von  ihm  er- 
teilten Antworten,  sowohl  an  Hrn. 
von  Schoen  als  auch  auf  den  Vor- 
schlag Sir  E.  Greys 

Zusammenfassung  der  Lage:  Weige- 
rung Deutschlands,  in  Wien  vorstelbg 
zu  werden,  Einwendung,  die  es  dem 
englischen  Vorschläge  entgegenstellt. 
Uebergabe  der  österreichischen  Denk- 
schrift. Gefahren  der  Lage  . . . 
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78 

Hr.  Bienvenu-Martin 

Paris, 

28.  Juli 

Besuch  des  Hrn.  von  Schoen  am  Quai  | 
d’Orsay.  Er  beteuert  wiederum  seine  | 
friedliche  Gesinnung,  entzieht  sich 
aber  stets  der  Prüfung  der  zweck- 
mässigen Mittel,  die  geeignet  wären, 
den  Konflikt  zu  vermeiden  .... 

131 

79 

Hr.  Bienvenu-Martin 

Paris, 

28.  Juli 

Ermahnung  an  Hrn,  Dumaine,  mit 
seinem  britischen  Kollegen  in  Ver- 
bindung zu  bleiben,  um  in  Wien  das 
Verlangen  nach  englischer  Vermitt- 
lung zu  stellen 

132 

80 

Hr.  Paul  Cambon  . 

London, 
28.  Juli 

Der  deutsche  Botschafterin  London  be- 
harrt,  wie  Hr.  von  Schoen  in  Paris, 
auf  der  Nützlichkeit  einer  mässigen- 
den  Aktion  Englands  ausschliesslich 
in  Petersburg.  Anderseits  hat  Herr 
Sasonow  den  englischen  Vermitt- 
lungsvorschlag angenommen,  aber 
er  möchte  eine  unmittelbare  Unter- 
redung mit  Wien  vorausgehen  lassen, 
von  der  er  gute  Erfolge  erwartet  . 

133 

81 

Hr.  Jules  Cambon  . 

Berlin, 

28.  Juli 

Hr.  von  Jagow  zeigt  sich  der  von  Sir 
E.  Grey  vorgeschlagenen  Besprechung 
stets  abgeneigt  und  stützt  seine  ver- 
zögernde Haltung  auf  die  Nachricht 
von  den  russischen  Bemühungen  für 
eine  unmittelbare  Verständigung  zwi- 
schen Wien  und  Petersburg  . . . 

! 

134 

82 

Hr.  Paleologue  . . 

St.Peters- 

burg, 

28.  Juli 

i 

Hr.  Sasonow  ist  genötigt,  festzustellen, 
dass  sich  Oesterreich  seinen  Vor- 
schlägen für  eine  unmittelbare  Ver- 
ständigung entzieht 

136 

83 

Hr.  Dumaine  . . 

Wien, 

28.  Juli 

Oesterreichs  Kriegserklärung  an  Ser- 
bien macht  alle  Vermittlungsversuche 
nutzlos,  wie  Graf  Berchtold  aussagt, 
der  so  alle  Besprechungen  mit  Peters- 
burg abbricht 

1-36 

V.  Abschnitt. 

Von  Oesterreichs  Kriegserklärung  an  Serbien  (28.  Juli  1914) 
bis  zu  Deutschlands  Ultimatum  an  Russland  (31.  Juli  1914). 


Hr.  Barrere  . . . 

Rom, 

29.  Juli 

Die  Consulta  hält  dafür,  dass  Oester-  | 
reichs  Kriegserklärung  die  Fortset-  | 
zung  der  diplomatischen  Bemühungen  I 
für  das  Zustandekommen  einer  Kon-  ! 
ferenz  in  London  nicht  hindern  solle.  \ 138 
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85 

Hr.  Bienvenii-Martin 

Paris, 

29.  Juli 

Deutschland  scheint  auf  die  Hoffnung  j 
eines  französisch-englischen  Drucks 
auf  Russland  allein  zu  verzichten,  fährt  j 
aber  in  seiner  Weigerung  fort,  in  Wien 
vorstellig  zu  werden.  Unter  diesen 
Umständen  scheint  es  notwendig, 
dass  sich  Russland  endgültig  dem 
englischen  Vermittlungs vorschlage  zu 
vieren  anschliesse,  um  ihn  auch  in 
Berlin  annehmen  zu  lassen,  bevor  die 
österreichischen  Kriegsvorkehrungen 
den  Frieden  endgültig  gefährden . . 

138 

86 

Hr.  Paleologue  . . 

St.  Peters- 
burg, 

29.  Juli 

Die  russische  Regierung  stimmt  diesem 
Vorschläge  vollständig  bei  ...  . 

140 

87 

Hr.  Klobiikowski  . 

Brüssel, 
29.  Juli 

Befürchtungen  in  Brüssel,  hervorge- 
rufen durch  das  rätselhafte  und  be- 
drohliche Verhalten  Deutschlands  . 

141 

88 

Hr.  Ronssin  . . . 

Frankfurt  a/M., 
29.  Juli 

Meldung  über  bedeutende  Truppen- 
bewegungen bei  Frankfurt  a./M.  . . 

141 

89 

Hr.  Allize  .... 

München, 
29.  Juli 

Kriegs  Vorbereitungen  in  Süddeutsch- 
land   

142 

90 

Hr.  Dumaine  . . 

Wien, 

1 29.  Juli 

1 

Kriegsvorbereitungen  in  Böhmen  . . 

142 

91 

Hr.  Paleologue  . . 

St.  Peters- 
burg, 

29.  Juli 

Oesterreich  entzieht  sich  der  unmittel- 
baren Besprechung,  zu  der  es  ein- 
geladen wurde,  und  beschleunigt 
seine  Rüstungen 

143 

92 

Hr.  Jules  Cambon  . 

Berlin, 

29.  Juli 

Hr.  von  Jagow  hat  in  seiner  zögern- 
den, schwankend  friedliebenden  Hal- 
tung beharrt,  indem  er  die  etwaige 
Verantwortlichkeit  für  einen  Kon- 
flikt auf  Russland  schiebt  und  seine 
Hoffnung  auf  eine  unmittelbare  Ver- 
ständigung zwischen  Wien  und 
Petersburg  zu  setzen  vorgibt,  an 
deren  Gelingen  er  angeblich  zu  ar- 
beiten sucht  

1 

143 

93 

Hr.  Dumaine  . . 

Wien, 

29.  Juli 

Oesterreich  scheint  zum  Kriege  ent- 
schlossen zu  sein;  es  wird  von  Hrn. 
von  Tschirschky,  dem  deutschen  Bot- 
schafter, nachdrücklich  dazu  gedrängt. 
Die  Lage  verschlimmert  sich  . . . 

i 

146 
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94 

Hr.  Bienvenu-Martin 

Paris, 

29.  Juli 

Hr.  von  Schoen  ist  gekommen,  um  zu 
sagen,  Deutschland  werde  Wien  über 
seine  Absichten  befragen,  was  die 
Grundlage  einer  Besprechung  bilden 
würde;  die  kriegerischen  Vorkehrun- 
gen würden  nicht  lebhaft  betrieben. 

146 

95 

Hr.  Bienvenu-Martin 

Paris, 

29.  Juli 

Russland  ist  in  Anbetracht  der  beun- 
ruhigenden Haltung  Deutschlands, 
sowie  der  Weigerung  des  Grafen 
Berchtold,  die  Verhandlungen  fortzu- 
setzen, und  der  Kriegsvorbereitungen 
Oesterreichs  gezwungen,  zu  einer  be- 
schränkten Mobilisation  zu  schreiten 

147 

96 

Hr.  Barrere  . . . 

Rom, 

29.  Juli 

Hr.  di  San  Giuliano  erklärt  sich  die  Hal- 
tung Deutschlands  und  Oesterreichs 
durch  ihre  irrige  Ueberzeugung,  Russ- 
land werde  Serbien  im  Stiche  lassen. 

148 

97 

1 

1 

1 

! 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

29.  Juli 

Da  die  unmittelbaren  österreichisch- 
russischen Besprechungen  durch 
Oesterreichs  Kriegserklärung  an  Ser- 
bien unterbrochen  worden  sind,  er- 
suchen die  französische  und  die  eng- 
lische Regierung  Sir  E.  Grey,  seinen 
Vermittlungsvorschlag  zu  vieren  in 
Berlin  wieder  aufzunehmen  und  in 
Italien  dahin  zu  wirken,  dass  es  seine 
ganze  Mithilfe  leihe 

98 

Hr.  Paul  Cambon  . 

London, 
29.  Juli 

Da  Deutschland  nur  dem  Grundsätze 
der  Vermittlung  zu  vieren  beistimmen 
wollte,  wird  Sir  E.  Grey  zur  Ver- 
meidung jeder  weitern  verzögernden 
Antwort  der  deutschen  Regierung 
die  Wahl  der  Form  überlassen,  in 
der  ihi'  diese  Vermittlung  durchführ- 
bar erscheinen  wird.  Er  betrachtet 
die  Lage  als  sehr  ernst 

150 

99 

Hr.  Boppe  . . . 

Belgrad, 
29.  Juli 

Die  serbische  Regierung  hat  von  Russ- 
land die  Zusicherung  erhalten,  dass 
es  um  Serbiens  Los  nicht  unbeküm- 
mert sein  werde 

151 

100 

1 Hr.  Paleologue  . . 

i 

1 

St.Peters- 

bürg, 

29.  Juli 

Der  deutsche  Botschafter  in  Peters- 
burg hat  dort  erklärt,  sein  Land 
würde  mobilisieren,  wenn  Russland 
seine  Kriegsvorbereitungen  nicht  ein- 
stellte   

152 
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101  i Hr.  Rene  Viviani 


Paris, 
30.  Juli 


102 


103 


Hr.  Paleologue  . 


Hr.  Paleologue  . 


St.  Peters- 
burg, 
30.  Juli 


Von  diesem  bedrohlichen  Schritte 
unterrichtet,  erklärt  sich  Frankreich 
zur  Erfüllung  sämtlicher  Verpflich- 
tungen des  russischen  Bündnisses 
entschlossen,  indem  es  gleichzeitig 
fortfährt,  auf  eine  friedliche  Lösung 
hinzuarbeiten,  und  die  russische  Re- 
gierung ersucht,  in  demselben  Sinne 
zu  handeln  


Die  russische  Regierung  erklärt  sich 
bereit,  bis  ans  Ende  zu  unterhandeln, 
ist  aber  überzeugt,  dass  Deutschland 
in  Wien  nicht  zu  gunsten  des  Friedens 
Vorgehen  will 


152 


154 


104  Hr.  Dumaine 


105 


Hr.  Jules  Cambon 


St.  Peters-  ! Auf  einen  neuen,  weniger  bedrohlichen 
bürg,  Schritt  des  deutschen  Botschafters  hat 

30.  Juli  I sich  Hr.  Sasonow  beeilt,  einen  neuen 

I Vorschlag  zu  machen,  indem  er  an- 1 
I kündigte,  dass  Russland  seine  Kriegs- 

I Vorbereitungen  einstellen  werde, 

I wenn  sich  Oesterreich  bereit  erkläre, 

i aus  seinem  Ultimatum  die  Vorbehalte 

zu  entfernen,  die  geeignet  sind,  Ser- 
I biens  Souveränität  zu  verletzen  . . 

j Im  Verfolge  einer  sehr  herzlichen  Unter- 
haltung zwischen  dem  lussischen 
Botschafter  und  dem  Grafen  Berch- 
told  wird  in  Petersburg  ein  neuer 
Versuch  einer  unmittelbaren  öster- 
reichisch-russischen Besprechung  zur  i 
friedlichen  Schlichtung  des  serbischen 
Handels  unternommen  werden  . . 

Die  deutsche  Regierung  stellt  die 
Nachricht  der  Mobilisation  in  Ab- 
rede, trifft  aber  alle  Massnahmen, 
sie  zu  beschleunigen 


Wien, 
30.  Juli 


Berlin, 
30.  Juli 


106  Hr.  Rene  Viviani 


Paris, 
30.  Juli 


154 


Hr.  Paul  Cambon  wird  ersucht,  der 
britischen  Regierung  alle  überein- 
stimmenden Nachrichten,  die  die 
tatsächlichen  und  bedrohlichen,  von 
Deutschland  seit  dem  25.  Juli  ge- 
troffenen Ki’iegsmassnahmen  bezeu- 
gen, zur  Kenntnis  zu  bringen.  Trotz 
dieser  Tatsache  behält  Frankreich 
seine  Deckungstruppen  ungefähr  10 
km  von  der  Grenze 


155 


157 


158 
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107 

Hr.  Jules  Cambon  . 

Berlin, 

30.  Juli 

Hr.  von  Jagow  erklärt  den  Vorschlag 
des  Hin.  Sasonow  für  Oesterreich  als 
unannehmbar 

160 

108 

Hr.  Paul  Cambon  . 

London, 
30.  Juli 

Der  deutsche  Botschafter  hat  auf  das 
Verlangen  Sir  E.  Greys,  die  deutsche 
Regierung  möge  selbst  eine  Formel 
für  eine  Vermittlung  zu  vieren  Vor- 
schlägen, keine  Antwort  erteilt.  Fürst 
Lichnowsky  hat  die  englische  Re- 
gierung über  ihre  Kriegsvorberei- 
tungen befragt.  Die  Sir  E.  Grey  über- 
mittelten Nachrichten  über  Deutsch- 
lands Kriegs  Vorbereitungen  haben 
ihn,  wie  auch  Hrn.  Paul  Cambon,  zu 
der  Ueberzeugung  gebracht,  dass  der 
Augenblick  gekommen  sei,  a,lle  Vor- 
aussetzungen gemeinschaftlich  ins 
Auge  zu  fassen 

i 

i 

i 

! 

i 

160 

109 

Hr.  Jules  Cambon  . 

Berlin, 

30.  Juli 

Hr.  von  Jagow  erklärt,  er  werde,  um 
Zeit  zu  gewinnen , unmittelbar  in 
Wien  Vorgehen  und  nach  den  öster- 
reichischen Bedingungen  fragen,  in- 
dem er  so  wieder  der  Anfrage  Sir 
E.  Greys  ausweicht.  Er  bringt  gegen 
Russland  Beschuldigungen  vor  , . . 

! 

! 

i 161 

110 

Hr.  Paul  Cambon  . 

London, 
31.  Juli 

Sir  E.  Grey  benachrichtigt  den  deut- 
schen Botschafter  in  London,  dass 
England  bei  einem  allgemeinen  Kon- 
flikte, in  den  Frankreich  verwickelt 
würde,  nicht  neutral  bleiben  könnte. 
Anderseits  hat  er  Hrn.  Paul  Cambon 
gesagt,  die  englische  Regierung  könne 
uns  ihre  Intervention  nicht  ver- 
bürgen. 

Das  Handschreiben,  das  der  Herr 
Präsident  der  Republik  an  den  König 
von  England  gerichtet  hat,  ist  diesem 
übergeben  worden 

j 

1 

162 

111 

Hr.  Mollard  . . . 

1 

Luxem- 

burg, 

31.  Juli 

1 

Der  luxemburgische  Staatsminister 
meldet  die  Kriegsvorbereitungen  an 
der  deutschen  Grenze  und  erbittet 
von  Frankreich  die  Verpflichtung, 
die  Neutralität  des  Grossherzogtums 
Luxemburg  zu  achten,  welche  Ver- 
pflichtung es  von  Deutschland  nicht 
erlangen  kann 

164 
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Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

31.  Juli 

Die  französische  Regierung  stellt  in 
Petersburg,  um  dem  Wunsche  Eng- 
lands zu  entsprechen,  das  Gesuch, 
den  Vorschlag  des  Hrn.  Sasonow  an 
Oesterreich  abzuändern,  um  ihn  für 
diese  Macht  annehmbar  zu  gestalten 
und  eine  friedliche  Lösung  des  Kon- 
fliktes zu  ermöglichen 

164 

113 

Hr.  Paleologue  . . 

St.  Peters- 
burg, 

31.  Juli 

Die  russische  Regierung  nimmt  den 
Vorschlag,  ihre  Formel  abzuändern, 
an,  und  zwar  trotz  der  durch  die  Be- 
schiessung  von  Belgrad  hervorge- 
rufenen Aufregung  und  des  beständig 
herausfordernden  Vorgehens  Oester- 
reich-Ungarns . . - 

166 

114 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

31.  Juli 

i 

Die  gleichzeitig  von  England  und  Russ- 
land angestrebten  Bemühungen  für 
die  Erhaltung  des  Friedens  haben  sich 
vereinigt  und  scheinen  der  Hoffnung 
auf  eine  Verständigung  mit  Oester- 
reich-Ungarn, das  sich  dazu  geneigt 
zeigt,  Raum  zu  geben.  Aber  die 
Haltung  Deutschlands  erweckt  den 
Eindruck,  diese  Macht  habe  von  An- 
fang an  nur  die  Demütigung  Russ- 
lands, die  Auflösung  des  Dreiver- 
bandes und,  wenn  dies  nicht  erreicht 
werden  könnte,  den  Krieg  angestrebt 

167 

115 

1 

Hr.  Dumaine  . . 

Wien, 

1 31.  Juli 

Die  allgemeine  österreichische  Mobili- 
sation  ist  verordnet 

168 

116 

Hr.  Jules  Cambon  . 

Berlin, 

31.  Juli 

Deutschland  verordnet  seinerseits  den 
«Kriegsgefahrzustand»  und  verlangt 
von  Russland,  dass  es  demobilisiere 

169 

117 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

31.  Juli 

1 

i 

Indem  er  in  Paris  das  an  Russland 
gerichtete  Ultimatum  anmeldet,  er- 
sucht Hr.  von  Schoen  die  französische 
Regierung,  ihm  vor  dem  morgigen 
Tage  um  1 Uhr  nachmittag  zu  sagen, 
welches  die  Haltung  Frankreichs  im 
Falle  eines  russisch-deutschen  Zu- 
sammenstosses  sein  werde  .... 

169 

118 

Hr.  Paleologue  . . 

St.  Peters- 
burg, 

31.  Juli 

Die  allgemeine  Mobilisation  des  öster- 
reichisch-ungarischen Heeres  zieht 
die  allgemeine  russische  Mobilisation 
nach  sich 

170 

119 

Hr.  Klobukowski  . 

Brüssel, 
31.  Juli 

Die  belgische  Regierung  erhält  die  amt- 
liche Zusicherung,  dass  Frankreich 
die  belgische  N eutralität  achten  werde. 
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VI.  Abschnitt. 

Deutschlands  Kriegserklärung  an  Russland  (Sonnabend  den  1.  August,  um  7^0  Uhr 
abend)  und  an  Frankreich  (Montag  den  3.  August,  um  6^0  Uhr  abend). 
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Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

1.  August 

Hr.  Jules  Cambon  . 

Berlin, 

1.  August 

Hr.  Rene  Viviani  . 

1 

Paris, 

1.  August 

Hr.  Jules  Cambon  . 

Berlin, 

1.  August 

Hr.  Barrere  . . . 

Rom, 

1.  August 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

1.  August 

Hr.  Paul  Cambon  . 

London, 

1.  August 

Hr.  Rene  Viviani  . 

- Paris,  1 
1.  August  I 

Die  österreichischen  Botschafter  in  1 
Paris  und  Petersburg  unternehmen  | 
zwei  Schritte  in  versöhnlichem  Sinne,  j 
Leider  gestattet  die  Haltung  Deutsch- 1 
lands  kaum  mehr,  auf  eine  friedliche  1 
Lösung  zu  hoffen j 

Oesterreich-Ungarn  meldet  in  Peters- : 
bürg,  dass  es  bereit  sei,  den  Kern  | 
seiner  Streitfrage  mit  Serbien  zu  be- 
sprechen; aber  Deutschlands  Auf- 
forderung an  Russland  zur  Demobili- 
sation  inneid  zwölf  Stunden  scheint 
die  letzten  Friedenshofifnungen  zu 
zerstören  

Die  französische  Regierung  erklärt 
der  englischen  Regierung,  dass  sie 
die  belgische  Neutralität  achten  werde 

Die  deutsche  Regierung  weigert  sich, 
eine  ähnliche  Erklärung  abzugeben 

Hr.  di  San  Giuliano  erklärt  dem ' 
deutschen  Botschafter,  dass  Italien  | 
neutral  bleiben  werde ! 

Nachdem  Hr.  von  Schoen  von  dem  ver- 
söhnlichen Geiste  Oesterreichs  und 
von  der  Annahme  der  englischen 
Formel  durch  Russland  unterrichtet 
worden  ist,  spricht  er  nicht  mehr  von 
seiner  Abreise  und  beteuert  seine 
friedliche  Gesinnung,  indem  er  gleich- 
zeitig erklärt,  von  seiner  Regierung 
keine  neuen  Erklärungen  erhalten 
zu  haben  

Sir  E.  Grey  erklärt,  England  habe  sich 
geweigert,  das  von  Deutschland  ver- 
langte Versprechen  abzngeben,  neu- 
tral zu  bleiben.  An  der  Achtung  der 
belgischen  Neutralität  ist  England  viel 
gelegen,  und  Deutschland  hat  auf  die 
gestellte  Frage  nicht  geantwortet. 

Die  französische  Mobilisation  ist  als 
Antwort  auf  die  deutschen  Vorbe- 
reitungen verordnet  worden  . . . 
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Hr.  Mollard  . . . 

1 

Luxem- 

burg, 

1.  August 

Der  luxemburgische  Staats-Minister 
verlangt  von  Frankreich  eine  ähn- 
liche Neutralitätszusicherung,  wie  sie 
Belgien  erhalten  hat 

181 

129 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

1.  August 

Diese  Zusicherung  wird  von  der  fran- 
zösischen Regierung  erteilt  .... 

182 

130 

Hr.  Jules  Cambon  . 

Berlin, 

1.  August 

Die  allgemeine  Mobilisation  ist  in 
Berlin  verordnet 

182 

131 

Hr.  Eyschen  . . . 

Luxem- 

burg, 

2.  August 

Verletzung  der  luxemburgischen  Neu- 
tralität durch  deutsche  Truppen. 
Einspruch  des  Staatsministers  . . 

182 

132 

Hr.  Mollard  . . . 

Luxem- 

burg, 

2.  August 

Von  der  deutschen  Regierung  abge- 
gebene Erklärung,  wodurch  behauptet 
wird,  die  in  Luxemburg  getroffenen 
Massnahmen  seien  nur  vorbeugender 
Natur  und  keineswegs  gegen  Luxem- 
burg gerichtet 

183 

133 

Note  des 

Hrn.  von  Schoen 

Paris, 

2.  August 

Dieselbe  Erklärung  mit  Bezug  auf  den 
Einmarsch  der  deutschen  Truppen  in 
das  Grossherzogtum  Luxemburg  . . 

184 

134 

Hr.  Paleologue  . . 

St.  Peters- 
burg, 

2.  August 

Deutschland  hat  Russland  soeben  den 
Krieg  erklärt 

184 

135 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

2.  August 

Mitteilung  dieser  Nachricht  an  die 
diplomatischen  Vertreter  Frankreichs 
im  Auslande 

184 

136 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

2.  August 

Die  diplomatischen  Vertreter  Frank- 
reichs im  Auslande  werden  einge- 
laden, diese  Lage  den  Regierungen, 
bei  denen  sie  akkreditiert  sind,  zur 
Kenntnis  zu  bringen 

185 

137 

Hr.  Paul  Cambon  . 

1 

London, 

2.  August 

Sir  E.  Grey  hat  die  Versicherung  ab- 
gegeben, dass  die  britische  Flotte  die 
franzö.sischen  Küsten  gegen  jeden 
deutschen  Angriff  zur  See  verteidigen 
werde.  Die  Verletzung  derbeigischen 
Neuti-alität  würde  als  casus  belli  be- 
trachtet   

185 

138 

Hr.  Rene  Viyiani  . 

Paris 

2.  August 

Der  Ministerpräsident  teilt  den  fran- 
zösischen Kammern  die  Erklärungen 
Sir  E.  Greys  mit  Bezug  auf  die  Mit- 
wirkung der  britischen  Flotte  mit  . 

186 

139 

1 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

2.  August 

Nach  Berlin  gerichtete  Verwahrung 
gegen  die  Verletzung  der  franzö- 
sischen Grenzen 

187 
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140 

Hr.  Pellet  . . . 

Im  Haag, 
3.  August 

Der  deutsche  Gesandte  im  Haag  meldet 
der  niederländischen  Regierung  den 
Einmarsch  deutscher  Truppen  in 
Luxemburg  und  in  Belgien  als  Vor- 
beugungsmassnahmen   

188 

141 

Hr.  Klohukowski  . 

Brüssel, 

3.  August 

Die  belgische  Regierung  weist  die  an 
sie  gerichtete  Aufforderung,  den 
deutschen  Truppen  freien  Durch- 
marsch durch  Belgien  zu  gewähren, 
zurück  

188 

142 

Hr.  Klohukowski  . 

Brüssel, 

3.  August 

Belgien  hält  den  Augenblick  noch 
nicht  für  gekommen,  die  Garantie 
der  Mächte  zur  Verteidigung  seines 
Gebietes  anzurufen 

189 

143 

Hr.  Paul  Cambon  . 

London, 

3.  August 

Die  Erklärung  über  die  Intervention 
der  englischen  Flotte  bindet  die 
britische  Regierung 

189 

144 

Hr.  Paul  Cambon  . 

London, 

3.  August 

Fruchtloser  Schritt  des  deutschen  Bot- 
schafters in  London  bei  Sir  E.  Grey, 
um  die  Zusicherung  zu  erlangen,  dass 
Englands  Neutralität  nicht  von  der 
Achtung  der  belgischen  Neutralität 
abhängig  gemacht  werde  .... 

190 

145 

Hr.  Paul  Cambon  . 

London, 

3.  August 

Sir  E.  Grey  gibt  im  Unterhause  die 
Erklärung  über  die  Intervention  der 
englischen  Flotte  ab  und  verliest  ein 
Schreiben  des  Königs  Albert , worin 
er  Englands  Hilfe  nachsucht  . . . 

191 

146 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

3.  August 

Die  französische  Regierung  lässt  in 
London  die  Nachricht  widerrufen, 
laut  der  die  deutsche  Grenze  durch 
französische  Offiziere  verletzt  wor- 
den wäre 

191 

147 

Hr.  von  Schoen  . . 

Paris, 

3.  August 

Kriegserklärung,  vom  deutschen  Bot- 
schafter in  Paris  dem  Ministerpräsi- 
denten zugestellt 

192 

148 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

3.  August 

Mitteilung  dieser  Nachricht  an  die  fran- 
zösischen diplomatischen  Vertreter 
im  Auslande 

193 

149 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

3.  August 

Weisungen  an  Hrn.  Jules  Cambon  in 
Berlin,  seine  Pässe  zu  verlangen 

193 

150 

Hr.  Rene  Viviani  . 

Paris, 

3.  August 

Der  französische  Gesandte  in  München 
erhält  Weisung,  seine  Pässe  zu  ver- 
langen   

194 
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Hr.  Rene  Viviani  . 
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Hr.  Klobukowski  . 

Brüssel, 
4.  August 
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London, 
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Hr.  Klobukowski  . 

Belgien, 
4.  August 

Hr.  Bapst  .... 

Kopen- 

hagen, 

6.  August 

Hr.  Mollard  . . . 

Paris, 

4.  August 

Hr.  Rene  Viviani  . 

(Rundschreiben  an  die 
Mächte) 

Paris, 

4.  August 

Hr.  Raymond  Poin- 
care,  Präsident  der 
Republik 

(Denkschrift 
an  das  Parlament) 

Paris, 

4.  August 

Hr.  Rene  Viviani, 
Minister- Präsident 

Paris, 

4.  August 

(Rede  in  der 
Deputierten -Kammer) 


Inhalt 


<v 

’o) 

rjj 


Verletzung  des  belgischen  Staatsge- 
bietes durch  deutsche  Truppen  . . 
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Der  von  Belgien  an  England,  Frank- 
reich und  Russland  gerichtete  Appell.  195 


Die  deutsche  Regierung  wird  von  der 
englischen  Regierung  eingeladen 
werden,  vor  Mitternacht  ihr  Ulti- 
matum an  Belgien  zurückzuziehen  . 


195 


Die  deutsche  Regierung  erklärt  in  I 
Brüssel,  dass  sie  sich  gezwungen  sehe, 
in  belgischesGebiet  einzumarschieren. 


196 


Uebermittlung  eines  Berichtes,  in  dem 
Hr.  Jules  Cambon  der  Regierung  Auf- 
schluss gibt  über  den  Verlauf  seiner 
Rückreise  und  über  die  Plackereien, 
denen  er  ausgesetzt  war  . . . . 


196 


Bericht  des  Hrn.  Mollard  an  die  Re- 
gierung über  seine  Abreise  von 
Luxemburg,  die  von  den  deutschen 
Militärbehörden  verlangt  worden  war. 


203 


Wortlaut  der  Mitteilung  an  die  Mächte 
über  den  zwischen  Frankreich  und 
Deutschland  bestehenden  Kriegszu- 
stand   


20S 


Denkschrift  des  Präsidenten  der  Re- 
publik, verlesen  in  der  Sitzung  des 
Parlaments  vom  4.  August  1914  . . 209 

Wortlaut  der  vom  Ministerpräsidenten 
in  der  Sitzung  der  Deputierten- 
Kammer  vom  4.  August  1914  ge- 
haltenen Rede 212 


VII.  Abschnitt. 


Hr.  Delcasse 


Erklärung  des  Dreiverbandes. 


Paris, 
4.  Sep- 
tember 


Erklärung  Englands,  Russlands  und 
Frankreichs  über  ihre  gegenseitige 
Verpflichtung,  keinen  Sonderfrieden 
zu  schliessen  und  keine  Friedens- 
bedingungen ohne  vorherige  Verein- 
barung mit  jedem  der  anderen  Ver- 
bündeten aufzustellen 
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Auszüge  aus  dem  Blaubuch  über  die  von  England  während  der  dem  Kriege 
vorausgegangenen  Besprechungen  eingenommene  Stellung. 
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Sir  J.  Buchanan 
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Sir  E.  Grey  . . 


88  Sir  E.  Grey  . . 


99  Sir  Fr.  Bertie 


119  Sir  E.  Grey  . . 


148  Sir  E.  Grey  . 


St.  Peters- 
burg, 
24.  Juli 


London, 
29.  Juli 


London, 
29.  Juli 


Paris, 
30.  Juli 


London, 
31.  Juli 


London, 
2.  August 


Unterredung  zwischen  Hrn.  Sasonow,  j 
Hrn.  Paleologue  und  Sir  J.  Buchanan  I 
über  eine  etwaige  Solidaritäts-Er-  j 
klärung  Englands  mit  Russland  und  I 
Frankreich  in  den  europäischen  ' 
Wirren • . . . 


229 


Benachrichtigung  des  Hrn.  Paul  Garn- 
bon  über  die  Ansichten  der  englischen 
Regierung  mit  Bezug  auf  ihre  Hal- 
tung: Deutschland  über  die  mögliche 
Zurückhaltung  Englands  nicht  im  Un- 
klaren zu  lassen  und  sich  gegenüber 
Frankreich  vorläufig  nicht  bestimmt  i 
zu  verpflichten | 231 

Bericht  über  eine  Unterredung  mit  | 
dem  deutschen  Botschafter,  um  ihm 
anzukündigen,  dass  sich  England  | 
keineswegs  verpflichte,  nicht  einzu-  i 
schreiten,  wenn  die  Wirren  sich  aus-  i 
breiteten  und  Deutschland  und  Frank-  | 
reich  darin  verwickelt  werden  sollten  | 233 


Unterredung  mit  dem  Präsidenten  der  j 
Republik , der  dafür  hält , eine  die  | 
beabsichtigte  Unterstützung  Frank- 1 
reichs,  dessen  friedliche  Gesinnung  1 
sicher  ist,  aussprechende  Erklärung  | 
Englands  vermöchte  Deutschlands  | 
Kriegsgelüste  dämpfen.  j 231 


Erklärung  an  den  französischen  Bot- 1 
schafter,  dass  die  englische  Regierung  i 
in  Anbetracht  des  gegenwärtigen  | 
Standes  der  Wirren  keine  endgültige  ! 
Verpflichtung  übernehmen  kann  . . j 

Zusicherung  mit  Bezug  auf  den  Schutz  j 
der  französischen  Küsten  und  der  j 
französischen  Marine  durch  die  eng-  i 
lische  Flotte  gegen  jeden  Angriff  der  t 
deutschen  Flotte  vom  Aermelkanal  j 
oder  von  der  Nordsee  her  . . . . ! 
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Auszüge  aus  dem  Blaubuch 

über  die  von  der  deutschen  Regierung  der  englischen  Regierung 
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85  I Sir  E.  Goschen  . 
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Sir  E.  Grey  . . 
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Sir  E.  Grey  . 
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Berlin, 
29.  Juli 


Vorschläge  des  Reichskanzlers  an  den 
englischen  Botschafter  zur  Erlan- 
gung der  englischen  Neutralität:  Ver- 
sprechen, die  Integrität  des  fran- 
zösischen Gebietes  zu  wahren,  aber 
nicht  die  seiner  Kolonien;  Absichten 
mit  Bezug  auf  Holland  und  Belgien. 
Antrag  auf  Abschluss  eines  allge- 
meinen Neutralitätsabkommens  zwi- 
schen Deutschland  und  England  . . 
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London, 
30.  Juli 


London, 
1.  August 


Abweisung  der  deutschen  Anträge, 
die  an  sich  nicht  nur  unannehmbar 
sind,  sondern  deren  Annahme  auch 
eine  Schmach  für  England  bedeuten 
würde.  Nutzlosigkeit  der  Prüfung 
des  in  Aussicht  genommenen  allge- 
meinen Neutralitätsabkommens  zwi- 
schen England  und  Deutschland  für 
die  Zukunft.  England  will  seine 
volle  Handlungsfreiheit  behalten  und 
seine  Bemühungen  zur  Aufrechter- 
haltung des  europäischen  Friedens 
fortsetzen:  für  Deutschland  ist  das 
die  einzige  Art,  um  mit  England 
weiter  gute  Beziehungen  zu  unter- 
halten   

Berichtertattung  über  eine  Unter- 
redung mit  dem  deutschen  Bot- 
schafter hinsichtlich  der  belgischen 
Neutralität.  Fürst  Lichnowsky  be- 
steht darauf,  dass  die  englische  Re- 
gierung die  Bedingungen  aufstelle, 
unter  denen  England  die  Neutrahtät 
bewahren  würde;  es  wird  geant- 
wortet, dass  England  jedes  Ver- 
sprechen, neutral  zu  bleiben,  end- 
gültig verweigert  und  freie  Hand 
haben  will 
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Anlage  II 

Deutsche  Versuche,  unter  der  Vorgabe  eines  «Missverständnisses»  in  einem 
deutsch-russischen  Kriege  die  von  England  gewährleistete  Neutralität  Frankreichs 
zu  erlangen  (Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung,  20.  August  1914). 


Fürst  Lichnowsky 

London, 
31.  Juli 

Berichterstattimg  über  eine  angeb- 
liche telephonische  Anfrage,  die  es  auf 
eine  etwaige  Verpflichtung  Deutsch- 
lands abgesehen  haben  sollte,  Frank- 
reich nicht  anzugreifen,  wenn  es  in 
einem  Kriege  zwischen  Deutschland 
und  Russland  neutral  bliebe  . . . 

S.  M. 

Kaiser  Wilhelm  II. 

Berlin, 

1.  August 

Telegramm  Kaiser  Wilhelms  11.  an 
König  Georg  V.,  um  zu  erklären,  dass 
er  seine  Mobilisation  gegen  Russland 
und  Frankreich  nicht  mehr  auf  halten 
könne,  aber  Frankreich  nicht  an- 
greifen werde,  vorausgesetzt,  dass 
diese  Macht  ihre  durch  Englands 
Heer  und  Flotte  gewährleistete  Neu- 
tralität anbiete 

Hr.  von  Bethmann- 
Hollweg 

Berlin, 

1.  August 

Telegramm  an  den  Fürsten  Lich- 
nowsky, in  dem  die  Verpflichtung 
Deutschlands  wiedergegeben  wird  . 

S.  M.  König  Georg  V. 

London, 

1.  August 

Telegramm  des  Königs  von  England  i 
an  den  deutschen  Kaiser,  in  dem  er- 
klärt wird,  dass  sich  der  deutsche 
Botschafter  geirrt  und  Sir  E.  Grey 
mit  dem  Fürsten  Lichnowsky  nur  die 
Mittel  besprochen  hat,  denW affengang 
zwischen  Frankreich  und  Deutsch- 
land hinauszuschieben,  bis  der  Boden 
einer  endgültigen  Verständigung  zwi- 
schen Oesterreich-Ungarn  und  Russ- 
land gefunden  sein  werde  .... 

Fürst  Lichnowsky 

London, 

2.  August 

Meldung  an  Hrn.  von  Bethmann-Holl- 
weg,  dass  die  Unterredungen,  auf 
die  er  gebaut  habe,  als  wertlos  auf- 
gegeben worden  seien 
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Anlage  III. 

Auszüge  aus  dem  Blauhuch  über  Englands  Weigerung,  die  deutsche  Ansicht 
mit  Bezug  auf  die  Frage  der  Neutralität  Belgiens  anzuerkennen. 
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Sir  E.  Grey  . 


London, 
4.  August 


Aufforderung  an  Deutschland  zur  un- 
verzüglichen Verpflichtung,  die  belgi- 
sche Neutralität  zu  achten  . . . . 
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Sir  E.  Grey  . . . 

London, 

4.  August 

Erklärung  an  Belgien,  dass  England 
bereit  ist,  sich  mit  Frankreich  und 
Russland  zum  Widerstande  gegen 
einen  Angriff  Deutschlands  auf  Bel- 
gien und  zur  Gewährleistung  der 
Unverletzlichkeit  und  der  Unab- 
hängigkeit dieses  Landes  zu  ver- 
einigen   

247 

157 

Hr.  von  .Jagow  . . 

Berlin, 

4.  August 

Durch  die  deutsche  Botschaft  in  Lon- 
don mitgeteilte  Erklärung,  dass  trotz 
der  notwendig  erachteten  Verletzung 
des  belgischen  Staatsgebietes  keine 
Gebietsaneignung  erfolgen  werde. 
Ein  Beweis  für  die  Aufrichtigkeit 
'dieser  Behauptung  liege  in  der  Erklä- 
rung, dass  die  Neutralität  der  Nieder- 
land^e  geachtet  sein  werde,  während 
doch  die  Aneignung  des  belgischen 
Gebietes  ohne  gleichseitige  Aneignung 
des  niederländischen  Gebietes  wert- 
los sein  würde 
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159 

Sir  E.  Grey  . . . 

London, 

4.  August 

Englands  Ultimatum  an  Deutschland. 

248 
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Hr.  E.  Goschen 

London, 

8.  August 

1 

Bericht  des  englischen  Botschafters 
über  seine  letzten  Unterredungen 
mit  den  HH.  von  Jagow,  von  Beth- 
mann-Hollweg  und  Zimmermann.  Der 
Reichskanzler  vermag  sich  nicht  zu 
erklären,  dass  England  nur  «eines 
Wortes,  Neutralität,  wegen»,  nur 
eines  «Papierfetzens  wegen»  gegen 
ein  stammverwandtes  Volk,  das 
nichts  Sehnlicheres  wünsche,  als  sein 
Freund  zu  sein,  in  den  Krieg  ziehe. 
Der  englische  Botschafter  sucht  dem 
Reichskanzler  zu  verstehen  zu  geben, 
dass  in  dieser  Frage  die  Ehre  Eng- 
lands auf  dem  Spiele  stehe,  die  ihm 
gebiete,  die  von  ihm  Unterzeichnete 
feierliche  Verpflichtung  zur  Verteidi- 
gung der  belgischen  Neutralität  zu 
halten 
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Anlage  IV. 

Auszüge  aus  dem  «Grauhuch»,  enthaltend  die  Bedingungen, 
unter  denen  Deutschland  die  belgische  Neutralität  verletzt  hat. 

— — Telegramme  Nr.  2,  8,  9,  11,  12,  13,  14, 

15,  19,  20,  22,  27,  28,  30,  31,  35,  39, 
40,  41,  44,  48,  52,  60,  71  
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Anlage  V. 

Auszüge  aus  dem  «Weissbucli». 


Ausgewechselte  Telegramme  zwischen 
dem  deutschen  Kaiser  Wilhelm  II.  und 
dem  russischen  Kaiser  Nikolaus  II., 
vom  28.  Juli  bis  zum  1.  August  1914. 
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Anlage  VI. 

Auszüge  aus  dem  «Orangelmcli»  über  Deutschlands  Kriegserklärung  an  Russland. 


Graf  von  Poui'tales 

St,  Peters- 
burg, 

1.  August 

Vom  deutschen  Botschafter  in  Peters- 
burg dem  russischen  Minister  des 
Aeussern  überreichte  Note  .... 

Hr.  Sasonow  . . 

1 

St.  Peters- 
burg, 

2.  August 

Mitteilung  des  russischen  Ministers 
des  Aeussern,  in  der  die  Ereignisse, 
die  sich  vom  23.  Juli  bis  zum  1.  Aug. 
1914  zugetragen  haben,  zusammen- 
gefasst sind 

Hr.  Sasonow  . . 

St.  Peters- 
burg, 

2.  August 

Rundschreiben  des  russischen  Mi- 
nisters des  Aeussern  an  die  kaiser- 
lichen Vertreter  im  Auslande  . . . 

Diplomatische  Aktenstücke. 

Europäischer  Krieg. 


^vVVVVVv^'^ 


I.  ABSCHNITT. 


Vorzeichen. 

(1918.) 


Nr.  1. 

Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 
an  Herrn  Jonnart,  Minister  des  Aeussern. 

Berlin,  den  17.  März  1913. 

Unser  Militärattache  und  unser  Marineattache  unterbreiten 
ihren  Vorgesetzten  Ministern  Berichte  über  das  neue  deutsche 
Militärgesetz.  Ich  lenke  die  Aufmerksamkeit  Ew.  Exzellenz  auf 
diese  wichtigen  Aktenstücke. 

Einzig  das  Studium  der  Frage,  wie  die  Mittel  zur  Deckung 
der  Kosten  der  vorgesehenen  militärischen  Massnahmen  aufge- 
bracht werden  sollen,  verzögert  die  Veröffentlichung  der  end- 
gültigen Vorschläge  der  deutschen  Regierung.  Die  besitzenden 
Klassen,  besonders  der  Geschäftswelt,  sind  trotz  des  zur  Schau 
getragenen  Patriotismus,  mit  dem  sie  das  ihnen  zugemutete 
Opfer  auf  sich  nehmen,  mit  den  angekündigten  Finanzmass- 
nahmen unzufrieden  und  ahnen,  dass  eine  solche  Steuer,  mit- 
ten in  Zeiten  des  Friedens  erhoben,  für  die  Zukunft  gefährliche 
Folgen  haben  kann.  Anderseits  haben  die  Bundesregierungen 
der  Neuerung,  die  dem  Reich  Einnahmen  aus  indirekten  Steuern 
verschaffen  wird,  einen  lebhaften  Widerstand  entgegengesetzt. 
Bis  jetzt  war  der  Bezug  solcher  Steuern  den  Bundesstaaten  Vor- 
behalten, und  diese  erblicken  im  Abweichen  von  der  bisherigen 
Regel  eine  neue  Stärkung  des  Reiches  und  eine  gewisse  Beein- 
trächtigung ihrer  eigenen  Souveränität. 

Wie  dem  auch  sei  : indem  das  Reich  seine  Heeresmacht 
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verstärkt,  zeigt  es  sich  entschlossen,  nichts  dem  Zufall  zu  über- 
lassen, wenn  eine  Verwicklung  eintreten  sollte. 

Die  von  Deutschland  beschlossenen  Neuerungen  hatten  eine 
von  ihm  nicht  erwartete  Wirkung  : die  französische  Regierung 
brachte  den  Vorschlag  auf  Wiedereinführung  der  dreijährigen 
Dienstzeit  ein,  und  mit  mannhafter  Entschlossenheit  sprach 
sich  Frankreich  für  diesen  Antrag  aus.  Das  dadurch  in  Deutsch- 
land hervorgerufene  Erstaunen  wurde  von  der  Reichsregierung 
benützt,  um  die  unbedingte  Notwendigkeit  der  Verstärkung  der 
deutschen  Heeresmacht  zu  betonen.  Die  neuen  Vorschläge  wur- 
den als  eine  Antwort  auf  das  Vorgehen  Frankreichs  hingestellt. 
In  Wahrheit  verhält  es  sich  aber  gerade  umgekehrt  : die  gewal- 
tigen Anstrengungen,  die  Frankreich  auf  dem  Gebiete  des  Heer- 
wesens auf  sich  nimmt,  sind  lediglich  die  Folge  der  von  Deutsch- 
land zuerst  unternommenen  Schritte. 

Die  Reichsbehörden  werden  nicht  müde,  die  patriotische 
Begeisterung  zu  schüren.  Der  Kaiser  gefällt  sich  darin,  täg- 
lich das  Andenken  an  1813  wachzurufen.  Gestern  abend  durch- 
zog ein  militärischer  Zapfenstreich  die  Strassen  Berlins,  und 
dabei  wurden  Reden  gehalten,  in  denen  die  heutige  Lage  der 
^ or  hundert  Jahren  gleichgestellt  wurde.  Diese  Bearbeitung  der 
öffentlichen  Meinung  wird  in  den  Verhandlungen  des  nächsten 
Monat  zusammentretenden  Reichstags  ihren  Widerhall  finden, 
und  ich  habe  Grund  zu  der  Befürchtung,  dass  sogar  der  Kanzler 
verleitet  werde,  in  seinen  Erklärungen  auf  die  Beziehungen 
zwischen  Frankreich  und  Deutschland  anzuspielen.  Es  war  zu 
erwarten,  dass  man  in  dem  Augenblicke,  wo  dem  Lande  neue 
Opfer  zugemutet  werden,  seinen  Patriotismus  anfachen  würde; 
aber  es  heisst  mit  der  Vergleichung  geschichtlicher  Tatsachen 
Missbrauch  treiben,  wenn  man  die  heutige  Zeit  der  von  1813 
gleichstellt.  Vor  hundert  Jahren  erhob  sich  das  deutsche  Volk 
gegen  den  genialen  Mann,  der  nach  der  Weltherrschaft  strebte; 
wenn  diese  Bewegung  heute  irgendwo  ihr  Gegenstück  finden 
sollte,  so  müsste  man  es  in  Frankreich  suchen;  denn  das  fran- 
zösische Volk  ist  einzig  und  allein  darauf  bedacht,  sich  gegen 
die  Herrschaft  der  Gewalt  zu  schützen. 

Man  darf  sich  aber  nicht  verhehlen,  dass  diese  in  den  bei- 
den Ländern  vorwaltende  Stimmung  die  Lage  ernst  gestaltet. 

Jules  Cambon. 


BEILAGE  I.  . , , 

f ' - ' 

Bericht  des  Oberstleutnants  Serret,  Militärattache  bei  der  fran- 
zösischen Botschaft  in  Berlin, 
an  Herrn  Etienrie,  Kriegsminister. 

Berlin,  den  15.  März  1913. 

Die  patriotische  Bewegung,  die  in  Frankreich  zutage  ge- 
treten ist,  hat  gewisse  Kreise  hier  in  einen  wahren  Zorn  ver- 
setzt. 

Ich  behaupte  freilich  keineswegs,  dass  der  in  der  « Köl- 
nischen Zeitung  » erschienene  heftige  Artikel  die  allgemeine 
Meinung  widerspiegle;  er  ist  vielmehr  der  Wutausbruch  eines 
impulsiven  Journalisten,  der  von  der  Regierung  sofort  desavou- 
iert wurde. 

Aber  trotz  ihrer  Ungehörigkeit  darf  die  Bedeutung  dieser 
Kundgebung  der  « Kölnischen  Zeitung  » nicht  unterschätzt  wer- 
den. Sie  wurde,  wenn  auch  nicht  in  ihrer  Form,  doch  in  ihrem 
Geist  von  mehreren  bedeutenden  Zeitungen  gutgeheissen,  und 
sie  scheint  mir  der  Ausdruck  eines  wirklich  vorhandenen  Ge- 
fühls, eines  verhaltenen  Zornes  zu  sein. 

Diese  Feststellung  ist  von  Interesse,  da  sie  den  Sinn  der 
gegenwärtigen  Rüstungen  in  ein  helleres  Licht  zu  rücken  ver- 
mag. 

Schon  seit  einiger  Zeit  trifft  man  Leute  an,  welche  die  mili- 
tärischen Pläne  Frankreichs  als  ausserordentlich  und  ungerecht- 
fertigt bezeichnen.  In  einem  Salon  verstieg  sich  ein  Reichstags- 
abgeordneter, und  zwar  kein  überspannter  Kopf,  im  Gespräch 
über  die  dreijährige  Dienstzeit  in  Frankreich  zu  dem  Ausspruch: 
« Das  ist  eine  Herausforderung,  das  werden  wir  nicht  zugeben.  » 
Gemässigtere  Persönlichkeiten  aus  Militär-  und  Zivilkreisen 
kann  man  täglich  den  Standpunkt  vertreten  hören,  Frankreich 
mit  seinen  40  Millionen  Einwohnern  habe  kein  Recht,  in  dieser 
Weise  mit  Deutschland  zu  wetteifern. 

Kurz,  man  ist  wütend,  und  zwar  nicht  etwa  wegen  des  fort- 
währenden Geschreis  gewisser  französischer  Blätter,  über  die 
sich  ernsthafte  Leute  nicht  aufhalten,  sondern  man  ist  wütend 
und  ärgert  sich,  weil  man  sieht,  dass  es  trotz  der  gewaltigen  An- 
strengungen des  letzten  Jahres,  die  dieses  Jahr  fortgesetzt  und 
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noch  gesteigert  werden,  wahrscheinlich  auch  jetzt  noch  nicht 
gelingt,  Frankreich  aus  dem  Felde  zu  schlagen. 

Das  ist  aber  in  Wirklichkeit  das  von  Deutschland  verfolgte 
Ziel,  uns  endgültig  aus  dem  Felde  zu  schlagen,  da  wir  uns  auf 
seine  Seite  stellen  weder  können  noch  wollen.  Das  kann  nicht 
genug  wiederholt  werden,  und  das  im  Wurfe  liegende  Gesetz, 
in  dem  man  in  Frankreich  zu  sehr  nur  einen  spontanen  Aus- 
bruch erkennen  will,  ist  lediglich  die  unvermeidliche  und  er- 
wartete Folge  des  Gesetzes  vom  Juni  1912. 

Dieses  Gesetz,  das  zwei  neue  Armeekorps  schuf,  Hess  ab- 
sichtlich nach  deutscher  Art  grosse  Einheiten  und  Regimenter 
unvollständig.  Es  war  klar,  dass  man  mit  der  Ausfüllung  der 
Lücken  nicht  lange  zuwarten  würde.  *)  Die  Balkanwirren 
brachen  gerade  zur  rechten  Zeit  aus  und  boten  die  erwünschte 
Gelegenheit,  die  Jahrhundertfeier  der  Freiheitskriege  dazu  zu 
benützen,  um  in  Erinnerung  an  die  einst  schon  gegen  uns  ge- 
brachten Opfer  um  so  leichter  neue  erhältlich  zu  machen. 

Zur  Klarlegung  der  Entstehungsgeschichte  dieses  Militär- 
programms erlaube  ich  mir,  darauf  hinzuweisen,  was  vor  einem 
Jahre,  beim  Erscheinen  des  Gesetzes  von  1912,  mein  Vorgänger, 
Oberst  Pelle,  schrieb  : 

« Wir  werden  täglich  inne,  wie  tief  und  anhaltend  die  durch 
die  letztjährigen  Ereignisse  geweckten  Gefühle  gekränkten  Hoch- 
muts und  des  Grolles  uns  gegenüber  sind. 

« Der  Vertrag  vom  4.  November  1911  ist  eine  gewaltige  Ent- 
täuschung. 

« In  allen  Landesteilen  werden  die  Gemüler  vom  gleichen 
Gefühl  der  Missstimmung  beherrscht.  Alle  Deutschen,  bis  zu 
den  Sozialdemokraten,  grollen  mns,  dass  wir  sie  um  jeden  An- 
teil an  Marokko  gebracht  haben. 

« Vor  einem  oder  zwei  Jahren  schienen  die  Deutschen  zur 
Eroberung  der  Welt  ausgezogen  zu  sein.  Sie  hielten  sich  für 
so  stark,  dass  niemand  wagen  würde,  den  Kampf  gegen  sie  auf- 
zunehmen. Der  deutschen  Industrie,  dem  deutschen  Handel, 


*)  Somit  wären  wir  einige  Jahre  später  vor  die  Frage  gestellt  wor- 
den, vor  der  wir  heute  stehen,  und  zwar  unter  noch  beängstigenderen 
Umständen;  denn  der  Rückgang  unserer  Kontingente  verringert  anhal- 
tend unseren  Friedensbestand. 
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der  deutschen  Expansion  erschlossen  sich  unbegrenzte  Möglich- 
keiten. 

« Diese  Gedanken  und  ehrgeizigen  Bestrebungen  sind  heute 
natürlich  nicht  verschwunden.  Die  Deutschen  haben  immer 
noch  das  Bedürfnis  nach  neuen  Absatzgebieten,  nach  wirtschaft- 
licher und  kolonialer  Ausdehnung.  Sie  halten  sich  dazu  für 
berechtigt,  weil  sie  fortwährend  an  Zahl  zunehmen,  weil  die 
Zukunft  ihnen  gehört.  Sie  erblicken  in  uns,  mit  unsern  40  Mil- 
lionen Einwohnern,  eine  Nation  zweiten  Ranges. 

« In  der  Krisis  von  1911  hat  diese  Nation  zweiten  Ranges 
ihnen  die  Stirne  geboten,  und  der  Kaiser  und  die  Regierung 
gaben  nach.  Das  hat  die  öffentliche  Meinung  weder  ihnen  noch 
uns  verziehen.  Sie  will  nicht,  dass  derartiges  sich  wiederholen 
könne,  » 

Und  in  dem  Augenblick,  wo  der  zweite,  gewaltige  Teil  des 
Programms  seiner  Verwirklichung  nahe  ist,  wo  die  deutsche 
Militärmacht  im  Begriffe  steht,  jene  endgültige  Ueberlegenheit 
zu  erreichen,  die  uns  zwingen  würde,  gegebenenfalls  eine  De- 
mütigung zu  ertragen  oder  erdrückt  zu  werden  — in  diesem 
Augenblick  lehnt  sich  Frankreich  dagegen  auf,  abzudanken  und 
liefert  den  Beweis  seiner  unvergänglichen  Kraft  der  Wieder- 
geburt und  des  Neuauflebens,  von  der  Renan  gesprochen  hat. 
Man  versteht  den  deutschen  Aerger  nur  zu  gut. 

Gewiss,  die  Regierung  beruft  sich  auf  die  allgemeine  euro- 
päische Lage  und  spricht  von  der  slavischen  Gefahr.  In  Wirk- 
lichkeit scheint  mir  die  öffentliche  Meinung  der  slavischen  Ge- 
fahr gegenüber  recht  gleichgültig  zu  sein,  und  doch  hat  sie 
mit  Würde,  um  nicht  mehr  zu  sagen,  die  ungeheuren  Lasten 
der  beiden  aufeinanderfolgenden  Gesetze  auf  sich  genommen. 

Am  vergangenen  10.  März,  der  hundertjährigen  Feier  der 
Massenerhebung  Deutschlands  gegen  uns,  drängte  sich  trotz 
strömenden  Regens  eine  gewaltige  Menge  zu  der  Militärparade 
vor  dem  Schloss  und  scharte  sich  im  Tiergarten  um  die  mit 
Bergen  von  Blumen  geschmückten  Standbilder  der  Königin 
Luise  und  Friedrich  Wilhelms  III. 

Diese  Feiern  zur  Erinnerung  an  den  Kampf  gegen  Frank- 
reich werden  sich  das  ganze  Jahr  Mederholehr  wird  die 
Jahrhundertfei^  des""efsteinKmzösjscheri  Feldzugs,  des  ersten 
Einzugs  der  Preussen  in  Paris  in  Szene  gesetzt  werden. 
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Kurz,  wenn  auch  die. öffentliche  Meinung  Deutschlands 
nicht  mit  dem  Finger  auf  Frankreich  hinweist,  wie  die  « Köl- 
nische Zeitung  » es  tut,  so  ist  sie  doch  gegen  uns  gerichtet  und 
wird  es  noch  lange  bleiben.  Sie  findet,  dass  wir  mit  unsern 
40  Millionen  Einwohnern  einen  unbedingt  zu  grossen  Platz  an 
der  Sonne  einnehmen. 

Die  Deutschen  wünschen  den  Frieden,  so  wird  man  nicht 
müde  auszurufen,  und  der  Kaiser  vor  allen;  ^^aber  sie  wollen 
den  Frieden  nicht  im  Sinne  gegenseitiger  Konzessionen  und  der 
Herstellung  des  Gleichgewichts  der  Rüstungen.  Sie  wollen  ge- 
fürchtet sein,  und  sie  schicken  sich  an,  zu  diesem  Zweck  die 
notigen  Opfer  zu  bringen.  Wenn  ihr  Nationalstolz  sich  bei 
irgend  einem  Anlass  verletzt  fühlen  sollte,  so  wird  das  Vertrauen 
des  Landes  auf  die  gewaltige  Ueberlegenheit  seines  Heeres  einen 
Ausbruch  nationalen  Zornes  begünstigen,  und  diesem  gegenüber 
wird  die  Mässigung  der  Reichsregierung  vielleicht  ohnmächtig 
sein. 

Es  muss  ausserdem  festgestellt  werden,  dass  die  Regierung 
alles  ins  Werk  setzt,  um  das  Nationalgefühl  durch  glanzvolle 
Gedächtnisfeiern  der  Ereignisse  von  1813  zu  erhitzen. 

Uebrigens  würde  die  Wendung,  welche  die  öffentliche  Mei- 
nung genommen  hat,  in  jedem  Fall  dem  Kriege  einen  mehr  oder 
weniger  nationalen  Charakter  verleihen.  Mit  welchem  Vorwand 
Deutschland  auch  einen  europäischen  Brandausbruch  rechtfer- 
tigen mag,  es  ist  unvermeidlich,  dass  die  ersten  entscheidenden 
Schläge  gegen  Frankreich  gerichtet  sein  werden. 

Serret. 

BEILAGE  n. 

Herr  de  Faramond,  Marineattache  bei  der  französischen  Bot- 
schaft in  Berlin, 

an  Herrn  Baudin,  Marineminister. 

Berlin,  den  15.  März  1913. 

Anlässlich  meines  Berichtes  über  die  Prüfung  des  Marine- 
budgets durch  die  Kommission  des  Reichstags  habe  ich  bemerkt, 
dass  dieses  Jahr  kein  Gesetz  zur  Erweiterung  der  Flotte  vor- 
gelegt, sondern  dass  jeder  militärische  Aufwand  sich  gegen  uns 
richten  werde. 


ü 


Obwohl  der  neue  Gesetzesentwiirf  betreffend  die  Vermeh- 
rung der  deutschen  Bestände  noch  nicht  vor  dem  Reichstag 
liegt,  wissen  wir  doch  aus  der  « Norddeutschen  Allgemeinen  Zei- 
tung »,  dass  es  sich  um  eine  « Heeresverstärkung  im  grossen 
Stile  » handelt. 

Die  offiziösen  Zeitungen  haben  sich  übrigens  bei  Besprech- 
ung des  Entwurfes  in  einer  Weise  geäussert,  dass  man  die  Mit- 
teilungen des  « Lokalanzeigers  » für  zuverlässig  halten  darf. 

Die  deutschen  Bestände  betragen  zurzeit  720,000  Mann.  Wir 
sind  zum  Schluss  berechtigt,  dass  die  Armee  am  1.  Oktober  1914 
auf  die  Stärke  von  ungefähr  860,000  Mann  gebracht  sein  wird. 

Dieser  Zahl  käme  eine  weniger  grosse  Bedeutung  zu,  wenn 
nicht  die  Absichten  des  neuen  Gesetzes  (nach  dem,  was  die  offi- 
ziösen Blätter  haben  durchblicken  lassen),  wie  übrigens  auch 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1912,  dahin  zielten,  die 
Armeekorps  an  unserer  Grenze  möglichst  auf  Kriegsstärke  zu 
bringen,  um  uns  plötzlich,  gleich  am  Tage  der  Eröffnung  der 
Feindseligkeiten,ntnit  weit  überlegenen  Kräften  angreifen  zu 
können.  Es  ist  für  die  Reichsregierung  eine  gebieterische  Not- 
wendigkeit, sofort  am  Anfang  der  Operationen  einen  Erfolg  zu 
erringen. 

Der  deutsche  Kaiser  würde  heute  einen  Krieg  gegen  Frank- 
reich nicht  mehr  unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  vor  40 
Jahren  beginnen.  Beim  Ausbruch  des  Krieges  von  1870  hatte 
der  preussische  Generalstab  mit  der  Möglichkeit  einer  sieg- 
reichen Offensive  der  Franzosen  gerechnet,  und  Moltke  hatte, 
in  der  Voraussicht,  dass  wir  unter  Umständen  bis  nach  Mainz 
gelangen  könnten,  seinem  Monarchen  erklärt  : « Dort  werden 
sie  nicht  weiter  kommen.  » Wilhelm  II.  schaltet  in  seinen  Be- 
rechnuogen  jede  Möglichkeit  eines  Rückzuges  aus,  obschon  der 
deutsche  Soldat  heute  nicht  mehr  jener  einfache,  gottesfürch- 
tige,  auf . Befehl  seines  Königs  zum  Sterben  bereite  Mann  ist 
wie  vor  40  Jahren.  Angesichts  der  bei  den  letzten  Wahlen  ab- 
gegebenen vier  Millionen  sozialdemokratischer  Stimmen  und 
unter  Berücksichtigung  der  Tatsache,  dass  in  Deutschland  das 
Stimmrecht  erst  mit  25  Jahren  erworben  wird,  lässt  sich  den- 
ken,, dass  das  aus  jungen  Männern  von  20 — 25  Jahren  zusam- 
mengesetzte aktive  Heer  in  seinen  Reihen  eine  beträchtliche 
Zahl  Sozialdemokraten  birgt. 


10 


Gewiss  wäre  es  töricht,  anzunehmen,  die  deutschen  Sozial- 
demokraten würden  am  ersten  Tage,  wo  Deutschland  und 
Frankreich  handgemein  werden,  das  Gewehr  umkehren;  aber 
es  wird  für  die  Reichsregierung  von  grösster  Bedeutung  sein, 
ihnen  die  Ueberzeugung  beizubringen,  einerseits,  jlass  wir  die 
Angreifenden  sind,  und  anderseits,  dass  sie  volles  Vertrauen  in 
Jie  Führung  und  den  Ausgang  des  Kampfes  haben  können. 

Ich  war  überrascht,  bei  der  letzten  Beeidigung  der  Garde- 
rekruten in  Potsdam  den  Kaiser  in  seiner  Ansprache  an  die 
jungen  Soldaten  über  das  Thema  sprechen  zu  hören  : « Die 

Pflicht,  in  schlechten  Zeiten  mutiger  und  disziplinierter  zu  sein 
als  in  guten.  » 

Und  weil  eine  erste  Niederlage  der  Deutschen  für  das  Reich 
von  unberechenbarer  Tragweite  wäre,  darum  zielen  alle  vom 
Grossen  Generalstab  ausgearbeiteten  Militärpläne  auf  eine  nie- 
derschmetternde Offensive  gegen  Franl^eich  hin. 

In  Wirklichkeit  will  sich  die  Reichsregierung  in  stand 
setzen,  allen  möglichen  Ereignissen  gewachsen  zu  sein.  Von 
Seiten  Frankreichs  scheint  ihr  die  Gefahr  am  grössten.  Die 
« Kölnische  Zeitung  » sagte  es  offen  in  einem  gehässigen  und 
heftigen  Artikel,  der  allerdings  von  der  Wilhelmstrasse  miss- 
billigt wurde,  aber  mehr  nur  in  seiner  Form  als  in  seinem 
Inhalt. 

Wir  müssen  davon  überzeugt  sein,  dass  die  von  der  « Köl- 
nischen Zeitung  » geäusserte  Ansicht  zur  Stunde  von  der  über- 
grossen Mehrheit  des  deutschen  Volkes  geteilt  wird. 

Nach  dieser  Richtung  dürfte  es  von  Interesse  sein,  ein  Ge- 
spräch anzuführen,  das  ein  Mitglied  unserer  Botschaft  an  einem 
der  letzten  Abende  mit  dem  alten  Fürsten  Henckel  von  Donners- 
mark hatte,  weil  es  die  in  den  Hofkreisen  herrschende  Denkart 
wiedergeben  dürfte. 

Anspielend  auf  die  neue  deutsche  Militärvorlage  bemerkte 
Fürst  von  Donnersmark  : « Die  Franzosen  sind  durchaus  im 
Unrecht,  wenn  sie  glauben,  dass  wir  finstere  Absichten  hegen 
und  den  Krieg  wünschen.  Aber  wir  können  nicht  vergessen, 
dass  1870  die  öffentliche  Meinung  die  französische  Regierung 
zwang,  uns  in  wahnwitziger  Weise  anzugreifen,  ohne  bereit  zu 
sein.  Wer  kann  uns  versichern,  dass  die  öffentliche  Meinung, 
die  in  Frankreich  so  leicht  in  Brand  gerät,  nicht  eines  schönen 
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Tages  die  französische  Regierung  wieder  zum  Krieg  mit  uns 
nötige  ? Vor  dieser  Gefahr  wollen  wir  uns  zum  voraus  sichern.  » 

Und  der  Fürst  fügte  bei  : « Man  hat  mich  in  Frankreich 
oft  als  einen  der  Anstifter  des  Krieges  von  1870  angesehen. 
Das  ist  durchaus  falsch.  Wenn  ich  an  den  Folgen  des  Krieges 
mitgearbeitet  habe,  so  hatte  ich  im  Gegenteil  vorher  mein  Mög- 
lichstes getan,  um  dessen  Ausbruch  zu  verhindern.  Als  ich 
einige  Zeit  vor  dem  Kriege  an  einem  Diner  teilnahm,  bei  dem 
die  angesehensten  Persönlichkeiten  des  Kaiserreichs  vereinigt 
waren,  ergriff  ich  das  Wort,  um  mein  Bedauern  aiiszusprechen 
über  die  feindseligen  Gefühle,  die  bereits  zwischen  Frankreich 
und  Preussen  zutage  traten.  Man  entgegnete  mir,  ich  rede  so, 
weil  ich  mich  vor  einem  Kriege  fürchte,  dessen  Ausgang  sicher 
für  Preussen  ungünstig  wäre.  Ich  erwiderte  : Nein,  nicht  aus 
Angst  weise  ich  den  Gedanken  an  einen  Krieg  zwischen  Frank- 
reich und  Preussen  zurück,  sondern  weil  ich  glaube,  dass  es 
im  Interesse  beider  Länder  liegt,  ihn  zu  vermeiden.  Und  da  Sie 
auf  den  wahrscheinlichen  Ausgang  eines  solchen  Kampfes  an- 
gespielt haben,  will  ich  Ihnen  meine  Meinung  sagen.  Ich  habe 
die  Ueberzeugung,  dass  Sie  geschlagen  werden,  und  zwar  des- 
halb, weil  Sie  bei  allen  glänzenden  Eigenschaften  der  Franzo- 
sen, die  ich  anerkenne  und  bewundere,  nicht  pünktlich  sind. 
Unter  der  Pünktlichkeit  verstehe  ich  nicht  das  rechtzeitige  Er- 
scheinen bei  einem  Stelldichein,  sondern  die  Pünktlichkeit  im 
vollen  Sinn  des  Wortes.  Der  Franzose,  der  leicht  arbeitet,  ist 
in  der  Erfüllung  seiner  Pflichten  nicht  so  pünktlich  wie  der 
Deutsche.  Im  nächsten  Kriege  wird  aber  diejenige  Nation  sieg- 
reich sein,  deren  Diener  alle  von  oben  bis  unten  ihre  Pflicht, 
so  gross  oder  so  klein  sie  sein  mag,  genau  erfüllen  werden.  » 
Und  der  Fürst  von  Donnersmark  sagte  weiter  : « Die  Pünkt- 
lichkeit, die  eine  so  grosse  Rolle  spielte,  als  es  sich  vor  40  Jah- 
ren darum  handelte,  eine  Armee  von  500,000  Mann  in  Bewe- 
gung zu  setzen,  wird  eine  noch  viel  grössere  Bedeutung  haben 
im  Laufe  des  nächsten  Krieges,  wo  weit  grössere  Massen  zur 
Verwendung  kommen  werden.  » 

In  dieser  Form  gab  der  alte  Fürst  dem  Vertrauen  Ausdruck, 
das  alle  Deutschen  in  die  Ueberlegenheit  ihrer  Militärorganisa- 
tion haben. 

Als  ich  weiter  oben  von  der  neuen  deutschen  Vorlage 
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sprach,  habe  ich  nur  auf  die  Verstärkung  der  Bestände  hinge- 
wiesen. Allein  sie  bringt  auch  eine  Vermehrung  des  Materials 
und  der  Verteidigungswerke  mit  sich.  Einzelheiten  darüber  sind 
nicht  bekannt,  aber  man  kann  sich  davon  einen  Begriff  machen, 
wenn  man  bedenkt,  dass  Ausgaben  im  Betrag  von  1.250,000,000 
Franken  vorgesehen  sind. 

Die  Ausführung  des  Quinquennalgesetzes  von  1911  hatte 
keine  besondern  Finanzmassnahmen  notwendig  gemacht. 

Die  Ausgaben  des  Militär-  und  Flottengesetzes  von  1912 
waren  vorläufig  gedeckt  durch  die  Etatüberschüsse  der  Jahre 
1910  und  1911,  durch  eine  Abänderung  des  Alkoholgesetzes  und 
durch  das  Aufschieben  der  Herabsetzung  des  Zuckerzolls  (diese 
beiden  letzten  Einnahmsquellen  ergaben  übrigens  zusammen  nur 
einen  Betrag  von  60  Millionen  Franken). 

Ueberdies  sei  daran  erinnert,  dass  kürzlich  vom  Reich  und 
von  Preussen  grosse  Anleihen  aufgenommen  worden  sind  : 
500  Millionen  Mark  am  29.  Januar  1912  und  350  Millionen 
Mark  am  7.  März  1913.  Ein  nicht  unbedeutender  Teil  dieser 
Anleihen  ist  jedenfalls  für  die  Militärausgaben  bestimmt  worden. 

Das  Militärgesetz  von  1913  wird  ganz  ausnahmsweise 
Finanzmassnahmen  erfordern. 

Nach  den  Angaben  der  halbamtlichen  Zeitungen  würden 
sich  die  sog.  « einmaligen  » Ausgaben  auf  eine  Milliarde  Mark 
belaufen  und  die  « dauernden  » Ausgaben  infolge  der  Vermeh- 
rung der  Bestände  200  Millionen  Mark  jährlich  übersteigen. 

Es  scheint  ziemlich  sicher  zu  sein,  dass  die  nicht  jährlich 
wiederkehrenden  Ausgaben  durch  eine  Wehrsteuer  auf  dem 
Vermögen  gedeckt  werden  sollen.  Die  kleinern  Vermögen  wür- 
den von  der  Steuer  befreit  und  die  Vermögen  von  über  20,000 
Mark  mit  einer  Progressivsteuer  belegt.  In  dieser  Form  können 
sich  die  Sozialdemokraten  mit  der  Wehrsteuer  abfmden  ; sie 
können  so,  ihrer  üblichen  Taktik  gemäss,  den  Grundsatz  des 
Militärgesetzes  ablehnen  und  die  seine  Ausführung  sichernden 
Mittel  bewilligen. 

Die  Regierung  fürchtet,  dass  diese  ausserordentliche,  einzig 
das  Vermögen  belastende  Steuer  von  einer  Milliarde  bei.  den 
Reichen  und  im  Mittelstand  eine  dauernde  Unzufriedenheit  her- 
vorrufen  werde;  darum  tut  sie  alles,  was  in  ihrer  Macht  liegt, 
um  die,  welche  dieses  schwere  Lösegeld  zu  entrichten  haben. 
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davon  zu  überzeugen^  dass  die  Sicherheit  des  Reichs  bedroht 
ist,  und  um  die  Aehnlichkeit  zwischen  der-  kriegerischen  Zeit 
von  1813  und  der  Gegenwart  nachzuweisen: 

Durch  eine  geräuschvolle  Begehung  der  Jahrhundertfeier 
der  Unabhängigkeitskriege  soll  das  Volk  von  der  Notwendigkeit 
des  Opfers  überzeugt  und  ihm  ins  Gedächtnis  gerufen  werden, 
dass  Frankreich  heute  wie  Vor  hundert  Jahren  der  Erbfeind  ist. 

Wenn  wir  feststellen,  dass  die  deutsche  Regierung  mit  allen 
Mitteln  zu  erreichen  sucht,  dass  diese  gewaltige  Steuer  nicht 
ratenweise  entrichtet  werde,  und  wenn,  wie  einige  Zeitungen 
behaupten,  der  Gesamtbetrag  vor  dem  1.  Juli  1914  bezahlt  sein 
muss,  so  liegt  darin  für  uns  ein  erschrecklicher  Fingerzeig,  denn 
nichts  kann  eine  solche  Eile  der  -Militärbehörden  verständlich 
machen,  in  ihrer  Kasse  über  einen  flüssigen  Kriegsschatz  von 
einer  Milliarde  zu  verfügen. 

Ueber  die  Deckung  der  dauernden  Ausgaben,  welche  die 
Gesetze  von  1912  und  1913  bedingen,  hat  noch  nichts  verlautet. 

Es  werden  jedenfalls  neue  Beschlüsse  notwendig  sein  zur 
Deckung  der  jährlichen  Ausgaben. 

Ich  ziehe  den  Schluss  : In  Deutschland  folgt  die  Ausführung 
einer  militärischen  Reform  dem  Beschlüsse,  sie  an  die  Hand  zu 
nehmen,  immer  auf  dem  Fusse.  Alle  neuen  Bestimmungen  des 
Quinquennalgesetzes  von  1911  und  des  Gesetzes  von  1912  sind 
bereits  in  Kraft  getreten.  Es  ist  sehr  wohl  möglich,  dass  ein 
Teil  des  Materials,  dessen  Ankauf  das  neue  Gesetz  bewilligen 
wird,  schon  in  Erstellung  begriffen  ist.  Die  militärischen  Ge- 
heimnisse werden  hier  so  streng  gehütet,  dass  es  äussersl 
schwierig  ist,  den  Veränderungen  im  Personal  und  Material  zu 
folgen. 

Mit  700,000  jMann  unter  den  Waffen  (ganz  abgesehen  von 
den  sehr  zahlreichen  Reservisten,  die  gegenwärtig  eingeübt  wer- 
den), mit  einer  vollkommenen  militärischen  Organisation  und 
mit  einer  öffentlichen  Meinung,  die  unter  dem  Banne  der  krie- 
gerischen Aufrufe  des  Kriegerverbandes  jind  des  Flottenvereins^ 
steht,  ist  das  deutsche  Volk  zur  Stunde  ein  sehr  gefährlicher 
Nachbar. 

Wenn  die  dreijährige  Dienstzeit  in  Frankreich  angenom- 
men wird  und  sofort  zur  Anwendung  gelangt,  werden  die  Ver- 
hältnisse nächstes  Jahr  weniger  ungleich  sein.  Die  deutschen 
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Bestände  werden  zwar  die  unsrigen  noch  wesentlich  übersteigen, 
aber  die  Einberufung  der  ganzen  verfügbaren  Macht  wird  keine 
Auswahl  mehr  gestatten  und  in  das  deutsche  Heer  Elemente 
zweiten  Ranges  und  sogar  weniger  wünschenswerte  Einheiten 
eingliedern.  Der  moralische  Wert  des  aktiven  Heeres  wird  da- 
bei eine  Einbusse  erleiden. 

\ I Die  Deutschen  haben  das  Gleichgewicht  der  beiden  Europa 
\ trennenden  Lager  zerstören  wollen  durch  einen  letzten  grossen 
/j  Kraftaufwand,  mit  dem  sie  so  ziemlich  an  der  Grenze  ihrer 
' ^Leistungsfähigkeit  angelangt  sind. 

Sie  hielten  Frankreich  nicht  für  fähig  zu  einem  grossen 
Opfer.  Die  Annahme  der  dreijährigen  Dienstzeit  bei  uns  wird 
einen  Strich  durch  ihre  Rechnung  machen. 

Faramond. 


Nr.  2. 

Herr  Etienne,  Kriegsminister, 

on  Herrn  Jonnart,  Minister  des  Aeussern. 

Paris,  den  2.  April  1913. 

Ich  habe  soeben  von  zuverlässiger  Seite  Mitteilung  erhal- 
ten von  einem  amtlichen  und  geheimen  Berichte  über  die  Ver- 
stärkung des  deutschen  Heeres.  Er  zerfällt  in  zwei  Teile  : einen 
ersten,  allgemeinen,  und  einen  zv/eiten,  technischen  Inhalts, 
und  beschreibt  in  allen  Einzelheiten,  Waffe  für  Waffe,  genau 
die  zu  treffenden  Massnahmen;  die  Ausführungen  über  die  Ver- 
wendung der  Kraftfahrzeuge  und  die  Benützung  der  Luftfahr- 
zeuge sind  besonders  auffallend. 

Ich  habe  die  Ehre,  Ihnen  beiliegend  eine  Abschrift  des 
ersten  Teils  dieses  Aktenstücks  zu  überreichen,  der  mir  Ihre 
Aufmerksamkeit  zu  verdienen  scheint. 


Etienne. 
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BEILAGE. 

NOTE  über  die  Verstärkung  des  deutschen  Heeres. 

Berlin,  den  19.  März  1913. 

L Allgemeines  über  die  neuen  Militärgesetze. 

Die  Vermehrung  erfolgte  in  drei  Abschnitten  : 

1.  Die  Algesiraskonferenz  hat  die  letzten  Zweifel  über  das 
Bestehen  einer  Verständigung  zwischen  Frankreich,  England 
und  Russland  beseitigt.  Anderseits  sahen  wir,  dass  Oesterreich- 
Ungarn  genötigt  war,  Kräfte  gegen  Serbien  und  Italien  festzu- 
legen. Endlich  war  unsere  Flotte  damals  nicht  stark  genug. 
Nach  Beendigung  des  Konfliktes  befasste  man  sich  daher  in 
erster  Linie  mit  der  Verstärkung  unserer  Küstenverteidigung, 
mit  der  Hebung  unserer  Seemacht.  Der  Absicht  Englands,  ein 
Expeditionskorps  von  100,000  Mann  auf  den  Kontinent  zu  ent- 
senden, musste  man  eine  bessere  Gliederung  der  Reserven  ent- 
gegenhalten, die  je  nach  den  Umständen  im  Küstendienst,  in 
den  Festungen  und  bei  den  Belagerungen  Verwendung  finden 
sollten.  Es  war  schon  in  jenem  Zeitpunkt  klar,  dass  es  ohne 
grosse  Kraftanstrengung  nicht  abgehen  würde. 

2.  Die  Franzosen  haben  durch  die  Verletzung  der  marok- 
kanischen Uebereinkünfte  den  Zwischenfall  von  Agadir  herbei- 
geführt.  Damals  machten  die  Fortschritte  des  französischen 
Heeres,  die  moralische  Erstarkung  der  Nation,  der  technische 
Vorsprung  auf  dem  Gebiete  der  Luftschiffahrt  und  der  Maschi- 
nengewehre einen  Angriff  gegen  die  Franzosen  weniger  leicht 
als  im  vorausgehenden  Zeitabschnitt.  Ausserdem  musste  man 
auf  einen  Angriff  der  englischen  Flotte  gefasst  sein.  Diese 
schwierige  Lage  öffnete  uns  die  Augen  über  die  Notwendigkeit 
einer  Heeresverstärkung.  Diese  Verstärkung  wurde  von  jenem 
Zeitpunkte  an  als  ein  Minimum  angesehen. 

3.  Der  Balkankrieg  hätte  uns  in  einen  Krieg  verwickeln 
können,  um  unserm  Verbündeten  beizustehen.  Die  neue  Lage 
im  Süden  Oesterreich-Ungarns  yermiuderte  den  Wert  der  Hilfe, 

dieser  Verbündete  üiis  ^ringen  konnte.  Anderseits  war 
Frankreich  durch  ein  neues  Kadergesetz  stärker  geworden.  Das 
neue  ’Militärgesetz  musste  daher  früher  zur  Ausführung  kom- 
men, als  ursprünglich  vorgesehen  war. 
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Man  bereitet  die  öffentliche  Meinung  vor  auf  eine  neue  Ver- 
stärkung des  aktiven  Heeres,  welche  Deutschland  einen  ehren- 
vollen Frieden  und  den  ihm  in  der  Weltpolitik  zukommenden 
Einfluss  sichern  würde.  Das  neue  Militärgesetz  und  die  Ergän- 
zung, die  ihm_  folgen  muss,  werden  beinahe  vollständig  die  Er- 
reichung dieses  Zieles  ermöglichen. 

Weder  das  lächerliche  Revanchegeschrei  der  französischen 
Chauvinisten,  noch  das  Zähneknirschen  der  Engländer,  noch 
das  ungeregelte  Gebaren  der  Slaven  werden  uns  von  unserm 
Endziel  abbringen,  das  Deutschtum  in  der  ganzen  Welt  zu  stär- 
ken und  auszubreiten. 


Die  Franzosen  mögen  rüsten  soviel  sie  wollen;  sie  können 
nicht  von  heute  auf  morgen  ihre  Bevölkerung  vermehren.  Die 
Verwendung  eines  schwarzen  Heeres  auf  deii  europäischen 
Kriegsschauplätzen  wird  noch  lange  , ein,  übrigens  jeder  Schön- 
heit barer,  Traum  sein.  - , d . 

II.  Ziel  und  Aufgaben  unserer  nationalen  Politik,  unseres  Heeres 
, und  unserer  besondern  Organe  im  Dienste  des  Heeres. 

Unser  neues  Militärgesetx  ist  lediglich  eine  Erweiterung  des 
militärischen  Erziehungswerkes  am’  deutsch en"~VoIk.  Unsere 
Vorfahren  von  1813  haben  grössere  Opfer  gebracht.  Es  ist  un- 
sere heilige  Pflicht,  das  Schwert,  das  man  uns  in  die  Hand 
gedrückt  hat,  zu  schärfen  und  bereit  zu  halten,  um  uns  zu  ver-  j 
teidigen  und  um  unserm  Feinde  Hiebe  zu  versetzen.  Der  Ge- 
danke muss  tief  ins  Volk  eindringen,  dass  unsere  Rüstungen 
eine  Antwort  sind  auf  die  französischen  Rüstungen  und  die 
französische  Politik.  Es  muss  an  die  Auffassung  gewöhnt  wer- 
den, dass  ein  Offensivkrieg  unserseits  eine  Notwendigkeit  ist, 
um  den  Herausforderungen  des  Gegners  entgegenzutreten.  Da- 
bei muss  vorsichtig  zu  Werke  gegangen  werden,  um  keineh  Ver- 
dacht zu  erwecken,  und  es  gilt,  die  Krisen  zu  vermeiden,  die 
unser  wirtschaftliches  Leben  schädigen  könnten.  Die  Sache 
muss  so  geführt  werden,  dass  unter  dem  schweren  Druck  ge- 
waltiger Rüstungen,  grosser  Opfer  und  einer  gespannten  poli- 
tischen Lage  das  Losschlagen  wie  eine  Erlösung  empfunden 
wird,  weil  nachher,  wie  nach  1870,  Jahrzehnte  des  Friedens  und 
der  Wohlfahrt  folgen  würden.  Der  Krieg  muss  auch  in  finan- 
zieller Hinsicht  vorbereitet  werden;  nach  dieser  Richtung  ist 
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noch  viel  zu  tun.  Das  Misstrauen  unserer  Finanzleute  darf  nicht 
geweckt  werden,  aber  vieles  wird  doch  nicht  verborgen  bleiben 
können. 

Um  das  Schicksal  unserer  Kolonien  hätte  man  sich  nicht  zu 
bekümmern.  Das  Endergebnis  in  Europa  wird  auch  für  sie 
entscheidend  sein.  Dagegen  müssen  in  Nordafrika  und  Russ- 
land Unruhen  ^rvorgerufen  werden,  damit  auf  diese  Weise 
Kräfte  des  Gegners  gebunden  werden.  Wir  müssen  uns  daher 
unbedingt  durch  ausgesuchte  Organe  mit  einflussreichen  Leuten 
in  Egypten,  Tunis,  Algier  und  Marokko  in  Verbindung  setzen 
und  die  für  den  Fall  eines  europäischen  Krieges  notwendigen 
Massnahmen  vorbereiten.  Natürlich  würden  diese  geheimen 
Verbündeten  im  Kriegsfall  offen  anerkannt  und  ihnen  beim 
Friedensschluss  die  errungenen  Vorteile  dauernd  zugesichert. 
Diese  Absichten  können  ihre  Verwirklichung  finden.  Ein  erster, 
vor  einigen  Jahren  gemachter  Versuch  hatte  uns  die  gewünschte 
Fühlung  verschafft,  leider  wurden  aber  die  angeknüpften  Be- 
ziehungen nicht  genügend  gefestigt.  Wohl  oder  übel  müssen  wir 
aber  Vorbereitungen  dieser  Art  treffen,  wenn  wir  einen  Feldzug 
rasch  zu  Ende  führen  wollen. 

Die  durch  politische  Agenten  in  Kriegszeiten  hervorzurufen- 
den Erhebungen  verlangen  eine  sorgfältige  Vorbereitung,  auch 
durch  materielle  Mittel.  Gleich  zu  Beginn  dieser  Erhebungen 
sind  die  Verkehrsmittel  zu  zerstören;  an  die  Spitze  der  Bewe- 
gung gehört  ein  leitender  Kopf,  der  unter  den  einflussreichen 
religiösen  oder  politischen  Führern  zu  finden  sein  wird.  Die 
ägyptische  Schule  eignet  sich  hierzu  besonders,  sie  vereinigt  im- 
mer noch  die  Intellektuellen  der  muselmanischen  Welt  in  sich. 

Unter  allen  Umständen  müssen  wir  stark  genug  sein,  um 
in  einem  wuchtigen  Anlauf  unsere  Feinde  im  Osten  und  Westen 
verriTcht^  zu  können.  Aber  im  nächsten  europäischen  Kriege 
müssen  auch  die  kleinen  Staaten  gezwungen  werden,  sich  uns 
anzuschliessen,  oder  dann  wären  sie  zu  massregeln.  Unter  ge- 
wissen Bedingungen  können  ihre  Heere  und  befestigten  Plätze 
1^1^ überwältigt  werden  oder  neutral  gemacht  werden  ; das 
hätte  voraussischtlich  gegenüber  Belgien  und  Holland  zu  gesche- 
hen, um  unserm  Feind  im  Westen  zu  verunmöglichen,  dieses 
Gebiet  zur  Operationsbasis  in  unserer  Flanke  zu  machen.  Im 
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Norden  haben  wir  eine  drohende  Haltung  Dänemarks  oder  der 
skandinavischen  Staaten  nicht  zu  befürchten;  dies  um  so  we- 
niger, als  wir  in  jedem  Falle  eine  starke  Nordarmee  auf  stellen 
und  so  in  der  Lage  sein  werden,  jedem  feindlichen  Verhalten 
von  dieser  Seite  her  zu  begegnen.  Im  ungünstigsten  Falle  könnte 
Dänemark  von  England  zur  Aufgabe  seiner  Neutralität  gezwun- 
gen werden;  aber  in  diesem  Augenblick  wäre  die  Entscheidung 
zu  Wasser  und  zu  Land  bereits  gefallen.  Unsere  Nordarmee, 
die  durch  holländische  Truppen  wesentlich  verstärkt  werden 
könnte,  würde  auch  mit  einer  äusserst  lebhaften  Defensive  jeder 
Offensive  von  dieser  Seite  begegnen. 

Im  Süden  bietet  die  Schweiz  ein  äusserst  starkes  Bollwerk 
und  wir  können  darauf  rechnen,  dass  sie  ihre  Neutralität  gegen 
Frankreich  tatkräftig  verteidigen  und  so  unsere  Flanke  schützen 
wird. 

Wie  gesagt,  befinden  wir  uns  gegenüber  den  kleinen  Staa- 
ten an  unserer  Nord  westgrenze  nicht  in  der  nämlichen  Lage. 
Dort  handelt  es  sich  für  uns  um  eine  Lebensfrage  und  wir  müs- 
sen darnach  trachten,  vom  ersten  Tage  an  mit  stark  überlegenen 
Kräften  die  Offensive  zu  ergreifen.  Zu  diesem  Zweck  muss  eine 
grosse  Armee  zusammengezogen  werden,  der  starke  Landwehr- 
truppen folgen,  welche  die  kleinen  Staaten  zwingen  werden,  sich 
uns  anzuschliessen  oder  zum  wenigsten  sich  am  Kriege  nicht  zu 
beteiligen,  und  welche  sie  im  Falle  eines  bewaffneten  Wider- 
standes zermalmen  würden.  Wenn  diese  Staaten  dazu  gebracht 
werden  könnten,  ihr  Verteidigungssystem  so  einzurichten,  dass 
unsere  Flanke  wirksam  geschützt  ist,  dann  könnte  auf  den  ge- 
planten Einmarsch  verzichtet  werden.  Aber  in  diesem  Falle 
müsste,  namentlich  in  Belgien,  auch  das  Heer  umgestaltet  wer- 
den, damit  es  eine  sichere  Garantie  für  einen  wirksamen  Wider- 
stand böte.  Wenn  umgekehrt  Belgiens  Verteidigungsorganisa- 
tion sich  gegen  uns  richtete,  was  unserm  westlichen  Nachbar 
zum  sichtlichen  Vorteil  gereichte,  dann  könnten  wir  diesem 
Staat  unter  keinen  Umständen  die  Sicherheit  seiner  Neutralität 
gewährleisten.  Unserer  Diplomatie  steht  daher  ein  weites  Feld 
offen,  um  im  Sinne  unserer  Interessen  in  diesem  Lande  tätig 
zu  sein. 

Die  getroffenen  Massnahmen  geben  der  Hoffnung  Raum, 
dass  die  Offensive  sofort  nach  der  vollständigen  Besammlung 
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der  N iederrheinarmee  ergriffen  werden  kann.  Ein  kurzbefriste- 
te^lJuTmatum,  gefolgt  vom  sofortigen  Truppeneinmarsch,  wird 
gestatten,  unser  Vorgehen  vom  Standpunkte  des  Völkerrechts 
aus  genügend  zu  rechtfertigen. 

^ Das  sind  die  Aufgaben,  welche  unser  Heer  zu  erfüllen  hat 
und  die  einen  erhöhten  Bestand  erfordern.  Wenn  der  Feind  uns 
angreift  oder  wenn  wir  ihn  bändigen  wollen,  werden  wir  wie 
unsere  Brüder  von  1813  handeln;  der  herausgeforderte  Adler 
wird  sich  auf  schwingen,  den  Feind  mit  seinen  geschärften 
Klauen  anpacken  und  ihn  unschädlich  machen.  Wir  werden 
uns  dann  daran  erinnern,  dass  die  Provinzen  des  alten  deutschen 
Reichs,  die  Grafschaft  Burgund  und  ein  schöner  Teil  Loth- 
ringens, noch  in  den  Händen  Frankreichs  sind,  dass  Tausende 
von  deutschen  Brüdern  in  den  baltischen  Provinzen  unter  dem 
slavischen  Joch  schmachten.  Es  ist  eine  nationale  Frage, 
Deutschland  wiederzugeben,  was  es  einst  besessen  hat. 


Nr.  3. 

Herr  Jules  Camhon,  französischer  Botschafter  in  Berlin,, 
an  Herrn  Stephen  Pichon,  Minister  des  Aeussern. 

Berlin,  den  6.  Mai  1913. 

Ich  sprach  heute  abend  mit  dem  Staatssekretär  über  die 
Botschafterkonferenz  und  die  in  der  gestrigen  Sitzung  in  Lon- 
don erzielten  Ergebnisse.  Die  Krisis,  von  der  Europa  bedroht 
war,  ist  nach  seiner  Ansicht  beseitigt,  aber  nur  für  einige  Zeit. 
Herr  von  Jagow  bemerkte  : « Es  scheint,  wir  marschieren  in 
einem  Berglande.  Wir  haben  eben  einen  schwierigen  Pass  über- 
schritten und  sehen  neue  Höhen  vor  uns  sich  erheben.  » — 
« Die,  welche  wir  eben  überwunden  haben  »,  erwiderte  ich  ihm, 
€ bot  vielleicht  die  grössten  Schwierigkeiten.  » 

Die  Krisis,  die  wir  eben  durchgemacht  haben,  war  sehr 
ernst.  Hier  hat  man  die  Kriegsgefahr  als  unmittelbar  bevor- 
stehend angesehen.  Wie  besorgt  man  in  Deutschland  war,  geht 
aus  einer  Reihe  von  Tatsachen  hervor,  die  zu  kennen  für  Ew. 
Exzellenz  von  Wichtigkeit  ist. 

Gestern  erhielt  ich  den  Besuch  eines  meiner  Kollegen,  mit 
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dem  ich  in  persönlichen  und  herzlichen  Beziehungen  stehe.  An- 
lässlich seines  Besuchs  bei  Herrn  von  Jagow  fragte  ihn  dieser 
vertraulich,  welches  genau  die  Stellung  Russlands  im  äusser- 
sten  Osten  sei  und  ob  diese  Macht  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt 
von  jener  Seite  her  irgend  etwas  zu  befürchten  habe,  das  dort 
ihre  Kräfte  zurückhalten  würde.  Der  Botschafter  antwortete 
ihm,  dass  Russland  nach  seiner  Ansicht  dort  nichts,  gar  nichts 
zu  befürchten  und  in  Europa  freie  Hand  hätte. 

Ich  habe  eingangs  gesagt,  dass  die  Kriegsgefahr  hier  als 
sehr  nahe  bevorstehend  angesehen  worden  war.  Man  hat  sich 
daher  nicht  damit  begnügt,  im  äussersten  Osten  das  Terrain 
zu  sondieren,  sondern  man  hat  sich  hier  selber  gerüstet. 

Die  Mobilmachung  der  deutschen  Armee  beschränkt  sich 
nicht  auf  das  eigentliche  Aufgebot  der  Reservisten.  JDeutschland 
kennt  eine  vorbereitende  Massnahme,  die  wir  nicht  haEen  und 
die  darin  besteht,  die  Offiziere  und  Mannschaften  der  Reserve 
zu  benachrichtigen,  sich  für  das  Aufgebot  bereit  zu  halten,  da- 
mit sie  die  nötigen  Anordnungen  treffen  können.  Dies  ist  ein 
allgemeiner  « Achtungsbefehl  » und  es  bedarf  des  unglaublichen 
Sinns  für  Gehorsam,  Disziplin  und  Verschwiegenheit,  wie  er  in 
diesem  Lande  herrscht,  damit  eine  solche  Einrichtung  bestehen 
kann.  Wenn  eine  derartige  Ankündigung  in  Frankreich  erlas- 
sen würde,  so  würde  das  ganze  Land  erzittern  und  die  Presse 
am  folgenden  Tage  davon  berichten. 

Eine  solche  Ankündigung  erging  im  Jahre  1911  während 
der  Verhandlungen,  die  ich  über  Marokko  führte. 

Neuerdings  wurde  sie  vor  etwa  zehn  Tagen,  d.  h.  zur  Zeit 
der  österreichisch-albanischen  Spannung,  erlassen.  Ich  weiss  es, 
und  zwar  aus  verschiedenen  Quellen,  namentlich  von  Reserve- 
offizieren, die  Freunden  in  der  grössten  Vertraulichkeit  davon 
Mitteilung  machten.  Diese  Herren  haben  die  nötigen  Massnah- 
men getroffen,  um  ihrer  Familie  im  Geldschrank  die  Mittel  zum 
Leben  für  ein  Jahr  zu  sichern.  Es  wurde  sogar  gesagt,  der 
Kronprinz,  der  die  Probefahrt  des  « Imperator  > mitmachen 
sollte,  habe  sich  aus  demselben  Grunde  nicht  eingeschifft. 

Der  Entschluss  zu  dieser  die  eigentliche  Mobilmachung  vor- 
bereitenden Massnahme  entspricht  den  Gedanken  des  Grossen 
Generalstabes.  Ich  wurde  in  dieser  Beziehung  von  einer  Aeusse- 
rung  in  Kenntnis  gesetzt,  die  General  Moltke,  der  hier  als  der 
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hervorragendste  Offizier  der  deutschen  Armee  gilt,  im  Gespräch 
in  einem  Kreis  von  Deutschen  gehalten  hat. 

Der  Generalstab  sinnt  auf  Ueberrumpelung.  General  Moltke 
sagte  : « Man  muss  die  Gemeinplätze  über  die  Verantwortlich- 
keit des  Angreifers  beiseite  lassen.  Ist  der  Krieg  einmal  not- 
wendig geworden,  muss  man  alle  Gewinnaussichten  auf  unsere 
Seite  bringen.  Der  Erfolg  allein  rechtfertigt  ihn.  Deutschland 
kann  und  darf  Russland  nicht  Zeit  zum  Mobilisieren  lassen; 
denn  sonst  wäre  es  genötigt,  an  der  Ostgrenze  eine  so  grosse 
Heeresmacht  aufzustellen,  dass  es  Frankreich  nur  mit  einer 
gleichen,  wenn  nicht  gar  geringem  Truppenzahl  gegenübertreten 
könnte.  Deshalb,  fügte  der  General  bei,  müssen  wir  unserm 
Haiiptgegner  zuvorkommen,  sobald  mit  einer  Wahrscheinlich- 
keit von  neun  gegen  eins  mit  dem  Ausbruch  eines  Krieges  zu 
rechnen  ist,  und  unverzüglich  losschlagen,  um  jeden  Widerstand 
mit  Gewalt  zu  brechen.  » 

Das  ist  genau  der  in  den  Militärkreisen  herrschende  Geistes- 
zustand, und  er  entspricht  demjenigen  in  den  politischen  Kreisen, 
die  Russland,  im  Gegensatz  zu  uns,  nicht  von  vorneherein  als 
Feind  betrachten. 

So  dachte  und  sprach  man  im  Stillen  vor  14  Tagen. 

Man  muss  aus  dieser  Begebenheit  die  Lehre  ziehen,  welche 
die  oben  angeführten  Tatsachen  enthalten  : Diese  Leute  fürch- 
ten den  Krieg  nicht,  sie  rechnen  durchaus  mit  seiner  Möglich- 
keit und  haben  die  entsprechenden  Massnahmen  getroffen.  Sie 
wollen  jederzeit  bereit  sein. 

Wie  gesagt,  das  setzt  einen  hohen  Grad  von  Verschwiegen- 
heit, Disziplin  und  Beharrlichkeit  voraus;  mit  der  Begeisterung 
allein  ist  es  nicht  getan.  Es  dürfte  dienlich  sein,  über  diese 
Lehre  ernstlich  nachzudenken  in  dem  Augenblicke,  wo  die  fran- 
zösische Regierung  vom  Parlament  die  Mittel  für  die  Landes- 
verteidigung verlangen  wird. 


Jules  Cambon. 
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Nr.  4. 

Herr  Allizi,  französischer  Gesandter  in  Bayern, 

an  Herrn  Stephen  Pichon,  Minister  des  Aeussern. 

München,  den  10.  Juli  1913. 

Vom  politischen  Gesichtspunkt  aus  fragt  man  sich,  wozu 
die  neuen  Rüstungen  dienen  sollen.  Da  Deutschland  von  keiner 
Seite  bedroht  ist,  hält  man  dafür,  die  deutsche  Diplomatie  ver- 
füge bereits  über  ansehnliche  Kräfte  und  mächtige  Bündnisse 
genug,  um  die  deutschen  Interessen  mit  Erfolg  zu  verteidigen. 
Wie  ich  seinerzeit  unmittelbar  nach  dem  marokkanischen  Ver- 
gleich von  1911  hervorhob,  besteht  die  Auffassung,  das  Reichs- 
kanzleramt werde  in  Zukunft  ebenso  unfähig  sein  wie  bisher, 
eine  wirksame  äussere  Politik  zu  treiben  und  wenigstens  auf 
diesem  Gebiete  Erfolge  davonzutragen,  die  mit  den  Opfern, 
welche  das  Land  sich  auferlegt,  im  Einklang  stünden. 

Dieser  Gemütszustand  ist  umso  beunruhigender,  als  die 
Reichsregierung  gegenwärtig  von  der  öffentlichen  Meinung  in 
jedem  Unternehmen,  in  das  sie  sich  kräftig  einlassen  würde, 
selbst  auf  die  Gefahr  eines  Konfliktes  hin,  unterstützt  würde. 
Der  Kriegszustand,  an  den  sich  die  Gemüter  infolge  der  Ereig- 
nisse im  Orient  seit  zwei  Jahren  gewöhnen,  erscheint  nicht  mehr 
als  eine  Katastrophe  in  weiter  Ferne,  sondern  als  eine  Lösung 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten,  die  sich 
mit  der  Zeit  nur  noch  verschärfen  werden. 

Möge  das  Beispiel  Bulgariens  in  Deutschland  einen  heil- 
samen Einfluss  ausüben  ! Wie  mir  kürzlich  der  Prinzregent 
sagte  : « Das  Waffenglück  ist  immer  ungewiss;  jeder  Krieg  ist 
ein  Abenteuer,  und  ein  Narr,  wer  sich  in  dasselbe  hineinstürzt, 
im  Glauben,  der  Sieg  sei  ihm  sicher.  > 

Allize, 


Nr.  5. 

NOTE  an  Herrn  Stephen  Pichon,  Minister  des  Aeussern 
(über  die  öffentliche  Meinung  in  Deutschland,  nach  den  Berichten  der 
diplomatischen  Vertreter  und  Konsularagenten). 

Paris,  den  30.  Juli  1913. 

Aus  den  Beobachtungen,  welche  unsere  Vertreter  in  Deutsch- 
land bei  Personen,  die  in  die  verschiedensten  Kreise  Zutritt 


23 


haben,  machen  konnten,  darf  der  Schluss  gezogen  werden,  dass 
zwei  Gefühle  die  Geister  beherrschen  und  erregen  : 

1.  Der  Vertrag  vom  4.  November  1911  sei  für  Deutschland 
land  eine  Enttäuschung; 

2.  Frankreich  — ein  neues  Frankreich,  — von  dem  man 
bis  zum  Sommer  1911  keine  Ahnung  hatte  — sei  kriegerisch 
gesinnt.  Es  wolle  den  Krieg. 

Reichstagsabgeordnete  aller  Parteien,  von  den  Konserva- 
tiven bis  zu  den  Sozialdemokraten,  und  aus  den  verschiedensten 
Gegenden  Deutschlands,  Angehörige  der  Hochschulen  von  Ber- 
lin, Halle,  Jena  und  Marburg,  Studenten,  Lehrer,  Handelsbeflis- 
sene, Bankangestellte,  Bankiers,  Handwerker,  Handelsleute,  In- 
dustrielle, Aerzte,  Rechtsanwälte,  Redaktoren  demokratischer 
und  sozialdemokratischer  Zeitungen,  jüdische  Schriftsteller,  Ge- 
werkschaftsmitglieder, Pastoren  und  Krämer  der  Brandenbur- 
ger Mark,  pommersche  Junker  und  den  505.  Jahrestag  der  Grün- 
dung ihres  Verbandes  feiernde  Schuster  von  Stettin,  Burgher- 
ren, Beamte,  Priester  und  westfälische  Grossgrundbesitzer  — 
sie  alle  sind,  mit  nur  unbedeutenden  Schattierungen  und  je  nach 
ihrer  Zugehörigkeit  zu  diesen  oder  jenen  Kreisen  und  Parteien, 
in  diesen  beiden  Punkten  einig.  Alle  diese  Meinungen  lassen 
sich  wie  folgt  zusammenfassen  : 

Der  Vertrag  vom  4.  November  ist  eine  diplomatische  Nie- 
derlage, ein  Beweis  der  so  oft  gerügten  Unfähigkeit  der  deut- 
schen Diplomatie  und  Sorglosigkeit  der  Regierung,  der  Beweis, 
dass  die  Zukunft  des  Reiches  ohne  einen  neuen  Bismarck 
nicht  gesichert  ist,  eine  nationale  Demütigung,  eine  Einbusse 
der  europäischen  Achtung,  eine  Schmälerung  des  deutschen  An- 
sehens, was  um  so  ernster  ist,  als  bis  zum  Jahre  1911  Deutsch- 
lands militärische  Ueberlegenheit  unbestritten  und  die  franzö- 
sische Anarchie,  die  Ohnmacht  der  Republik  gewissermassen 
ein  deutsches  Dogma  gewesen  ist. 

Im  Juli  1911  stellte  der  « Streich  von  Agadir  » zum  ersten- 
male  die  marokkanische  Frage  wahrhaftig  als  eine  nationale, 
für  das  Leben  und  die  Ausdehnung  Deutschlands  bedeutungs- 
volle Angelegenheit  dar.  Die  Enthüllungen  und  Prozesse,  die 
nachher  in  der  Presse  zu  tage  traten,  haben  zur  Genüge  dar- 
getan, wie  die  Bewegung  eingeleitet  worden  war,  was  für  all- 
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deutsche  Begehrlichkeiten  sie  geweckt  und  welchen  Groll  sie 
zurückgelassen  hatte.  Wenn  die  Person  des  Kaisers  umstritten, 
der  Kanzler  nicht  populär  ist,  so  war  Herr  von  Kiderlen  letzten 
Winter  der  meistgehasste  Mann  in  Deutschland.  Er  fängt  jedoch 
an,  nur  noch  missachtet  zu  sein,  denn  er  lässt  durchblicken, 
dass  er  sich  rächen  werde. 

Also  während  des  Sommers  1911  bäumte  sich  die  deutsche 
öffentliche  Meinung  gegen  die  französische  wegen  Marokko  auf. 
Und  die  Haltung  Frankreichs,  seine  ruhige  Gelassenheit,  seine 
wiederhergestellte  moralische  Einheit,  seine  Entschlossenheit, 
sein  Recht  bis  zum  Aeussersten  geltend  zu  machen,  der  Um- 
stand, dass  es  so  unverschämt  ist,  sich  vor  dem  Krieg  nicht  zu 
fürchten,  sind  der  beständige  und  wichtigste  Grund  der  Be- 
unruhigung und  Verstimmtheit  der  deutschen  öffentlichen  Mei- 
nung. 

Warum  hat  Deutschland  denn  nicht  im  Sommer  1911  den 
Krieg  erklärt,  wo  doch  die  öffentliche  Meinung,  wenn  auch 
weniger  einmütig  und  entschlossen  als  in  Frankreich,  dem  Los- 
schlagen günstig  war  ? Ausser  der  Friedensliebe  des  Kaisers  und 
des  Kanzlers  werden  in  massgebenden  Kreisen  militärische  und 
finanzielle  Gründe  geltend  gemacht. 

Aber  diese  Ereignisse  des  Jahres  1911  haben  in  Deutschland 
eine  gewaltige  Enttäuschung  hervorgerufen.  Ein  neues,  geei- 
nigtes, entschlossenes  Frankreich,  das  gewillt  ist,  sich  nicht 
mehr  einschüchtern  zu  lassen,  ist  aus  dem  Grabe  auferstanden, 
in  das  man  es  seit  10  Jahren  versenkt  glaubte.  Mit  einem  von 
Aerger  untermischten  Erstaunen,  hat  die  deutsche  öffentliche 
Meinung  vom  Dezember  bis  zum  Mai  aus  den  Zeitungsberichten 
aller  Parteien,  die  der  Reichsregierung  ihre  Unfähigkeit  und 
Feigheit  vorwarfen,  die  Entdeckung  gemacht,  dass  der  Besiegte 
von  1870  seither  ununterbrochen  Krieg  geführt,  seine  Fahne 
und  das  Ansehen  seines  Heeres  in  Asien  und  Afrika  zur  Geltung 
gebracht  und  weite  Gebiet  erobert  hatte;  dass  dagegen  Deutsch- 
land an  vergangenem  Heldenmut  gezehrt  hatte,  dass  die  Türkei 
das  einzige  Land  sei,  wo  es  unter  der  Regierung  Wilhelm  H.  mo- 
ralische Eroberungen  machte,  Eroberungen,  die  übrigens  nun 
durch  die  schimpfliche  Lösung  der  marokkanischen  Frage  sehr 
in  Frage  gestellt  werden.  Bei  jeder  kolonialen  Eroberung  Frank- 
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reichs  tröstete  man  die  öffentliche  Meinung  mit  den  Worten  . 
« Ja,  aber  das  hindert  den  Zerfall,  die  Anarchie,  die  Zersetzung 
Frankreichs  im  Innern  nicht.  > 

Man  täuschte  sich,  und  man  täuschte  die  öffentliche  Mei- 
nung. 

Was  lässt  sich  in  Anbetracht  derartiger  Gefühle  der  deut- 
schen öffentlichen  Meinung,  die  Frankreich  für  kriegerisch  ge- 
sinnt hält,  mit  Bezug  auf  die  Möglichkeit  und  das  nahe  Bevor- 
stehen eines  Krieges  Voraussagen  ? 

Bezüglich  der  Frage  der  Möglichkeit  und  des  Bevorstehens 
eines  Krieges  machen  sich  in  der  deutschen  öffentlichen  Mei- 
nung zwei  Strömungen  geltend. 

Es  gibt  im  Lande  Friedensmächte,  aber  sie  sind  nicht  orga- 
nisiert und  ohne  volkstümliche  Führer.  Nach  ihrer  Ansicht 
wäre  der  Krieg  für  Deutschland  ein  soziales  Unglück,  der 
Kastendünkel,  die  preussische  Vorherrschaft  und  die  Kanonen- 
und  Panzerfabrikanten  zögen  daraus  den  grössten  Vorteil,  und 
der  Krieg  würde  hauptsächlich  England  zustatten  kommen. 

Diese  Friedensmächte  zerfallen  in  folgende  Gruppen  : 

Die  grosse  Masse  der  Arbeiter,  der  Handwerker  und  der 
Bauern,  die  von  Natur  aus  Friedensfreunde  sind. 

Der  Adel,  der  von  den  Interessen  an  einer  militärischen 
Laufbahn  befreit  und  an  industriellen  Unternehmungen  betei- 
ligt ist  — so  die  schlesischen  Adeligen  und  einige  andere  am 
Hofe  einflussreiche  Persönlichkeiten  — und  der  weitsichtig  ge- 
nug ist,  um  sich  von  den  unheilvollen  politischen  und  sozialen 
Folgen  eines  selbst  siegreichen  Krieges  Rechenschaft  zu  geben. 

Eine  grosse  Zabl  mittlerer  Industrieller,  Handels-  und  Fi- 
nanzleute, die  im  Falle  eines  Krieges,  selbst  wenn  er  siegreich 
verlaufen  sollte,  bankrott  würden,  weil  ihre  Geschäfte  vom  Kre- 
dit leben  und  hauptsächlich  mit  ausländischem  Kapital  arbeiten. 

Die  Polen,  die  Elsass-Lothringer  und  Idie  Schleswig-Hol- 
steiner, die  wohl  unterworfen,  aber  noch  nicht  assimiliert  und 
im  geheimen  der  preussischen  Politik  feindselig  gesinnt  sind, 
zusammen  ungefähr  7 Millionen  annektierte  Deutsche. 

Endlich  sind  die  Regierungen  und  führenden  Klassen  der 
grossen  Südstaaten,  Sachsen,  Bayern,  Württemberg  und  Gross- 
herzogtum Baden,  von  dem  doppelten  Gefühl  beherrscht  : Ein 
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unglücklich  verlaufender  Krieg  würde  den  Fortbestand  des 
Bundes  bedrohen,  der  ihnen  grosse  wirtschaftliche  Vorteile  ge- 
bracht hat;  ein  siegreicher  Krieg  würde  einzig  Preussen  und  der 
Verpreussung  zugute  kommen,  gegen  die  sie  nur  mit  Mühe  ihre 
politische  Unabhängigkeit  und  ihre  Selbständigkeit  auf  dem 
Gebiete  der  Verwaltung  aufrecht  erhalten  können. 

Alle  diese  Kreise  ziehen,  aus  Ueberlegung  oder  instink tmäs* 
sig,  den  Frieden  dem  Kriege  vor.  Aber  es  handelt  sich  dabei 
bloss  um  politische  Gegengewichtskräfte,  deren  Einfluss  auf  die 
öffentliche  Meinung  beschränkt  ist,  oder  um  soziale  Kräfte,  die 
schweigen,  untätig  sind  und  der  Ansteckung  eines  ausbrechen- 
den Kriegsfiebers  keinen  Widerstand  leisten  könnten. 

Ein  Beispiel  wird  diese  Ansicht  bekräftigen  : Die  110  so- 
zialdemokratischen Abgeordneten  sind  Anhänger  des  Friedens. 
Sie  könnten  den  Krieg  nicht  verhindern,  denn  er  hängt  nicht 
von  einem  Beschlüsse  des  Reichstags  ab,  und  gegenüber  dieser 
Möglichkeit  würde  der  Grossteil  ihrer  Leute  mit  dem  Rest  des 
Landes  in  das  Zorngeschrei  oder  die  Kriegsbegeisterung  ein- 
stimmen. 

Man  muss  ferner  beachten,  dass  diese  Anhänger  des  Frie- 
dens in  der  grossen  Menge  an  den  Krieg  glauben,  weil  sie  kei- 
nen andern  Ausweg  aus  der  gegenwärtigen  Lage  sehen.  In  ge- 
wissen Verträgen,  namentlich  den  Verlagsverträgen,  wurde  die 
Auflösungsklausel  für  den  Kriegsfall  aufgenommen.  Diese  Kreise 
hoffen  immerhin,  dass  einerseits  der  Wille  des  Kaisers  und 
anderseits  die  Schwierigkeiten  Frankreichs  in  Marokko  noch 
für  einige  Zeit  den  Frieden  verbürgen.  Aber  wie  dem  auch  sei, 
ihr  Pessimismus  lässt  den  Anhängern  des  Krieges  freies  Spiel. 

Man  spricht  bisweilen  von  einer  deutschen  Militärpartei. 
Der  Ausdruck  ist  ungenau,  selbst  wenn  man  damit  sagen  will, 
dass  Deutschland  das  Land  der  Oberhoheit  der  Militärgewalt 
sei,  wie  man  von  Frankreich  sagt,  es  sei  das  Land  der  Ober- 
hoheit der  bürgerlichen  Gewalt.  Es  gibt  eine  Geistesrichtung, 
die  mehr  Aufmerksamkeit  verdient  als  diese  historische  Tat- 
sache, da  sie  eine  augenscheinlichere  und  unmittelbarere  Ge- 
fahr bedeutet.  Es  gibt  eine  Kriegspartei  mit  Führern,  mit  Sol- 
daten, mit  einer  überzeügfen'^oder'^zäÄlten  Presse  zur  Erzeu- 
gung der  öffentlichen  Meinung,  mit  vielseitigen  und  furchtbaren 
Mitteln,  um  die  Regierung  einzuschüchtern.  Sie  wirkt  auf  das 
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Land  ein  mit  klaren  Gedanken,  heissen  Gefühlen,  einem  brau- 
senden und  angestrengten  Willen. 

Die  Anhänger  des  Krieges  teilen  sich  in  mehrere  Klassen. 
Jeder  leitet  aus  seiner  Kaste,  seinem  Stande,  seiner  geistigen 
und  sittlichen  Bildung,  seinen  Vorteilen,  seinem  Grolle  beson- 
dere Gründe  ab,  die  eine  allgemeine  Gesinnung  hervorrufen  und 
die  Wucht  und  das  Ungestüm  der  kriegerischen  Strömung 
steigern. 

Die  einen  wollen  den  Krieg,  weil  er  unter  den  gegenwär- 
tigen Verhältnissen  « unvermeidlich  » ist.  Nach  ihnen  ist  es  für 
Deutschland  besser,  wenn  er  früher  statt  erst  später  ausbricht. 

Andere  halten  ihn  aus  wirtschaftlichen  Gründen  für  nötig, 
wegen  der  Uebervölkerung,  der  Ueberproduktion,  des  Bedürf- 
nisses nach  neuen  Märkten  und  Absatzgebieten,  oder  aus  sozia- 
len Gründen,  indem  eine  Ablenkung  nach  aussen  einzig  im 
Stande  sei,  das  Anschwellen  der  sozialdemokratischen  Massen 
und  ihr  Aufsteigen  zur  Macht  zu  verhindern  oder  hintanzu- 
halten. 

Wieder  andere,  über  die  Zukunft  des  Beichs  beunruhigt 
und  überzeugt,  dass  die  Zeit  für  Frankreich  arbeite,  sind  der 
Ansicht,  man  müsse  das  Ereignis  beschleunigen.  Nicht  selten 
begegnet  man  in  Gesprächen  und  patriotischen  Schriften  dem 
dunkeln,  aber  tiefgewurzelten  Gefühl,  ein  freies  Deutschland 
und  ein  verjüngtes  Frankreich  seien  zwei  miteinander  unver- 
trägliche geschichtliche  Tatsachen. 

Noch  andere  sind  kriegerisch  gesinnt  aus  « Bismarclds- 
mus  »,  wenn  man  so  sagen  kann.  Für  sie  ist  es  eine  Demüti- 
gung, mit  Franzosen  freimütig  und  vernünftig  reden  zu  müs- 
sen in  Verhandlungen  und  Besprechungen,  in  denen  sie  nicht 
immer  Recht  bekamen,  während  sie  doch  die  entscheidendere 
Macht  haben.  Eine  nicht  ferne  Vergangenheit  hat  bei  ihnen 
einen  Dünkel  gezeitigt,  der  durch  die  Erinnerung  an  früher  Er- 
lebtes, durch  mündliche  Ueberlieferung  und  Bücher  immer  neu 
genährt  wird  und  sich  infolge  der  Ereignisse  der  letzten  Jahre 
verletzt  fühlt.  Dieser  Aerger,  diese  Gereiztheit  ist  das  entschei- 
dende Merkmal  des  Geistes,  der  der  Bildung  der  Wehrvereine 
und  anderer  VereinigungerTTungdeutschlands  gerufen  hat  und 
siebeseelt.  

Einige  wollen  den  Krieg  aus  dunkeim  Hasse  gegen  das  re- 
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volutionäre  Frankreich.  Andere  endlich  aus  Rachsucht.  Diese 
etztern  sind  es,  die  alle  möglichen  Vorwände  Zusammentragen. 

In  Wirklichkeit  kommen  alle  diese  Stimmungen  folgender 
massen  zur  Erscheinung  : Die  Junker,  im  Reichstag  durch  die 
konservative  Partei  vertreten,  wollen  um  jeden  Preis  der  Erb- 
schaftssteuer aus  dem  Wege  gehen,  die  doch  unvermeidlich  ist, 
wenn  der  Friede  länger  anhält.  Der  Reichstag  hat  in  der  letzten 
Sitzung  der  eben  geschlossenen  Session  den  Grundsatz  derselben 
bereits  angenommen.  Das  bedeutet  einen  schweren  Eingriff  in 
die  Interessen  und  Vorrechte  des  grossgrundbesitzenden  Adels. 
Anderseits  ist  dieser  Adel  eine  Militäraristokratie,  und  ein  Ver- 
gleich des  Jahrbuches  des  Heeres  mit  demjenigen  des  Adels  ist 
in  dieser  Beziehung  sehr  lehrreich.  Einzig  der  Krieg  kann  sein 
Ansehen  länger  aufrecht  erhalten  und  seinen  Familieninteressen 
nützen.  In  der  Beratung  des  Militärgesetzes  hat  ein  Redner 
dieser  Partei  zugunsten  seiner  Annahme  die  Beförderung  der 
Offiziere  geltend  gemacht.  Diese  soziale  Klasse,  die  eine  Hierar- 
chie bildet,  deren  Spitze  der  König  von  Preussen  ist,  stellt 
endlich  mit  Schrecken  die  fortschreitende  Demokratisierung 
Deutschlands  und  die  wachsende  Macht  der  sozialdemokra- 
tischen Partei  fest  und  hält  dafür,  dass  ihre  Tage  gezählt  seien. 
Nicht  nur  sind  ihre  materiellen  Interessen  durch  die  wuchtige 
Bewegung  gegen  das  agrarische  Schutzzollsystem  bedroht,  son- 
dern auch  ihre  politische  Vertretung  nimmt  mit  jeder  Legis- 
laturperiode ab.  Der  Reichstag  zählte  im  Jahre  1878  (auf  397) 
162  adelige  Mitglieder,  1898  83;  1912  waren  es  noch  57,  und 
davon  gehören  bloss  27  der  Rechten  an,  14  dem  Zentrum,  7 der 
Linken  und  einer  der  sozialdemokratischen  Fraktion. 

Die  Grossbourgeoisie,  vertreten  durch  die  nationalliberale 
Partei,  die  Partei  der  Befriedigten  hat  nicht  die  gleichen  Gründe 
wie  die  Junker  um  den  Krieg  zu  wollen.  Sie  ist,  jedoch  mit 
wenigen  Ausnahmen,  kriegerisch  gesinnt  und  hat  dafür  soziale 
Gründe.  ' 

Der  Grossbourgeoisie  geht  die  Demokratisierung  Deutsch- 
lands nicht  weniger  nahe  als  dem  Adel.  1871  hatte  sie  125  Ver- 
treter im  Reichstag,  1874  155,  1887  99  und  1912  45.  Sie  kann 
es  nicht  vergessen,  dass  sie  unmittelbar  nach  dem  Kriege  von 
1870  im  Parlament  die  führende  Rolle  spielte,  indem  sie  den 
Plänen  Bismarcks  gegen  die  Junker  diente.  Heute,  schwankend 
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zwischen  angeborner  konservativer  Gesinnung  und  liberalen 
Ideen,  erwartet  sie  vom  Kriege  Lösungen,  die  ihre  unfähigen 
und  kläglichen  Vertreter  nicht  finden  können.  Ausserdem  be- 
haupten die  industriellen  Doktrinäre,  dass  die  Schwierigkeiten, 
die  sie  mit  ihren  Arbeitern  haben,  ihren  Ursprung  in  Frank- 
reich, dem  revolutionären  Herde  des  Gedankens  an  Emanzipa- 
tion, hätten;  — ohne  Frankreich  wäre  in  der  Industrie  alles 
ruhig. 

Endlich,  die  Kanonen-  und  Stahlpanzerfabrikanten,  die 
Grosskaufleute,  die  grössere  Märkte  verlangen,  die  Bankiers, 
welche  auf  das  goldene  Zeitalter  und  die  nächste  Kriegsentschä- 
digung spekulieren,  denken,  der  Krieg  wäre  ein  gutes  Geschäft. 

Zu  den  « Bismarckianern  » müssen  die  Beamten  jeder  Art 
gerechnet  werden,  die  im  Reichstag  ziemlich  genau  durch  die 
Freikonservativen  oder  die  Reichspartei  vertreten  sind,  die  Par- 
tei der  Pensionierten,  deren  Sturmgedanken  in  der  « Post  » ver- 
breitet werden.  Sie  machen  Schule  in  den  Vereinigungen  der 
jungen  Leute,  deren  Geist  und  Gesinnung  durch  die  Schule  oder 
die  Universität  in  diesem  Sinne  bearbeitet  worden  ist. 

Die  Universität,  abgesehen  von  einigen  hervorragenden 
Geistern,  entwickelt  kriegerische  Gedanken.  Die  Volkswirtschaf- 
ter  weisen  anhand  der  Statistik  nach,  Deutschland  bedürfe  einer 
seiner  industriellen  Entwicklung  entsprechenden  Kolonial-  und 
Handelsmacht.  Es  gibt  fanatische  Soziologen,  die  noch  weiter 
gehen.  Nach  ihnen  ist  der  bewaffnete  Frieden  eine  erdrückende 
Last  für  die  Nationen,  welche  die  Verbesserung  des  Loses  der 
breiten  Massen  verhindere  und  den  sozialdemokratischen  An- 
sturm begünstige.  Frankreich  widersetze ' sich  durch  seinen 
hartnäckigen  Revanchegedanken  der  Abrüstung.  Es  müsse  da- 
her ein  für  allemal  für  ein  Jahrhundert  unschädlich  gemacht 
werden,  das  sei  die  beste  und  rascheste  Art  der  Lösung  der 
sozialen  Frage. 

Geschichtsforscher,  Philosophen,  politische  Schriftsteller 
und  andere  Verteidiger  der  « deutschen  Kultur  » wollen  der  Welt 
eine  spezifisch^^tsche  Denk-  und  Empfindungsart  aufnötigen. 


Sie  wollen  die  geistige  Vorherrschaft  erobern,  die,  nach  der 
Auffassung  der  hellen  Köpfe,  Frankreich  verbleibt.  Aus  dieser 
Quelle  nährt  sich  das  hohle  Geschwätz  der  Alldeutschen  und 
die  Denkart  der  Kriegervereine,  Wehrvereine  und  anderer  der- 
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artiger  Verbindungen,  die  so  gut  bekannt  sind,  dass  darüber  kein 
weiteres  Wort  verloren  zu  werden  braucht.  Es  sei  nur  bemerkt, 
dass  infolge  der  durch  den  Vertrag  vom  4.  November  verursach- 
ten Unzufriedenheit  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Kolonialgesell- 
schaften beträchtlich  gestiegen  ist. 

Endlich  gibt  es  Anhänger  des  Krieges  aus  Groll  und  Rach- 
sucht. Sie  sind  die  Gefährlichsten.  Sie  rekrutieren  sich  haupt- 
sächlich aus  den  Diplomaten.  Die  deutschen  Diplomaten  sind 
in  der  öffentlichen  Meinung  sehr  übel  angeschrieben.  Die  Er- 
bittersten sind  diejenigen,  die  seit  1905  an  den  Verhandlungen 
zwischen  Frankreich  und  Deutschland  beteiligt  waren;  sie  häu- 
fen die  Beschwerden  gegen  uns  an  und  fügen  immer  neue  hinzu, 
und  sie  werden  eines  schönen  Tages  in  der  Kriegspresse  Abrech- 
nung halten.  Man  hat  den  Eindruck,  dass  sie  diese  Beschwerden 
in  Marokko  suchen  werden,  wenn  auch  ein  Zwischenfall  jeder- 
zeit auf  irgend  einem  Punkte  des  Erdballs,  wo  Frankreich  und 
Deutschland  in  Berührung  kommen,  sich  ereignen  kann. 

Sie  wollen  ihre  Rache  haben,  denn  sie  beklagen  sich,  dass 
sie  angeführt  worden  seien.  Während  der  Beratung  der  Wehr- 
vorlagen erklärte  einer  dieser  kriegslustigen  Diplomaten  : 
« Deutschland  wird  mit  Frankreich  erst  dann  ernsthaft  reden 
können,  wenn  es  alle  seine  wehrfähigen  Männer  unter  den  Waf- 
fen haben  wird.  » 

Wie  wird  dieses  Vorgehen  eingeleitet  werden  ? Die  Ansicht 
ist,  selbst  in  den  Kreisen  der  Alldeutschen,  ziemlich  verbreitet, 
mit  Rücksicht  auf  das  Defensivbündnissystem  und  die  Stim- 
mung des  Kaisers  werde  Deutschland  den  Krieg  nicht  erklären. 
Aber  im  gegebenen  Moment  müsse  der  Kaiser  Frankreich  mit 
allen  Mitteln  zum  Angriff  zwingen.  .,l^an  wird  leUteres  nötigen  - 
falls  beleidigen.  Das  ist  preussische  Ueberlieferung. 

Muss  der  Krieg  deshalb  als  unvermeidlich  angesehen  wer- 
den ? 

Deutschland  wird  höchst  wahrscheinlich  das  Wagnis  nicht 
unternehmen,  wenn  Frankreich  vor  der  Oeffentlichkeit  den  Be- 
weis erbringen  kann,  dass  die  « Entente  cordiale  » und  das 
Bündnis  mit  Russland  nicht  bloss  diplomatische  Erdichtungen, 
sondern  Tatsachen  sind,  die  wirklich  bestehen  und  sich  geltend 
machen  werden.  Die  englische  Flotte  flösst  einen  heilsamen 
Schrecken  ein.  Aber  man  weiss,  dass  ein  Seesieg  die  Sache  nicht 
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entscheiden,  sondern  dass  zu  Land  die  Rechnung  endgültig  be- 
glichen werden  wird. 

Russlands  Bedeutung  und  Gewicht  wird  heute  von  der 
öffentlichen  Meinung  höher  eingeschätzt  als  vor  drei  oder  vier 
Jahren,  aber  in  den  politischen  und  militärischen  Kreisen  glaubt 
man  nicht,  dass  sein  Eingreifen  rasch  und  tatkräftig  genug  er- 
folgen könne,  um  wirksam  zu  sein. 

Die  Geister  gewöhnen  sich  so  daran,  den  nächsten  Krieg 
als  einen  Zweikampf  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  an- 
zusehen. 


Nr.  6. 

Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 
an  Herrn  Stephen  Pichon,  Minister  des  Aeussern, 

Berlin,  den  22.  November  1913. 

Aus  ganz  zuverlässiger  Quelle  habe  ich  Kenntnis  von  einer 
Unterredung  erhalten,  die  der  Kaiser  in  Gegenwart  des  General- 
stabschefs General  von  Moltke  vor  etwa  vierzehn  Tagen  mit 
dem  König  der  Belgier  gehabt  haben  soll  und  von  der,  wie  es 
scheint,  König  Albert  sehr  betroffen  gewesen  sein  soll.  Dieser 
von  ihm  empfundene  Eindruck  hat  mich  keineswegs  überrascht, 
denn  er  entspricht  dem,  den  ich  selbst  seit  einiger  Zeit  empfinde  : 
Die  feindliche  Gesinnung  gegen  uns  verschärft  sich,  und  der 
Kaiser  hat  aufgehört,  Anhänger^des  Friedens  zu  sein. 

König  Albert  dachte  bis  dahin,  wie  alle  Welt,  Wilhelm  II., 
dessen  persönlicher  Einfluss  sich  wiederholt  in  kritischen  Augen- 
blicken zu  gunsten  der  Aufrechterhaltung  des  Friedens  geltend 
gemacht  hatte,  hege  immer  noch  die  gleichen  Gesinnungen. 
Diesmal  soll  er  ihn  aber  vollständig  verändert  gefunden  haben  : 
Der  deutsche  Kaiser  ist  in  seinen  Augen  nicht  mehr  der  Verfech- 
ter des  Friedens  gegenüber  den  kriegerischen  Absichten  gewisser 
deutscher  Parteien.  Wilhelm  II.  ist  zur  Auffassung  gekommen, 
dass  der  Krieg  mit  Frankreich  unvermeidlich  sei  und  dass  es 
früher  oder  später  dazu  kommen  müsse.  Natürlich  glaubt  er 
an  die  erdrückende  Ueberlegenheit  des  deutschen  Heeres  und 
an  seinen  sichern  Erfolg. 

General  von  Moltke  sprach  sich  genau  wie  sein  Herrscher 
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aus.  Auch  er  erklärte  den  Krieg  als  notwendig  und  unvermeid- 
lich, aber  er  zeigte  sich  des  Erfolges  noch  sicherer,  « denn  », 
so  sagte  er  zum  Könige,  « diesmal  muss  ein  Ende  gemacht  wer- 
den, und  Ew.  Majestät  kann  nicht  ahnen,  welch  unwidersteh- 
liche Begeisterung  an  jenem  Tage  das  ganze  deutsche  Volk  mit- 
reissen  wird  ». 

Der  König  der  Belgier  warf  ein,  es  heisse  die  Absichten  der 
französischen  Regierung  entstellen,  wenn  man  sie  so  wieder- 
gebe und  sich  durch  die  Kundgebungen  einiger  überspannter 
Köpfe  oder  gewissenloser  Ränkeschmiede  über  die  wahren  Ge- 
sinnungen der  französischen  Nation  täuschen  lasse. 

Der  Kaiser  und  sein  Generalstabschef  beharrten  trotzdem 
auf  ihrem  Standpunkte. 

Uebrigens  schien  der  Kaiser  während  dieser  Unterredung 
überarbeitet  und  gereizt.  Mit  der  zunehmenden  Bürde  der 
Jahre  gewinnen  die  Familientraditionen,  die  rückschrittlichen 
Gesinnungen  des  Hofes  und  namentlich  die  Ungeduld  der 
Militärs  immer  mehr  Herrschaft  über  seinen  Geist.  Vielleicht 
empfindet  er  wer  weiss  was  für  eine  Eifersucht  über  die 
Popularität  seines  Sohnes,  der  den  Leidenschaften  der  Alldeut- 
schen schmeichelt  und  die  Stellung  des  Reiches  in  der  Welt  nicht 
seiner  Macht  entsprechend  findet.  Vielleicht  ist  auch  die  Antwort 
Frankreichs  auf  die  letzte  Vermehrung  des  Heeres,  die  den  Zweck 
verfolgte,  die  unbestrittene  germanische  Ueberlegenheit  zu  schaf- 
fen, mit  schuld  an  dieser  Verbitterung,  denn  was  man  auch  sagen 
mag,  man  fühlt,  dass  man  schwerlich  weiter  gehen  kann. 

Man  kann  sich  fragen,  was  hinter  dieser  Unterredung  steckt. 
Der  Kaiser  und  sein  Generalstabschef  mögen  den  Zweck  ver- 
folgt haben,  auf  den  König  der  Belgier  Eindruck  zu  machen 
und  ihn  zu  bestimmen,  im  Falle  eines  Waffenganges  mit  uns 
keinen  Widerstand  zu  leisten.  Vielleicht  wollte  man  auch  Bel- 
gien gewissen  ehrgeizigen  Plänen,  die  man  hier  mit  Bezug  auf 
den  Kongo  hat,  geneigter  sehen;  aber  diese  letztere  Hypothese 
scheint  mir  mit  dem  Dazwischentreten  des  Generals  von  Moltke 
nicht  im  Einklang  zu  stehen. 

Uebrigens  ist  Kaiser  Wilhelm  dieser  Ungeduld  weniger 
Herr,  als  man  gemeinhin  glaubt.  Ich  war  mehr  als  einmal  da- 
von Zeuge,  wie  ihm  seine  innersten  Gedanken  entschlüpften. 
Was  er  auch  durch  die  mir  hinterbrachte  Unterredung  erzielen 
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wollte,  so  hat  die  vertrauliche  Mitteilung  nichtsdestoweniger  den 
ernstesten  Charakter.  Sie  entspricht  der  Unsicherheit  der  allge- 
meinen Lage  und  dem  Zustand  eines  gewissen  Teils  der  öflent- 
lichen  Meinung  in  Frankreich  und  Deutschland. 

Wenn  ich  einen  Schluss  ziehen  dürfte,  so  würde  ich  sagen, 
dass  man  gut  daran  tut,  der  neuen  Tatsache  Rechnung  zu  tra- 
gen, dass  der  Kaiser  sich  mit  einer  Denkweise  vertraut  macht, 
die  ihm  früher  widerstrebte,  und  dass  wir,  um  eine  ihm  geläu- 
fige Wendung  zu  gebrauchen,  unser  Pulver  trocken  halten 
müssen. 

Jules  Cambon. 
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II.  ABSCHNITT. 
Vorbesprechungen. 


Vom  Tode  des  Erzherzog-Thronfolgers 

(28.  Juni  1914) 

bis  zur  Ueberreichung  der  österreichischen  Note  an 

Serbien 

(23.  Juli  1914). 


Nr.  7. 


IJerr  Diimaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 


Wien,  den  28.  Juni  1914. 


Soeben  gelangt  die  Nachricht  nach  Wien,  dass  der  öster- 
reichische Erzherzog-Thronfolger  mit  seiner  Gemahlin  heute  in 
Serajewo  von  einem  aus  Grahovo  stammenden  Studenten  er- 
mordet worden  ist.  Kurz  vor  dem  Anschläge,  dem  sie  zum  Opfer 
fielen,  sind  sie  einem  Bombenattentat  entgangen,  durch  das  meh- 
rere Offiziere  ihres  Gefolges  verwundet  wurden. 

Der  Kaiser,  der  gegenwärtig  in  Ischl  weilt,  ist  sogleich  tele- 
graphisch benachrichtigt  worden. 

Dumaine. 


Nr.  8. 

Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Wien,  den  2.  Juli  1914. 

Das  Verbrechen  zu  Serajewo  erregt  in  den  österreichischen 
militärischen  Kreisen  und  bei  allen  denjenigen,  die  Serbien  nicht 
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die  Rangstellung  lassen  wollen,  die  es  sich  auf  dem  Balkan  er- 
worben hat,  den  tiefsten  Groll. 

Die  Untersuchung  über  die  Entstehung  des  Attentates,  die 
man  von  der  Regierung  zu  Belgrad  unter  mit  ihrer  Würde  un- 
vereinbaren Bedingungen  fordern  möchte,  würde  im  Falle  einer 
Weigerung  den  Grund  zu  einer  Beschwerde  liefern,  die  gestat- 
ten würden,  zu  einer  militärischen  x\ktion  zu  schreiten. 

Dumaine. 


Nr.  9. 


Herr  de  Manneville,  französischer  Geschäftsträger  in  Berlin, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 


Berlin,  den  4.  Juli  1914. 


Der  Unterstaatssekretär  des  Auswärtigen  Amts  teilte  mir 
gestern  mit  und  hat  heute  dem  russischen  Botschafter  wieder- 
holt, er  hoffe,  dass  Serbien  den  Forderungen,  die  Oesterreich 
zur  Ermittlung  der  Mitschuldigen  am  Verbrechen  zu  Serajewo 
und  zu  ihrer  Verfolgung  an  dieses  stellen  könnte,  entsprechen 
werde.  Er  fügte  hinzu,  dass  er  darauf  vertraue,  weil  sonst  Ser- 
bien, wenn  es  anders  handelte,  die  Meinung  der  ganzen  zivi- 
lisierten Welt  gegen  sich  hätte. 

Die  deutsche  Regierung  scheint  also  die  Besorgnisse,  die 
sich  in  einem  Teile  der  deutschen  Presse  hinsichtlich  der  Mög- 
lichkeit einer  Spannung  in  den  Beziehungen  zwischen  den  Re- 
gierungen in  Wien  und  Belgrad  offenbaren,  nicht  zu  teilen, 
oder  sie  will  wenigstens  nicht  den  Anschein  davon  haben. 

de  Manneville. 


Nr.  10. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

St.  Petersburg,  den  6.  Juli  1914. 

Im  Laufe  einer  Unterredung,  die  auf  seinen  Wunsch  zwi- 
schen ihm  und  dem  österreichisch-ungarischen  Geschäftsträger 
stattfand,  hat  Herr  Sasonow  jenen  Diplomaten  in  freundlicher 


Weise  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  österreichische 
Presse  Gefahr  laufe,  durch  ihre  Angriffe  auf  Serbien  in  seinem 
Lande  eine  besorgniserregende  Aufregung  zu  erzeugen. 

Da  (iraf  Czernin  durchblicken  Hess,  dass  die  Regierung 
Oesterreich-Ungarn  sich  vielleicht  veranlasst  sehen  würde,  nach 
den  Anstiftern  des  Verbrechens  in  Serajewo  auf  serbischem  Ge- 
biete Nachforschungen  anzustellen,  unterbrach  ihn  Herr  Saso- 
now’  mit  den  Worten  : « Kein  Land  hat  mehr  unter  auf  auslän- 
dischem Gebiete  vorbereiteten  Attentaten  zu  leiden  gehabt  als 
Russland.  Haben  wir  uns  je  angemasst,  gegen  irgend  ein  Land 
ein  Verfahren  einzuschlagen,  wie  es  Ihre  Presse  Serbien  an- 
droht ? Begeben  Sie  sich  nicht  auf  diesen  Weg.  » 

Möge  diese  Warnung  nicht  vergeblich  sein. 

Palcologue. 


Nr.  11. 

Herr  cVApchier  Je  Maugin,  französ.  Generalkonsul  in  Budapest, 
an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Budapest,  den  11.  Juli  1914. 

Auf  eine  Interpellation  in  der  Kammer  über  den  Stand  der 
österreichisch-serbischen  Frage  hat  Herr  Tisza  erklärt,  dass  vor 
allem  das  Ergebnis  der  gerichtlichen  Untersuchung  abzuwarten 
sei,  über  die  er  sich  w^eigerte,  zur  Stunde  irgendwo  eichen  Auf- 
schluss zu  geben.  Und  die  Kammer  hat  ihm  in  vollem  Masse 
zugestimmt.  Ebenso  zurückhaltend  hat  er  sich  gezeigt  hinsicht- 
lich der  bei  der  Ministerzusammenkunft  in  Wien  gefassten  Be- 
schlüsse. Auch  hat  er  nicht  verraten,  ob  dem  in  Belgrad  beab- 
sichtigten Schritte,  der  in  den  Blättern  der  ganzen  Welt  be- 
sprochen wdrd,  Folge  gegeben  werden  soll.  Die  Kammer  hat 
abermals  zugestimmt. 

Was  den  erwähnten  Schritt  betrifft,  scheint  eine  Parole 
ausgegeben  worden  zu  sein,  um  dessen  Tragw^eite  abzuschwä- 
chen : der  ungarische  Zorn  ist  durch  die  heftigen  Zeitungsbe- 
richte hindurch,  die  jetzt  einstimmig  von  diesem  sich  als  gefähr- 
lich zeigenden  Schritte  abrät,  gleichsam  verraucht.  Die  halb- 
amtlichen Zeitungen  besonders  möchten,  dass  an  Stelle  des 
seiner  Form  nach  bedrohlichen  Wortes  « Schritte  » («  Demar- 
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ehes  »)  der  ihrer  Ansicht  nach  freundlichere  und  höflichere  Aus- 
druck « Besprechungen  » («  Pourparlers  »)  trete.  So  sieht  für 
den  Augenblick  amtlich  alles  nach  i Frieden  aus. 

Nach  Frieden  sieht  alles  aus  in  den  Zeitungen;  die  Mehr- 
heit der  Bevölkerung  aber  glaubt  hier  an  den  Krieg  und.  fürch- 
tet ihiu-^Uebrigens  haben  mich  Leute,  in  die  ich  mit  Recht  vol- 
les Vertrauen  setze,  versichert,  zu  wissen,  dass  täglich  Kanonen 
und  Munition  massenhaft  nach  der  Grenze  abgehen.  Dieses 
Gerücht  ist  mir,  ob  es  nun  wahr  sei  oder  nicht,  mit  über- 
einstimmenden Einzelheiten  von  verschiedenen  Seiten  zugetra- 
gen worden.  Jedenfalls  zeigt  es,  welcher  Art  die  allgemeinen 
Besorgnisse  sind.  Die  Regierung,  sei  es  dass  sie  wirklich  auf- 
richtig den  Frieden  wünscht,  oder  dass  sie  einen  Streich  vor- 
bereitet, tut  jetzt  ihr  Möglichstes,  um  diese  Besorgnisse  zu  be- 
schwichtigen. Deshalb  haben  auch  die  Blätter,  die  der  Regierung 
iiahestehen,  ihren  Ton  allmählich  herabgestimmt,  so  dass  es 
jetzt  beinahe  optimistisch  aus  denselben  erklingt.  Sie  selbst  aber 
hatten  nach  Lust  und  Gutfinden  Alarmnachrichten  verbreitet. 
Ihr  bestellter  Optimismus  findet  gegenwärtig  keinen  Widerhall. 
Die  Reizbarkeit  der  Börse,  dieses  nicht  zu  vernachlässigenden 
Gradmessers,  liefert  hiefür  einen  sichern  Beweis:  die  Werte  sind, 
ohne  Ausnahme,  unglaublich  gefallen;  die  ungarische  4 % Rente 
notierte  gestern  79,95,  ein  Kursstand,  wie  er  seit  der  ersten  Emis- 
sion nie  verzeichnet  worden  ist. 

d'Apchier  le  Maiigin. 


Nr.  12. 

Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

an  Herrn  Rene  Viviani.  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Wien,  den  15.  Juli  1914. 

Gewisse  \Yiener  Zeitungen  stellen  in  ihrer  Besprechung  der 
militärischen  Organisation  Frankreichs  und  Russlands  diese 
beiden  Staaten  so  dar,  als  ob  sie  ausser  stände  wären,  in  den 
europäischen  Angelegenheiten  ihr  Wort  mitzureden,  was  der 
von  Deutschlnad  unterstützten  Doppehnonarchie  die  schätzens- 
werte Leichtigkeit  böte,  Serbien  eine  ihr  gutdünkende  Behand- 
lung angedeihen  zu  lassen.  Die  « Militärische  Rundschau  ;>  ge- 
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stellt  es  ohne  Umschweife  zu  : « Der  Augenblick  ist  uns  noch 
günstig.  Wenn  wir  uns  nicht  für  den  Krieg  entscheiden,  wird 
der,  den  wir  spätestens  in  zwei  oder  drei  Jahren  führen  müssen, 
unter  viel  weniger  günstigen  Umständen  begonnen  werden.  Ge- 
genwärtig liegt  die  Initiative  in  unserer  Hand  : Russland  ist 
nicht  gerüstet;  die  moralischen  Faktoren  und  das  gute  Recht 
sind  auf  unserer  Seite,  ebenso  die  Kraft.  Da  wir  doch  einst 
den  Kampf  werden  annehmen  müssen,  so  lasst  uns  denselben 
gleich  herheiführen.  Unser  Ansehen,  unsere  Grossmachtstellung, 
unsere  Ehre  stehen  auf  dem  Spiele.  Ja,  noch  mehr,  denn  wahr- 
scheinlich würde  es  sich  um  unsere  Existenz,  um  Sein  oder 
Nichtsein  handeln.  Das  ist  tatsächlich  heute  die  wichtige  Erage.  > 
Indem  sie  sich  selbst  überbietet,  greift  die  « Neue  Freie 
Presse  » von  heute  den  Grafen  Tisza  wegen  der  Mässigimg  seiner 
zweiten  Rede  an,  in  der  er  gesagt  hat  : « Unsere  Reziehungen  zu 
Serbien  hätten  es  immerhin  nötig  abgeklärt  zu  werden.  » Diese 
Worte  erregen  ihre  Entrüstung.  Für  sie  liegt  die  iMöglichkeil 
I der  Reschwichtigung  und  Sicherheit  nur  in  einem  Kriege  bis 
i aufs  Messer  gegen  den  Panserhismus,  und  im  Namen  (^er 
Menschheit  fordert  sie  die  Ausrottung  der  verruchten  serbischen 
j Rasse.  ' 

‘r — — Dumaine. 


Nr.  13. 


Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 


Wien,  den  19.  Juli  1914. 


Der  Konsnlatskanzler  hat  mir  seinen  Halbjahrsbericht  über- 
reicht, in  welchem  die  verschiedenen  Erscheinungen  wirtschaft- 
licher Natur,  die  seit  dem  Reginn  des  Jahres  den  Gegenstand 
seiner  Studien  bildeten,  zusammengestellt  sind;  er  hat  ihm  poli- 
tische  Erhebungen  beigefügt,  die  aus  ernster  Quelle  stammen. 

Ich  habe  ihn  ersucht,  die  von  ihm  gesammelten  Erkundi- 
gungen über  die  nächster  Tage  zu  erfolgende  Uebergabe  der 
österreichischen  Note  an  Serbien,  die  die  Zeitungen  seit  einigen 
Tagen  beharrlich  ankündigen,  kurz  zusammenzustelien. 
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Sie  finden  diese  Zusammenstellung  seiner  Erkundigungen, 
die  wegen  ihrer  Genauigkeit  beachtenswert  sind,  hier  beige- 
schlossen. 

Diimmne. 


Nr.  14. 

Anmerkung. 

(Auszug  aus  einem  Konsularberichte  über  die  wirtschaftliche  und 
politische  Lage  Oesterreichs.) 

Wien,  den  20.  Juli  1914. 

Aus  den  Angaben  einer  Persönlichkeit,  die  über  die  öfFent- 
Hchen  Angelegenheiten  besonders  gut  auf  dem  Laufenden  ist, 
geht  hervor,  dass  die  französische  Regierung  nicht  gut  daran 
täte,  sich  allzusehr  auf  die  Verbreiter  optimistischer  Nachrich- 
ten zu  verlassen  ; von  Serbien  wird  viel  verlangt  werden.  Man 
wird  ihm  die  Auflösung  mehrerer  Propagandagesellschaften  vor- 
sclireiben,  es  auffordern,  den  Nationalismus  zu  unterdrücken, 
unter  Mitwirkung  österreichischer  Kommissäre  die  Grenze  zu 
überwachen,  dafür  zu  sorgen,  dass  in  den  Schulen  nicht  ein 
anti-österreichischer  Geist  gepflegt  wird.  Es  dürfte  schwer  zu 
erreichen  sein,  dass  eine  Regierung  sich  herbeilässt,  auf  solche 
Weise  einer  fremden  Regierung  als  Büttel  zu  dienen.  Man  rech- 
net darauf,  dass  Serbien  Ausflüchte  finden  werde,  um  einer  kla- 
ren und  offenen  Antwort  ausziuveichen.  Es  wird  ihm  deshalb 
wahrscheinlich  eine  kurze  Frist  gesetzt  werden,  innert  der  es 
erklären  muss,  ob  es  die  ihm  gestellten  Bedingungen  annimint 
oder  nicht.  Der  Ton  und  die  imperative  Form  der  Note  lassen 
als  beinahe  sicher  annehmen,  dass  Belgrad  ablehnen  wird. 
Dann  wird  man  zu  militärischen  Massnahmen  schreiten. 

Hier  sowohl  als  in  Berlin  gibt  es  gewisse  Kreise,  die 
sich  mit  dem  Gedanken  befreundet  haben,  den  Konflikt  zum 
Weltbrande  auswa^chseir"“zir  lassen.  'Ijer  leitende  Gedanke  ist 
allem  Anscheine  nach  der,  dass  man  losschlagen  müsse,  bevor 
Russland  mit  der  Vervollkommnung  seiner  Heereseinrichtungen 
und  dem  Ausbau  seiner  Eisenbalinen”zu  Ende  sei  und  bevor 
Frankreich  seine  militärische  Organisation  durchgeführt  habe. 
Doch  besteht  hier  in  den  höhern  Kreisen  keine  einheitliche  Mei- 
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:iuing  darüber.  Aul  Seilen  des  Graten  Berchtold  und  der  Diplo- 
maten  möchte  man  sich  höchstens  auf  ein  lokalisiertes  Einschrei- 
ten in  Serbien  beschränken.  Indes  muss  jede  Möglichkeit  ins 
Auge  gefasst  werden.  Man  macht  auf  eine  eigentümliche  Tat- 
sache aufmerksam  : Die  amtliche  Telegraphenagentur  pflegt  ge- 
wöhnlich in  ihrer  Uebersicht  und  Inhaltsangabe  der  ausländi- 
schen Presse  nur  die  halbamtlichen  Zeitungen  und  die  hervor- 
ragendsten Blätter  anzuführen  und  berücksichtigt  oder  erwähnt 
die  andern  gar  nicht.  Dies  ist  hier  eine  Regel,  eine  Ueberliefe- 
rung.  Seit  etwa  zehn  Tagen  nun  liefert  dieselbe  amtliche  Agen- 
tur den  österreichischen  Zeitungen  eine  vollständige  Uebersicht 
über  die  gesamte  serbische  Presse,  wobei  sie  auch  die  unbekann- 
tepeir*Tind  Tmbedeutendsten,  die  gerade  dieser  Eigenschaften 
halber  eine  freiere,  kühnere,  agressivere  und  oft  beleidigende 
Sprache  führen,  in  grossem  Masse  berücksichtigt.  Dieses  Vor- 
gehen der  amtlichen  Agentur  verfolgt  sichtlich  den  Zweck,  das 
öffentliche  Empfinden  aufzustacheln  und  eine  dem  Kriege  gün- 
stige Stimmung  zu  schaffen.  Diese  Tlitsache  ist  bezeichnend. 


Nr.  15. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 


an  Herrn  Bi eiwenu~M artin,  stellvertretenden  ]\Iinister  des 
Aeiissern. 


Berlin,  den  21.  Juli  1914. 


Es  kommt  mir  zu  Ohren,  dass  der  serbische  Vertreter  in 
Berlin  gestern  in  der  Wilhelmstrasse  einen  Schritt  unternom- 
men hat,  um  zu  erklären,  dass  seine  Regierung  bereit  wäre,  dem 
mit  dem  Attentat  von  Sera  je  wo  begründeten  Ansuchen  Oester- 
reichs zu  entsprechen,  vorausgesetzt,  dass  es  hinsichtlich  der 
Unterdrückung  und  Verhütung  politischer  Attentate  nur  gericht- 
liche Mitwirkung  verlange.  Er  sei  aber  beauftragt,  die  deutsche 
Regierung  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  es  gefährlich 
wäre,  danach  zu  trachten,  durch  die  begehrte  Untersuchung  das 
Ansehen  Serbiens  zu  untergraben. 

Ich  kann  Eurer  Exzellenz  im  Vertrauen  noch  mitteilen, 
dass  der  russische  Geschäftsträger  hei  dem  heutigen  diploma- 
tischen Empfange  Hrn.  von  Jagow  von  dieser  Sache  gesprochen 


41 


hat.  Er  hat  ihm  gesagt,  dass  er  vermute,  die  deutsche  Regierung 
werde  zur  Stunde  von  der  von  Oesterreich  vorbereiteten  Note 
genaue  Kenntnis  haben  und  also  im  Stande  sein,  die  Versiche- 
rung abzugeben,  dass  die  österreichisch-serbischen  Anstände 
örtlich  beschränkt  würden.  Der  Staatssekretär  beteuerte,  dass 
ihm  der  Inhalt  der  Note  ganz  unbekannt  sei.  Er  hat  sich  auch 
mir  gegenübeFTiT  gleichem  Sinne  ausgesprochen.  Ich  habe  über 
eine  Erklärung  nur  staunen  müssen,  die  mit  dem  so  wenig 
übereinstimmte,  was  die  Umstände  uns  vermuten  lassen. 

Man  hat  mir  übrigens  versichert,  dass  jetzt  gleich  der  vor- 
läufige Mobilisationsbefehl,  der,  solange  eine  Spannung  anhält, 
Deutschland  in  eine  Art  « Achtungsstellung  » versetzt,  hier  an 
alle  Klassen,  die  ihn  in  solchen  Fällen  erhalten  müssen,  bereits 
ergangen  ist.  Es  ist  dies  eine  Massregel,  zu  der  die  Deutschen, 
ihrer  Gewohnheit  gemäss,  greifen  können,  ohne  Indiskretionen 
befürchten  zu  müssen  und  ohne  die  Bevölkerung  dadurch  auf- 
zuregen. Sie  hat  nicht  sensationellen  Charakter,  und  es  folgt  ihr 
auch  nicht  notwendigerweise  die  wirkliche  Mobilisation,  wie 
wir  es  schon  gesehen  haben;  sie  ist  aber  nichtsdestoweniger  be- 
deutungsvoll. 

Jules  Camhon. 


Nr.  16. 

Herr  Bienvenu-Martin,  st eUvertr eiender  Minister  des  Aeiissern^ 
nach  London,  St.  Petersburg,  Wien  und  Rom. 

Paris,  den  21.  Juli  1914. 

Ich  mache  Sie  besonders  auf  Nachrichten  aufmerksam,, 
die  ich  von  Berlin  erhalte  : der  französische  Botschafter  mel- 
det die  ausserordentliche  Schwäche  der  gestrigen  Berliner  Börse 
und  schreibt  dies  den  Besorgnissen  zu,  die  die  serbische  Frage 
zu  erregen  beginnt. 

Herr  Jules  Cambon  hat  sehr  ernste  Gründe  zu  der  An- 
nahme, Deutschland  werde,  wenn  Oesterreich  den  infolge  des 
Attentates  zu  Serajewo  für  nötig  erachteten  Schritt  in  Belgrad 
unternimmt,  es  mit  seinem  ganzen  Ansehen  unterstützen,  und 
zwar  ohne  zu  versuchen,  die  Vermittlerrplle  zu_  spielen. 

Bienvenii-M  artin. 
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Nr.  17. 

Herr  Bienvenii-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeiissern, 
an  die  französischen  Botschafter  in  London,  St.  Peters- 
burg, Wien  und  Rom. 

Paris,  den  22.  Juli  1914. 

Herr  Jules  Gambon,  der  sich  bei  Herrn  von  Jagow  über  den 
Inhalt  der  österreichischen  Note  an  Belgrad  erkundigte,  erhielt 
von  ihm  die  Antwort,  dass  ihm  deren  Wortlaut  gänzlich  un- 
bekannt sei.  Unser  Botschafter  hat  seine  volle  Ueberraschung 
darüber  geäussert.  Er  stellt  fest,  dass  die  Baisse  an  der  Berliner 
Börse  anliält  und  pessimistische  Nachrichten  herumgeboten 
werden. 

Herr  Barrere  hat  die  gleiche  Frage  mit  dem  Marquis  di 
San  Giuliano  besprochen,  der  sich  darüber  besorgt  zeigt  und 
versichert,  in  Wien  dahin  zu  wirken,  dass  von  Serbien  nur 
realisierbare  Dinge  gefordert  werden,  wie  z.  B.  die  Auflösung 
des  bosnischen  Klubs,  und  nicht  eine  gerichtliche  Untersuchung 
über  die  Ursachen  des  Attentates  zu  Serajewo. 

Unter  den  jetzigen  Umständen  ist  die  günstigste  Vermutung, 
der  man  sich  bingeben  kann,  die,  die  Wiener  Regierung  werde 
unter  dem  Drucke  der  Presse  und  der  Militärpartei  von  Serbien 
durch  vorläufige,  direkte  oder  indirekte  Einschüchterung  das 
Maximum  an  Zugeständnissen  zu  erlangen  suchen  und  sich  zu 
diesem  Zwecke  auf  Deutschland  stützen. 

Ich  habe  den  französischen  Botschafter  in  Wien  gebeten, 
seinen  ganzen  Einfluss  bei  dem  Grafen  Berchtold  aufzubieten 
und  ihn  im  Tone  freundlicher  Unterhaltung  darauf  aufmerk- 
sam zu  machen,  wie  sehr  eine  Mässigung  der  österreichischen 
Regierung  von  Europa  geschätzt  würde  und  welche  Folgen  ein 
in  brutaler  Weise  auf  Serbien  ausgeübter  Druck  Gefahr  laufen 
würde  nach  sich  zu  ziehen. 


Bienvenii-M  artin. 
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Nr.  18. 


Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

an  Herrn  Bienvenii-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Wien,  den  22.  Juli  1914. 

Man  weiss  noch  nicht,  zu  welchen  Entscheidungen  Graf 
Berchtold,  der  seinen  Aufenthalt  in  Ischl  verlängert,  den  Kaiser 
zu  bewegen  sucht.  Man  schrieb  der  Regierung  die  Absicht  zu, 
mit  der  grössten  Strenge  gegen  Serbien  vorzugehen,  es  zu  ver-^ 
nichten,  es  « wie  ein  zweites  Polen  zu  behandeln  ».  Acht  Armee- 
korps sollen  bereit  sein,  ins  Feld  zu  rücken;  Herr  Tisza  jedoch, 
dem  die  Agitation  in  Kroatien  Besorgnis  einflösst,  hätte  im 
Sinne  der  Mässigung  interveniert. 

Auf  alle  Fälle  glaubt  man,  dass  der  Schritt  in  Belgrad  diese 
Woche  getan  werden  wird.  Die  Forderungen  der  österreichisch- 
ungarischen  Regierung  bezüglich  der  Bestrafung  des  Atten- 
tates und  gewisser  Gewährleistungen  für  Ueberwachung  und 
Polizeiaufsicht  scheinen  für  die  Würde  der  Serben  nicht  unan- 
nehmbar zu  sein,  und  Herr  Jowanowitsch  glaubt,  dass  sie  ange- 
nommen werden.  Herr  Pachitsch  wünscht  eine  friedliche  Erle- 
digung, erklärt  aber,  zu  jedem  Widerstande  gerüstet  zu  sein.  Er 
setzt  Vertrauen  auf  die  Stärke  der  serbischen  Armee  und  zählt 
überdies  auf  den  Zusammenschluss  aller  Slaven  in  der  Monar- 
chie, um  die  gegen  sein  Land  gerichteten  Anstrengungen  lahm- 
zulegen. 

Wer  nicht  ganz  mit  Blindheit  geschlagen  ist,  muss  hier  ein- 
sehen,  dass  ein  Gewaltakt  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  sowohl 
für  die  österreichisch-ungarische  Armee,  als  auch  für  den  ohne- 
hin gelockerten  Zusammenhang  der  vom  Kaiser  regierten  Völ- 
ker mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  verderbliche  Folgen  halben 
kann. 

Der  deutsche  Botschafter,  Herr  von  Tschirschky,  erweist 
sich  als  Anhänger  der  gewalttätigen  Entschlüsse,  wobei  er  im- 
merhin durchblicken  lässt,  dass  die  Reichskanzlei  hierin  mit  ihm 
nicht  ganz  einig  gehe.  Auf  Grund  der  ihm  im  Ministerium  des 
Aeiissern  abgegebenen  beruhigenden  Erklärungen  hat  sich  der 
rus.sische  Botschafter  gestern  aufs  Land  begeben  und  hat  mir 
anvertraut,  dass  seine  Regierung  keine  Einwendungen  erheben 
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werde  gegen  Schritte,  die  darauf  abzielen,  die  Schuldigen  zu 
bestrafen  und  die  offenkundig  revolutionären  Gesellschaften 
aufzulösen,  dass  sie  aber  das  serbische  Nationalgefühl  demü- 
tigende Forderungen  nicht  zulassen  könnte. 

Dumaine. 


Nr.  19. 


Herr  Paul  CMmbon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


London,  den  22.  Juli  1914. 


Eure  Exzellenz  hatten  die  Gefälligkeit  gehabt,  mir  die  Ein- 
drücke mitzuteilen,  die  unser  Botschafter  in  Berlin  hinsichtlich 
der  Folgen  des  Schrittes,  den  die  österreichisch-ungarische  Re- 
gierung in  Belgrad  zu  unternehmen  beabsichtigt,  gewannen  hat. 

Diese  Eindrücke  sind  mir  in  einer  Unterredung  bestätigt  wor- 
den, die  ich  gestern  mit  dem  Hauptstaatssekretär  des  Aeussern 
gehabt  habe.  Sir  Ed.  Grey  hat  mir  gesagt,  er  habe  den  deutschen 
Botschafter  empfangen,  der  ihm  erklärt  hätte,  man  sei  in  Berlin 
eines  Schrittes  der  österreichisch-ungarischen  Regierung  hei  der 
serbischen  Regierung  gewärtig.  Fürst  Lichnowsky  hat  die  Ver- 
sicherung abgegeben,  dass  die  deutsche  Regierung  sich  bemühe, 
die  Wiener  Regierung  zurückzuhalten  und  ihr  Mässigung  an- 
zuempfehlen, aber  bis  jetzt  ohne  Erfolg,  und  dass  sie,  hinsicht- 
lich der  Folgen  eines  solchen  Schrittes,  nicht  ohne  Besorgnisse 
sei.  Sir  E.  Grey  hat  dem  Fürsten  Lichnowsky  geantwortet,  dass 
er  glauben  möchte,  dass  sich  die  österreichisch-ungarische  Re- 
gierung, bevor  sie  in  Belgrad  interveniere,  über  die  Umstände 
des  Komplottes,  dem  der  Erzherzog-Thronfolger  und  die  Herzo- 
gin von  Hohenberg  zum  Opfer  fielen,  wohl  unterrichtet  und  sich 
auch  vergewdssert  habe,  dass  die  serbische  Regierung  davon 
Kenntnis  gehabt  und  nicht  alles  getan  habe,  was  an  ihr  lag, 
um  den  Nachwirkungen  desselben  zuvorzukommen.  Denn  w-enn 
nicht  der  Bew  eis  erbracht  w erden  könnte,  dass  die  serbische  Re- 
gierung in  einem  gewissen  Grade  verantwortlich  gemacht  wer- 
den müsse,  so  würde  die  Intervention  der  österreichisch-unga- 
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rischen  Regierung  sich  nicht  rechtfertigen  lassen,  und  die  euro- 
päische Meinung  würde  sich  gegen  sie  wenden. 

Die  Mitteilung  des  Fürsten  Lichnowsky  hatte  bei  Sir  E.  (irey 
den  Eindruck  einer  Besorgnis  hinterlassen,  die  er  mir  nicht 
verbarg.  Unter  dem  gleichen  Eindrücke  steht  der  italienische 
Botechafter,  der  ebenfalls  die  Möglichkeit  einer  neuen  Spannung 
in  den  österreichisch-serbischen  Beziehungen  fürchtet. 

Heute  Morgen  habe  ich  den  Besuch  des  serbischen  Ge- 
sandten empfangen,  der  die  Besorgnisse  des  Sir  E.  Grey  eben- 
falls teilt.  Er  befürchtet,  dass  Oesterreich  die  serbische  Regie- 
rung vor  eine  Forderung  stelle,  die  anzunehmen  ihr  die  eigene 
Würde  und  besonders  die  Empfindlichkeit  der  öffentlichen  Mei- 
nung nicht  gestatten  würde,  ohne  Protest  zu  erheben.  Als  ich 
ihm  die  Ruhe  entgegenhielt,  die  in  Wien  herrsche,  und  von  allen 
dort  akkreditierten  Botschaftern  i)estätigt  werde,  antwortete  er 
mir,  dass  diese  offizielle  Ruhe  nur  scheinbar  sei  und  gründlich 
feindliche,  gegen  Serbien  gerichtete  Veranstaltungen  verberge. 
Wenn  nun,  fügte  er  weiter  hinzu,  diese  Veranstaltungen  in  einem 
Schritte  sich  äiisserten,  der  über  das  wünschbare  Mass  hinaus 
ginge,  so  würde  man  der  serbischen  öffentlichen  Stimmung 
Rechnung  tragen  müssen,  die  infolge  der  Serbien  von  Oesterreich 
im  Uebermass  auf  erlegten  schlimmen  Behandlung  ül)erreizt  und 
durch  die  noch  frische  Erinnerung  an  zwei  siegreiche  Kriege 
nicht  duldsamer  geworden  sei.  Trotz  der  Opfer,  die  Serbien 
seine  letzten  Siege  gekostet  haben,  vermag  es  immer  noch 
400,000  Mann  aufzustellen,  und  die  öffentliche  Meinung,  die  das 
weiss,  ist  nicht  geneigt,  eine  Demütigung  hinzunehmen. 

Sir  E.  Grey  hat  den  österreichisch-ungarischen  Botschafter 
in  einer  Unterredung  ersucht,  seiner  Regierung  zu  empfehlen, 
zur  Vermeidung  neuer  Verwicklungen  von  dem  Wege  der  Vor- 
sicht und  der  erforderlicJien  Mässigung  nicht  abzugehen,  von 
Serbien  vielmehr  nur  die  Massnahmen  zu  verlangen,  zu  denen 
es  sich  vernünftigerweise  hergeben  könne,  und  sich  nicht  hin- 
reissen  zu  lassen,  über  dieses  Mass  hinauszugeheu. 


Paul  Camhon. 
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Nr.  20. 

Herr  Bienuena-Martin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
nach  London,  Berlin,  St.  Petersburg  und  Rom. 

Paris,  den  23.  Juli  1914. 

Laut  den  durch  den  französischen  Botschafter  in  Wien  ein- 
^ezogenen  Nachrichten  lag  es  ursprünglich  in  der  Absicht  der 
österreichisch-ungarischen  Regierung,  mit  der  grössten  Strenge 
gegen  Serbien  vorzugehen,  indem  acht  Armeekorps  bereit  gehal- 
ten wurden,  ins  Feld  zu  ziehen. 

Ihre  jetzigen  Dispositionen  sollen  versöhnlicheren  Charak- 
ter tragen  : Herr  Dumaine,  den  ich  beauftragt  hatte,  die  Auf- 
merksamkeit der  österreichischen  Regierung  auf  die  in  Europa 
entstandenen  Besorgnisse  zu  lenken,  erhielt  auf  eine  an  den 
Freiherrn  Macchio  gestellte  Frage  die  Versicherung,  der  Ton 
der  österreichischen  Note  und  die  darin  gestellten  Fordermig^i 
seien  derart,  dass  auf  eine  friedliche  Lösung  gerechnet  werden 
dürfe.  Ich  weiss  nicht,  welcher  Glaube  diesen  Versicherungen 
beigemessen  werden  kann,  wenn  man  die  Gepflogenheiten  der 
kaiserlichen  Kanzlei  in  Betracht  zieht. 

Jedenfalls  wird  die  österreichische  Note  in  kürzester  Frist 
übergeben  werden.  Der  serbische  Gesandte  hält  dafür,  Herr 
Pachitsch  werde,  dem  Wunsche  nach  einer  Verständigung  nach- 
jebend,  die  auf  die  Bestrafung  des  Attentates  und  die  Gewähr- 
leistungen für  polizeiliche  x\ufsicht  abzielenden  Forderungen  an- 
nehmen, aber  alles  zurückweisen,  was  einem  Angriff  auf  die 
Souveränität  und  die  Würde  des  Landes  gleichkäme. 

In  den  diplomatischen  Kreisen  Wiens  redet  der  deutsche 
Botschafter  Gewaltmassregeln  das  Wort,  indem  er  dabei  immer- 
hin zugibt,  dass  die  Reichskanzlei  in  diesem  Punkte  vielleicht, 
nicht  ganz  mit  ihm  einig  gehe.  Im  Vertrauen  auf  die  ihm  ge- 
machten Zusicherungen  ist  der  russische  Botschafter  von  Wien 
abgereist  und  hat  vorher  Herrn  Dumaine  anvertraut,  dass  seine 
Regierung  gegen  die  Bestrafung  der  Schuldigen  und  gegen  die 
Auflösung  der  revolutionären  Vereine  keine  Einwendungen  er- 
heben werde,  dass  sie  aber  Forderungen,  die  für  das  National- 
gefühl der  Serben  demütigend  wären,  nicht  dulden  könnte. 


Bienvenu-M  artin. 
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Nr.  21. 


Herr  AUize,  französischer  Gesandter  in  München, 

an  Herrn  Bienvenii-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Äeiissern. 


München,  den  23.  Juli  1914. 

Die  bayrische  Presse  scheint  zu  glauben,  dass  eine  friedliche 
Beilegung  des  österreichisch-serbischen  Zwischenfalles  nicht  nur 
möglich,  sondern  wnhrscheinlich  ist.  In  den  offiziellen  Kreisen 
hingegen  trägt  man,  seit  einiger  Zeit,  mit  mehr  oder  weniger 
Aufrichtigkeit  einen  wirklichen  Pessimismus  zur  Schau. 

Der  Ministerpräsident  insbesondere  hat  mir  heute  gesagt, 
dass  die  österreichische  Note,  von  der  er  Kenntnis  erhalten  habe, 
seiner  Ansicht  nach  in  einer'^TTn^'^Serbien  annehmbaren  Form 
abgefasst  sei,  dass  ihm  aber  die  gegenwärtige  Lage  nichtsdesto- 
weniger als  sehr  ernst  erscheine. 


d 


AUize. 


m.  ABSCHNITT. 


Die  österreichische  Note  und  die  serbische  Antwort. 

(Vom  Freitag,  24.  Juli,  bis  Sonnabend,  25.  Juli.) 


Nr.  22. 

Herr  Rene  Vioiani,  Ministerpräsident, 

an  Herrn  Bienvenii-Martin.  steltvertretenden  Minister  des 
Aeiissern. 

Sie  Nvürden  mich  durch  möglichst  rasche  Uebermittlung  der 
folgenden  Aufklärungen  und  Instruktionen  an  Herrn  Dumaine 
sehr  zu  Dank  verpflichten  : 

Reval,  den  24.  Juli  1914,  morgens  1 Uhr. 

Im  Verlauf  meiner  Unterredungen  mit  dem  russischen  Mi- 
nister des  Aeiissern  kamen  wir  dazu,  die  Gefahren  ins  Auge  zu 
fassen,  die  aus  einem  eventuellen  Vorgehen  von  Oesterreich- 
Ihigarn  gegen  Serbien  wegen  des  Attentates,  dessen  Opfer  der 
Erzherzog-Thronfolger  geworden  ist,  hervorgehen  könnten.  Wir 
waren  einig  in  dem  Gedanken,  dass  alles  getan  werden  solle, 
nm  dem  Verlangen  nach  Aufklärungen  oder  irgendwelcher  drin- 
gender Aufforderung  zuvorzukommen,  was  für  Serbien  einer 
Einmischung  in  seine  innern  Angelegenheiten  gleichkäme  und 
was  es  als  einen  Angriff  auf  seine  Souveränität  und  seine  Un- 
abhängigkeit betrachten  könnte. 

Infolgedessen  fanden  wir  es  angezeigt,  dem  Grafen  Berch- 
told  in  einer  freundschaftlichen  Unterredung  Mässigung  anzu- 
raten  und  ihm  zu  verstehn  zu  geben,  wie  unangebracht  eine 
Intervention  in  Belgrad  wäre,  in  der  eine  Drohung  der  Wiener 
Regierung  erblickt  werden  könnte. 

Der  englische  Botschafter,  von  Herrn  Sasonow  auf  dem 
Laufenden  gehalten,  hat  dem  Gedanken  Ausdruck  gegeben,  dass 
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seine  Regierung  sich  ohne  Zweifel  einem  Vorgehen  anschliessen 
würde,  das  darauf  hinzielte,  eine  Gefahr  abzuwenden,  die  den 
allgemeinen  Frieden  bedrohen  könne.  Er  hat  in  diesem  Sinne 
an  seine  Regierung  telegraphiert. 

Herr  Sasonow  hat  zu  dem  Zwecke  Herrn  Schebeko  Instruk- 
tionen erteilt.  Ohne  dass  es  sich  hier  um  ein  gemeinsames  oder 
geschlossenes  Vorgehen  der  Vertreter  des  Dreiverbandes  in  Wien 
handle,  bitte  ich  Sie,  mit  dem  russischen  und  englischen  Bot- 
schafter die  Frage  zu  besprechen  und  sich  mit  ihnen  über  das 
für  jeden  von  Ihnen  geeignetste  Mittel  zu  verständigen,  um 
dem  Grafen  Berchtold  unverzüglich  die  Mässigungsratschläge  zu 
unterbreiten,  die  die  gegenwärtige  Lage  nach  unserem  Dafür- 
halten als  notwendig  erscheinen  lässt. 

Ich  füge  bei,  dass  es  angezeigt  wäre,  Herrn  Paul  Cambon 
zu  bitten,  er  möchte  Sir  E.  Grey  von  der  Nützlichkeit  dieses 
Schrittes  zu  überzeugen  suchen  und  die  Anregung  unterstützen, 
die  der  englische  Botschafter  in  Russland  an  das  Foreign  Office 
zu  diesem  Zwecke  weitergeleitet  haben  dürfte.  Graf  Bencken- 
dorff  ist  beauftragt,  eine  ähnliche  Anregung  zu  machen. 

Rene  Viviani. 


Nr.  23. 


Herr  Bienvenii-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten,  an  Bord  der 
« France  ». 


Paris,  den  24.  Juli  1914. 


Ich  habe  Ihre  Weisungen  unverzüglich  nach  Wien  übermit- 
telt; aber  es  geht  aus  den  Berichten  der  Presse  von  heute  mor- 
gen hervor,  dass  die  österreichische  Note  gestern  abend  um 
6 Uhr  in  Belgrad  übergeben  worden  ist. 

Diese  Note,  deren  amtlichen  Wortlaut  uns  der  österrei- 
chisch-ungarische Botschafter  noch  nicht  übermittelt  hat,  scheint 
sehr  scharf  betont  zu  sein  ; sie  soll  nicht  nur  darauf  abzie- 
len, die  gerichtliche  Verfolgung  der  Serben  auszuwirken,  die 
direkt  in  das  Attentat  von  Serajewo  verwickelt  sind,  sondern 
sie  soll  auch  die  unverzügliche  Unterdrückung  jeder  anti-öster- 
reichischen Propaganda  in  der  serbischen  Presse  und  Armee 
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fordern.  Sie  soll  Serbien  bis  Samstag  abend  um  6 Uhr  Frist 
geben,  sich  zu  fügen. 

Bei  der  Uebermittlung  Ihrer  Weisungen  an  Herrn  Dumaine 
habe  ich  ihn  gebeten,  sich  mit  seinem  englischen  und  seinem 
russischen  Kollegen  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

Bienvenu-Mariin. 


Nr.  24. 

Wortlaut  der  österreichischen  Note. 

(Die  Note  wurde  Herrn  ßienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister 
des  Aeussern,  durch  den  österreichisch-ungarischen  Botschafter,  Graf 
Szecsen,  Freitag,  den  24.  Juli  1914,  um  10 '/a  Uhr  Vormittag  mitgeteilt.) 

Wien,  den  24.  Juli  1914. 

Die  kaiserliche  und  königliche  Regierung  hat  sich  genötigt 
gesehen,  Donnerstag  den  23.  d.  M.  durch  den  kaiserlichen  und 
königlichen  Gesandten  in  Belgrad  die  folgende  Note  an  die  kö- 
nigliche Regierung  von  Serbien  zu  richten  : 

Am  31.  März  1909  gab  der  serbische  Gesandte  in  Wien, 
auf  Geheiss  seiner  Regierung,  derjenigen  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  folgende  Erklärung  ab  : 

« Serbien  erkennt  an,  dass  die  Tatsache  der  Annektierung 
Bosniens-Herzegowina  seine  Rechte  nicht  berührt  hat,  und  dass 
es  sich  daher  — gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  25  des  Ber- 
liner Vertrages  — den-  Verfügungen,  welche  die  Grossmächte 
diesbezüglich  treffen  mögen,  unterwirft.  In  Befolgung  des  Rates 
der  Grossmächte  verpflichtet  sich  Serbien,  künftighin  sein  wider- 
sprechendes und  gegnerisches  Verhalten,  welches  es  seit  letztem 
Herbst  und  bis  jetzt  betreffs  der  Annektierung  beobachtet  hat, 
aufzugeben.  Serbien  verpflichtet  sich  ebenfalls,  die  Richtlinie 
seiner  Politik  betreffs  Oesterreich-Ungarns  zu  ändern  und  in 
Zukunft  nachbarschaftliche  Beziehungen  mit  der  letztem  Mo- 
narchie zu  pflegen.  » 

Die  Geschichte  der  letzten  Jahre  und  insbesondere  das 
schmerzliche  Ereignis  vom  vorigen  28.  Juni  haben  bewiesen, 
dass  in  Serbien  eine  umstürzlerische  Bewegung  im  Gange  ist, 
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welche  die  Lostrennung  gewisser  Teile  der  Länder  von  der 
Donaumonarchie  bezweckt.  Diese  Bewegung,  welche  unter  den 
Augen  der  serbischen  Regierung  entstand,  hat  sich  nun  jenseits 
des  Gebietes  des  Königreiches  durch  Akte  des  Terrorismus, 
durch  eine  Reihe  von  Attentaten  und  durch  Morde  fühlbar  ge- 
macht. 

Aber  nicht  nur  hat  die  Königlich  Serbische  Regierung  ihre 
formellen  Versprechungen,  welche  in  der  Erklärung  vom 
31.  März  1909  gegeben  wurden,  nicht  gehalten,  sondern  sie  hat 
auch  nichts  unternommen,  um  die  Bewegung  zu  unterdrücken. 
Sie  duldete  das  Bestehen  verbrecherischer  Umtriebe  verschie- 
dener Verbindungen,  welche  gegen  das  Wohl  Oesterreich- 
Ungarns  gerichtet  waren,  die  ungezügelte  Sprache  ihrer  Presse, 
die  Verherrlichung  der  Anstifter  solcher  Umtriebe  und  die  Teil- 
nahme von  Offizieren  und  Beamten  an  umstürzlerischen  Wüh- 
lereien. Zugleich  gab  sie  auch  eine  ungesunde  Propaganda  in 
den  öffentlichen  Bildungsanstalten  zu.  Schliesslich  hat  die  ser- 
bische Regierung  alles  geduldet,  was  dazu  beitragen  konnte,  das 
serbische  Volk  zum  Hasse  gegen  die  Monarchie  und  zur  Ver- 
achtung ihrer  Einrichtungen  aufzuwiegeln. 

Diese  verbrecherische  Duldung  der  Königlich  Serbischen 
Regierung  bestand  noch,  als  sich  die  daraus  entstehenden  trau- 
rigen Folgen  durch  die  Ereignisse  am  28.  Juni  der  ganzen  Welt 
offenbarten. 

Es  erhellt  aus  den  Aussagen  und  Geständnissen  der  Ur- 
heber des  Verbrechens  vom  28.  Juni,  dass  der  Mordanschlag 
in  Serajewo  seinen  Ursprung  in  Belgrad  hatte,  dass  die  Waffen 
und  Sprengstoffe  den  Verbrechern  von  serbischen  Offizieren  und 
Beamten,  die  der  « Narodna  Odbrana  » angehörten,  ausgehän- 
digt worden  waren,  und  dass  schliesslich  die  Beförderung  der 
Verbrecher  und  deren  Waffen  nach  Bosnien  von  leitenden  ser- 
bischen Grenzorganen  veranstaltet  und  durchgeführt  wurde. 

Die  angeführten  Ergebnisse  der  Untersuchung  gestatten  es 
der  kaiserlichen  und  königlichen  Regierung  nicht,  noch  länger 
die  Haltung  zuwartender  Langmut  zu  beobachten,  die  sie  durch 
Jahre  jenen  Treibereien  gegenüber  eingenommen  hatte,  welche 
ihren  Mittelpunkt  in  Belgrad  haben  und  von  da  auf  die  Gebiete 
der  Monarchie  übertragen  werden.  Diese  Ergebnisse  legen  der 


52 


kaiserlichen  und  königlichen  Regierung  vielmehr  die  Pflicht 
auf,  Umtrieben  ein  Ende  zu  bereiten,  die  eine  beständige  Be- 
drohung für  die  Ruhe  der  Monarchie  bilden. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  sieht  sich  die  kaiserliche 
und  königliche  Regierung  gezwungen,  von  der  serbischen  Regie- 
rung zu  verlangen,  dass  sie  die  gegen  Oesterreich-Ungarn  ge- 
richtete Propaganda  verurteilt,  das  heisst  die  Gesamtheit  der 
Bestrebungen,  deren  Endziel  es  ist,  von  der  Monarchie  Gebiete 
loszulösen,  die  ihr  angehören,  und  dass  sie  sich  verpflichtet, 
diese  verbrecherische  und  terroristische  Propaganda  mit  allen 
Mitteln  zu  unterdrücken. 

Um  dieser  Zusage  einen  feierlichen  Charakter  zu  verleihen, 
wird  die  Königlich  Serbische  Regierung  auf  der  ersten  Seite 
ihrer  « Offiziellen  Zeitung  » am  26.  (13.)  Juli  nachfolgende  Er- 
klärung veröffentlichen  : 

« Die  Königlich  Serbische  Regierung  verurteilt  die  gegen 
Oesterreich-Ungarn  gerichtete  Propaganda  — d.  h.  die  allge- 
meine Bestrebung,  deren  Endzweck  die  Lostrennung  von  Län- 
dern ist,  welche  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  an- 
gehören — und  sie  bedauert  die  unheilbringenden  Folgen  dieser 
verbrecherischen  Umtriebe  aufs  aufrichtigste. 

Die  Königlich  Serbische  Regierung  bedauert,  dass  sich  ser- 
bische Offiziere  und  Beamte  an  der  vorgenannten  Propaganda 
beteiligten  und  damit  das  Bestehen  der  guten  freundnachbar- 
lichen Beziehungen  gefährdet  haben,  welche  zu  unterhalten  sich 
die  Königliche  Regierung  durch  die  Erklärung  vom  31.  März 
1909  feierlich  verpflichtet  hatte. 

Die  Königliche  Regierung,  welche  jeden  Gedanken  oder 
jeden  Versuch,  sich  mit  dem  Schicksal  der  Einwohner  irgend 
eines  Teiles  Oesterreich-Ungarns  zu  befassen,  verurteilt  und  zu- 
rückweist, betrachtet  es  als  ihre  Pflicht,  Offiziere  und  Beamte 
und  die  ganze  Bevölkerung  des  Königreichs  ausdrücklich  zu 
warnen,  dass  sie  in  Zukunft  mit  äusserster  Strenge  gegen  alle 
jene  Personen  verfahren  wird,  welche  sich  derartiger  Hand- 
lungen schuldig  machen  sollten,  die  zu  verhüten  und  zu  unter- 
drücken sie  die  grössten  Anstrengungen  machen  wird.  » 

Diese  Erklärung  wird  gleichzeitig  durch  einen  Tagesbefehl 
Seiner  Majestät  des  Königs  der  königlichen  Armee  zur  Kenntnis 
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gebracht  und  im  « Offiziellen  Bulletin  der  Armee  » veröffent- 
licht werden. 

Die  Königlich  Serbische  Regierung  verpflichtet  sich  ferner 
zu  folgendem  : 

1.  Sie  unterdrückt  jede  Veröffentlichung,  welche  zum  Hass 
und  zur  Verachtung  der  Monarchie  aufreizt  und  deren  allge- 
meine Tendenz  gegen  die  territoriale  Integrität  derselben  gerich- 
tet ist. 

2.  Sie  löst  den  Verein  « Narodna  Odbrana  » sofort  auf, 
zieht  all  ihre  Propagandamittel  ein  und  verfährt  in  der  gleichen 
Weise  gegen  die  andern  Vereine  und  ihre  Abzweigungen  in 
Serbien,  welche  sich  mit  der  Propaganda  gegen  Oesterreich- 
Ungarn  befassen.  Die  Königliche  Regierung  wird  die  nötigen 
Massregeln  ergreifen,  um  zu  verhüten,  dass  die  aufgelösten  Ver- 
einigungen ihre  Tätigkeit  unter  einem  andern  Namen  und  in 
anderer  Form  fortsetzen. 

3.  Sie  wird  unverzüglich  aus  dem  öffentlichen  Unterricht 
in  Serbien,  sowohl  was  den  Lehrkörper  als  auch  die  Lehrmittel 
betrifft,  alles  beseitigen,  was  dazu  dient  oder  dienen  könnte,  die 
Propaganda  gegen  Oesterreich-Ungarn  zu  nähren. 

4.  Sie  entfernt  aus  dem  Militär-  und  aus  der  Verwaltung 
im  allgemeinen  alle  jene  Offiziere  und  Beamte,  welche  sich  der 
Teilnahme  an  der  Propaganda  gegen  Oesterreich-Ungarn  schul- 
dig gemacht  haben  und  deren  Namen  und  Verfehlungen  sich 
die  k.  und  k.  Regierung  das  Recht  vorbehält,  der  Königlichen 
Regierung  bekanntzugeben. 

5.  Sie  willigt  ein,  dass  in  Serbien  Organe  der  k.  und  k. 
Regierung  bei  der  Unterdrückung  der  gegen  die  territoriale  In- 
tegrität der  Monarchie  gerichteten  subversiven  Bewegung  mit- 
wirken. 

6.  Sie  wird  gegen  die  Mitschuldigen  an  der  Verschwörung 
vom  28.  Juni,  welche  sich  in  Serbien  befinden,  eine  gerichtliche 
Untersuchung  einleiten;  von  der  k.  und  k.  Regierung  hierzu 
delegierte  Organe  werden  sich  an  den  bezüglichen  Erhebungen 
beteiligen. 

7.  Sie  wird  unverzüglich  Major  Voija  Tankosic  und  einen 
gewissen  Milan  Ciganovic,  serbischen  Staatsbeamten,  verhaften 
lassen,  da  sie  durch  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  in  Sera- 
jewo  kompromittiert  sind. 
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8.  Sie  wird  durch  wirksame  Massnahmen  die  Teilnahme 
der  serbischen  Behörden  an  dem  verbotenen  Handel  in  Waffen 
und  Sprengstoffen  über  die  Grenze  verhindern; 

Sie  wird  die  Beamten  des  Grenzdienstes  in  Schabatz  und 
Loznica,  welche  schuldig  befunden  worden  sind,  den  Urhebern 
des  Verbrechens  in  Serajewo  bei  dem  Uebertritt  über  die  Grenze 
Hilfe  geleistet  haben,  entlassen  und  streng  bestrafen. 

9.  Sie  wird  der  k.  und  k.  Regierung  Erklärungen  abgeben 
in  betreff  der  ungerechtfertigten  Aeusserungen  hoher  serbischer 
Staatsbeamter,  in  Serbien  selbst  und  im  Ausland,  welche  trotz 
ihrer  offiziellen  Stellung  nicht  zögerten,  sich  nach  dem  Attentat 
vom  28.  Juni  in  Interviews  in  feindlicher  Weise  gegen  Oester- 
reich-Ungarn auszusprechen,  und  schliesslich 

10.  Sie  wird  der  k.  und  k,  Regierung  unverzüglich  mittei- 
len,  dass  die  oben  angeführten  Massnahmen  ausgeführt  wor- 
den sind. 

Die  k.  und  k.  Regierung  erwartet  die  Antwort  der  König- 
lichen Regierung  nicht  später  als  fünf  Uhr  abends  Samstag  den 
25.  Juni.  *) 

Ein  Bericht,  welcher  die  Ergebnisse  der  gerichtlichen  Un- 
tersuchung in  Serajewo  betreffs  der  Beamten,  die  unter  7 und  8 
angeführt  werden,  enthält,  ist  dieser  Note  beigefügt. 

Ich  habe  die  Ehre,  Ew.  Exz.  zu  ersuchen,  den  Inhalt  dieser 
Note  der  Regierung  mitteilen  zu  wollen,  bei  welcher  Sie  akkre- 
ditiert sind,  indem  Sie  folgenden  Kommentar  beifügen  : 

Am  31.  März  1909  richtete  die  Königlich  Serbische  Regie- 
rung an  Oesterreich-Ungarn  die  Erklärung,  deren  Wortlaut 
oben  wiedergegeben  ist. 

*)  Der  österreichisch-ungarische  Botschafter  hat  im  Verlaufe  des 
24.  Juli  folgende  Berichtigung  durch  ein  besonderes  Schreiben  an  den 
Minister  des  Aeussern  gelangen  lassen : « In  der  Abschrift  der  Depesche, 
die  ich  heute  Morgen  Ew.  Exzellenz  zu  überreichen  die  Ehre  hatte,  war 
gesagt,  meine  Regierung  erwarte  die  Antwort  der  Regierung  von  Bel- 
grad spätestens  bis  Samstag  den  25.  d.  M.  um  fünf  Uhr  abend.  Da  unser 
Gesandter  in  Belgrad  seine  Note  gestern  erst  um  sechs  Uhr  abend  über- 
reicht hat,  so  erfährt  deshalb  die  Frist  für  die  Antwort  eine  Verlänge- 
rung bis  morgen  Sonnabend  um  sechs  Uhr  abends 

Ich  hielt  es  für  meine  Pflicht,  Ew.  Exzellenz  von  dieser  kleinen 
Abänderung  bezüglich  des  Ablaufes  der  für  die  Antwort  der  serbischen 
Regierung  bestimmten  Frist  Kenntnis  zu  geben. » 
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Schon  den  nächsten  Tag  fing  Serbien  an,  eine  Politik  zu  ver- 
folgen, welche  den  Zweck  hatte,  den  Angehörigen  serbischer  Ab- 
stammung in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  subver- 
sive Ideen  einzuflössen  und  dadurch  die  Abtrennung  der  an 
Serbien  angrenzenden  österreichisch-ungarischen  Gebiete  vorzu- 
bereiten. 

Serbien  wurde  der  Herd  verbrecherischer  Umtriebe  : 

Es  dauerte  nicht  lange,  so  bildeten  sich  Vereine  und  Ver- 
bindungen, deren  anerkannter  oder  geheimer  Zweck  war,  Un- 
ruhen in  Oesterreich-Ungarn  anzustiften.  In  den  Reihen  der 
Mitglieder  dieser  Vereine  und  Verbindungen  befinden  sich  Gene- 
räle, Diplomaten,  Staatsbeamte  und  Richter,  kurz,  die  Spitzen 
der  offiziellen  und  nicht  offiziellen  Kreise  des  Königreichs. 

Die  serbische  Presse  steht  fast  gänzlich  im  Dienste  dieser 
gegen  Oesterreich-Ungarn  gerichteter  Propaganda  und  es  ver- 
geht kein  Tag,  ohne  dass  die  Organe  der  serbischen  Presse  ihre 
Leser  gegen  die  benachbarte  Monarchie  und  deren  Sicherheit 
und  Integrität  aufhetzen. 

Eine  grosse  Zahl  Agenten  dient  dazu,  duch  alle  möglichen 
Mittel  die  Umtriebe  gegen  Oesterreich-Ungarn  zu  unterstützen 
und  in  den  angrenzenden  Provinzen  die  Jugend  dieser  Länder 
zu  verderben. 

Seit  der  letzten  Balkankrise  hat  bei  den  serbischen  Poli- 
tikern der  Verschwörungsgeist,  von  dem  die  Annalen  des  König- 
reichs blutige  Spuren  aufweisen,  eine  Steigerung  erfahren  ; 
Leute,  welche  bisher  den  in  Mazedonien  tätigen  Banden  ange- 
hörten, haben  sich  der  gegen  Oesterreich-Ungarn  gerichteter 
terroristischer  Popaganda  zur  Verfügung  gestellt. 

Gegenüber  diesen  Unternehmungen,  welchen  Oesterreich- 
Ungarn  seit  Jahren  ausgesetzt  ist,  hat  es  die  serbische  Regierung 
nicht  für  nötig  gehalten,  die  geringsten  Massregeln  zu  ergreifen; 
sie  hat  somit  gegen  die  Pflicht  gefehlt,  welche  ihr  die  feierliche 
Erklärung  vom  31.  März  1909  auferlegte,  und  dem  Willen  Eu- 
ropas und  den  Oesterreich-Ungarn  gegenüber  übernommenen 
Verpflichtungen  zuwidergehandelt. 

Die  Langmut  der  kaiserlichen  und  königlichen  Regierung 
angesichts  der  herausfordernden  Haltung  Serbiens  war  einge- 
geben durch  die  territoriale  Uneigennützigkeit  der  österreichisch- 
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ungarischen  Monarchie  und  durch  die  Hoffnung,  dass  die  ser- 
bische Regierung  trotz  allem  schliesslich  doch  die  Freundschaft 
Oesterreich-Ungarns  nach  ihrem  wahren  Werte  schätzen  würde. 
Die  kaiserliche  und  königliche  Regierung  hoffte,  indem  sie  sich 
den  politischen  Interessen  Serbiens  gegenüber  freundschaftlich 
verhielt,  dass  das  Königreich  sich  entschliessen  würde,  endlich 
seinerseits  eine  gleiche  Haltung  einzunehmen.  Einen  solchen 
Umschwung  in  den  politischen  Gesinnungen  Serbiens  erwartete 
Oesterreich-Ungarn  besonders,  als  nach  den  Ereignissen  von 
1912  die  k.  und  k.  Regierung  uneigennützig  und  ohne  Groll  eine 
so  bedeutende  Vergrösserung  Serbiens  ermöglichte. 

Jedoch  hat  dies  von  Oesterreich-Ungarn  dem  Nachbar- 
staate gegenüber  beobachtete  Wohlwollen  keinen  Einfluss  auf 
die  Handlungsweise  des  Königreiches  ausgeübt.  Letzteres  hat 
fortgefahren  auf  seinem  Gebiete  eine  Propaganda  zu  dulden, 
deren  unheilvollen  Folgen  sich  der  ganzen  Welt  am  28.  Juni 
offenbarten,  an  welchem  Tage  der  Thronfolger  und  seine  hohe 
Gemahlin  dem  in  Belgrad  geschmiedeten  Komplotte  zum  Opfer 
fielen. 

In  Erwägung  all  dieser  Tatsachen  hat  sich  die  kaiserliche 
und  königliche  Regierung  gezwungen  gesehen,  erneute  und  drin- 
gende Schritte  in  Belgrad  zu  unternehmen,  um  die  serbische 
Regierung  zu  veranlassen,  die  aufwieglerische  Bewegung  aufzu- 
halten, welche  die  Sicherheit  und  die  Integrität  der  österrei- 
chisch-ungarischen Monarchie  bedroht. 

Die  kaiserliche  und  königliche  Regierung  ist  überzeugt,  dass 
dieser  Schritt  die  volle  Zustimmung  aller  zivilisierten  Nationen 
finden  wird,  die  nicht  zugeben  könnten,  dass  der  Königsmord 
eine  Waffe  werde,  deren  man  sich  ungestraft  im  politischen 
Kampfe  bedienen  könnte,  und  dass  der  europäische  Frieden  be- 
ständig durch  von  Belgrad  ausgehende  Umtriebe  gestört  werde. 

Als  Beweisstück  des  oben  Ausgeführten  hält  die  kaiserliche 
und  königliche  Regierung  Aktenmaterial  zur  Einsicht  der  fran- 
zösischen Regierung  bereit,  welches  die  serbischen  Machenschaf- 
ten und  deren  Beziehungen  zum  Mord  vom  28.  Juni  darlegt. 

Dieselbe  Mitteilung  wird  allen  Vertretern  der  kaiserlichen 
und  königlichen  Regierung  bei  den  andern  Vertragsmächten 
übermittelt.  , , ^ L ; ) . \ 


57 


Sie  werden  hiermit  ermächtigt,  ein  Exemplar  dieser  De- 
pesche dem  Minister  des  Aeussern  einzuhändigen. 


BEILAGE. 

Die  bei  dem  Gericht  in  Serajewo  gegen  Gavrilo  Princip  und 
Genossen  wegen  des  am'  28.  Juni  d.  J.  begangenen  Mordes  be- 
ziehungsweise wegen  Mitschuld  hieran  anhängige  Strafunter- 
suchung hat  bisher  zu  folgenden  Feststellungen  geführt  : 

1.  Der  Plan,  den  Erzherzog  Franz  Ferdinand  während 
seines  Aufenthaltes  in  Serajewo  zu  ermorden,  wurde  in  Belgrad 
von  Gavrilo  Princip,  Nedeljko  Cabrinovic,  dem  genannten  Milan 
Ciganovic  und  Trifko  Grabez  unter  Beihilfe  des  Majors  Voija 
Tankosic  ausgeheckt. 

2.  Die  sechs  Bomben,  die  vier  Browningpistolen  mit  Muni- 
tion, mittelst  welchen  die  Verbrecher  das  Attentat  begingen,  wur- 
den Princip,  Cabrinovic  und  Grabez  von  dem  genannten  Milan 
Ciganovic  und  dem  Major  Voija  Tankosic  in  Belgrad  ausge- 
händigt. 

3.  Die  Bomben  sind  Handgranaten,  welche  aus  dem  Waf- 
fendepot der  serbischen  Armee  in  Kragujevac  stammen. 

4.  Um  das  Gelingen  des  Attentates  zu  sichern,  unterwies 
Milan  Ciganovic  den  Princip,  den  Cabrinovic  und  den  Grabez  in 
der  Handhabung  der  Granaten  und  gab  in  einem  Walde  neben 
dem  Schiessfelde  von  Topschider  dem  Princip  und  Grabez  Unter- 
richt im  Schiessen  mit  Browningpistolen. 

5.  Um  es  Princip,  Cabrinovic  und  Grabez  zu  ermöglichen, 
die  Grenze  von  Bosnien  und  der  Herzegowina  zu  überschreiten 
und  ihre  Waffen  hinüberzuschmuggeln,  organisierte  Ciganovic 
ein  geheimes  Transportsystem. 

Der  Eintritt  der  Verbrecher  samt  ihren  Waffen  nach  Bos- 
nien und  der  Herzegowina  wurde,  nach  dieser  Organisation,  von 
den  Grenzhauptleuten  von  Sabac  (Popovic)  und  Loznica,  sowie 
von  den  Zollbeamten  Rudivoj  Grbic  von  Loznica  mit  Beihilfe 
verschiedener  Privatpersonen  durchgeführt. 
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Nr.  25. 

Herr  Bienvenu-Martin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten,  an  Bord  der 
« France  »,  und  nach  London,  Berlin,  Wien,  St.  Pe- 
tersburg, Rom  und  Belgrad. 

Paris,  den  24.  Juli  1914. 

Ich  beehre  mich,  Sie  zu  benachrichtigen,  dass  die  in  Bel- 
grad am  Donnerstag  abend  übergebene  österreichische  Note  mir 
heute  morgen  durch  den  österreichisch-ungarischen  Botschafter 
in  Abschrift  überlassen  worden  ist.  Graf  Szecsen  hat  mich  da- 
von in  Kenntnis  gesetzt,  dass  die  österreichisch-ungarische  Re- 
gierung die  Antwort  der  serbischen  Regierung  bis  Sonnabend  den 
25.  um  5 Uhr  abend  erwartet.  *) 

Die  Note  stützt  sich  auf  die  von  Serbien  am  31.  März  1909 
übernommene  Verpflichtung,  die  Annexion  von  Bosnien-Herze- 
gowina anzuerkennen,  und  wirft  der  serbischen  Regierung  vor, 
eine  anti-österreichische  Propaganda  geduldet  zu  haben,  an  der 
sich  die  Beamten,  die  Armee  und  die  Presse  beteiligten,  eine 
Propaganda,  welche  die  Sicherheit  und  Unverletzlichkeit  Oester- 
reichs bedrohe  und  deren  Gefahren  das  am  28.  Juni  begangene, 
nach  den  Feststellungen  der  Untersuchung  in  Belgrad  angestif- 
tete Verbrechen  erwiesen  habe. 

Die  österreichische  Regierung  erklärt  sich  genötigt,  einer 
Propaganda,  die  eine  fortgesetzte  Gefahr  für  ihre  Ruhe  darstelle, 
ein  Ende  zu  machen  und  von  der  serbischen  Regierung  eine 
amtliche  Erklärung  zu  fordern,  dass  sie  gewillt  sei,  jene  Pro- 
paganda zu  verurteilen  und  zu  unterdrücken,  und  zwar  durch 
die  Veröffentlichung  einer  Kundgebung  im  Amtsblatt  vom  26., 
deren  Wortlaut  vorgeschrieben  wird  und  die  die  Ausdrücke  der 
Missbilligung  und  des  Bedauerns  sowie  die  Androhung  schwe- 
rer Bestrafung  enthält.  Ein  Tagesbefehl  des  Königs  würde  in 
gleicher  Weise  diese  Erklärung  dem  Heere  zur  Kenntnis  bringen. 
Ueberdies  würde  sich  die  serbische  Regierung  verpflichten,  die 
Schriften  zu  unterdrücken,  die  Vereine  aufzulösen,  die  Offiziere 
und  Beamten  abzuberufen,  deren  Namen  ihr  von  der  österrei- 
chischen Regierung  übermittelt  würden,  ferner  in  die  Mitwir- 

*)  Vergl.  die  Anmerkung  Seite  54. 
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kung  von  österreichischen  Beamten  einzuwilligen,  sowohl  bei 
der  Unterdrückung  der  angedeuteten,  den  Umsturz  bezwecken- 
den Umtriebe,  wie  auch  bei  der  Untersuchung  über  das  Attentat 
von  Serajewo,  endlich  zur  sofortigen  Verhaftung  eines  serbischen 
Offiziers  und  eines  Beamten  zu  schreiten,  die  durch  das  Ver- 
brechen blossgestellt  worden  seien. 

Der  österreichischen  Denkschrift  ist  eine  Note  beigefügt,  die 
die  Feststellungen  der  Untersuchung  über  das  Verbrechen  von 
Serajewo  zusammenfasst  und  behauptet,  dass  es  in  Belgrad  an- 
gestiftet worden  sei,  dass  die  Bomben  aus  einem  serbischen  Waf- 
fenlager stammen  und  von  dort  den  Attentätern  geliefert  worden 
seien,  endlich,  dass  die  Attentäter  von  serbischen  Offizieren  und 
Staatsangestellten  eingeübt  und  unterstützt  worden  seien. 

Sofort  nach  dieser  Mitteilung  stattete  Graf  Szecsen  dem 
stellvertretenden  politischen  Direktor  einen  Besuch  ab  und  teilte 
ihm,  ohne  irgendwelche  begleitende  Erklärung,  die  Ueberreichung 
der  Note  mit.  Herr  Berthelot  konnte,  auf  meine  Weisungen  hin, 
den  österreichisch -ungarischen  Botschafter  bloss  auf  den  Ein- 
druck der  Unruhe  aufmerksam  machen,  den  die  im  Verlauf  des 
Vormittags  bekannt  gewordenen  Nachrichten  über  den  Inhalt 
der  österreichischen  Note  erweckt  hatten,  und  auf  das  peinliche 
Gefühl  hinweisen,  das  ohne  Zweifel  in  der  öffentlichen  Meinung 
Frankreichs  wachgerufen  werde  durch  die  Wahl  dieses  Augen- 
blicks für  ein  so  gebieterisches  Vorgehen  und  für  eine  so  kurze 
Frist;  durch  die  Wahl  nämlich  der  Stunde,  in  der  sowohl  der 
Präsident  der  Republik  als  auch  der  Ministerpräsident  und  Mi- 
nister des  Aeussern  der  Republik  Petersburg  verlassen  hätten 
und  sich  zur  See  befänden,  infolgedessen  ausser  stände  seien, 
im  Einverständnis  mit  den  nicht  beteiligten  Mächten  die  zwischen 
Serbien  und  Oesterreich  im  Interesse  des  allgemeinen  Friedens 
so  wünschenswerte  beruhigende  Aktion  durchzuführen. 

Der  serbische  Gesandte  hat  noch  keine  Angaben  über  die 
Absichten  seiner  Regierung. 

Der  deutsche  Botschafter  hat  gewünscht,  dass  ich  ihn  heute 
nachmittag  um  5 Uhr  empfange. 


Bienvenu-M  artin. 
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Nr.  26. 

Herr  Bienvenu-Martin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  T hiebaut,  französischen  Gesandten  in  Stocks 
hohn  (für  den  Ministerpräsidenten),  und  nach  Bel- 
grad, Wien,  London,  Berlin,  Rom  und  Petersburg. 

Paris,  den  24.  Juli  1914. 

Herr  Vesnitch  hatte  bis  heute  morgen  noch  kein  Telegramm 
von  seiner  Regierung  erhalten,  das  ihn  über  ihre  Absichten  auf- 
geklärt hätte,  und  kannte  den  Inhalt  der  österreichischen  Note 
nicht. 

Auf  die  Bitte  um  Rat,  die  er  an  die  politische  Abteilung  rich- 
tete, teilte  ihm  Herr  Berthelot  als  ganz  persönliche  Meinung  mit, 
Serbien  solle  Zeit  zu  gewinnen  suchen,  da  die  Frist  von  48  Stun- 
den vielleicht  mehr  eine  « dringende  Aufforderung  » als  ein 
eigentliches  Ultimatum  darstelle.  Man  könnte  z.  B.  sofort  Genug- 
tuung in  allen  den  Punkten  anbieten,  die  mit  der  Würde  und 
Souveränität  Serbiens  nicht  unvereinbar  seien.  Es  wurde  ihm 
geraten,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  die  Feststellungen 
der  österreichischen  Untersuchung  in  Serajewo  einseitig  seien, 
und  dass  Serbien  sehr  wohl  bereit  sei,  gegen  die  Mitschuldigen 
an  einem  Verbrechen,  das  es  aufs  höchste  missbillige,  streng 
einzuschreiten,  und  verlange,  mit  dem  Beweismaterial  bekannt 
gemacht  zu  werden,  um  es  rasch  prüfen  zu  können.  Vor  allem 
aber  sollte  es  danach  trachten,  dem  direkten  Eingriffe  Oester- 
reichs sich  zu  entziehen,  indem  es  sich  bereit  erkläre,  sich  dem 
Schiedsgerichte  Europas  zu  unterwerfen. 

Ich  habe  in  London  und  Petersburg  nach  den  Auffassun- 
gen und  Absichten  der  englischen  und  der  russischen  Regierung 
gefragt.  Anderseits  geht  aus  unsern  Erkundigungen  hervor,  dass 
Italien  erst  heute  die  österreichische  Note  mitgeteilt  erhielt,  über 
die  es  weder  im  voraus  ausgeforscht  worden  war,  noch  über- 
haupt Nachricht  erhielt. 


Bienvenii-M  artin. 
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Nr.  27. 

Herr  Bienvemi'M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 

nach  Stockholm  (für  den  Ministerpräsidenten),  Belgrad, 
London,  St.  Petersburg,  Berlin  und  Rom. 

Paris,  den  24.  Juli  1914. 

Der  französische  Botschafter  in  Wien  teilt  mir  mit,  dass 
die  öffentliche  Meinung  durch  die  Plötzlichkeit  und  Uebertrie- 
benheit  der  österreichischen  Forderungen  überrascht  worden 
ist,  dass  aber  die  Militärpartei  vornehmlich  zu  befürchten 
scheintT^crHeiTlnö^^  nachgebem  ^ 

Der  serbischeHesmidTe  in  Oesterreich  ist  der  Meinung,  dass 
seine  Regierung  sich  sehr  versöhnlich  zeigen  werde  in  den 
Punkten,  die  sich  auf  die  Bestrafung  der  Mitschuldigen  am  At- 
tentat und  die  für  die  Unterdrückung  der  anti-österreichischen 
Propaganda  zu  gebenden  Garantien  beziehen.  Sie  könne  aber 
nicht  annehmen,  dass  dem  König  ein  Tagesbefehl  an  die  Armee 
vorgeschrieben  werde,  ebensowenig  als  sie  die  Verabschiedung 
von  Offizieren,  die  Oesterreich  verdächtig  erscheinen,  sowie  das 
Eingreifen  fremder  Beamter  in  Serbien  dulden  könne.  Herr 
Jovanovitch  ist  der  Meinung,  dass  wenn  es  möglich  sei,  eine 
Erörterung  herbeizuführen,  der  KonfhH  der  Mächte 

nochjieigelegt  werden  könne. 

Unser  Botschafter  in  Berlin  macht  Mitteilung  von  der  durch 
die  österreichische  Note  hervor  gerufenen  Aufregung  und  von 
der  Stimmung  des  russischen  Geschäftsträgers,  der  dafür  hält, 
dass  ein  grosser  Teil  der  öffentlichen  iMeinung  in  Deutschland 
den  Krieg  wünsche.  Der  Ton  der  Presse  ist  drohend  und  scheint 
die  Einschüchterung  Russlands  zu  bezwecken.  Unser  Botschaf- 
ter soll  heute  abend  Herrn  von  Jagow  aufsuchen. 

Herr  Barrere  teilt  mit,  dass  Italien  in  Wien  im  Sinne  der 
Mässigung  ein  wirkt  und  Verwicklungen  zu  verhindern  sucht. 

Bienvenu-Martin. 
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Nr.  28. 


Herr  Bienvenu-Martin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
nach  Stockholm  (für  den  Ministerpräsidenten),  und  nach 
Belgrad,  London,  St.  Petersburg,  Berlin,  Wien  und 
Rom. 

Paris,  den  24.  Juli  1914. 


Herr  von  Schoen  ist  gekommen,  um  mir  eine  Note  seiner 
Regierung  mitzuteilen,  von  der  er  mir  keine  Abschrift  überlas- 
sen wollte,  die  er  mir  aber  auf  meinen  Wunsch  zweimal  vorlas. 

Diese  Note  lautet  annähernd  wörtlich  wie  folgt  : 

« Die  Veröffentlichungen  der  österreichisch-ungarischen  Zei- 
tungen über  die  Umstände,  unter  denen  das  Attentat  auf  den 
österreichischen  Thronfolger  und  seine  Gemahlin  stattgefunden 
hat,  enthüllen  offen  die  Ziele,  die  sich  die  grossserbische  Pro- 
paganda gesetzt  hat,  und  die  Mittel,  deren  sie  sich  zur  Verwirk- 
lichung derselben  bedient.  Auch  müssen  durch  die  bekannt  ge- 
gebenen Tatsachen  die  letzten  Zweifel  darüber  schwinden,  dass 
das  Aktionszentrum  der  Bestrebungen,  die  auf  Loslösung  der 
südslawischen  Provinzen  von  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  und  deren  Vereinigung  mit  dem  serbischen  König- 
reich hinauslaufen,  in  Belgrad  zu  suchen  ist,  und  zum  mindesten 
dort,  mit  der  Konnivenz  von  Angehörigen  der  Regierung  und 
Armee,  seine  Tätigkeit  entfaltet  hat. 

« Die  serbischen  Treibereien  gehen  auf  eine  lange  Reihe  von 
Jahren  zurück.  In  besonders  markanter  Form  trat  der  gross- 
serbische Chauvinismus  während  der  bosnischen  Krisis  in  die 
Erscheinung.  Nur  der  weitgehenden  Selbstbeherrschung  und 
Mässigung  der  österreichisch-ungarischen  Regierung  und  dem 
energischen  Einschreiten  der  Grossmächte  war  es  zuzuschreiben, 
wenn  die  Provokationen,  welchen  Oesterreich-Ungarn  in  dieser 
Zeit  von  seiten  Serbiens  ausgesetzt  war,  nicht  zum  Konflikte 
führten.  Die  Zusicherung  künftigen  Wohlverhaltens,  die  die 
serbische  Regierung  damals  gegeben  hat,  hat  sie  nicht  eingehal- 
ten. Unter  den  Augen,  zum  mindesten  unter  stillschweigender 
Duldung  des  amtlichen  Serbien,  hat  die  grossserbische  Propa- 
ganda inzwischen  fortgesetzt  an  Ausdehnung  und  Intensität  zu- 
genommen; auf  ihr  Konto  ist  das  jüngste  Verbrechen  zu  setzen, 
dessen  Fäden  nach  Belgrad  führen.  Es  ist  unzweifelhaft,  dass 
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es  weder  mit  der  Würde  noch  mit  der  Selbsterhaltung  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  vereinbar  sein  würde,  dem 
Treiben  jenseits  der  Grenze  noch  länger  tatenlos  zuzusehen, 
durch  das  die  Sicherheit  und  die  Integrität  ihrer  Gebiete  dau- 
ernd bedroht  wird.  Bei  dieser  Sachlage  können  das  Vorgehen 
sowie  die  Forderungen  der  österreichisch-ungarischen  Regierung 
nur  als  gerechtfertigt  angesehen  werden.  Trotzdem  schliesst  die 
Haltung,  die  die  ötfentliche  Meinung  sowohl  als  auch  die  Regie- 
rung in  Serbien  in  letzter  Zeit  eingenommen  hat,  die  Befürch- 
tung nicht  aus,  dass  die  serbische  Regierung  es  ablehnen  wird, 
diesen  Forderungen  zu  entsprechen,  und  dass  sie  sich  sogar  zu 
einer  provokatorischen  Haltung  Oesterreich-Ungarn  gegenüber 
hinreissen  lassen  wird.  Es  würde  der  österreichisch-ungarischen 
Regierung,  will  sie  nicht  auf  ihre  Stellung  als  Grossmacht  end- 
gültig Verzicht  leisten,  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  ihre 
Forderungen  bei  der  serbischen  Regierung  durch  einen  starken 
Druck  und  nötigenfalls  unter  der  Ergreifung  militärischer  Mass- 
nahmen durchzusetzen,  wobei  ihr  die  Wahl  der  Mittel  über- 
lassen bleiben  muss.  » 

Der  deutsche  Botschafter  hat  meine  Aufmerksamkeit  beson- 
ders auf  die  beiden  letzten  Paragraphen  seiner  Note  hingewie- 
sen, indem  er  vor  ihrer  Verlesung  ausdrücklich  bemerkte,  dass 
darin  der  Hauptpunkt  liege.  Ich  habe  den  Text  wörtlich  no 
tiert  wie  folgt  : « Die  deutsche  Regierung  hält  dafür,  dass  die 
gegenwärtige  Frage  eine  Angelegenheit  darstellt,  die  ausschliess- 
lich zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Serbien  zu  ordnen  ist, 
und  dass  die  Grossmächte  das  ernstlichste  Interesse  daran  ha- 
ben, sie  auf  die  beiden  beteiligten  Parteien  zu  beschränken. 

« Die  deutsche  Regierung  wünscht  dringend  die  Lokalisie- 
rung des  Konfliktes,  weil  jedes  Eingreifen  einer  andern  Macht 
infolge  des  natürlichen  Gegenspieles  der  Bündnisse  unabsehbare 
Folgen  nach  sich  ziehen  würde.  » 

Ich  habe  dem  deutschen  Botschafter  hierauf  erwidert,  so 
gerecht  es  auch  erscheine,  die  Bestrafung  aller  am  Attentat  von 
Serajewo  Mitschuldigen  zu  verlangen,  so  schwierig  erscheine  es 
umgekehrt,  von  Serbien  Massnahmen  zu  fordern,  die  mit  seiner 
Würde  und  Unabhängigkeit  unvereinbar  sind  : Selbst  wenn 
die  serbische  Regierung  sich  solchen  Forderungen  unterziehen 
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wollte,  würde  sie  Gefahr  laufen,  durch  eine  Revolution  beseitigt 
zu  werden. 

Ebenso  habe  ich  Herrn  von  Schoen  zu  beachten  ersucht, 
dass  seine  Note  nur  zwei  Möglichkeiten  ins  Auge  fasse  : Die 
einer  glatten  Ablehnung  oder  die  einer  herausfordernden  Hal- 
tung Serbiens.  Eine  dritte  Möglichkeit  (welche  die  Türe  zu  einer 
Verständigung  offen  Hesse)  sollte  auf  jeden  Fall  ins  Auge  ge- 
fasst werden  : diejenige  einer  Annahme  Serbiens,  das  einwilli- 
gen würde,  sich  unverzüglich  für  die  Bestrafung  der  Mitschul- 
digen und  für  die  Unterdrückung  der  anti-österreichischen  Pro- 
paganda mit  aller  Bestimmtheit  zu  verbürgen,  welche  Zugeständ- 
nisse mit  seiner  Unabhängigkeit  und  seiner  Würde  vereinbar 
wären. 

Ich  habe  beigefügt,  dass  wenn  innerhalb  dieser  Beschrän- 
kung die  von  Oesterreich  verlangte  Genugtuung  zulässig  wäre, 
die  nähern  Bestimmungen  ihrer  Anwendung  geprüft  werden 
könnten.  Wenn  Serbien  offenkundige  Beweise  eines  guten  Wil- 
lens gäbe,  so  würde  man  es  nicht  begreifen,  dass  sich  Oester- 
reich dann  noch  weigerte,  sich  zu  Verhandlungen  herbeizulassen. 

Vielleicht  sollte  es  dritten  Mächten,  die  aus  moralischen 
und  Gefühlsgründen  ihr  Interesse  für  Serbien  nicht  fallen  lassen 
könnten,  nicht  allzuschwer  gemacht  werden,  eine  Haltung  ein- 
zunehmen, die  dem  von  Deutschland  geäusserten  Wunsche  nach 
Lokalisierung  des  Konfliktes  entsprechen  würde. 

Herr  von  Schoen  hat  den  Wert  dieser  Erwägungen  aner- 
kannt und  die  unbestimmte  Erklärung  gegeben,  die  Hoffnung 
bleibe  immer  möglich.  Wie  ich  ihn  fragte,  ob  der  österreichi- 
schen Note  bloss  der  Charakter  einer  dringenden  Aufforderung, 
die  eine  Verhandlung  erlaube,  beizumessen  sei  oder  der  eines 
Ultimatums,  antwortete  er,  dass  er  darüber  keine  eigene  An- 
sicht habe. 


Bienvenii-M  artin. 
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Nr.  29. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 


an  Herrn  Bienuenii-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Berlin,  den  24.  Juli  1914. 


Die  Uebergabe  der  österreichischen  Note  an  Serbien  hat 
eine  tiefe  Erregung  hervorgerufen. 

Der  österreichische  Botschafter  erklärt,  dass  seine  Regie- 
rung von  ihren  Forderungen  nichts  ablassen  könne.  In  der 
Wilhelmstrasse  wie  in  den  Zeitungen  führt  man  die  gleiche 
Sprache. 

Die  meisten  der  in  Berlin  anwesenden  Geschäftsträger  haben 
mich  heute  morgen  aufgesucht.  Sie  legen  wenig  Hoffnung  auf 
einen  friedlichen  Ausgang  an  den  Tag.  Der  russische  Geschäfts- 
träger hat  sich  mit  Bitterkeit  darüber  geäussert,  dass  Oester- 
reich seine  Note  gerade  in  dem  Augenblicke  überreicht  hat,  wo 
der  Präsident  der  Republik  und  der  Ministerpräsident  Peters- 
burg verlassen  hatten.  Er  neigt  zu  der  Annahme,  dass  ein  gros- 
ser Teil  der  öffentlichen  Meinung  in  Deutschland  den  Krieg 
wünsche  und  diese  Gelegenheit  ergreifen  möchte,  bei  der  sich 
Oesterreich  ohne  Zweifel  geeinigter  zeigen  wird  als  in  der  Ver- 
gangenheit und  bei  der  der  deutsche  Kaiser,  aus  monarchischem 
Solidaritätsgefühl  und  aus  Abscheu  vor  dem  Attentat,  weniger 
geneigt  ist,  sich  versöhnlich  zu  zeigen. 

Herr  von  Jagow  wird  mich  am  Spätnachmittag  empfangen. 

Jules  Cambon. 


Nr.  30. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Berlin,  den  24.  Juli  1914. 


In  der  Zusammenkunft,  die  ich  heute  mit  dem  Staatssekre- 
tär hatte,  fragte  ich  ihn,  ob  es  richtig  sei,  dass,  wie  die  Zeitungen 
meldeten,  Oesterreich  den  Mächten  eine  Note  über  seinen  Zwist 
mit  Serbien  zugestellt  habe,  ob  er  diese  erhalten  habe  und  wel- 
che Wichtigkeit  er  ihr  beimesse. 
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Herr  von  Jagow  antwortete  bejahend  und  fügte  bei,  dass 
die  Note  energisch  gehalten  sei  und  dass  er  sie  billige,  da  die 
serbische  Regierung  seit  langer  Zeit  die  österreichische  Geduld 
ermüdet  habe.  Er  betrachtet  übrigens  diese  Frage  als  eine  in 
nere  Angelegenheit  Oesterreichs  und  hofft,  dass  sie  örtlich  be- 
schränkt bleiben  werde. 

Ich  fuhr  fort,  indem  ich  ihm  sagte,  ich  wolle,  da  ich  noc!^ 
keine  Weisungen  erhalten  habe,  nur  ganz  persönliche  Ansichten 
mit  ihm  austauschen.  Ich  fragte  ihn  dann,  ob  wirklich  die  Ber- 
liner Regierung  ganz  und  gar  keine  Kenntnis  von  den  österrei- 
chischen Forderungen  gehabt  habe,  bevor  sie  in  Belgrad  mit- 
‘"geteilt  worden  seien.  Da  er  mir  dies  bestätigte,  gab  ich  ihm 
meine_Ueberraschung  darüber  zu  erkennen,  dass  er  sich  an- 
heischig machen  könne,  Ansprüche  zu  unterstützen,  deren 
Grenze  und  Tragweite  er  nicht  kenne. 

« Nur^'eil  wir  uns  miteinander  bloss  persönlich  bespre- 
chen »,  sagte,  mich  unterbrechend,  Herr  von  Jagow  zu  mir» 
< lasse  ich  mir  das  von  Ihnen  sagen.  » 

« Gewiss  »,  antwortete  ich,  « aber  wenn  Peter  I.  sich  de- 
mütigt, wird  Serbien  wahrscheinlich  innern  Wirren  ausgesetzt 
sein,  was  neuen  Möglichkeiten  die  Türe  öffnen  wird,  und  wissen 
Sie,  wohin  Sie  dann  von  Wien  werden  geführt  werden  ? » Ich 
fügte  bei,  dass  die  Sprache  der  deutschen  Zeitungen  nicht  die 
Sprache  von  gleichgültigen  und  der  Sache  fernstehenden  Leuten 
sei,  sondern  eine  tätige  Unterstützung  ankündige.  Schliesslich 
bemerkte  ich,  dass  die  Kürze  der  Frist,  die  Serbien  gewährt  sei, 
um  sich  zu  unterwerfen,  in  Europa  einen  lebhaften  Unwillen 
wachrufen  dürfte. 

Herr  von  Jagow  antwortete  mir,  dass  er  auf  « ein  wenig 
Aufregung  » von  Serbiens  Freunden  wohl  gefasst  sei,  da^  er 
aber  hoffe,  sie  würden  diesem  gute  Ratschläge  erteilen. 

Ich  sagte  darauf  : « Ich  zweifle  durchaus  nicht  daran,  dass 
Russland  bei  der  Belgrader  Regierung  Anstrengungen  machen 
wird,  um  sie  zu  annehmbaren  Geständnissen  zu  bewegen  ; 
aber  warum  sollte  man  nicht  von  dem  einen  verlangen,  was 
man  von  dem  andern  verlangt  ? Und  wenn  man  darauf  zählt» 
dass  in  Belgrad  Ratschläge  werden  erteilt  werden,  ist  es  dann 
nicht  berechtigt,  anzunehmen,  dass  von  einer  andern  Seite  Rat- 
schläge auch  in  Wien  werden  erteilt  werden  ? » 
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Der  Staatssekretär  Hess  sich  so  weit  gehen,  zu  sagen,  dass 
dies  von  den  Umständen  abhange;  aber,  sich  sofort  verbessernd, 
wiederholte  er,  die  Angelegenheit  müsse  örtlich  beschränkt  wer- 
den. Er  fragte  mich,  ob  ich  wirklich  die  Lage  als  ernst  ansehe. 

« Gewiss  »,  antwortete  ich  ihm,  « denn,  wenn  das,  was  vorgeht, 
überlegt  worden  ist,  begreife  ich  nicht,  dass  man  die  Brücken 
hinter  sich  abgebrochen  hat.  » 

x\lles  weist  darauf  hin,  dass  Deutschland  sich  anschickt,  in 
einer  eigentümlich  nachdrücklichen  Weise  die  Haltung  Oester- 
reichs zu  unterstützen.  Die  Schwäche,  die  der  österreichisch- 
ungarische Verbündete  seit  einigen  Jahren  offensichtlich  zeigte, 
verminderte  das  Vertrauen,  das  man  hier  zu  ihm  hegte.  Man 
fand,  es  sei  schwer,  ihn  mitzuschleppen.  Die  schlimmen  Pro- 
zesse, wie  die  Angelegenheit  von  Agram  und  die  Angelegenheit 
Friedjung  machten  seine  Polizei  hassenswert,  indem  sie  ihn  der 
Lächerlichkeit  Preisgaben.  Man  verlangte  von  ihm  nur,  dass  er 
stark  sei,  aber  man  gibt  sich  zufrieden  damit,  dass  er  brutal  ist. 

Ein  heute  abend  im  « Lokal-Anzeiger  » erschienener  Arti- 
kel lässt  auch  in  der  deutschen  Reichskanzlei  auf  eine  Gesin- 
nung schliessen,  der  wir  in  Paris  ganz  natürlicherweise  nicht 
genügend  Rechnung  zu  tragen  geneigt  sind,  ich  meine  das  Ge- 
fühl der  monarchischen  Solidarität.  Ich  bin  überzeugt,  dass 
dieser  Standpunkt  stark  in  Betracht  gezogen  werden  muss,  um 
die  Haltung  Kaiser  Wilhelms  zu  beurteilen,  dessen  erregbare 
Natur  das  Attentat  auf  einen  Fürsten,  der  ihn  einige  Tage  vor- 
her empfangen  hatte,  sehr  stark  empfinden  musste. 

Nichtsdestowniger  ist  esjib^ri^chend,  zu  beobachten,  mit 
welcher  Sorgfalt  Herr  von  Jagow  und  alle  seinem  Befehl  unter- 
stellten Beamten  jedermann  vorgeben,  sie  hätten  die  Tragweite 
der  Serbien  überreichten  österreichischen  Note  nicht  gekannt. 

Jules  Cambon. 


Nr.  31. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 

an  Herrn  Bienvenu-Märtin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

Petersburg,  den  24.  Juli  1914. 
Der  österreichisch-ungarische  Botschafter  hat  Herrn  Saso- 
now  von  einer  bedrohlichen  Note  an  Serbien  Mitteilung  gemacht. 


Die  Gesinnung  des  Kaisers  von  Russland  und  seiner  Mi- 
nister ist  die  friedlichste,  wie  sich  der  Präsident  der  Repu- 
blik und  der  Ministerpräsident  unmittelbar  haben  überzeugen 
können;  aber  das  Ultimatum,  das  die  österreichisch-ungarische 
Regierung  soeben  der  Belgrader  Regierung  überreicht  hat,  bringt 
ein  neues  und  beunruhigendes  Element  in  die  Lage  hinein. 

Die  öffentliche  Meinung  in  Russland  würde  nicht  dulden, 
dass  Oesterreich  Serbien  Gewalt  antäte.  Die  Kürze  der  für  die 
Beantwortung  des  Ultimatums  festgesetzten  Frist  erschwert  noch 
die  mässigende  Einwirkung,  die  die  Mächte  des  Dreiverbandes 
in  Wien  ausüben  könnten. 

Anderseits  vermutet  Herr  Sasonow,  dass  Deutschland  seinen 
Verbündeten  wird  unterstützen  wollen,  und  ich  befürchte,  dass 
dieser  Eindruck  richtig  sei.  Einzig  das  feste  Zusammenstehn 
des  Dreiverbandes  kann  die  germanischen  Mächte  daran  hin- 
dern, ihre  herausfordernde  Haltung  noch  bestimmter  hervor- 
treten zu  lassen. 

PaUologue. 


Nr.  32. 


Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 


an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


London,  den  24.  Juli  1914. 


Da  mir  Sir  Ed.  Grey  von  seinem  Wunsche  gesprochen  hatte, 
nichts  zu  unterlassen,  um  die  Krisis  abzuwenden,  waren  wir 
einig  in  dem  Gedanken,  die  englische  Regierung  könnte  die 
deutsche  Regierung  bitten,  den  Anstoss  zu  einem  Schritte  zu 
geben,  um  in  Wien  die  Vermittlung  der  vier  nicht  direkt  betei- 
ligten Mächte  zwischen  Oesterreich  und  Serbien  anzubieten 
Wenn  sich  Deutschland  dazu  versteht,  wird  man  Zeit  gewinnen, 
uij^das  ist  das  Wichtigste.  ^ 

Sir  Ed.  Grey  sagte  mir,  er  werde  dem  Fürsten  Lichnowsky 
den  Plan,  den  ich  soeben  auseinandergesetzt  habe,  unterbreiten. 
Ich  machte  meinem  russischen  Kollegen  davon  Mitteilung,  der 
von  Deutschland  eine  Ueberraschimg  befürchtet  und  vermutet, 
Oesterreich  würde  ohne  vorausgegangene  Verständigung  mit 
Berlin  sein  Ultimatum  nicht  abgeschickt  haben. 
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Graf  BenckendortY  sagte  mir,  Fürst  Lichnowsky  ha)3e  ihm 
bei  der  Rückkehr  aus  seinem  Urlaube  vor  ungefähr  einem  Mo- 
nate pessimistische  Ansichten  über  die  Beziehungen  zwischen 
Petersburg  und  Berlin  geäussert.  Er  hatte  die  Unruhe  be- 
merkt, die  durch  die  Gerüchte  von  einem  Flottenabkommen 
zwischen  Russland  ITnd  England,  durch  den  Besuch  des  Zaren 
nF  Bukarest  imOTircTil^^  der  russischen  Armee  in 

Berlin  entstanden  wäE  Graf  Benckendorff  hatte  daraus  ge- 
schlossen, dass  man  in  Deutschland  gerne  einen  Krieg  mit  Russ- 
land ins  Auge  fassen  3 ürde. 

Dem  ÜntersTaatssekretär  ist,  wie  uns  allen,  dj^  sorgenvolle 
Aussehen  des  Fürsten  Lichnowsky  seit  seiner  Rückkehr  aus 
Berlin  aüT^fälleii.  Er  ist  der  Ansicjit,  dass  Deutschland,  wenn 
Fs  jFwollt  hätte,  die  Ueberfeichung  des  Ultimatums  hätte  ver- 
hindern "Eonnem 

Die  La^  ist  also  sehr  ernst,  und  wir  sehen  keinerlei  Mit- 
tel, dem  Laufe  der  Ereignisse  Einhalt  zu  tun. 

Doch  glaubt  Graf  Benckendorff,  es  wäre  gut,  den  Schritt 
zu  versuchen,  über  den  ich  mich  mit  Sir  Ed.  Grey  verständigt 
habe. 

Paul  Cambon. 


Nr.  33. 

Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Bienvenii-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

London,  den  24.  Juli  1914. 

Der  serbische  Gesandte  hat  diese  Nacht  von  Herrn  Pachitsch 
ein  Telegramm  erhalten,  das  besagt,  die  österreichisch-ungari- 
sche Regierung  habe  ihm  ihr  Ultimatum  zugeschickt,  dessen 
Frist  morgen,  d.  h.  Sonnabend,  um  6 Uhr  abend  ablaufe.  Herr 
Pachitsch  teilt  den  Wortlaut  der  österreichischen  Mitteilung  nicht 
mit,  aber  wenn  sie  so  gehalten  ist,  wie  die  « Times  » von  heute 
darüber  berichten,  scheint  es  unmöglich,  dass  die  serbische  Re- 
gierung sie  annehmen  könne. 

Mein  russischer  Kollege,  der  es  für  seine  Regierung  als 
äusserst  schwierig  hält,  Serbien  nicht  zu  unterstützen,  und  ich 
haben  uns  gefragt,  welche  Vermittlung  den  Konflikt  beilegen 
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Da  Sir  Ed.  Grey  mich  auf  heute  nachmittag  zu  sich  berufen 
hat,  habe  ich  mir  vorgenommen,  bei  ihm  die  Anregung  zu 
machen,  die  halbamtliche  Vermittlung  der  deutschen  Regierung 
in  Wien  zu  fordern,  um  einen  plötzlichen  Angriff  zu  verhindern. 

Paul  Cambon. 


Nr.  34. 

Herr  Bienveim-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
nach  Stockholm  (für  den  Ministerpräsidenten),  Belgrad, 
St.  Petersburg,  Berlin,  Wien  und  Rom. 

Paris,  den  24.  Juli  1914. 

Als  der  österreichische  Botschafter  die  Note  seiner  Regie- 
rung Sir  Ed.  Grey  mitgeteilt  hatte,  wies  dieser  darauf  hin,  dass 
niemals  eine  so  ungeheure  Erklärung  von  einer  Regierung  an 
eine  andere  gerichtet  worden  sei;  er  lenkte  die  Aufmerksamkeit 
des  Grafen  Mensdorff  auf  die  Verantwortung,  die  Oesterreich 
sich  aufgeladen  habe. 

Da  Sir  Ed.  Grey  die  Möglichkeit  eines  Zwiespaltes  zwischen 
Oesterreich  und  Russland  ins  Auge  fasst,  nimmt  er  sich  vor, 
die  Mitwirkung  der  deutschen  Regierung  bei  einer  Vermittlung 
durch  die  vier  in  der  serbischen  Angelegenheit  nicht  unmittel- 
bar beteiligten  Mächte  : England,  Frankreich,  Italien  und 
Deutschland  zu  verlangen;  diese  Vermittlung  würde  gleichzei- 
tig in  Wien  und  in  Petersburg  einsetzen.  — 

^ Ich  habe  den  serbischen  Gesandten  zur  Vorsicht  geraten 
und  bin  bereit,  mich  jedem  vermittelnden  Schritte  in  Wien  an- 
zuschliessen,  in  der  Hoffnung,  dass  Oesterreich  seine  Forde- 
rungen gegenüber  einem  kleinem  Staate  nicht  in  vollem  Um- 
fange aufrecht  erhalten  werde,  wenn  dieser  sich  geneigt  zeige, 
jegliche  Genugtuung  zu  erteilen,  die  ekr  mit  seiner  Unabhängig- 
keit und  Souveränität  vereinbar  betrachtet  werden  kann. 


Bienvenu-M  artin. 


rUSH  \NDICATE 


71 


Nr.  35. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Bienvenii-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeiissern. 


Berlin,  den  25.  Juli  1914. 


^r  belgische  Gesandte  zeigt  sich^über  die  Ereignisse  sehr 
besorgt. 

^ Er  ist  der  Meinung,  Oesterreich  und  Deutschland  haben  das 
Zusammentreffen  der  Umstände  ausnützen  wollen,  nach  denen 
ihnen  Russland  und  England  augenblicklich  von  innern  Wirren 
bedroht  erscheinen  und  in  Frankreich  die  militärische  Ordnung 
bestritten  ist.  Auch  gl^^der  Gesandte  nicht  an  die  Unkennt- 
nis, die  die  Berliner  Regierung  mit  Bezug  auf  das  Vorgehen 
Oesterreichs  vorgibt. 

Er  meint,  wenn  auch  dessen  Form  der  Berliner  Regierung 
nicht  unterbreitet  worden  sei,  so  sei  doch  mit  dieser  der  Augen- 
blick in  geschickter  Weise  gewählt  worden,  um  den  Dreiverband 
in  einer  Zeit  der  Zerrüttung  zu  überraschen. 

Er  hat  den  italienischen  Botschafter  gesprochen,  der  soeben 
seinen  Urlaub  unterbrochen  hat,  um  auf  seinen  Posten  zurück- 
zukehren. Es  möchte  scheinen,  Italien  sei,  um  nicht  mehr  zu 
sagen,  überrascht,  dass  seine  beiden  Verbündeten  es  von  der 
ganzen  Angelegenheit  ferngehalten  haben. 

Jules  Cambon. 


Nr.  36. 

Herr  Bienvenu-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeiissern, 
nach  Stockholm  (für  den  Ministerpräsidenten)  und  nach 
I^ondon,  Berlin,  Petersburg  und  Wien. 

Paris,  den  25.  Juli  1914. 

Der  deutsche  Botschafter  ist  heute  Mittag  gekommen,  um 
gegen  einen  Artikel  des  « Echo  de  Paris  » Einspruch  zu  erhe- 
ben, der  seinen  gestrigen  Schritt  als  « deutsche  Drohung  » hin- 
stellte. Herr  von  Schoen  hat  einer  Anzahl  Zeitungsberichterstat- 
tern gesagt  und  die  Aussage  auf  der  politischen  Abteilung  be- 
stätigt, dass  hinsichtlich  der  österreichischen  Note  zwischen 
Oesterreich  und  Deutschland  keine  « Uebereinstimmung  » be- 
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standen  habe,  und  dass  die  deutsche  Regierung  diese  nicht 
kannte,  obschon  sie  sie  nachträglich  gebilligt  habe,  nachdem  sie 
ihr  zu  gleicher  Zeit  wie  den  andern  Mächten  mitgeteilt  wor- 
den war. 

Freiherr  von  Schoen  fügte  bei,  es  liege  ebensov,enig  eine 
« Drohung  » vor  : die  deutsche  Regierung  habe  sich  damit  be- 
gnügt, bekanntzugeben,  dass  sie  die  örtliche  Beschränkung  des 
Konfliktes  als  wünschenswert  erachte,  und  dass  das  Dazwischen - 
treten  anderer  Mächte  ihn  schwieriger  gestalten  könnte. 

Der  stellvertretende  politische  Direktor  nahm  von  dem 
Schritte  des  Freiherrn  von  Schoen  Vormerk.  Auf  sein  Ersuchen, 
den  genauen  Wortlaut  der  letzten  zwei  Abschnitte  seiner  Note 
zu  wiederholen,  machte  ihn  der  Botschafter  darauf  aufmerk- 
sam, dass  der  Inhalt  Deutschlands  Willen  bekunde,  sich  zwi- 
schen die  Mächte  und  Oesterreich  zu  stellen.  Herr  Berthelot 
fügte  bei,  dass  übrigens  keinem  Zeitungsberichterstatter  irgend- 
welche vertrauliche  Mitteilung  gemacht  worden  und  für  die 
Nachricht  des  « Echo  de  Paris  » dieses  Blatt  allein  verantwort- 
lich sei.  Diese  Meldung  zeige  nur,  dass  das  deutsche  Vorgehen,^ 
wie  es  scheine,  auch  anderswo  als  am  Quai  d’Orsay  und  ohne  j/ 
Zusammenhang  mit  diesem  bekannt  geworden  sei.  Der  deut-  ’ 
sehe  Botschafter  ging  auf  diese  Anspielung  nicht  ein. 

Anderseits  ist  der  österreichische  Botschafter  in  London 
ebenfalls  zu  Sir  Ed.  Grey  gegangen,  um  ihn  zu  beruhigen,  in- 
dem er  sagte,  die  österreichische  Note  stelle  nicht  ein  « Ulti- 
matum »,  sondern  « eine  Aufforderung  zur  Antwort  mit  Be- 
fristung der  Zeit  » dar,  was  bedeute,  dass  der  österreichische 
Gesandte,  wenn  die  österreichischen  Forderungen  nicht  am  heu- 
tigen Abend  um  6 Uhr  angenommen  seien,  Belgrad  verlassen 
und  die  österreichisch-ungarische  Regierung  militärische  « Vor- 
bereitungen » treffen,  nicht  aber  militärische  « Operationen  » 
beginnen  werde. 

Die  Londoner  Regierung  hat,  wie  die  Pariser  und  Peters- 
burger Regierungen,  in  Belgrad  den  Rat  erteilen  lassen,  man 
solle  das  Bedauern  aussprechen  für  die  Mitschuld,  die  an  dem 
Attentate  von  Serajewo  erwiesen  werden  könnte,  und  diesbezüg- 
lich die  ausgedehnteste  Genugtuung  versprechen.  Sie  hat  bei- 
gefügt, dass  es  im  übrigen  Serbien  zukomme,  seine  Antwort  so 
abzufassen,  wie  das  Wohl  des  Landes  es  ihm  geraten  erscheinen 
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lasse.  Der  englische  Gesandte  in  Belgrad  soll  mit  seinem  fran- 
zösischen und  seinem  russischen  Kollegen  Rücksprache  nehmen, 
und  wenn  diese  die  gleichen  Weisungen  erhalten  haben,  der 
serbischen  Regierung  anraten,  in  allen  den  Punkten  Genugtuung 
zu  erteilen,  in  denen  sie  es  tun  zu  können  glaube. 

Sir  Ed.  Grey  sagto^ülem  Fürsten  Lichnowsky  (der  ihm  bis 
jetzt  keinerlei  Mitteilung  ähnlich  der  von  Herrn  von  Schoen  in 
Paiis  abgegebenen  gemacht  hat),  dass  sich  die  englische  Regie- 
rung, wenn  die  österreichische  Note  zwischen  Oesterreich  und 
Russland  keine  Schwierigkeiten  herbeiführe,  damit  nicht  zu  be- 
fassen haben  werde,  aber  dass  zu  befürchten  sei,  der  schroffe 
Ton  der  Note  und  die  Kürze  der  angesetzten  Frist  würden  eine 
Spannung  herbeiführen.  Unter  diesen  Umständen  bestünde  die 
einzige  absehbare  Aussiclit,  den  Konflikt  zu  vermeiden,  in  einer 
Vermittlung  durch  Frankreich,  Deutschland,  Italien  und  Eng- 
land, da  nur  Deutschland  eine  Einwirkung  in  diesem  Sinne 
auf  die  Wiener  Regierung  ausüben  könne. 

Der  deutsche  Botschafter  antwortete,  er  werde  diese  Anre- 
gung nach  Berlin  weiterleiten,  aber  er  liess  dem  russischen  Bot- 
schafter, der  mit  ihm  verwandt  ist,  durchblicken,  dass  sich 
Deutschland  zu  keinem  Schritt  in  Wien  hergeben  werde. 

Bienvenii-Martin. 


Nr.  37. 


Herr  de  Fleuriaii,  französischer  Geschäftsträger  in  London, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


London,  den  25.  Juli  1914. 


Der  deutsche  Botschafter  ist  in  das  Foreign  Office  gekom- 
men, um  zu  bestätigen,  dass  seine  Regierung  es  ablehnen  werde, 
sich  in  den  Konflikt  einzumischen,  der  zwischen  Oesterreich 
und  Serbien  besteht. 

Sir  Ed.  Grey  antwortete,  dass  England,  ohne  Deutschlands 
Mitwirkung  in  Wien,  in  Petersburg  nicht  Vorgehen  könne.  Wenn 
jedoch  beide,  Oesterreich  und  Russland,  mobilisieren  sollten,  so 
wäre  dies  dann  der  Anlass  zu  einer  Intervention  der  vier  andern 
Mächte.  Würde  dann  die  deutsche  Regierung  ihre  passive  Hal- 
tung aufrecht  erhalten  und  sich  weigern,  sich  England,  Frank- 
reich und  Italien  anzuschliessen  ? 
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Fürst  Lichnowsky  nimmt  das  nicht  an,  weil  es  sich  dann 
nicht  mehr  um  Schwierigkeiten  zwischen  Wien  und  Belgrad, 
sondern  um  einen  Konflikt  zwischen  Wien  und  Petersburg 
handeln  würde. 

Sir  Ed.  Grey  fügte  noch  die  Bemerkung  bei,  dass  wenn 
der  Krieg  ausbrechen  sollte,  keine  Macht  in  Europa  ihm  teil- 
nahmslos gegenüberstehen  könnte. 

de  Fleuriau. 


Nr.  38. 

Herr  PaJeologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg^ 

an  Herrn  Bienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeiissern. 

Petersburg,  den  25.  Juli  1914. 

Die  russische  Regierung  wird  sich  anstrengen,  von  der  öster- 
reichisch-ungarischen Regierung  eine  Verlängerung  der  durch 
das  Ultimatum  festegesetzten  Frist  zu  erlangen,  damit  die  Mächte 
sich  eine  Meinung  bilden  können  über  das  gerichtliche  Akten- 
material, dessen  Mitteilung  ihnen  angeboten  ist. 

Herr  Sasonow  hat  den  deutschen  Botschafter  gebeten,  seine 
Regierung  auf  die  Gefährlichkeit  der  Lage  aufmerksam  zu 
machen.  Er  hat  sich  jedoch  enthalten,  Anspielungen  auf  Mass- 
nahmen zu  machen,  zu  deren  Ergreifung  Russland  zweifellos 
geführt  würde,  wenn  Serbien  in  seiner  nationalen  Unabhängig- 
keit oder  in  der  Unverletzlichkeit  seines  Gebietes  bedroht  würde. 
Die  ausweichenden  Antworten  und  die  Gegenbeschuldigungen 
des  Grafen  von  Pourtales  haben  bei  Herrn  Sasonow  einen  un- 
günstigen Eindruck  hinterlassen. 

Morgen  wird  unter  dem  Vorsitz  des  Kaisers  ein  Minister- 
rat abgehalten  werden.  Herr  Sasonow  bewahrt  seine  ganze  Mäs- 
sigung.  Er  hat  mir  gesagt  : « Man  muss  alles  vermeiden,  was 
die  Krise  überstürzen  könnte.  Ich  bin  der  Meinung,  dass  wir, 
selbst  wenn  die  österreichisch-ungarische  Regierung  gegen  Ser- 
bien zur  Tat  schritte,  die  Unterhandlungen  nicht  abbrecheii 
sollten.  » 


Paleologue. 
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Nr.  39. 

Herr  Bienvenii-M artin,  steUoertrefender  Minister  des  Aeiissern, 
an  Herrn  Dumaine,  französischen  Botschafter  in  Wien. 

Paris,  den  25.  Juli  1914. 

Die  russische  Regierung  hat  ihrem  Vertreter  in  Wien  Wei- 
sung gegeben,  von  der  österreichischen  Regierung  eine  Verlän- 
gerung der  Serbien  gestellten  Frist  zu  verlangen,  um  es  den 
Mächten  zu  ermöglichen,  sich  eine  Meinung  über  das  Akten- 
material zu  bilden  dessen  Mitteilung  ihnen  Oesterreich  ange- 
boten  hat  und  Folgen  zu  vermeiden,  die  für  alle  bedauerlich 
wären. 

Eine  von  Oesterreich  diesem  Verlangen  entgegengesetzte 
Weigerung  würde  den  Schritt,  den  es  mit  der  Mitteilung  seiner 
Note  an  die  Mächte  unternommen  hat,  jeder  Bedeutung  berau- 
ben und  es  mit  der  internationalen  Moral  in  Widerspruch  setzen. 

Die  russische  Regierung  hat  verlangt,  dass  Sie  unverzüglich 
beim  Grafen  Berchtold  einen  ähnlichen  Schritt  unternehmen. 
Ich  bitte  Sie,  das  Verlangen  Ihres  Kollegen  zu  unterstützen. 
Dasselbe  Verlangen  hat  die  russische  Regierung  in  London, 
Rom,  Berlin  und  Bukarest  gestellt. 

Bienvenii-M  artin. 


Nr.  40. 


Herr  de  Fleuriaii,  französischer  Geschäftsträger  in  London, 

an  Herrn  Bienuenii-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


London,  den  25.  Juli  1914. 


Sir  Ed.  Grey  hat  heute  morgen  von  den  Vorschriften  Kennt- 
nis erhalten,  die  den  russischen  Botschafter  in  Wien  anweisen, 
eine  Verlängerung  der  Frist  zu  verlangen,  die  Serbien  durch 
die  österreichische  Note  von  vorgestern  gesetzt  worden  war. 
Herr  Sasonow  verlangte,  dass  das  russische  Vorgehen  durch  den 
englischen  Botschafter  unterstützt  werde. 

Sir  Ed.  Grey  hat  Herrn  von  Bimsen  telegraphiert,  sich  in 
gleichem  Sinne  wie  sein  russischer  Kollege  auszusprechen  und 
an  die  österreichische  Mitteilung  zu  erinnern,  die  ihm  gestern 
abend  spät  von  Graf  Mensdorff  gemacht  worden  ist,  laut  der 
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das  Ausbleiben  von  Serbiens  Zustimmung  zu  den  Bedingungen 
des  Ultimatums  von  heute  an  nur  den  diplomatischen  Bruch, 
nicht  aber  sofortige  militärische  Operationen  nach  sicli  ziehen 
würde. 

Sir  Ed.  Grey  schloss  daraus,  dass  den  Mächten  Zeit  gelas- 
sen werde,  um  einzugreifen  und  Mittel  zu  suchen,  die  Lösung 
der  Krise  zu  ermöglichen. 

de  Fleuriau. 


Nr.  41. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Bienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Berlin,  den  25.  Juli  1914. 


Heute  morgen  hat  der  britische  Geschäftsträger  nach  den 
Weisungen  seiner  Regierung  Herrn  von  Jagow  gefragt,  ob 
Deutschland  sich  England,  Frankreich  und  Italien  anschliessen 
würde,  um  zur  Verhinderung  eines  Konfliktes  zwischen  Oester- 
reich und  Russland  zu  vermitteln  und  vor  allem  aus  in  Wien 
eine  Verlängerung  der  Serbien  durch  das  Ultimatum  gesetzten 
Frist  zu  verlangen. 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amts  antwortete,  er 
habe  bereits  heute  morgen,  gleich  nach  Empfang  des  Tele- 
gramms des  Fürsten  Lichnowsky  über  die  Absichten  Sir  Ed. 
Greys,  an  den  deutschen  Botschafter  in  Wien  telegraphiert,  da- 
mit er  beim  Grafen  Berchtold  diese  Verlängerung  nachsuche. 
Leider  ist  Graf  Berchtold  in  Ischl.  Uebrigens  glaubt  Herr 
von  Jagow  nicht,  dass  dieses  Gesuch  angenommen  werde. 

Der  britische  Geschäftsträger  hat  sich  ebenfalls,  wie  ich  es 
gestern  getan  hatte,  bei  Herrn  von  Jagow  erkundigt,  ob  Deutsch- 
land keine  Kenntnis  von  der  österreichischen  Note  gehabt  habe, 
bevor  sie  abgeschickt  worden  sei.  Er  hat  eine  so  unzweideutig 
\erneinende  Antwort  erhalten,  dass  er  nicht  weiter  darauf  drin- 
gen könnte.  Er  konnte  aber  nicht  umhin,  seine  Verwunderung 
über  die  offene  Vollmacht  auszusprechen,  die  Deutschland 
Oesterreich  gegeben  hat. 

Auf  die  Antwort  des  Herrn  von  Jagow,  die  Angelegenheit 
sei  für  Oesterreich  eine  innere  Angelegenheit,  bemerkte  der  bri- 
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lische  Geschäftsträger,  dass  sie  in  erster  Linie  international  ge- 
worden sei. 

Jules  Cambon. 


Nr.  42. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Berlin,  den  25.  Juli  1914. 


Der  russische  Geschäftsträger  hat  Weisung  erhalten,  von 
der  deutschen  Regierung  zu  verlangen,  sie  solle  bei  der  Wiener 
Regierung  auf  eine  Verlängerung  der  Frist  des  Ultimatums 
dringen. 

Da  Herr  von  Jagow  ihm  erst  auf  den  Spätnachmittag  eine 
Zusammenkunft  gewährte,  d.  h.  in  dem  Augenblick,  wo  das  Ul- 
timatum gerade  abgelaufen  sein  wird,  hat  Herr  Broniewski  dem 
Staatssekretär  eine  dringende  schriftliche  Note  geschickt,  in  der 
er  betont,  dass  die  Verspätung  der  Mitteilung  an  die  Mächte 
durch  Oesterreich  die  Wirkung  dieser  Mitteilung  illusorisch 
mache,  da  sie  ihnen  nicht  Zeit  lasse,  vor  dem  Ablauf  der  be- 
stimmten Frist  Kenntnis  von  den  angeführten  Tatsachen  zu 
nehmen.  Er  beharrt  sehr  lebhaft  auf  der  Notwendigkeit,  sie  zu 
verlängern,  wenn  man  nicht  in  Aussicht  nehme,  eine  äusserst 
schlimme  Lage  zu  schaffen. 

Jules  Cambon. 


Nr.  43. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 


an  Herrn  Bienvenii-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Berlin,  den  25.  Juli  1914. 


Der  russische  Geschäftsträger  hat  beim  Staatssekretär  den 
Schritt  ausgeführt,  der  ihm  hinsichtlich  einer  Verlängerung  der 
Frist  des  Ultimatums  vorgeschrieben  war.  Herr  von  Jagow  hat 
ihm  geantwortet,  er  habe  schon  eine  derartige  Anzeige  nach 
Wien  übermittelt,  glaube  aber,  alle  diese  Schritte  seien  zu  ver- 
spätet. 


78 


Herr  Broniewski  sa^te  nachdrücklich,  wenn  die  Frist  nicht 
verlängert  werden  könnte,  so  könnten  wenigstens  die  Ausfüh- 
lungsmassnahinen  verschoben  werden,  um  den  Mächten  zu  ge- 
statten, sich  dafür  zu  verwenden,  einen  Konflikt  zu  vermeiden. 
Er  fügte  l)ei,  dass  die  österreichische  Note  in  Ausdrücken  ab- 
gefasst sei,  die  darauf  berechnet  wären,  Serbien  zu  verletzen 
und  zum  Kriege  zu  zwingen. 

Herr  von  Jagow  antwortete  ihm,  es  handle  sich  nicht  um 
einen  Krieg,  sondern  um  eine  « Strafvollziehung  » in  einer  ört- 
lichen Angelegenheit. 

Der  Geschäftsträger  sprach  in  seiner  Entgegnung  das  Be- 
dauern darüber  aus,  dass  die  deutsche  Regierung  ihre  Verant- 
wortlichkeit nicht  ermesse  für  den  Fall,  dass  Feindseligkeiten 
entstünden,  die  sich  auf  das  übrige  Europa  ausdehnen  könnten. 
Darauf  antwortete  Herr  von  Jagow,  er  verzichte,  an  solche 
Folgen  zu  glauben. 

Dem  russischen  Geschäftsträger  ist  wie  mir  das  Gerücht 
zu  Ohren  gekommen,  Oesterreich  werde  trotz  seiner  Erklärung, 
keine  Gebietsaneignung  beabsichtigen,  Teile  von  Serbien  so 
lange  besetzen,  bis  es  vollständige  Genugtuung  erlangt  habe. 

« Man  weiss  ja  »,  sagte  er  mir,  « was  dieses  Wort  Genugtuung 
bedeutet  ! » Die  Eindrücke  des  Herrn  Broniewski  über  Deutsch- 
lands Hintergedanken  sind  sehr  pessimistisch. 

Jules  Cambon. 


Nr.  44. 


Herr  Barrere,  französischer  Botschafter  in  Rom, 

an  Herrn  Bienvenii-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Rom,  den  25.  Juli  1914. 


Der  russische  Botschafter  hat  auf  der  Consulta  den  Schritt 
ausgeführt,  der  durch  Herrn  Sasonow  Russlands  Vertretern  in 
Paris,  Berlin,  Rom  und  Bukarest  vorgeschrieben  war  und  dahin 
zielte,  diese  verschiedenen  Regierungen  zu  veranlassen,  ihre  An- 
strengungen mit  denjenigen  Russlands  in  Wien  zu  vereinigen, 
um  eine  Verlängerung  der  Serbien  gesetzten  Frist  zu  erreichen. 

Bei  der  Abwesenheit  des  Marchese  di  San  Giuliano  haben 
die  Herren  Salandra  und  de  Martino  geantwortet,  sie  werden 
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sich  mit  dem  Minister  des  Aeussern  in  Verbindung  setzen,  seine 
Antwort  könne  ihnen  aber  erst  gegen  6 Uhr  zukommen,  d.  h. 
zu  spät  für  die  Unternehmung  eines  Schrittes  in  Wien. 

Barrere. 


Nr.  45. 

Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

Wien,  den  25.  Juli  1914. 

Der  russische  Geschäftsträger  hat  von  seiner  Regierung  die 
Weisung  erhalten,  eine  Fristverlängerung  für  das  Ultimatum  an 
Serbien  zu  verlangen,  gerade  im  Augenblicke,  als  Graf  Berchtold 
nach  Ischl  verreiste,  um  dort,  wie  die  Zeitungen  l^erichten,  bis 
zur  Beendigung  der  Krise  in  der  Nähe  des  Kaisers  zu  bleiben. 

Fürst  Koudacheff  hat  ihn  trotzdem  von  dem  Schritte,  den 
er  aiiszuführen  hatte,  durch  zwei  offene  Telegramme,  das  eine 
unterwegs  und  das  andere  am  Bestimmungsorte  zu  bestellen, 
unterrichtet.  Er  erwartet  keine  Wirkung  davon. 

Freiherr  Macchio,  Generalsekretär  des  Ministeriums  des 
Aeussern,  dem  der  Fürst  den  Zweck  seiner  Weisungen  und  sei- 
nes auf  telegraphischem  Wege  ausgeführten  Schrittes  mitteilte, 
bezeugte  eine  eisige  Kälte,  als  der  Sprecher  ihm  auseinander- 
setzte, es  widerstreite  der  internationalen  Höflichkeit,  wenn  man 
Beschwerden  samt  Beweisstücken  zur  Prüfung  vorlege,  ohne 
die  Zeit  zum  Aktenstudium  zu  lassen;  Freiherr  Macchio  erwi- 
derte, zuweilen  entbinde  das  Interesse  von  der  Verpflichtung, 
höflich  zu  sein. 

Die  österreichische  Regierung  ist  entschlossen,  Serbien  eine 
Demütigung  zuzufügen  : Sie  wird  keine  Vermittlung  irgend 
einer  Macht  annehmen,  bis  der  Schlag  ausgeführt  und  ihn  Ser- 
bien mitten  ins  Gesicht  erhalten  haben  wird. 


Dumaine. 
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Nr.  46. 


Herr  Boppe,  französischer  Gesandter  in  Belgrad, 

an  Herrn  Bienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeiissern. 


Belgrad,  den  25.  Juli  1914.^ 


Herr  Pacliitch  hat  mir  soeben  von  der  Antwort  Kenntnis 
gegeben,  die  heute  abend  dem  österreichischen  Gesandten  über- 
reicht werden  wird. 

Die  serbische  Regierung  willigt  ein,  morgen  im  Amtsblatt 
die  Erklärung  zu  veröffentlichen,  die  von  ihr  verlangt  wird; 
sie  wird  sie  durch  einen  Tagesbefehl  auch  dem  Heere  mitteilen; 
sie  wird  die  Landesverteidigungsvereine  und  alle  andern  Gesell- 
schaften auflösen,  die  der  Agitation  gegen  Oesterreich-Ungarn 
verdächtig  sind;  sie  verpflichtet  sich,  das  Pressgesetz  zu  ändern, 
aus  dem  Heeresdienste,  dem  öffentlichen  Unterrichte  und  den 
übrigen  Verwaltungen  alle  Beamten  zu  entlassen,  deren  Betei- 
ligung an  der  Propaganda  bewiesen  werden  wird;  sie  verlangt 
nur,  dass  ihr  die  Namen  dieser  Beamten  mitgeteilt  werden. 

Was  die  Mitwirkung  von  österreichischen  Beamten  bei  der 
Untersuchung  anbetrifft,  so  verlangt  sie  Aufschluss,  wie  sich 
diese  gestalten  würde;  sie  könnte  nur  eine  solche  annehmen, 
die  dem  Völkerrechte  oder  den  freundnachbarlichen  Beziehun- 
gen entsprechen  würde. 

Sie  nimmt  alle  andern  Forderungen  des  Ultimatums  an 
und  erklärt,  wenn  die  österreichisch-ungarische  Regierung  da- 
mit nicht  befriedigt  sei,  wolle  sie  sich  dem  Entscheide  des  Haa- 
ger Schiedsgerichtes  oder  dem  der  Grossmächte  unterwerfen, 
die  an  der  Aufstellung  der  Erklärung  vom  31.  März  1909  mit- 
gewirkt haben. 

Boppe. 


Nr.  47. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Bienvenii-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeiissern. 


Berlin,  den  25.  Juli  1914. 


Während  des  ganzen  Nachmittags  verbreitete  sich  mit 
Hartnäckigkeit  das  Gerücht,  dass  Serbien  sich  den  Forderungen 
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Oesterreichs  unterziehe.  Heute  abend  veröffentlichen  die  Zei- 
tungen Extrablätter,  die  den  Bruch  in  Belgrad  und  die  Abreise 
des  österreichisch-ungarischen  Gesandten  melden. 

Dieses  Gerücht  ist  soeben  dem  Vertreter  der  Havas- Agentur 
in  der  Wilhelmstrasse  bestätigt  worden.  Beträchtliche  Gruppen 
von  mehreren  Hunderten  von  Personen  haben  sich  hier  vor  den 
Zeitungsbureaux  angesammelt,  und  ein  zahlreicher  Demonstra- 
tionszug von  jungen  Leuten  ist  soeben  unter  Hurrageschrei 
auf  Deutschland  und  unter  Absingung  vaterländischer  Lieder 
über  den  Pariserplatz  gezogen;  er  begibt  sich  zu  der  Siegessäule, 
zur  österreichischen  Botschaft,  dann  zu  derjenigen  Italiens.  Es 
ist  ein  bedeutungsvoller  Ausbruch  von  Chauvinismus. 

Eine  deutsche  Persönlichkeit,  die  ich  heute  abend  sah,  hat 
mir  gestanden,  dass  man  hier  befürchtet  habe,  Serbien  könnte 
die  österreichische  Note  in  toto  annehmen,  indem  es  sich  Vor- 
behalte, die  Art  ihrer  Ausführung  i zu  erörtern,  um  Zeit  zu  ge- 
winnen und  es  den  Anstrengungen  der  Mächte  zu  ermöglichen, 
sich  vor  dem  Bruch  nützlich  zu  erweisen. 

In  den  Finanzkreisen  ergreift  man  bereits  Massregeln,  um 
jeder  Möglichkeit  gewachsen  zu  sein;  denn  man  sieht  dort  bei 
der  entschiedenen  Unterstützung  Oesterreichs  durch  Deutsch- 
land kein  Mittel,  die  Krisis  abzuwenden. 

Meines  Erachtens  könnte  in  Europa  nur  England  in  Berlin 
Erhörung  finden. 

Was  auch  komme,  Paris,  Petersburg  und  London  werden 
den  Frieden  würdigerweise  nur  dann  aufrecht  erhalten  können, 
wenn  sie  sich  fest  und  vollständig  geeinigt  zeigen. 

Jules  Cambon. 


Nr.  48. 


Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Wien,  den  25.  Juli  1914. 


Man  übermittelt  mir  Ihr  Telegramm  gerade  zu  der  Stunde, 
da  die  Serbien  gewährte  Frist  abläuft.  Anderseits  habe  ich  Ihnen 
soeben  mitgeteilt,  unter  welchen  Umständen  der  russische  Ge- 
schäftsträger seinen  Schritt  hat  aiisführen  müssen.  Es  scheint 
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unnütz,  ihn  zu  unterstützen,  wenn  die  Zeit  dazu  nicht  mehr  vor- 
handen ist. 

Im  Verlaufe  des  Nachmittags  hatte  sich  das  Gerücht  ver- 
breitet, Serbien  habe  sich  dem  Ultimatum  gefügt,  immerhin  mit 
dem  Zusatze,  dass  es  deswegen  die  Mächte  anrufe.  Man  ver- 
sichert aber  im  letzten  Augenblick,  der  österreichische  Gesandte 
habe  soeben  Belgrad  verlassen;  er  hätte  die  Zustimmung  der 
serbischen  Regierung  zu  den  von  seiner  Regierung  gestellten 
Bedingungen  für  ungenügend  erachtet. 

Dumaine. 


Nr.  49. 

Antwort  der  serbischen  Regierung  an  die  österreichisch- 
ungarische Note. 

(Mitgeteilt  von  Herrn  Vesnitch,  dem  serbischen  Gesandten,  am  27.  Juli.) 

Belgrad,  den  25.  Juli  1914. 

Die  königlich  serbische  Regierung  hat  die  Mitteilung  der 
k.  und  k.  Regierung  vom  10. /23.  ds.  erhalten  und  ist  überzeugt, 
dass  ihre  Antwort  jedes  Missverständnis  beseitigen  wird,  welches 
die  freundnachbarlichen  Beziehungen  zwischen  der  österreichi- 
schen Monarchie  und  dem  Königreich  Serbien  zu  stören  droht. 

Die  Königliche  Regierung  ist  sich  bewusst,  dass  die  Proteste, 
die  sowohl  auf  der  Tribüne  der  National-Skuptschina,  als  auch 
in  den  Aussprüchen  und  Handlungen  der  verantwortlichen  Ver- 
treter des  Staates  zu  tage  getreten  sind,  Proteste,  denen  die  von 
der  serbischen  Regierung  am  18. /31.  März  1909  abgegebene  Er- 
klärung ein  Ende  bereitete,  sich  bei  keiner  Gelegenheit  der  gros- 
sen Nachbarmonarchie  gegenüber  erneuert  haben,  und  dass,  seit 
dieser  Zeit,  sowohl  von  Seiten  der  aufeinanderfolgenden  Regie- 
rungen des  Königreichs,  als  auch  deren  Organen,  kein  einziger 
Versuch  gemacht  wurde,  um  den  in  Bosnien  und  der  Herzego- 
wina geschaffenen  politischen  und  rechtlichen  Zustand  zu 
ändern. 

Die  königliche  Regierung  stellt  fest,  dass  die  k.  und  k.  Re- 
gierung in  dieser  Beziehung  keinerlei  Vorstellung  erhoben  hat, 
den  Fall  eines  Schulbuches  ausgenommen,  hinsichtlich  dessen 
die  k.  und  k.  Regierung  eine  vollauf  befridigende  Erklärung  er- 
halten hat 
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Serbien  hat  während  der  Balkankrise  in  zahlreichen  Fällen 
Beweise  seiner  friedliebenden  und  gemässigten  Politik  gegeben, 
und  es  ist  Serbien  und  seinen  ausschliesslich  im  Interesse  des 
europäischen  Friedens  gebrachten  Opfern  zu  danken,  dass  dieser 
Friede  erhalten  blieb. 

Die  königliche  Regierung  kann  nicht  verantwortlich  ge- 
macht werden  für  Kundgebungen  privater  Natur,  wie  Zeitungs- 
artikel und  Vereinsumtriebe,  Kundgebungen,  die  sich  fast  in 
allen  Ländern  als  etwas  Gewöhnliches  ereignen  und  in  der 
Hauptregel  der  offiziellen  Kontrolle  entgehen;  umso  weniger 
kann  sie  dafür  verantwortlich  gemacht  werden,  da  sie  anläss- 
lich der  Lösung  einer  ganzen  Reihe  von  zwischen  Serbien  und 
Oesterreich-Ungarn  zutage  getretenen  Streitfragen  grosses  Zu- 
vorkommen bewiesen  hat,  und  es  ihr  auf  diese  Weise  gelungen 
ist,  die  Mehrzahl  dieser  Angelegenheiten  zu  gunsten  des  Fort- 
schritts der  beiden  Nachbarländer  zu  erledigen. 

Darum  ist  die  königliche  Regierung  peinlich  überrascht  wor- 
den durch  die  Behauptungen,  denen  nach  Angehörige  des  König- 
reichs Serbien  an  der  Vorbereitung  des  in  Serajewo  begangenen 
Attentates  teilgenommen  hätten.  Sie  erwartete  eine  Einladung 
zur  Mitwirkung  an  der  gerichtlichen  Untersuchung  alles  dessen, 
was  mit  dem  Verbrechen  in  Beziehung  steht,  und  sie  war  bereit, 
um  durch  Taten  ihre  vollkommene  Korrektheit  zu  beweisen, 
gegen  alle  die  Personen  vorzugehen,  über  die  ihr  Mitteilungen 
gemacht  würden. 

Daher,  dem  Wunsche  der  k.  und  k.  Regierung  Folge  lei- 
stend, ist  die  königliche  Regierung  geneigt,  jeden  serbischen 
Staatsangehörigen  den  Gerichten  zu  überweisen,  ohne  Rücksicht 
auf  seine  Stellung  und  seinen  Rang,  falls  ihr  für  seine  Mitschuld 
am  Verbrechen  von  Serajewo  Beweise  geliefert  würden. 

Sie  verpflichtet  sich  insbesondere,  auf  der  ersten  Seite  des 
Amtsblattes  am  13.126.  Juli  folgende  Erklärung  veröffentlichen 
zu  lassen  : 

« Die  königliche  Regierung  Serbiens  verurteilt  jede  gegen 
Oesterreich-Ungarn  gerichtete  Propaganda,  d.  h.  die  Gesamtheit 
der  Tendenzen,  deren  Endziel  es  ist,  von  der  Monarchie  Gebiete 
abzutrennen,  die  ihr  angehören,  und  sie  bedauert  aufrichtig  die 
unheilvollen  Folgen  dieser  verbrecherischen  Umtriebe. 

« Die  königliche  Regierung  bedauert,  dass  gewisse  serbische 
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Offiziere  und  Beamte,  — zufolge  der  Mitteilung  der  k.  und  k. 
Regierung  — an  der  obenerwähnten  Propaganda  teilgenommen 
und  dadurch  die  gutnachbarschaftlichen  Beziehungen,  zu  denen 
sich  die  königliche  Regierung  durch  die  Erklärung  vom  18./31. 
März  1909  feierlich  verpflichtet  hatte,  gefährdet  haben. 

« Die  Regierung,  die  jeden  Gedanken  und  jeden  Versuch 
einer  Einmischung  in  das  Schicksal  der  Bewohner  irgend  eines 
Teiles  Oesterreich-Ungarns  missbilligt  und  ablehnt,  hält  es  für 
ihre  Pflicht,  den  Offizieren,  den  Beamten  und  der  ganzen  Be- 
völkerung offiziell  davon  Kenntnis  zu  geben,  dass  sie  in  Zukunft 
mit  der  äussersten  Strenge  gegen  die  Personen  vergehen  werde, 
die  sich  solcher  Umtriebe  schuldig  machen  würden,  dass  sie  alle 
Anstrengungen  machen  werde,  diesen  Umtrieben  vorzubeugen 
und  sie  zu  unterdrücken.  » 

Diese  Erklärung  wird  durch  einen  Tagesbefehl  im  Namen 
Seiner  Majestät  des  Königs  durch  S.  k.  H.  dem  Kronprinzen 
Alexander  der  königlichen  Armee  zur  Kenntnis  gebracht  und 
im  nächsten  offiziellen  Armeebulletin  veröffentlicht  werden. 

Die  königliche  Regierung  verpflichtet  sich  ausserdem  : 

1.  Im  ersten  ordnungsmässigen  Zusammentritt  der  Skup- 
schtina  in  das  Pressegesetz  eine  Bestimmung  einzuführen,  wo- 
nach die  Aufreizung  zum  Hasse  und  zur  Verachtung  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  aufs  strengste  gestraft  werden 
wird,  wie  auch  jede  Veröffentlichung,  deren  allgemeine  Tendenz 
gegen  die  territoriale  Integrität  Oesterreich-Ungarns  gerichtet 
wäre. 

Sie  auferlegt  sich,  bei  der  bevorstehenden  Verfassungsrevi- 
sion in  den  Artikel  22  der  Verfassung  einen  Zusatz  einzuführen, 
so  dass  die  obenerwähnten  Veröffentlichungen  eingezogen  wer- 
den können,  was  gegenwärtig,  gemäss  dem  kategorischen  Wort- 
laut des  Artikels  22  der  Konstitution,  unmöglich  ist. 

2.  Die  Regierung  besitzt  keinen  Beweis,  und  auch  nicht  die 
Note  der  k.  und  k.  Regierung  liefert  ihr  einen  solchen,  dass  die 
« Narodna  Odbrana  » und  die  andern  gleichartigen  Gesellschaf- 
ten bis  auf  den  heutigen  Tag  irgend  eine  verbrecherische  Hand- 
lung dieser  Art  durch  die  Tat  eines  ihrer  Mitglieder  begangen 
hätten.  Nichtsdestoweniger  wird  die  königliche  Regierung  die 
Forderung  der  k.  und  k.  Regierung  annelimen  und  die  « Na- 
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rodna  Odbrana  sowie  jede  andere  Gesellschaft,  die  gegen 
Oesterreich-Ungarn  arbeiten  würde,  auflösen. 

3.  Die  königlich  serbische  Regierung  verpflichtet  sich,  ohne 
Verzug  aus  dem  öffentlichen  Unterricht  in  Serbien  alles  zu  ent- 
fernen, was  dazu  dient  oder  dienen  könnte,  die  Propaganda 
gegen  Oesterreich-Ungarn  zu  fördern,  wenn  die  k.  und  k.  Re- 
gierung Tatsachen  und  Beweise  dieser  Propaganda  vorlegen  wird. 

4.  Die  königliche  Regierung  ist  auf  alle  Fälle  bereit,  die 
Personen  aus  dem  Militärdienst  zu  entlassen,  die  durch  die  ge- 
richtliche Untersuchung  der  Schuld  an  gegen  die  territoriale 
Integrität  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  gerichteten 
Handlungen  überwiesen  sein  werden;  sie  erwartet,  dass  die  k. 
und  k.  Regierung  ihr  nachträglich  die  Namen  und  Taten  dieser 
Offiziere  und  Beamten  mitteilt  zum  Zwecke  des  Verfahrens,  das 
eingeleitet  werden  soll. 

5.  Die  königliche  Regierung  muss  gestehen,  dass  sie  sich 
nicht  klare  Rechenschaft  abgibt  über  den  Sinn  und  die  Trag- 
weite der  Forderung  der  k.  und  k.  Regierung,  die  darauf  abzielt, 
dass  Serbien  sich  verpflichte,  die  Mitwirkung  von  Organen  der 
k.  und  k.  Regierung  auf  seinem  Gebiete  anzunehmen. 

Aber  sie  erklärt,  dass  sie  jede  Mitwirkung  annehmen  werde, 
die  mit  den  Grundsätzen  des  internationalen  Rechts  und  mit  dem 
Kriminal  verfahren,  sowie  mit  den  gutnachbarlichen  Beziehungen 
in  Einklang  stehen  würde. 

6.  Die  königliche  Regierung  hält  es  selbstverständlich  für 
ihre  Pflicht,  eine  Untersuchung  gegen  jene  Personen  einzuleiten, 
die  in  das  Komplott  vom  15./28.  Juni  verwickelt  oder  eventuell 
verwickelt  worden  sind  und  die  sich  auf  serbischem  Boden 
befinden  könnten.  AVas  die  Teilnahme  an  dieser  Untersuchung 
durch  von  der  k.  und  k.  Regierung  zu  diesem  Zwecke  abgeord- 
nete  Agenten  der  österreichisch-ungarischen  Oberbehörden  an- 
betrifft, so  kann  die  königliche  Regierung  dies  nicht  annehmen, 
denn  es  wäre  eine  Verletzung  der  Verfassung  und  des  Straf- 
prozessgesetzes. Jedoch  könnten  in  bestimmten  Fällen  den 
österreichisch-ungarischen  Organen  Mitteilungen  gemacht  wer- 
den über  die  Resultate  der  in  Frage  stehenden  Untersuchung. 

7.  Die  königliche  Regierung  hat  am  Abend  selbst  der  Ueber- 
gabe  der  Note  die  Verhaftung  des  Kommandanten  Voija  Tanko- 
sic  anordnen  lassen.  Was  aber  Milan  Ciganowic  betrifft,  der 
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österreichisch-ungarischer  Staatsangehöriger  ist  und  bis  zum 
15./28.  Juni  bei  der  Eisenbahndirektion  (als  Aspirant)  angestellt 
war,  so  hat  er  noch  nicht  ergriffen  werden  können.  Die  k.  und 
k.  Regierung  wird  gebeten,  sobald  als  möglich  die  Vermutungen 
der  Schuld  und  die  Schuldbeweise,  die  bis  jetzt  durch  die  Unter- 
suchung in  Serajewo  gesammelt  worden  sind,  in  der  üblichen 
Form  bekannt  zu  geben,  zwecks  nachträglicher  Nachforschungen. 

8.  Die  serbische  Regierung  wird  die  bestehenden  Massregeln 
zur  Verhinderung  des  unerlaubten  Handels  von  Waffen  und 
Explosivstoffen  über  die  Grenze  vermehren  und  erweitern.  Es 
versteht  sich  von  selbst,  dass  sie  sogleich  eine  Untersuchung  ein- 
leiten und  die  Grenzbeamten  auf  der  Linie  Schabac-Loznica 
strenge  bestrafen  wird,  die  ihre  Pflicht  vernachlässigt  haben 
und  die  Urheber  des  Verbrechens  von  Serajewo  die  Grenze  über- 
schreiten Hessen. 

9.  Die  königliche  Regierung  wird  gerne  Erklärungen  ab- 
geben über  die  Aeusserungen,  die  ihre  Beamten,  sowohl  in  Ser- 
bien als  auch  im  Ausland,  nach  dem  Attentat  in  Interviews  ge- 
macht haben,  und  die,  laut  der  Behauptung  der  k.  u.  k.  Regie- 
rung, monarchiefeindselig  waren,  sobald  die  k.  u.  k.  Regierung 
ihr  die  fraglichen  Stellen  dieser  Aeusserungen  mitgeteilt  und  be- 
wiesen haben  wird,  dass  die  gebrauchten  Aussprüche  wirklich 
von  den  betreffenden  Beamten  gemacht  worden  sind;  Aussprüche, 
über  welche  die  königliche  Regierung  selbst  sich  bemühen  wird. 
Beweise  und  Ueberführungsmittel  zu  sammeln. 

10.  Die  königliche  Regierung  wird,  sofern  dies  nicht  schon 
in  dieser  Note  geschehen  ist,  die  k.  und  k.  Regierung  von  der 
Durchführung  der  in  den  vorhergehenden  Punkten  enthaltenen 
Massnahmen  in  Kenntnis  setzen,  sobald  eine  dieser  Massregeln 
angeordnet  und  durchgeführt  wird.  Sollte  sich  die  k.  und  k. 
Regierung  durch  diese  Antwort  nicht  für  befriedigt  erklären,  so 
ist  die  königlich  serbische  Regierung  bereit,  wie  immer,  da  sie 
als  von  gemeinsamem  Interesse  erachtet,  die  Lösung  dieser  An- 
gelegenheit nicht  zu  überstürzen,  ein  friedliches  Uebereinkom- 
men  anzunehmen,  indem  sie  die  Angelegenheit  entweder  der 
Entscheidung  des  internationalen  Schiedsgerichts  im  Haag  oder 
den  Grossmächten  überlässt,  die  an  der  Ausarbeitung  der  von 
der  serbischen  Regierung  am  18./31.  März  1909  abgegebenen 
Erklärung  mitgewirkt  haben. 


IV.  ABSCHNITT. 


Von  der  Abbrechung  der  diplomatischen  Beziehungen 

(25.  Juli  1914) 

bis  zu  Oesterreichs  Kriegserklärung  an  Serbien 

(28.  Juli  1914.) 

Nr.  50. 

Herr  Bienvenu-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
an  Bord  der  « France  » (für  den  Ministerpräsidenten),  und 
an  die  Herren  Botschafter  Frankreichs  in  London, 
Petersburg,  Berlin,  Wien  und  Born. 

Paris,  den  26.  Juli  1914. 

Man  kann  die  Ereignisse  vom  Samstag  folgendermassen  zu- 
sammenfassen : Weigerung  Oesterreichs,  der  Verlängerung  der 
von  Russland  verlangten  Frist  zuzustimmen.  — Abreise  des 
österreichischen  Gesandten  von  Belgrad  nach  Uebergabe  einer 
ungenügend  erachteten  Antwort  Serbiens,  obgleich  sie  die  Grenze 
der  als  möglich  erachteten  Zugeständnisse  erreicht  hatte.  — 
Mobilisationsbefehl  in  Serbien,  dessen  Regierung  sich  nach 
Kragujevac  zurückgezogen  hat,  wohin  ihr  die  französischen  und 
russischen  Gesandten  gefolgt  sind. 

Die  italienische  Regierung,  der  die  österreichische  Note  Frei- 
tag ohne  Bitte  um  Unterstützung  noch  um  Meinungsäusserung 
mitgeteilt  wurde,  hat,  in  Abwesenheit  des  Marchese  di  San  Giu- 
liano,  der  erst  Dienstag  zurückkehrt,  auf  die  Anregung  der  rus- 
sischen Regierung  nicht  antworten  können,  die  vorschlug,  auf 
einer  Verlängerung  der  Frist  in  Wien  zu  bestehen.  Es  geht  aus 
einer  vertraulichen  Mitteilung  des  italienischen  Botschafters  an 
Herrn  Paleologue  hervor,  dass  man  sich  in  Wien  weiter  in  dem 
Glauben  wiegt,  Russland  werde  nicht  standhalten.  Man  darf 
nicht  vergessen,  dass  Italien  nur  dann  an  die  Verpflichtungen 
des  Dreibundes  gebunden  ist,  wenn  es  vorher  befragt  worden  ist. 
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Aus  Petersburg  hören  wir,  dass  Herr  Sasonow  Serbien  ge- 
raten hat,  die  englische  Vermittlung  anzurufen.  Im  Minister- 
rate vom  25.,  der  im  Beisein  des  Kaisers  abgehalten  wurde,  ist 
die  Mobilisation  der  dreizehn  Armeekorps,  die  gegebenenfalls 
gegen  Oesterreich  vorzugehen  bestimmt  sind,  in  Aussicht  ge- 
nommen worden.  Diese  Mobilisation  würde  jedoch  nur  ausge- 
führt, wenn  Oesterreich  Serbien  mit  Waffengewalt  zwingen 
wollte,  und  nur  auf  den  Vorschlag  des  Ministers  des  Aeussern, 
dem  die  Aufgabe  zufällt,  das  Datum  festzusetzen,  wobei  ihm 
freisteht,  die  Verhandlungen  fortzuführen,  selbst  in  dem  Falle, 
dass  Belgrad  besetzt  würde.  Die  russische  Meinung  bekundet 
die  politische  und  moralische  Unmöglichkeit  für  Russland,  Ser- 
bien vernichten  zu  lassen. 

In  London  ist  der  deutsche  Schritt  mit  denselben  Aus- 
drücken, wie  sie  Freiherr  von  Schoen  in  Paris  gebraucht  hat, 
ausgeführt  worden.  Sir  E.  Grey  hat  dem  Prinzen  Lichnowsky 
geantwortet,  dass  keine  Macht  in  Europa  dem  Ausbruche  des 
Krieges  gegenüber  gleichgültig  bleiben  könnte.  Er  hat  das  nicht 
genauer  bestimmt  und  mit  dem  serbischen  Gesandten  sehr  zu- 
rückhaltend gesprochen.  Die  am  Abend  des  25.  vom  österrei- 
chischen Botschafter  gemachte  Mitteilung  macht  Sir  E.  Grey 
optimistischer;  da  die  Abbrechung  der  diplomatischen  Bezieh- 
ungen nicht  unmittelbar  militärische  Schritte  nach  sich  ziehen 
soll,  ist  der  Staatssekretär  geneigt,  noch  zu  hoffen,  dass  die 
Mächte  Zeit  zur  Intervention  haben  werden. 

In  Berlin  ist  die  Sprache,  die  der  Staatssekretär  dem  rus- 
sischen Botschafter  gegenüber  geführt  hat,  wenig  befriedigend 
und  hinhaltend.  Als  ihn  dieser  bat,  sich  einem  Vorgehen  in 
Wien  für  eine  Verlängerung  der  Frist  anzuschliessen,  antwortete 
er,  dass  er  schon  in  diesem  Sinne  gewirkt  habe,  dass  es  aber 
zu  spät  sei.  Auf  die  Bitte,  eine  Frist  zu  erlangen,  um  die  Aus- 
führungsmassregeln  hinauszuschieben,  erwiderte  er,  es  handle 
sich  um  eine  innere  Frage  und  nicht  um  einen  Krieg,  sondern 
um  eine  örtliche  Strafvollziehung.  Herr  von  Jagow  gibt  vor, 
nicht  zu  glauben,  dass  die  österreichische  Aktion  allgemeine 
Folgen  nach  sich  ziehen  könnte. 

Es  entwickelt  sich  in  Berlin  eine  wahre  chauvinistische  Ent- 
ladung. Der  deutsche  Kaiser  kommt  direkt  nach  Kiel  zurück. 
Herr  Jules  Cambon  nimmt  an,  dass  Deutschland  bei  den  ersten 
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militärischen  Massnahmen  Russlands  sofort  antworten  und 
wahrscheinlich  keinen  Vorwand  abwarten  würde,  um  uns  an- 
zugreifen. 

In  Wien  hat  der  französische  Botschafter  nicht  Zeit  gehabt, 
sich  dem  Vorgehen  seines  russischen  Kollegen  anzuschliessen, 
um  eine  Verlängerung  der  für  Serbien  festgesetzten  Frist  zu  er- 
wirken. Er  bedauert  es  nicht,  weil  dieser  Schritt  nachdrücklich 
abgewiesen  wurde  und  England  auch  nicht  mehr  Zeit  hatte, 
seinem  Vertreter  bezügliche  Weisungen  zu  erteilen. 

Eine  Note  der  englischen  Botschaft  wurde  mir  übergeben; 
sie  berichtet  über  die  Konferenz  des  englischen  Botschafters  in 
Petersburg  mit  Herrn  Sasonow  und  Herrn  Paleologue.  Sir  Ed. 
Grey  meint,  dass  die  vier  nicht  beteiligten  Mächte  bei  Russland 
und  Oesterreich  darauf  bestehen  sollten,  dass  ihre  Armeen  die 
Grenzen  nicht  überschreiten  und  England,  Frankreich,  Deutsch 
land  und  Italien  Zeit  lassen,  ihre  Vermittlung  auszuführen. 
Wenn  Deutschland  annimmt,  hat  die  englische  Regierung 
Gründe  zu  der  Annahme,  dass  Italien  glücklich  sein  würde,  sich 
ebenfalls  der  gemeinsamen  Aktion  von  England  und  Frankreich 
anzuschliessen.  Der  Anschluss  Deutschlands  ist  wesentlich,  denn 
Oesterreich  würde  ebensowenig  als  Russland  eine  andere  Ein- 
mischung als  die  von  unparteiischen  Freunden  oder  von  Ver- 
bündeten dulden. 

Bienvenii-Martin. 


Nr.  51. 


Herr  Barrere,  französischer  Botschafter  in  Rom, 

an  Herrn  Bienuenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 


Aeiissern. 


Rom,  den  26.  Juli  1914. 


Ein  soeben  in  der  Consulta  eingetroffenes  Telegramm  aus 
Wien  berichtet,  dass  der  Abbruch  der  diplomatischen  Bezieh- 
ungen zwischen  Oesterreich  und  Serbien  Tatsache  ist,  und  dass 
Oesterreich  zu  militärischen  Massnahmen  schreitet. 

Der  Marchese  di  San  Giuliano,  der  sich  in  Fiuggi  befindet, 
wird  erst  übermorgen  nach  Rom  zurückkehren. 
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Ich  hatte  heute  mit  dem  Ministerpräsidenten  ein  interes- 
santes Gespräch  über  die  Lage,  deren  ganzen  Ernst  er  erkennt. 
Aus  der  Gesamtheit  seiner  Aussprüche  habe  ich  das  Gefühl  mit- 
genommen, dass  sich  die  italienische  Regierung  im  Falle  eines 
Konfliktes  abseits  halten  und  in  einer  beobachtenden  Stellung 
verbleiben  möchte. 

Herr  Salandra  hat  mir  bei  dieser  Gelegenheit  gesagt : « Wir 
werden  die  grössten  Anstrengungen  machen,  um  zu  verhindern, 
dass  der  Friede  gestört  wird  : Unsere  Lage  ist  der  Englands 
etwas  ähnlich.  Vielleicht  könnten  wir  mit  den  Engländern  zu- 
sammen etwas  für  den  Frieden  tun.  » Herr  Salandra  hat  mir 
bestätigt,  dass  die  österreichische  Note  in  letzter  Stunde  in  Rom 
mitgeteilt  wurde. 

Barrere. 


Nr.  52. 

Herr  Barrere,  französischer  Botschafter  in  Rom, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern, 

Rom,  den  26.  Juli  1914. 

Herr  Sasonow  hat  gestern  dem  italienischen  Botschafter  in 
Petersburg  gesagt,  Russland  würde  sich  aller  diplomatischen  Mit- 
tel bedienen,  um  den  Konflikt  zu  vermeiden,  und  es  lasse  die 
Hoffnung  nicht  fallen,  dass  eine  Vermittlung  Oesterreich  zu 
einer  weniger  unversöhnlichen  Haltung  bewegen  könne,  aber 
man  könne  von  ihm  doch  nicht  verlangen,  Serbien  vernichten 
zu  lassen. 

Ich  bemerke,  dass  der  grösste  Teil  der  italienischen  öffent- 
lichen Meinung  in  dieser  ernsten  Angelegenheit  Oesterreich 
feindlich  gesinnt  ist. 


Barrere. 


91 


Nr.  53. 

Herr  Bienvenu-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  de  Fleuriau,  Geschäftsträger  in  London. 

Paris,  den  26.  Juli  1914. 

Herr  Paleologue  richtet  folgendes  Telegramm  an  mich  : 
« Herr  Sasonow  rät  der  serbischen  Regierung,  die  Vermittlung 
der  englischen  Regierung  anzurufen.  » 

In  Uebereinstimmung  mit  Herrn  Paul  Cambon  glaube  ich, 
dass  die  französische  Regierung  nichts  anderes  tun  kann,  als 
die  Hoffnung  aussprechen,  die  englische  Regierung  möge  anneh- 
men, wenn  ihr  ein  derartiges  Anerbieten  gemacht  würde. 

Wollen  Sie  sich  in  diesem  Sinne  bei  dem  Foreign  Office 
aussprechen. 

Bienvenu-Martin. 


Nr.  54. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 

an  Herrn  Bienvenu-M  artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

St.  Petersburg,  den  26.  Juli  1914. 

Der  Minister  des  Aeussern  fährt  mit  einer  löblichen  Beharr- 
lichkeit fort,  Mittel  zu  suchen,  um  einer  friedlichen  Lösung  die 
Oberhand  zu  verschaffen.  « Bis  zum  letzten  Augenblicke  »,  er- 
klärte er  mir,  « werde  ich  mich  zu  Verhandlungen  bereit  zei- 
gen. > 

Von  diesem  Gedanken  geleitet,  hat  er  soeben  den  Grafen 
Szapary  zu  einer  « offenen  und  loyalen  Auseinandersetzung  » zu 
sich  bitten  lassen.  Satz  für  Satz  hat  Herr  Sasonow  vor  ihm  das 
österreichisch-ungarische  Ultimatum  kommentiert,  wobei  er  die 
beleidigende  Art  der  hauptsächlichen  Bedingungen  hervorhob. 
« Die  Absicht,  unter  dessen  Einfluss  das  Dokument  entstanden 
ist  »,  sagte  er,  « ist  berechtigt,  wenn  Sie  nur  den  Zweck  ver- 
folgt haben,  ihr  Gebiet  gegen  die  Anschläge  der  serbischen  Anar- 
chisten zu  schützen;  aber  das  Verfahren,  welches  Sie  eingeschla- 
gen haben,  ist  nicht  zu  verteidigen.  » Er  schloss  mit  den  Wor- 
ten : « Nehmen  Sie  Ihr  Ultimatum  zurück,  mässigen  Sie  dessen 
Form,  und  ich  garantiere  Ihnen  für  das  Resultat.  » 
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Der  österreichisch-ungarische  Botschafter  hat  sich  von  die- 
ser Sprache  bewegt  gezeigt;  immerhin  reserviert  er,  indem  er 
Weisungen  erwartet,  die  Ansicht  seiner  Regierung.  Ohne  sich 
entmutigen  zu  lassen,  hat  Herr  Sasonow  beschlossen,  heule 
Abend  dem  Grafen  Berchtold  die  Eröffnung  einer  direkten  Ver- 
handlung zwischen  Wien  und  Petersburg  über  die  Veränderun- 
gen vorzuschlagen,  welche  in  das  Ultimatum  einzuführen  seien. 

Diese  freundschaftliche  und  offiziöse  Vermittlung  Russ- 
lands zwischen  Oesterreich  und  Serbien  hat  den  Vorzug  eines 
schleunigen  Verfahrens.  Ich  glaube  deshalb,  dass  es  allen  andern 
vorzuziehen  ist  und  auch  zum  Ziele  führen  wird. 

Paleologue. 


Nr.  55. 


Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

cn  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Wien,  den  26.  Juli  1914. 


Herr  Schebeko  ist  plötzlich  von  einer  Reise  in  Russland 
znrüchgekehrt;  er  hatte  sie  erst  nach  der  vom  Grafen  Berchtold 
gegebenen  Versicherung,  dass  die  gegen  Serbien  erhobenen  Be- 
schwerden ganz  annehmbarer  Natur  sein  werden,  angetreten. 

Der  österreichisch-ungarische  Botschafter  in  Petersburg 
hatte  am  Tage  vor  der  Uebergabe  der  Note  mit  Herrn  Sasonow 
in  demselben  Sinne  gesprochen.  Das  bei  der  Diplomatie  der 
Monarchie  sehr  gebräuchliche  Vorgehen  und  dessen  sich  auch 
Freiherr  Macchio  gegen  mich  bedient  hat,  scheint  viel  zu  der 
Gereiztheit  der  russischen  Regierung  beigetragen  zu  haben. 

Herr  Schebeko  wird  sich  jedoch  bemühen,  von  der  für  die 
Mobilisation  unentbehrlicben  Frist  zu  profitieren,  um  den  Vor- 
schlag eines  Uebereinkommens  anzuregen,  welches  wenigstens 
den  Vorteil  haben  wird,  zu  erlauben,  den  Wert  der  friedlieben- 
den Erklärungen  Deutschlands  einzuschätzen. 

Während  wir  heute  Abend  zusammen  mit  Sir  M.  de  Bunsen 
darüber  beratschlagten,  erhielt  dieser  Weisungen  vom  Foreign 
Office  mit  Bezug  auf  den  Schritt,  der  von  den  Vertretern  der 
vier  weniger  direkt  beteiligten  Mächte  zu  versuchen  sei.  Ich  er- 
warte also  für  morgen  eine  Besprechung  mit  dem  Herzog  von 


93 


Avarna  und  mit  Herrn  von  Tschirschky,  welch  letzterer  sich  fast 
sicher  hinter  dem  Grundsätze  der  örtlichen  Beschränkung  des 
Konfliktes  verschanzen  wird,  um  seine  Mithilfe  zu  verweigern. 

Mein  Eindruck  ist  übrigens,  dass  sich  die  österreichisch- 
ungarische  Regierung,  obgleich  überrascht  über  die  ihr  eingege- 
bene Tatkraft  und  sie  vielleicht  bedauernd,  zu  einem  Anfang 
einer  militärischen  Handlung  verpflichtet  glauben  wird. 

\ Dumaine. 


Nr.  56. 

Herr  Bienvenu-Martin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
an  Bord  der  « France  » (für  den  Ministerpräsidenten)  und 
an  die  Herren  Botschafter  Frankreichs  in  London, 
St.  Petersburg,  Berlin,  Wien  und  Rom. 

Paris,  den  26.  Juli  1914. 

Die  Zusammenfassung  der  serbischen  Antwort  auf  die  öster- 
reichische Note  ist  uns  erst  mit  zwanzig  Stunden  Verspätung 
zugekommen.  Obgleich  die  serbische  Regierung  bis  auf  zwei 
kleine  Vorbehalte  in  allen  Punkten  nachgegeben  hatte,  hat  der 
österreichisch-ungarische  Gesandte  die  Beziehungen  abgebrochen, 
wodurch  er  den  von  seiner  Regierung  vorgefassten  Willen  be- 
vries,  zur  Strafvollziehung  an  Serbien  zu  schreiten. 

Nach  einem  Telegramm  des  Herrn  Jules  Cambon  hat  der 
britische  Botschafter  das  Gefühl  eines  gewissen  Nachgebens. 
Als  er  zu  Herrn  von  Jagow  bemerkte,  dass  Sir  Ed.  Grey  ihn 
nicht  bäte,  zwischen  Oesterreich  und  Serbien  zu  vermitteln,  son- 
dern, da  die  Frage  nicht  mehr  örtlich  beschränkt  sei,  mit  Eng- 
land, Frankreich  und  Italien  in  Wien  und  Petersburg  zu  inter- 
venieren, erklärte  der  Staatssekretär,  er  würde  sein  Möglichstes 
tun,  um  den  Frieden  aufrecht  zu  erhalten. 

Im  Verlaufe  einer  Unterredung  zwischen  Herrn  Barrere 
und  dem  Generalsekretär  des  italienischen  Ministers  des  Aeus- 
sern  erklärte  dieser,  dass  die  italienische  Regierung  wahrschein- 
lich die  österreichische  Note  nicht  gebilligt  haben  würde.  Da 
sie  ihr  aber  nicht  vorher  mitgeteilt  worden  sei,  fühle  sie  sich 
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dadurch  betreffs  der  ernsten,  von  Oesterreich  ergriffenen  Initia- 
tive frei  von  jeder  Verantwortlichkeit. 

Der  deutsche  Botschafter  kam  heute  nachmittag  zu  mir, 
um  mir  eine  Mitteilung  zu  machen,  die  eine  Intervention  Frank- 
reichs bei  Russland  in  einem  friedlichen  Sinne  anstrebt.  Oester- 
reich, sagte  er  mir,  habe  Russland  erklären  lassen,  dass  es  weder 
eine  Gebietsvergrösserung,  noch  einen  Angriff  gegen  die  Inte- 
grität des  Königreichs  Serbien  anstrebe,  seine  einzige  Absicht 
sei,  seine  eigene  Ruhe  zu  sichern  und  polizeiliche  Aufsicht  zu 
üben.  Von  den  Entscheidungen  Russlands  hänge  es  ab,  ob  der 
Krieg  vermieden  werde.  Deutschland  fühle  sich  mit  Frankreich 
in  dem  heissen  Wunsche  solidarisch,  dass  der  Frieden  aufrecht 
erhalten  werden  möge,  und  habe  die  feste  Hoffnung,  dass  Frank- 
reich von  seinem  Einfluss  in  Petersburg  in  besänftigendem 
Sinne  Gebrauch  machen  werde. 

Ich  habe  auf  diese  Anregung  erwidert,  dass  Russland  ge- 
mässigt sei,  dass  es  keine  Tat  ausgeführt  habe,  die  an  seiner 
Mässigung  Zweifel  aufkommen  Hesse  und  dass  wir  mit  ihm 
übereinstimmen,  eine  friedliche  Lösung  dieses  Konfliktes  zu 
suchen.  Es  schien  uns  also,  dass  Deutschland  als  Gegenpartie 
in  Wien  tätig  sein  müsse,  wo  die  Wirksamkeit  seiner  Bemüh- 
ungen sicher  sei,  um  die  militärischen  Vorkehrungen,  die  die 
Besetzung  von  Serbien  anstrebten,  zu  vermeiden. 

Da  der  Botschafter  mir  sagte,  dass  dies  mit  der  von  Deutsch- 
land eingenommenen  Stellung  unvereinbar  sei,  « dass  die  Frage 
nur  Oesterreich  und  Serbien  anginge  »,  sagte  ich  ihm,  dass  die 
Vermittlung  in  Wien  und  in  Petersburg  die  Sache  der  vier  ande- 
ren, weniger  an  der  Frage  beteiligten  Mächte  sein  könnte. 

Herr  von  Schoen  verschanzte  sich  dann  hinter  die  mangeln- 
den diesbezüglichen  Instruktionen,  und  ich  sagte  ihm,  dass  ich 
mich  unter  diesen  Bedingungen  nicht  in  der  Lage  fühlte,  in 
Petersburg  allein  zu  handeln. 

Die  Unterhaltung  endigte  mit  der  vom  Botschafter  erneuer- 
ten Versicherung  der  friedlichen  Absichten  Deutschlands,  das  er 
in  diesem  Punkte  mit  Frankreich  solidarisch  erklärte. 


Bienvenu-M  artin. 
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Nr.  57. 

NOTE  für  den  Minister. 

Sonntag  Abend,  den  26.  Juli  1914. 

Nach  dem  Besuch,  den  er  um  5 Uhr  nachmittag  dem  Mi- 
nister gemacht  hatte,  hat  sich  Freiherr  von  Schoen  heute  Abend 
um  7 Uhr  zu  der  « Direction  politique  » begeben,  mit  der  Bitte, 
es  möchte  der  Presse,  um  tendenziöse  Zeitungskommentare  wie 
die  des  « Echo  de  Paris  » am  vorhergehenden  Tage  zu  vermei- 
den und  um  die  Bedeutung  des  Verhaltens  der  deutschen  Regie- 
rung genau  festzustellen,  eine  kurze  Mitteilung  über  die  Zusam- 
menkunft des  deutschen  Botschafters  und  des  Ministers  des 
Aeussern  gegeben  werden. 

Herr  von  Schoen  schlug,  um  seine  Gedanken  näher  zu  prä- 
zisieren, folgenden  Wortlaut  vor,  den  der  stellvertretende  poli- 
tische Direktor  auf  seine  Ansage  zu  Papier  brachte  : « Der  deut- 
sche Botschafter  und  der  Minister  des  Aeussern  haben  heute 
Nachmittag  eine  neue  Unterredung  gehabt,  in  der  sie  im  freund- 
schaftlichsten Sinne  und  im  Gefühle  friedlicher  Solidarität  die 
Mittel  prüften,  die  angewandt  werden  könnten,  um  den  allge- 
meinen Frieden  zu  bewahren.  > 

Der  stellvertretende  politische  Direktor  antwortete  sogleich  : 
« Also  ist  nach  Ihrer  Vorstellung  alles  geregelt,  und  Sie  bringen 
uns  die  Versicherung,  dass  Oesterreich  die  serbische  Note  an- 
nimmt oder  sich  hierüber  mit  den  Mächten  in  Verhandlungen 
einlassen  wird  ? » Da  der  Botschafter  überrascht  schien  und 
lebhaft  verneinte,  wurde  ihm  auseinandergesetzt,  dass  der  vor- 
geschlagene Wortlaut  der  « Mitteilung  an  die  Presse  »,  wenn 
sich  in  der  ablehnenden  Haltung  Deutschlands  nichts  geändert 
habe,  übertrieben  und  derart  sei,  der  französischen  öffentlichen 
Meinung  eine  falsche  Sicherheit  zu  verleihen,  indem  die  Illu- 
sionen über  die  wirkliche  Lage  wachriefe,  deren  Gefahren  nur 
zu  deutlich  seien. 

Auf  die  Versicherungen  über  seinen  optimistischen  Ein- 
druck, mit  welchen  der  deutsche  Botschafter  ihn  überschüttete, 
fragte  der  stellvertretende  politische  Direktor,  ob  er  ihm  erlaube, 
ganz  persönlich  und  vertraulich,  Mann  zu  Mann,  ganz  ungebun- 
den und  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Stellung,  zu  ihm  zu  sprechen. 
Freiherr  von  Schoen  bat  ihn,  es  zu  tun. 
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Herr  Berthelot  sagte  darauf,  dass  für  jeden  einfachen  Ver- 
stand die  Haltung  Deutschlands  nicht  zu  erklären  sei,  wenn  es 
nicht  den  Krieg  bezwecke;  eine  rein  sachliche  Beurteilung  der 
Tatsachen  und  die  Psychologie  der  österreichisch-deutschen  Be- 
ziehungen führten  logischerweise  zu  diesem  Schlüsse.  Vor  der 
wiederholten  Behauptung,  dass  Deutschland  den  Inhalt  der 
österreichischen  Note  nicht  gekannt  habe,  war  es  nicht  mehr 
erlaubt,  Zweifel  über  diesen  Punkt  zu  erheben.  War  es  jedoch 
wahrscheinlich,  dass  sich  Deutschland  mit  geschlossenen  Augen 
in  einem  solchen  Abenteuer  an  die  Seite  Oesterreichs  gestellt 
hätte  ? Gestattete  die  Psychologie  aller  vergangenen  Beziehungen 
zwischen  Wien  und  Berlin  anzunehmen,  dass  Oesterreich  eine 
Stellung  ohne  möglichen  Rückzug  eingenommen  hätte,  ohne  vor- 
her mit  seinem  Verbündeten  alle  Folgen  seiner  Unversöhnlich- 
keit erwogen  zu  haben  ? Wie  überraschend  scheint  die  Weige- 
rung Deutschlands,  in  Wien  einen  Vermittlungsvorschlag  zu 
machen,  jetzt,  wo  es  den  ungewöhnlichen  Wortlaut  der  öster- 
reichischen Note  kannte  ! Welche  Verantwortlichkeit  würde  die 
deutsche  Regierung  übernehmen  und  welcher  Verdacht  würde 
auf  ihr  lasten,  wenn  sie  dabei  bliebe,  sich  nach  der  fast  unbe- 
dingten Unterwerfung  Serbiens  zwischen  Oesterreich  und  die 
Mächte  zu  stellen,  da  doch  der  geringste  von  ihr  in  Wien  gege- 
bene Rat  den  auf  Europa  lastenden  Alpdruck  zu  beseitigen  ver- 
möchte ! 

Die  Abbrechung  der  diplomatischen  Beziehungen  durch 
Oesterreich,  seine  Kriegsdrohungen  und  die  von  ihm  fortgesetzte 
Mobilisation  verleihen  den  Friedensbemühungen  Deutschlands 
eine  besondere  Dringlichkeit,  denn  von  dem  Tage  an,  an  dem 
die  österreichischen  Truppen  die  serbische  Grenze  überschritten 
haben  würden,  würde  man  sich  einer  Tatsache  gegenüber  befin- 
den, die  zweifellos  die  Petersburger  Regierung  zur  Intervention 
zwingen  und  die  Gefahr  in  sich  bergen  würde,  einen  Krieg  zu 
entfesseln,  von  dem  Deutschland  erklärt,  dass  es  ihn  vermeiden 
wolle. 

Herr  von  Schoen,  der  lächelnd  zuhörte,  versicherte  von 
neuem,  dass  Deutschland  den  Wortlaut  der  österreichischen  Note 
nicht  gekannt*)  und  sie  erst  nach  ihrer  Uebergabe  gebilligt  habe; 
es  glaubte  immer,  dass  Serbien  einer  genügend  ernsten  Zurecht- 
*)  Vergl.  Nr.  21.  Brief  des  französischen  Gesandten  in  München,  der 
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Weisung  bedürfe,  damit  es  sie  nicht  vergessen  könne,  und  dass 
Oesterreich  es  sich  selbst  schuldig  sei,  einer  für  eine  Grossmacht 
gefährlichen  und  unerträglichen  Lage  ein  Ende  zu  machen.  Er 
erklärte  überdies,  den  Wortlaut  der  serbischen  Antwort  nicht  zu 
kennen,  und  zeigte  sich  persönlich  überrascht,  dass  sie  Oester- 
reich nicht  befriedigt  habe,  wenn  sie  so  wäre,  wie  sie  die  häufig 
schlecht  unterrichteten  Zeitungen  darstellen. 

Er  beharrte  noch  auf  den  friedlichen  Absichten  Deutsch- 
lands und  gab  in  freundlichem  Tone  seiner  Meinung  über  die 
Wirkung  Ausdruck,  die  gute  Ratschläge,  die  z.  B.  von  England 
nach  Wien  gerichtet  würden,  haben  könnten.  Nach  seiner  An- 
sicht sei  Oesterreich  nicht  unversöhnlich;  was  es  ablehne,  sei 
den  Gedanken  einer  formellen  Vermittlung,  das  « Gespenst  » 
einer  Konferenz  ; ein  friedliches  Wort  aus  Petersburg,  freund- 
liche, in  versöhnlichem  Ton  von  den  Mächten  des  Dreiverbands 
gesprochene  Worte  hätten  Aussicht,  gut  aufgenommen  zu  wer- 
den. Er  fügte  endlich  hinzu,  dass  er  nicht  sage,  Deutschland 
würde  seinerseits  in  Wien  nicht  einige  Ratschläge  geben. 

Unter  diesen  Bedingungen  erklärte  der  stellvertretende  poli- 
tische Direktor,  dass  er  den  Minister  fragen  würde,  ob  es  ihm 
angezeigt  erscheine,  der  Presse  eine  kurze,  in  gemässigtem  Tone 
gehaltene  Mitteilung  zu  machen. 


Nr.  58. 

Herr  Chevalley,  französischer  Gesandter  in  Christiania, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeiissern. 

Christiania,  den  26.  Juli  1914. 

Die  ganze  deutsche  Flotte  in  Norwegen  hat  Befehl  erhal- 
ten, in  die  See  zu  stechen.  Die  deutschen  Behörden  in  Bergen 

berichtet,  dass  der  bayrische  Ministerpräsident  am  23.  Juli  gesagt  habe, 
er  kenne  den  Wortlaut  der  österreichischen  Note  an  Serbien. 

Vergl.  auch  Blaubuch  Nr.  95,  wo  Sir  M.  de  Bunsen,  englischer  Bot- 
schafter in  Wien,  erklärt : < Obgleich  ich  es  nicht  feststellen  kann,  höre 
ich  aus  privater  Quelle,  dass  der  deutsche  Botschafter  den  Wortlaut  des 
österreichischen  Ultimatums  an  Serbien  kannte  und  ihn  dem  deutschen 
Kaiser  telegraphiert  hat ; ich  weiss  vom  deutschen  Botschafter  selbst, 
dass  er  jede  Zeile  davon  billigt.» 
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erklären,  es  sei,  um  direkt  nach  Deutschland  zurückzu- 
kehren. 

Die  in  den  Fjords  nördlich  von  Bergen  zerstreuten  deut- 
schen Schiffe  würden  zu  denen  in  der  Umgegend  von  Stavanger 
stossen. 

Cheualley. 


Nr.  59. 

Herr  d’ Annoville,  französischer  Geschäftsträger  in  Luxemburg^ 
an  Herrn  Bienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

Luxemburg,  den  26.  Juli  1914. 
Nach  den  Nachrichten,  die  ich  soeben  aus  Diedenhofen  er- 
halte, haben  die  entlassenen  vier  letzten  Jahrgänge  Befehl  erhal- 
ten, sich  zu  jeder  Stunde  zur  Verfügung  der  Kommandantur  zu 
halten. 

Ohne  vollständig  mobilisiert  zu  sein,  ist  es  den  Reservisten 
verboten,  sich  von  ihrem  Aufenthaltsorte  zu  entfernen. 

d’ Annoville. 


Nr.  60. 


Herr  Farges,  französischer  Generalkonsul  in  Basel, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Basel,  den  27.  Juli  1914. 


Die  sich  hier  in  der  Gegend  in  den  Ferien  auf  haltenden 
deutschen  Offiziere  haben  vor  vier  Tagen  Befehl  erhalten,  ihre 
Ferien  abzubrechen  und  nach  Deutschland  zurückzukehren. 

Anderseits  erfahre  ich  aus  zwei  ernst  zu  nehmenden  Quel- 
len, dass  die  Besitzer  von  Kraftwagen  im  Grossherzogtum  Baden 
angewiesen  worden  sind,  sich  vorzubereiten,  um  sie  zwei  Tage 
nach  einem  weitern  Befehl  zur  Verfügung  der  militärischen  Be- 
hörden zu  stellen.  Die  Geheimhaltung  ist  auf  dieser  Ankündi- 
gung, unter  Androhung  von  Strafe,  befohlen  worden. 

Die  Basler  Bevölkerung  ist  sehr  beunruhigt,  und  die  Ban- 
ken zeigen  sich  weniger  entgegenkommend. 


Farges. 
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Nr.  61. 


Herr  Bienvenu-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  Jules  Cambon,  französischen  Botschafter  in  Ber- 
lin, mitgeteilt  an  Bord  der  « France  » (für  den  Mini- 
sterpräsidenten), und  an  die  Herren  Botschafter 
Frankreichs  in  London,  St.  Petersburg,  Wien  und 
Rom. 

Paris,  den  27.  Juli  1914. 


Die  drei  Schritte  des  deutschen  Botschafters  in  Paris  schei- 
nen kennzeichnend  zu  sein  : — Am  Freitag  liest  er  eine  Note 
vor,  in  der  sich  die  deutsche  Regierung  bestimmt  zwischen 
Oesterreich  und  die  Mächte  stellt,  indem  sie  das  österreichische 
Ultimatum  an  Serbien  billigt  und  hinzufügt,  dass  « Deutschland 
dringend  wünscht,  dass  der  Konflikt  örtlich  beschränkt  bleibe, 
da  jede  Intervention  einer  andern  Macht  durch  das  Spiel  ihrer 
Bündnisse  unberechenbare  Folgen  hervorrufen  müsse  ».  — Am 
zweiten  Tage,  am  Sonnabend,  nachdem  die  Wirkung  erzielt 
worden  war  und  die  Mächte  infolge  der  Ueberraschung,  der 
Kürze  der  Frist  und  der  Gefahren  eines  allgemeinen  Krieges, 
Serbien  geraten  hatten,  nachzugeben,  kommt  Herr  von  Schoen 
wieder  um  seinen  Schritt  abzuschwächen,  indem  er  vorgibt, 
über  den  hervorgerufenen  Eindruck  erstaunt  zu  sein  und  sich 
dagegen  verwahrt,  dass  man  Deutschland  Absichten  zuschreibe, 
die  es  nicht  habe,  weil,  wie  er  sagt,  weder  von  einem  vor- 
herigen Einverständnisse  noch  von  einer  nachherigen  Drohung 
die  Rede  sein  könnte  ; — am  dritten  Tage,  am  Sonntag,  als  der 
Erfolg  erreicht  worden  war,  da  Serbien  tatsächlich  sozusagen 
allen  Anforderungen  Oesterreichs  nachgegeben  hatte,  erscheint 
der  deutsche  Botschafter  zweimal,  um  die  friedlichen  Absichten 
Deutschlands  und  seinen  dringenden  Wunsch  auf  Mitwirkung 
an  der  Erhaltung  des  Friedens  zu  betonen,  nachdem  er  den 
österreichischen  Erfolg  vorgemerkt  hatte,  der  die  erste  Phase 
der  Krise  abschliesst. 

Augenblicklich  bleibt  die  Lage  beunruhigend  infolge  der 
unverständlichen  Weigerung  Oesterreichs,  die  serbische  Unter- 
werfung anzunehmen,  sowie  seiner  Mobilisationsvorkehrungen 
und  seiner  Drohungen,  in  Serbien  einzufallen.  Die  mit  der  Unter- 
stützung Deutschlands  von  Anfang  an  eingenommene  Stellung 
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der  österreichischen  Regierung,  ihre  Weigerung,  irgend  eine 
Unterredung  mit  den  Mächten  anzunehmen,  machen  es  ihnen 
tatsächlich  unmöglich,  in  nützlicher  Weise  ohne  Deutschlands 
Vermittlung  bei  ihr  zu  intervenieren.  Indessen  drängt  die  Zeit, 
denn  wenn  die  österreichische  Armee  die  Grenze  überschreitet, 
wird  es  sehr  schwer  sein,  die  Krisis  zu  beschwören,  da  Russland 
die  Besetzung  Serbiens  nicht  dulden  zu  können  scheint,  nachdem 
sich  dieses  in  Wirklichkeit  der  österreichischen  Note  unterwor- 
fen hat,  indem  es  ihm  alle  Genugtuungen  und  Sicherheiten  ge- 
V ährt  hatte.  Deutschland  ist  infolge  der  von  ihm  eingenomme- 
nen Stellung  geeignet,  in  nützlicher  Weise  zu  intervenieren  und 
in  Wien  angehört  zu  werden;  wenn  es  das  nicht  tut,  rechtfertigt 
es  allen  Verdacht  und  nimmt  die  Verantwortlichkeit  für  den 
Krieg  auf  sich. 

Die  Mächte  und  insbesondere  Russland,  Frankreich  und 
England  haben  durch  ihre  dringenden  Ratschläge  Belgrad  zum 
Nachgeben  bestimmt.  Sie  haben  also  ihre  Aufgabe  erfüllt;  jetzt 
fällt  es  Deutschland  zu,  welches  allein  in  der  Lage  ist,  in  Wien 
rasch  Gehör  zu  finden,  Oesterreich  Ratschläge  zu  geben,  da 
dieses  doch  Genugtuung  erhalten  hat  und  wegen  einer  leicht  zu 
erledigenden  Einzelheit  nicht  den  allgemeinen  Krieg  entfesseln 
kann. 

Unter  diesen  Umständen  taucht  der  Vorschlag  des  Londoner 
Kabinetts  auf.  Da  Herr  Sasonow  dem  englischen  Botschafter 
mitgeteilt  hat,  dass  Russland  infolge  des  Appels  Serbiens  an  die 
Mächte  annehmen  würde  sich  abseits  zu  halten,  hat  Sir  Ed.  Grey 
bei  den  Regierungen  von  Paris,  Berlin  und  Rom  folgenden  Vor- 
schlag formuliert  : Die  Botschafter  Deutschlands,  Frankreichs 
und  Italiens  in  London  würden  beauftragt,  mit  Sir  Ed.  Grey 
ein  Mittel  ausfindig  zu  machen,  um  die  gegenwärtigen  Schwie- 
rigkeiten zu  lösen,  während  sich  natürlich  Russland,  Oesterreich 
und  Serbien  unterdessen  jeder  aktiven  militärischen  Handlung 
enthalten  würden.  Sir  A.  Nicolson  hat  dem  deutschen  Botschaf- 
ter von  diesem  Vorschlag  gesprochen,  und  dieser  hat  sich  ihm 
geneigt  gezeigt;  er  wird  ebenfalls  in  Paris  und  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  auch  in  Rom  gut  aufgenommen  werden.  Auch 
hier  hat  Deutschland  das  Wort  und  zudem  Gelegenheit,  anders 
als  mit  Worten  seinen  guten  Willen  zu  zeigen. 

Ich  bitte  Sie,  sich  mit  Ihrem  englischen  Kollegen  zu  be- 


sprechen  und  seinen  Schritt  bei  der  deutschen  Regierung  in  der 
Ihnen  angemessen  erscheinenden  Form  zu  unterstützen. 

Bienvenu-M  artin. 


Nr.  62. 

Herr  Bienvenu-M  artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
nach  Bord  der  « France  » (für  den  Ministerpräsidenten), 
und  an  die  Herren  Botschafter  Frankreichs  in  Lon- 
don, St.  Petersburg,  Berlin  und  Wien. 

Paris,  den  27.  Juli  1914. 

Nach  seinem  gestern  unternommenen  Schritte,  der  eine  be- 
ruhigende Intervention  Frankreichs  in  Petersburg  anstrebte,  war 
der  deutsche  Botschafter,  wie  ich  Ihnen  schon  mitteilte,  zur  poli- 
tischen Direktion  zurückgekommen  unter  dem  Vorwand,  dass 
es  von  Nutzen  sein  könnte,  der  Presse  eine  kurze  Note  mitzii- 
teilen,  die  den  friedlichen  und  freundschaftlichen  Sinn  der  Be- 
sprechung hervorheben  sollte.  Er  hatte  sogar  folgenden  Wort- 
laut angeregt  : « Der  deutsche  Botschafter  und  der  Minister  des 
Aeussern  hatten  am  Nachmittag  eine  neue  Unterredung,  in  deren 
Verlauf  im  freundschaftlichsten  Sinne  und  in  einem  Gefühl  der 
friedlichen  Solidarität  die  Mittel  geprüft  wurden,  die  angewendet 
werden  könnten,  um  den  allgemeinen  Frieden  zu  erhalten.  » Es 
wurde  sofort  geantwortet,  dass  diese  Ausdrücke  übertrieben 
schienen  und  geeignet  wären,  die  öffentliche  Meinung  über  die 
wahre  Lage  hinweg  zu  täuschen,  dass  indessen  eine  kurze,  im 
angedeuteten  Sinne  gegebene  Note,  d.  h.  über  die  Besprechung 
berichtend,  in  der  die  zur  Erhaltung  des  Friedens  anzu wenden- 
den Mittel  geprüft  wurden,  veröffentlicht  werden  könnte,  wenn 
ich  ihn  billigte. 

Die  Mitteilung  erhielt  folgenden  Wortlaut  : « Der  deutsche 
Botschafter  und  der  Minister  des  Aeussern  hatten  eine  neue 
Unterredung,  in  deren  Verlauf  sie  die  Mittel  für  das  Vorgehen 
der  Mächte  zur  Aufrechterhaltung  des  Friedens  ausfindig  zu 
machen  suchten.  » Diese  absichtlich  farblose  Abfassung  ver- 
mied eine  Solidarität  mit  Deutschland,  die  falsch  aiisgelegt  wer- 
den könnte. 

Heute  morgen  hat  Herr  von  Schoen,  unter  dem  Vorwände, 
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seine  Unlerredimg  mit  dem  Minister  zusammenzufassen,  einen 
persönlichen  Brief  an  den  politischen  Direktor  gerichtet  uml 
beigefügt  : « Beachten  Sie' besonders  den  Satz  über  die  Solida- 
rität der  friedlichen  Gefühle.  Das  ist  keine  banale  Phrase, 
sondern  der  aufrichtige  Ausdruck  der  Wirklichkeit.  > Die  dem 
Briefe  beigelegte  Zusammenfassung  lautete  wie  folgt : « Das 

Wiener  Kabinett  hat  formell  und  offiziell  demjenigen  von  Peters- 
burg erklären  lassen,  es  verfolge  in  Serbien  keinerlei  Land- 
erwerb und  wolle  die  Integrität  des  Königreichs  in  keiner  Weise 
antasten  ; seine  einzige  Absicht  besteht  darin,  seine  Ruhe  zu 
sichern.  In  diesem  Augenblick  hängt  die  Entscheidung,  ob  ein 
europäischer  Krieg  ausbrechen  soll,  allein  von  Russland  ab. 
Die  deutsche  Regierung  hat  das  feste  Vertrauen,  dass  die  fran- 
zösische Regierung,  mit  der  sie  sich  in  dem  heissen  Wunsche, 
dass  der  europäische  Friede  bewahrt  werden  möge,  solidarisch 
weiss,  ihren  ganzen  Einfluss  in  beruhigendem  Sinne  bei  der 
Petersburger  Regierung  geltend  machen  werde.  » 

Ich  habe  Ihnen  die  Antwort  zur  Kenntnis  gebracht,  die  er- 
teilt wurde  (ein  Schritt  Frankreichs  in  Petersburg  Hesse  sich 
schlecht  erklären  und  müsste  durch  einen  Schritt  Deutschlands 
in  Wien,  oder  in  Ermangelung  dessen  durch  eine  Vermittlung 
der  vier  weniger  beteiligten  Mächte  in  beiden  Hauptstädten  er- 
gänzt werden). 

Der  Brief  des  Herrn  von  Schoen  kann  verschieden  gedeutet 
werden.  Die  wahrscheinlichste  Auslegung  ist  die,  dass  er,  wie 
das  Vorgehen  des  Botschafters  selbst,  danach  trachtet  Frankreich 
in  den  Augen  Russlands  blosszustellen,  um  im  Falle  des  Miss- 
lingens  die  Verantwortlichkeit  eines  etwaigen  Krieges  auf  Russ- 
land und  auf  Frankreich  zu  schieben,  schliesslich  durch  nicht 
erhörte  Friedensbeteuerungen  eine  militärische  Handlung  Oester- 
reichs in  Serbien  zu  verdecken,  die  bestimmt  ist,  den  österrei- 
chischen Erfolg  zu  vervollständigen. 

Ich  übermittle  Ihnen  diese  Auskünfte  zur  Aufklärung  und 
zur  jeden  Ihnen  nützlich  erscheinenden  Verwendung. 

Bienvenu-M  artin. 
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Nr.  63. 


Herr  de  Fleuriau,  französischer  Geschäftsträger  in  London, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


London,  den  27.  Juli  1914. 


Der  deutsche  und  der  österreichisch-ungarische  Botschafter 
lassen  durchblicken,  sie  seien  sicher,  dass  England  im  Falle 
des  Ausbruchs  eines  Konfliktes  die  Neutralität  bewahren  würde. 
Sir  Arthur  Nicolson  sagte  mir,  dass  jedoch  Fürst  Lichnowsky, 
nach  der  Unterredung,  die  er  heute  mit  ihm  gehabt  habe,  keinen 
Zweifel  haben  könne  über  die  Interventionsfreiheit,  die  die  eng- 
lische Regierung  sich  Vorbehalte,  in  dem  von  ihr  nützlich  erach- 
teten Falle  auszuüben. 

Der  deutsche  Botschafter  wird  nicht  verfehlt  haben,  über 
diese  Erklärung  überrascht  zu  sein;  um  aber  auf  Deutschland 
einen  Druck  auszuüben  und  einen  Konflikt  zu  vermeiden, 
scheint  es  unerlässlich,  dieses  zu  der  Ueberzeugung  zu  bringen, 
dass  es  England  und  Russland  an  der  Seite  Frankreichs  finden 
würde. 

de  Fleiiriau. 


Nr.  64. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 

an  Herrn  Bienvenu-M  artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

St.  Petersburg,  den  27.  Juli  1914. 

Herr  Sasonow  hat  mit  allen  meinen  Kollegen  eine  versöhn- 
liche Sprache  geführt. 

Trotz  der  öffentlichen  Aufregung  bemüht  sich  die  russi- 
sche Regierung,  die  Presse  im  Zaune  zu  halten,  und  es  gelingt 
ihr  auch.  Man  hat  vor  allem  eine  grosse  Mässigung  Deutsch- 
land gegenüber  anempfohlen. 

Seit  gestern  hat  Herr  Sasonow  weder  von  Wien  noch  von 
Berlin  irgend  eine  Information  erhalten. 


Paleologue. 
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Nr.  65. 


Herr  Bompard,  französischer  Botschafter  in  Konstantinopel, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Therapia,  den  27.  Juli  1914. 


Der  österreichisch-serbische  Konflikt  fesselt  die  Aufmerk- 
samkeit der  ottomanischen  Regierung,  und  die  Türken  freuen 
sich  über  die  Prüfungen,  die  Serbien  zu  erdulden  hat,  aber  man 
ist  hier  im  allgemeinen  geneigt,  anzunehmen,  dass  dieser  Kon- 
flikt örtlich  beschränkt  bleiben  wird.  Man  glaubt  allgemein, 
dass  Russland  noch  diesmal  nicht  zu  gunsten  Serbiens  interve- 
nieren werde  unter  Bedingungen,  die  den  bewaffneten  Konflikt 
ausdehnen  würden. 

Nach  dem  einhelligen  Empfinden  in  den  ottomanischen 
politischen  Kreisen  wird  Oesterreich  mit  der  Unterstützung 
Deutschlands  seine  Ziele  erreichen  und  Serbien,  nach  Bulgarien, 
in  den  Kreis  des  Dreibundes  einreihen. 

Bompard. 


Nr.  66. 


Herr  de  Fleuriau,  französischer  Geschäftsträger  in  London, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 


Aeussern. 


London,  den  27.  Juli  1914. 


Sir  Ed.  Grey  hat  heute  Morgen  zum  deutschen  Botschafter 
gesagt,  dass  Oesterreich,  wenn  es  nach  der  serbischen  Antwort 
in  Serbien  einfiele,  damit  zeigen  würde,  dass  es  nicht  nur  die 
Berichtigung  der  in  seiner  Note  vom  23.  Juli  erwähnten  Fragen 
bezwecke,  sondern  dass  es  einen  kleinen  Staat  vernichten  wolle. 
« Dann  »,  fügte  er  hinzu,  « gäbe  es  eine  europäische  Frage,  und 
es  würde  daraus  ein  Krieg  entstehen,  an  dem  andere  Mächte 
teilzunehmen  gezwungen  wären.  » 

Die  Stellung  Grossbritanniens  offenbart  sich  durch  die  Ein- 
stellung der  Demobilisation  seiner  Flotte.  Der  erste  Lord  der 
Admiralität  hat  aus  eigenem  Antriebe  seit  Freitag  in  verschwie- 
gener Weise  diese  Massregel  ergriffen;  heute  Nacht  haben  Sir 
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Ed.  Grey  und  seine  Kollegen  beschlossen,  sie  zu  veröffentlichen. 
Dieses  Resultat  ist  der  versöhnlichen  Haltung  Serbiens  und 
Russlands  zu  danken. 

de  Fleiiriau. 


Nr.  67. 

Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

Berlin,  den  27.  Juli  1914. 

Ich  habe  mich  heute  mit  dem  Staatssekretär  über  den  Schritt 
Englands  unterhalten,  der  darauf  abzielt,  dass  Deutschland  sich 
mit  den  Regierungen  von  London,  Paris  und  Rom  vereinige  um 
die  Feindseligkeiten  zwischen  Petersburg  und  Wien  zu  ver- 
hindern. 

Ich  machte  ihn  darauf  aufmerksam,  dass  der  Vorschlag  Sir 
Ed.  Greys  den  Weg  zu  einem  friedlichen  Ausgange  eröffne.  Herr 
von  Jagow  hat  mir  geantwortet,  dass  er  geneigt  sei,  darauf  ein- 
zugehen. Aber  er  wies  mich  darauf  hin,  dass  Deutschland,  wenn 
Russland  mobilisierte,  gezwungen  wäre,  sogleich  zu  mobilisieren, 
und  wir  ebenfalls  dazu  gezwungen  sein  würden,  worauf  der 
Konflikt  fast  unvermeidlich  wäre.  Ich  fragte  ihn,  ob  Deutsch- 
land zu  mobilisieren  sich  gezwungen  glauben  würde,  wenn  Russ- 
land nur  an  der  österreichischen  Grenze  mobilisierte.  Er  ant- 
wortete mit  Nein,  und  ermächtigte  mich  ausdrücklich.  Ihnen 
von  dieser  Einschränkung  Mitteilung  zu  machen.  Auch  wäre  es 
ihm  sehr  daran  gelegen,  dass  die  befreundeten  und  verbündeten 
Mächte  Russlands  bei  diesem  intervenierten. 

Endlich  hat  er  bemerkt,  dass,  wenn  Russland  Oesterreich 
angriffe,  Deutschland  seinerseits  auch  angreifen  müsste.  Die 
von  England  vorgeschlagene  Intervention  in  Petersburg  und  in 
Wien  könnte  danach,  wie  er  glaubt,  nur  dann  ausgeführt  wer- 
den, wenn  sich  die  Ereignisse  nicht  überstürzten.  Er  gibt  die 
Hoffnung  nicht  auf,  dass  sie  in  diesem  Falle  gelingen  würde. 
Ich  sprach  mein  Bedauern  aus,  dass  Oesterreich  durch  seine 
Unversöhnlichkeit  Europa  in  den  Engpass  gedrängt  habe,  durch 
den  wir  hindurch  müssen;  aber  ich  sprach  die  Hoffnung  aus, 
dass  die  Intervention  zum  Ziele  führen  werde. 


Jules  Cambon. 
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Nr.  68. 


Herr  de  Fleuriau,  französischer  Geschäftsträger  in  London, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


London,  den  27.  Juli  1914. 


Gestern  soll  im  Verlaufe  einer  Unterredung  zwischen  Herrn 
Sasonow,  Herrn  Paleologue  und  Sir  G.  Buchanan  der  russische 
Minister  gesagt  haben,  dass  Serbien  geneigt  sei,  sich  an  die 
Mächte  zu  wenden,  und  dass  seine  Regierung  in  diesem  Falle 
einwilligen  würde,  sich  abseits  zu  halten. 

Sir  Ed.  Grey  benutzte  diese  Worte  als  Grundlage  zu  einem 
bei  den  Regierungen  von  Paris,  Berlin  und  Rom  zu  stellenden 
Vorschlag,  von  dem  Sir  Francis  Bertie  Eurer  Exzellenz  Mittei- 
lung machen  wird.  Die  vier  Mächte  würden  in  den  Konflikt  ein- 
greifen,  und  die  französischen,  deutschen  und  italienischen  Bot- 
schafter in  London  würden  beauftragt,  mit  Sir  Ed.  Grey  ein  Mit- 
tel zu  suchen,  um  die  gegenwärtigen  Schwierigkeiten  zu  lösen. 

Es  wäre  selbstverständlich,  dass  sich  Russland,  Oesterreich 
und  Serbien  während  der  Verhandlungen  dieser  kleinen  Kon- 
ferenz aller  aktiven  militärischen  Vorkehrungen  enthalten  müss- 
ten. Sir  A.  Nicolson  hat  dem  deutschen  Botschafter  von  diesem 
Vorschläge  gesprochen,  und  dieser  hat  sich  ihm  geneigt  gezeigt. 


de  Fleuriau. 


Nr.  69. 


Herr  de  Fleuriau,  französischer  Geschäftsträger  in  London, 


an  Herrn  Bienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


London,  den  27.  Juli  1914. 


Der  serbische  Gesandte  hat  von  seiner  Regierung  keine  In- 
struktionen erhalten,  England  um  Vermittlung  anzugehen;  es 
ist  übrigens  möglich,  dass  die  ^Telegramme  seiner  Regierung 
unterwegs  angehalten  worden  sind. 

Der  in  meinem  vorhergehenden  Telegramm  gemeldete  Vor- 
schlag Englands  betreffend  Intervention  zu  vieren  ist  übrigens 
erfolgt  und  scheint  mir  in  erster  Linie  unterstützt  werden  zu 
sollen. 


de  Fleuriau. 
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Nr.  70. 

Herr  Bienvenu-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  de  Fleuriau,  französischen  Geschäftsträger  in 
London. 


Paris,  den  27.  Juli  1914. 

Der  englische  Botschafter  teilte  mir  den  Vorschlag  Sir  Ed. 
Greys  mit,  es  sei  eine  gemeinsame  Aktion  Englands,  Deutsch- 
lands, Frankreichs  und  Italiens  in  Wien,  Belgrad  und  Peters- 
burg zur  Verhinderung  der  aktiven  militärischen  Operationen 
einzuleiten,  während  die  Botschafter  Deutschlands,  Italiens  und 
Frankreichs  in  London  mit  Sir  E.  Grey  sich  über  die  Mittel 
beraten  würden,  eine  Lösung  der  gegenwärtigen  Verwicklungen 
zu  finden. 

Ich  beauftragte  heute  morgen  Herrn  Jules  Cambon,  sich 
mit  dem  englischen  Botschafter  in  Berlin  ins  Einvernehmen  zu 
setzen  und  dessen  Vorgehen  in  ihm  geeignet  scheinender  Form 
zu  unterstützen. 

Ich  bevollmächtige  Sie,  an  der  von  Sir  E.  Grey  vorgeschla- 
genen Konferenz  teilzunehmen.  Ich  bin  auch  bereit,  unseren 
Vertretern  in  Wien,  Petersburg  und  Belgrad  Instruktionen  in 
dem  von  der  englischen  Regierung  gewünschten  Sinne  zu  geben. 

Immerhin  bin  ich  der  Ansicht,  die  Aussichten  auf  Erfolg 
des  Vorschlags  von  Sir  Ed.  Grey  beruhten  hauptsächlich  auf 
einer  Aktion,  die  Berlin  in  Wien  auszuüben  sich  geneigt  fände; 
ein  Vorgehen  nach  dieser  Seite,  um  den  Aufschub  der  militä- 
rischen Operationen  herbeizuführen,  schiene  mir  des  Misslingens 
sicher,  wenn  nicht  zuvor  von  Deutschland  her  ein  Einfluss  aus- 
geübt würde. 

Ich  bemerkte  auch  aus  den  Aeusserungen  des  Herrn  von 
Schoen,  dass  die  österreichisch-ungarische  Regierung  besonders 
an  Ausdrücken  wie  « Vermittlung  »,  « Intervention  »,  « Konfe- 
renz » Anstoss  nehme  und  eher  geneigt  wäre,  sich  für  « freund- 
schaftliche Ratschläge  » und  « Besprechungen  » herbeizulassen. 

Bienvenu-M artin. 
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Nr.  71. 


Herr  de  Fleuriau,  französischer  Geschäftsträger  in  London, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


London,  den  27.  Juli  1914. 


Ich  habe  Sir  E.  Grey  davon  Kenntnis  gegeben,  dass  Sie 
seinem  Vorschlag  einer  Vermittlung  zu  vieren  und  einer  Konfe- 
renz in  London  beistimmen.  Der  englische  Botschafter  in  Wien 
hat  die  nötigen  Instruktionen  erhalten,  bei  der  österreichisch- 
ungarischen  Regierung  vorzugehen,  sobald  seine  Kollegen,  die 
Botschafter  Frankreichs,  Deutschlands  und  Italiens,  ermächtigt 
wären,  den  gleichen  Schritt  zu  tun. 

Die  italienische  Regierung  hat  die  Intervention  zu  vieren 
zum  Zwecke  der  Verhinderung  der  militärischen  Operationen 
angenommen;  sie  berät  sich  mit  der  deutschen  Regierung  über 
den  Vorschlag  hinsichtlich  der  Konferenz  und  über  die  gegen- 
über der  österreichisch-ungarischen  Regierung  einzuschlagenden 
Handlungsweise.  Die  deutsche  Regierung  hat  noch  nicht  ge- 
antwortet. 

de  Fleuriau. 


Nr.  72.  • 


Herr  Barrere,  französischer  Botschafter  in  Rom, 

an  Herrn  Bienvenu-M  artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Rom,  den  27.  Juli  1914. 


Der  Marquis  di  San  Giuliano  ist  heute  abend  nach  Rom 
zurückgekehrt,  und  ich  sah  ihn  sogleich  nach  seiner  Ankunft. 
Er  sprach  vom  Inhalt  der  österreichischen  Note  und  gab  mir 
die  formelle  Versicherung,  von  deren  Inhalt  keine  vor  gängige 
Kenntnis  gehabt  zu  haben. 

Er  wusste  wohl,  dass  die  Note  einen  scharfen  und  energi- 
schen Charakter  haben  werde;  aber  er  hätte  sich  nicht  vor- 
gestellt, dass  sie  eine  solche  Form  annehmen  könnte.  Ich  fragte 
ihn,  ob  die  Behauptung  gewisser  Blätter  wahr  sei,  er  habe  in 
Wien  seine  Billigung  des  österreichischen  Vorgehens  und  die 
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Versicherung,  Italien  werde  Oesterreich  gegenüber  seinen  Pflich- 
ten als  Verbündeter  nachkommen,  ausdrücken  lassen.  « In  kei- 
ner Weise  »,  antwortete  mir  der  Minister,  « wir  sind  nicht  be- 
fiagt  worden,  man  hat  uns  nichts  gesagt  ; wir  haben  daher 
keinen  Grund  gehabt,  in  Wien  eine  derartige  Mitteilung  zu 
machen.  > 

Nach  der  Ansicht  des  Marquis  di  San  Giuliano  hätte  Ser- 
bien klüger  getan,  die  Note  in  ihrer  Gesamtheit  anzunehmen; 
hält  er  dafür,  dass  dies  noch  heute  das  einzig  Mögliche  wäre, 
da  er  überzeugt  ist,  dass  Oesterreich  keine  seiner  Forderungen 
zurückziehen  und  alle  aufrecht  erhalten  werde,  selbst  auf  die 
Gefahr  hin,  einen  Weltbrand  herbeizuführen;  er  zweifelt  daran, 
dass  Deutschland  geneigt  sein  werde,  sich  zu  einem  Schritte  bei 
seinem  Verbündeten  herzugeben.  Er  stellt  indessen  fest,  dass 
Deutschland  zur  Zeit  stark  mit  seinen  Beziehungen  zu  London 
rechnet,  und  glaubt,  wenn  eine  Macht  Berlin  zu  einer  friedlichen 
Aktion  bestimmen  könne,  so  sei  es  England. 

Was  Italien  betrifft,  so  wird  es  auch  weiterhin  alle  seine 
Bemühungen  zu  gunsten  des  Friedens  auf  wenden.  Zu  diesem 
Zwecke  hat  er  ohne  Zögern  den  Vorschlag  Sir  Ed.  Greys  an- 
genommen, in  London  die  Botschafter  der  im  österreichisch- 
serbischen Konflikte  nicht  unmittelbar  beteiligten  Mächte  zu 
einer  Konferenz  zu  vereinigen. 

• Barrere. 


Nr.  73. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Bienuenii-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeiissern. 


Berlin,  den  27.  Juli  1914. 

Der  englische  Botschafter,  der  heute  zurückkehrte,  hat  den 
Staatssekretär  gesehen  und  mit  ihm  den  Vorschlag  Sir  Ed.  Greys 
besprochen.  Herr  von  Jagow  antwortete  ihm,  indem  er  seine 
Friedenswünsche  immerfort  äusserte,  aber  hinbeifügte,  er  könne 
dem,  was  einer  Mächtekonferenz  gleichsehe,  nicht  beistimmen; 
das  hiesse  eine  Art  Schiedsgerichtshof  aufstellen,  was  nur  dann 
annehmbar  wäre,  wenn  er  von  Wien  und  Petersburg  verlangt 
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würde.  Die  Worte  Herrn  von  Jagows  bestätigen  diejenigen  des 
Herrn  von  Schoen  Ew.  Exzellenz  gegenüber. 

In  Wirklichkeit  lässt  sich  ein  Vorgehen  der  vier  Mächte  in 
Wien  und  Petersburg  auf  diplomatischem  Wege  ausführen,  ohne 
die  Form  einer  Konferenz  anzunehmen,  und  ist  verschiedener 
Gestaltung  fähig;  das  Wesentliche  wäre,  in  Wien  und  Petersburg 
den  gemeinsamen  Wunsch  der  vier  Mächte,  dass  ein  Konflikt 
vermieden  werde,  zu  äussern.  Einzig  das  würde  gestatten,  zu 
einem  friedlichen  Ausgang  der  gegenwärtigen  Schwierigkeiten 
zu  gelangen. 

Jules  Cambon. 


Nr.  74. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 


an  Herrn  Bienuenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Berlin,  den  27.  Juli  1914. 


Ich  habe  mich  heute  mit  dem  Staatssekretär  besprochen 
und  ihm  gegenüber  den  soeben  von  Sir  E.  Goschen  unternom- 
menen Schritt  unterstützt. 

Herr  von  Jagow  antwortete  mir,  wie  schon  dem  englischen 
Botschafter,  er  könne  den  Vorschlag  nicht  annehmen,  die  Bot- 
schafter Italiens,  Frankreichs  und  Deutschlands  damit  zu  be- 
auftragen, mit  Sir  Ed.  Grey  die  Mittel  zur  Beilegung  der  gegen- 
wärtigen Schwierigkeiten  ausfindig  zu  machen,  weil  das  die 
Einberufung  einer  eigentlichen  Konferenz  zur  Behandlung  der 
Angelegenheiten  Oesterreichs  und  Russlands  bedeuten  würde. 

Ich  antwortete  Herrn  von  Jagow,  ich  bedaure  seine  x\nt- 
wort,  aber  dem  hohen  Ziel  gegenüber,  das  Sir  Ed.  Grey  im  Auge 
habe,  könne  eine  Formfrage  nicht  ins  Gewicht  fallen;  die  Haupt- 
sache sei  die  Vereinigung  Englands  und  Frankreichs  mit 
Deutschland  und  Italien  zur  Arbeit  an  einem  Werk  des  Frie- 
dens; diese  Vereinigung  könne  sich  in  gemeinsamem  Vorgehen 
in  Petersburg  und  Wien  äussern;  er  habe  mir  oft  sein  Bedauern 
darüber  ausgesprochen,  die  beiden  Bündnisgruppen  in  Europa 
stets  einander  gegenüberstehen  zu  sehen;  er  habe  nun  hier  Ge- 
legenheit zu  beweisen,  dass  es  einen  europäischen  Geist  gebe. 
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indem  vier  den  beiden  Gruppen  angehörende  Mächte  in  gemein- 
samem Einverständnis  handeln  würden,  um  einen  Konflikt  zu 
verhindern. 

Herr  von  Jagow  flüchtete  sich  hinter  die  Ausrede,  Deutsch- 
land habe  Oesterreich  gegenüber  Verpflichtungen.  Ich  machte 
ihn  darauf  aufmerksam,  die  Beziehungen  Deutschlands  zu  Wien 
seien  nicht  enger  als  die  zwischen  Frankreich  und  Russland, 
und  in  diesem  Falle  sei  er  es  selbst,  der  die  beiden  Bündnis- 
gruppen einander  gegenüberstelle. 

Der  Staatssekretär  sagte  mir  darauf,  er  weigere  sich  nicht, 
an  der  Beseitigung  des  österreichisch-russischen  Konfliktes  mit- 
zuwirken, aber  im  österreichisch-serbischen  Konflikt  könne  er 
nicht  intervenieren.  « Das  eine  ist  die  Folge  des  andern  »,  sagte 
ich,  « das  Wesentliche  ist,  zu  verhindern,  dass  ein  neuer  Tat- 
bestand hinzutrete,  der  geeignet  wäre,  eine  Intervention  Russ- 
lands herbeizuführen.  » 

Da  der  Staatssekretär  darauf  beharrte,  er  sei  verpflichtet, 
seinen  Vereinbarungen  mit  Oesterreich  nachzuleben,  fragte  ich 
ihn,  ob  er  sich  verpflichtet  habe,  Oesterreich  überallhin,  mit  ver- 
bundenen Augen,  zu  folgen,  und  ob  er  von  der  Antwort  Serbiens 
an  Oesterreich,  die  ihm  der  serbische  Geschäftsträger  diesen 
Morgen  übergeben  habe,  Kenntnis  genommen  habe.  « Ich  habe 
noch  keine  Zeit  dazu  gehabt  »,  sagte  er.  « Ich  bedaure  das.  Sie 
hätten  gesehen,  dass  sich  Serbien  mit  Ausnahme  einiger  Einzel- 
heiten völlig  unterwirft.  Es  scheint  also,  dass  Sie  Oesterreich, 
da  es  die  Genugtuung  erlangt  hat,  die  ihm  Ihre  Unterstützung 
verschaffte,  heute  raten  könnten,  sich  damit  zu  begnügen  oder 
mit  Serbien  die  Fassung  seiner  Antwort  durchzuprüfen.  » 

Da  mir  Herr  von  Jagow  keine  klare  Antwort  gab,  fragte 
ich  ihn,  ob  Deutschland  den  Krieg  wolle.  Er  protestierte  lebhaft 
und  sagte,  er  wisse,  dass  ich  diesen  Gedanken  hege,  aber  das 
sei  durchaus  nicht  richtig.  « Man  muss  also  »,  begann  ich 
wieder,  « den  Umständen  nach  handeln.  Wenn  Sie  die  serbi- 
sche Antwort  lesen  werden,  wägen  Sie,  ich  bitte  Sie  im  Namen 
der  Menschlichkeit,  deren  Satzungen  mit  Ihrem  Gewissen  ab 
und  beladen  Sie  sich  nicht  selbst  mit  einem  Teil  der  Verant- 
wortung für  die  Katastrophen,  deren  Vorbereitung  sie  zulas- 
sen. » Herr  von  Jagow  protestierte  von  neuem  und  fügte  bei. 
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CT  sei  bereit,  sich  mit  England  und  Frankreich  zu  einer  gemein- 
samen Anstrengung  zu  vereinigen,  aber  man  müsse  für  diese 
Intervention  eine  Form  finden,  die  er  annehmen  könne,  und  die 
Kabinette  müssten  sich  darüber  verständigen. 

« Uebrigens  »,  fügte  er  bei,  « sind  zwischen  Wien  und 
Petersburg  die  direkten  Verhandlungen  eröffnet  und  nehmen 
ihren  Fortgang;  ich  verspreche  mir  von  ihnen  viel  Gutes  und 
hoffe.  » 

Im  Begriff  ihn  zu  verlassen,  sagte  ich  ihm,  ich  hätte  heutig 
Morgen  den  Eindruck  gehabt,  dass  die  Stunde  der  Entspannung 
geschlagen  habe,  aber  ich  sehe  wohl  ein,  dass  nichts  daraus 
werde.  Er  erwiderte,  ich  irrte  mich;  er  hoffe,  die  Dinge  seien 
auf  gutem  Wege  und  würden  sich  vielleicht  sehr  rasch  erle- 
digen. Ich  ersuchte  ihn,  in  Wien  auf  Beschleunigung  hinzu- 
wirken, da  es  wichtig  sei,  in  Russland  nicht  eine  jener  Strö- 
mungen der  Meinungen,  die  alles  mit  sich  fortreissen,  auf  kom- 
men zu  lassen. 

Nach  meinem  Empfinden  _ wäre  es  angezeigt,  Sir  E.  Grey, 
der  durch  Sir  E.  Goschen  von  der  Ablehnung  seines  Antrages 
in  der  vorgeschlagenen  Form  unterrichtet  sein  muss,  zu  er- 
suchen, den  Vorschlag  in  einer  andern  Form  zu  erneuern,  der- 
art, dass  Deutschland  keinen  Vorwand  behielte,  seine  Mitwir- 
kung zu  verweigern,  und  England  gegenüber  seine  Verantwort- 
lichkeiten auf  sich  nähme. 

Jules  Cambon. 


Nr.  75. 

Herr  Bienvemi-Marlin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
an  die  Herren  französischen  Botschafter  in  London, 

St.  Petersburg,  Berlin,  Wien  und  Rom. 

Paris,  den  27.  Juli  1914. 

Der  österreichisch-ungarische  Botschafter  besuchte  mich, 
um  mir  ein  Memorandum  zu  übergeben,  die  eine  förmliche  An- 
klageschrift gegen  Serbien  darstellt;  er  erklärte  mir  im  Aufträge 
seiner  Regierung,  dass  sie,  nachdem  Serbien  auf  die  Forderun- 
gen der  kaiserlichen  Regierung  nicht  in  befriedigender  Weise 
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geantwortet  habe,  gezwungen  sei,  zu  energischen  Mitteln  zu 
greifen,  um  Serbien  zur  Erfüllung  der  von  ihm  verlangten  Ge- 
nugtuungen und  Gewährleistungen  zu  veranlassen.  Morgen  werde 
die  österreichische  Regierung  zu  diesem  Zwecke  ihre  Massnah- 
men treffen. 

Ich  bat  den  Botschafter,  mir  die  von  Oesterreich  in  Aus- 
sicht genommenen  Massregeln  zu  nennen,  und  Graf  Szeesen 
antwortete  mir,  das  könne  ein  Ultimatum  oder  eine  Kriegserklä- 
rung oder  das  Ueberschreiten  der  Grenze  sein,  aber  er  besitze 
darüber  keine  genaue  Angabe. 

Ich  machte  dann  den  Botschafter  darauf  aufmerksam,  dass 
Serbien  in  fast  allen  Punkten  die  Forderungen  Oesterreichs  an- 
genommen habe,  dass  die  in  einigen  Punkten  übrig  gebliebenen 
Meinungsverschiedenheiten  mit  einigem  guten  Willen  beider- 
seits und  durch  die  Beihilfe  der  friedensfreundlichen  Mächte 
aus  der  Welt  geschafft  werden  könnten;  indem  Oesterreich  die 
Ausführung  seiner  Entschlüsse  auf  morgen  festsetze,  mache  es 
zum  zweiten  Male  die  Beihilfe  der  Mächte  fast  unmöglich  und 
nehme  eine  schwere  Verantwortung  auf  sich,  indem  es  Gefahr 
laufe,  einen  Krieg  zu  entfesseln,  dessen  Ausdehnung  niemand 
ermessen  könne. 

Ich  teile  Ihnen  zur  Aufklärung  das  mir  von  Graf  Szeesen 
übermittelte  Memorandum  mit. 

Bienvenu-M  artin. 


BEILAGE. 

Memorandum  der  österreichisch-ungarischen  Regierung^ 
Herrn  Bienvenu-M  artin  am  27.  Juli  191 A überreicht  durch  den 

Grafen  Szeesen. 

Die  von  Serbien  ausgegangene  Bewegung,  die  sich  zum  Ziele 
gesetzt  hat,  die  südslawischen  Teile  Oesterreich-Ungarns  von 
der  Monarchie  loszureissen,  um  sie  mit  Serbien  zu  einer  staat- 
lichen Einheit  zu  verbinden,  reicht  weit  zurück.  In  ihrem 
Endziel  stets  gleich  bleibend  und  nur  in  ihren  Mitteln  und 
an  Intensität  wechselnd,  hatte  diese  Propaganda  auf  serbischem 
Boden  zur  Zeit  der  Annexionskrise  ihren  Höhenpunkt  erreicht. 
Den  schützenden  Mantel  der  Heimlichkeiten  abstreifend,  war 
sie  damals  mit  dem  Einbekenntnisse  ihrer  Tendenzen  offen 
hervorgetreten  und  hatte  versucht,  unter  der  Patronanz  der 
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serbischen  Regierung  mit  allen  ihr  zur  Verfügung  stehenden 
Mitteln  zur  Verwirklichung  ihrer  Absichten  zu  gelangen. 

Während  die  gesamte  serbische  Presse  in  gehässigen,  die 
Tatsachen  entstellenden  Ausfällen  zum  Kampfe  gegen  die  Mo- 
narchie aufrief,  bildeten  sich  — von  anderen  Propagandamitteln 
abgesehen  — Assoziationen,  die  diesen  Kampf  vorbereiteten. 

Unter  diesen  wurde  die  « Narodna  Odbrana  » die  wichtig- 
ste. Aus  einem  damals  bestandenen  revolutionären  Komitee 
hervorgegangen,  war  diese  als  Privatverein  konstituierte,  jedoch 
vom  Belgrader  Auswärtigen  Amte  völlig  abhängige  Organisation 
von  serbischen  Militär-  und  Zivilfunktionären  ins  Leben  gerüfen 
worden.  Als  ihre  Gründer  fungierten  unter  anderen  : General 
Bozo  Jankovic,  die  ehemaligen  Minister  Ljuba  Jovanovic,  Ljuba 
Davidovic  und  Velislav  Vulovic,  der  Direktor  der  Staatsdrucke- 
rei Zivojin  Dacic  und  die  damaligen  Hauptleute,  jetzt  Majore 
Voja  Tankosic  und  Milan  Pribicevic.  Dieser  Verein  hatte  sich 
die  Bildung  und  Ausrüstung  von  Freischaren  für  den  bevor- 
stehenden Krieg  gegen  die  östereichisch-ungarische  Monarchie 
zum  Ziele  gesetzt.  Ein  anschauliches  Bild  der  damaligen  Tätig- 
keit der  « Narodna  Odbrana  » liefert  unter  anderm  die  Aussage 
des  vom  Kreisgerichte  in  Serajewo  als  Zeugen  vernommenen 
bosnisch-herzegowinischen  Landesangehörigen  Trifko  Krstano- 
vic,  der  sich  zu  jener  Zeit  in  Belgrad  befand  und  der,  nebst 
anderen  Angehörigen  der  Monarchie,  von  der  « Narodna  Od- 
brana » als  Komitadji  angeworben  worden  war.  Mit  etwa  140 
andern  Bandenmitgliedern  war  Krstanovic  anfangs  1909  nach 
einer  für  die  Ausbildung  von  Banden  in  Cuprija  (Bezirk  Jago- 
dina)  errichteten  und  von  den  Hauptleuten  Voja  Tankosic  und 
Dusan  Putnik  geleiteten  Schule  gebracht  worden.  Als  Lehrer 
fungierten  dort  ausschliesslich  serbische  Offiziere.  General  Bozo 
Jankovic  und  Hauptmann  Milan  Pribicevic  inspizierten  diesen 
dreimonatlichen  Bandenkurs  in  regelmässigen  Zeitabschnitten. 

Dort  erhielten  die  angehenden  Komitadjis  Unterricht  im 
Schiessen  und  im  Werfen  von  Bomben,  im  Minenlegen,  Spren- 
gen von  Eisenbahnen,  Tunnels,  Brücken,  sowie  im  Zerstören 
von  Telegraphenleitungen.  Ihre  Aufgabe  war  es,  nach  den  Auf 
trägen  ihrer  Befehlshaber  die  neuerworbenen  Kenntnisse  in  Bos- 
nien und  der  Herzegowina  in  die  Tat  umzusetzen. 

Durch  diese  ganz  öffentlich  betriebene  und  von  der  serbi- 
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sehen  Regierung  geförderte  Aktion  der  « Narodna  Odbrana  * 
wurde  damals  der  Bandenkrieg  gegen  Oesterreich-Ungarn  vor- 
bereitet. Angehörige  der  Monarchie  wurden  hiebei  zum  Verrate 
an  ihrem  Vaterlande  verleitet  und  systematisch  dazu  erzogen, 
als  serbische  Emissäre  heimtückische  Angriffe  gegen  die  Vertei- 
digungsmittel ihrer  Heimat  zu  richten. 

Diese  Periode  der  aggressiven  Aspirationen  fand  ihren  Ab- 
schluss mit  der  von  der  serbischen  Regierung  am  31.  März  1909 
abgegebenen  Erklärung,  in  welcher  sich  diese  mit  der,  durch 
die  Annexion  Bosniens  und  der  Herzegowina  geschaffenen  völker- 
und  staatsrechtlichen  Neuordnung  abfinden  zu  wollen  erklärte 
und  feierlich  versprach,  mit  der  österreichisch-ungarischen  Mo- 
narchie in  Hinkunft  in  freundnachbarlichen  Beziehungen  leben 
zu  wollen. 

Mit  dieser  Erklärung  schien  auch  das  Ende  der,  eine  stete 
Quelle  der  Unruhe  bildenden  Bewegung  gegen  Oesterreich- 
Ungarn  gekommen  und  der  Weg  zu  einer  wirklich  freundschaft- 
lichen Annäherung  Serbiens  an  die  Monarchie  betreten.  Der 
Förderung  durch  die  serbische  Regierung  beraubt  und  von  ihr 
pflichtgemäss  bekämpft,  hätte  die  monarchiefeindliche  Propa- 
ganda nur  mehr  ein  schattenhaftes,  dem  baldigen  Untergange 
geweihtes  Dasein  fristen  können.  Dagegen  hätten  die  zwischen 
den  südslawischen  Teilen  der  Monarchie  und  Serbien  auf  sprach- 
lichem, ethnischem  und  kulturellem  Gebiete  bestehenden  Berüh- 
rungspunkte zur  Verrichtung  gemeinsamer,  vom  Geiste  gegen- 
seitiger Freundschaft  und  paralleler  Interessen  getragener  Kul- 
turarbeit führen  müssen. 

Diese  Erwartungen  haben  sich  jedoch  nicht  erfüllt.  Die 
inonarchiefeindlichen  Aspirationen  sind  geblieben  und  unter  den 
Augen  der  serbischen  Regierung,  die  nichts  getan  hat,  um  diese 
Bewegung  zu  unterdrücken,  hat  die  gegen  Oesterreich-Ungarn 
gerichtete  Propaganda  nur  noch  an  Breite  und  Tiefe  gewon- 
nen. Der  Hass  gegen  die  Monarchie  wurde  wach  erhalten 
und  hat  sich  in  ein  unversöhnliches  Gefühl  verwandelt.  Mit 
den  alten,  der  geänderten  Situation  besser  angepassten  und 
durch  neue  Methoden  ergänzten  Mitteln  wurde  das  Volk  Serbiens 
«zum  unvermeidlichen  Vernichtungskampfe»  gegen  Oesterreich- 
Ungarn  aufgerufen.  Systematisch  wurden  geheimnisvolle  Fäden 
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nach  den  südslawischen  Gebieten  der  Monarchie  gesponnen  und 
deren  Bürger  zum  Verrate  aufgereizt. 

Vor  allem  hat  die  serbische  Presse  seither  nicht  aufgehört, 
in  diesem  Geiste  zu  wirken. 

Nicht  weniger  als  81  in  Serbien  erscheinenden  Zeitschriften 
mussten  bis  heute  ihres  die  inländischen  Strafgesetze  verletzen- 
den Inhaltes  wegen  das  Postdebit  entzogen  werden.  Kaum  eine 
der  Strafnormen,  welche  die  erhabene  Person  des  Monarchen, 
die  Mitglieder  Allerhöchst  seines  Hauses  und  die  Integrität  des 
Staates  schützen,  ist  seitens  der  serbischen  Blätter  unverletzt 
geblieben.  Man  wird  in  der  Beilage  Nr.  I einige  der  zahlreichen 
durch  die  Presse  in  dem  oben  erwähnten  Sinn  gegebenen  Be- 
weise finden. 

Ohne  in  eine  detaillierte  Besprechung  dieser  Ansichten  der 
öffentlichen  Meinung  Serbiens  einzugehen,  muss  immerhin  be- 
merkt werden,  dass  die  Presse  nicht  aufgehört  hat,  die  An- 
nexion Bosniens  und  der  Herzegowina,  trotz  der  serbischerseits 
erfolgten  formellen  Anerkennung  dieses  Aktes,  nach  wie  vor  als 
einen  an  Serbien  verübten  Raub,  der  einer  Remedur  bedarf, 
hinzustellen,  ein  Gedanke,  der  nicht  bloss  in  den  Blättern  schärf- 
ster Richtung  wiederkehrt,  sondern  der  auch  in  der  dem  Bel- 
grader Auswärtigen  Amte  so  nahestehenden  « Samuprava  » in 
kaum  verhüllter  Form  ausgesprochen  wird  (siehe  Beilage  HB). 

Ebenso  kann  nicht  unterlassen  werden,  das  Augenmerk  da- 
rauf zu  lenken,  wie  das  am  15.  Juni  1910  in  Serajewo  von 
Bogdan  Zerajic  verübte  Attentat  gegen  den  Landes-Chef  von 
Bosnien  und  der  Herzegowina,  Feldzeugmeister  von  Varesanin, 
von  der  Presse  gelobt  wurde. 

Wie  bekannt,  hatte  sich  Zerajic  unmittelbar  nach  der  Tat 
entleibt  und  vor  deren  Verübung  seine  gesamten  Papiere  ver- 
brannt. Unter  diesen  Umständen  vermochten  die  Motive  seines 
Anschlages  nicht  vollkommen  klargestellt  zu  werden.  Immerhin 
konnte  man  aber  aus  einem  bei  ihm  gefundenen  Abzeichen 
schliessen,  dass  er  Kropotkinschen  Ideen  huldigte.  Auch  die 
geführten  Erhebungen  deuteten  darauf  hin,  dass  man  es  mit 
einem  auf  anarchistischen  Grundlagen  beruhenden  Verbrechen 
zu  tun  hatte. 

Dies  hinderte  jedoch  die  Presse  Serbiens  nicht,  den  Atten- 
täter als  serbischen  Nationalhelden  zu  feiern  und  seine  Tat  zu 
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verherrlichen.  Ja,  die  « Politika  » verwahrte  sich  förmlich  da- 
gegen, dass  Zerajic  Anarchist  gewesen  sei  und  reklamierte  ihn 
als  « heldenmütigen  Serben,  dessen  Name  jeder  Serbe  mit  Ach- 
tung und  Schmerz  nennen  wird  ». 

Das  Datum  des  18.  August  desselben  Jahres,  « Geburtstag 
Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  »,  hielt  die  « Politika  » 
für  eine  passende  Gelegenheit,  sich  mit  dem  Anschläge  des 
Zerajic,  « dessen  Name  im  Volke  wie  etwas  Heiliges  genannt 
werde  »,  neuerlich  zu  befassen  und  das  Attentat  in  einem  Ge- 
dichte zu  feiern  (Beilage  Nr.  I). 

So  wurde  dieses  Verbrechen,  das  mit  den  Aspirationen  auf 
Territorien  der  Monarchie  nichts  zu  tun  hatte,  für  die  Förde- 
rung dieser  Ideen  ausgebeutet  und  durch  die  Glorifizierung  des 
Zerajic  der  Mord  ganz  ausdrücklich  als  ein  rühmliches  und 
nachahmenswertes  iMittel  im  Kampfe  für  die  Verwirklichung 
dieser  Gedanken  anerkannt.  Diese  Sanktionierung  des  Mordes 
als  einer  vollkommen  zulässigen  Methode  im  Kampfe  gegen  die 
Monarchie  kehrt  später  in  den  Blättern  bei  Besprechung  des 
von  Jukic  verübten  Attentates  gegen  den  königlichen  Kommis- 
sär von  Cuvaj  wieder  (Beilage  I E) . 

Diese  nicht  nur  in  Serbien  verbreiteten,  sondern  — wie 
später  gezeigt  wird  — auf  wohlorganisierten  Schleichwegen 
in  die  Monarchie  eingeschmuggelten  Zeitungen  waren  es,  die  bei 
den  breiten  Massen  jene  Stimmungen  erzeugten  und  wach  er- 
hielten, welche  einen  fruchtbaren  Nährboden  für  die  Machen- 
.schaften  der  monarchiefeindlichen  Assoziationen  boten. 

Zum  Zentralpunkte  dieser  von  Vereinen  betriebenen  Agita- 
tion wurde  die  « Narodna  Odbrana  ».  Dieselben  Personen,  die 
zur  Zeit  der  Annexion  an  der  Spitze  des  Vereines  gestanden 
waren,  bildeten  auch  jetzt  seine  Leitung;  wieder  findet  man  hier, 
wie  seinerzeit,  als  die  energischsten  und  tätigsten  Organisatoren 
die  heftigsten  oben  erwähnten  Gegner  der  Monarchie.  Organi- 
satorisch auf  eine  in  die  Breite  und  Tiefe  gehende  Basis  gestellt 
und  hierarchisch  straff  gegliedert  (siehe  Beilage  II  « Organisa- 
tion »),  besass  die  « Narodna  Odbrana  » bald  zirka  400  Anhän- 
ger, die  eine  lebhafte  Agitation  entfalteten. 

Hiezu  kam,  dass  die  Narodna  zu  dem  Schützenbunde  (mit 
762  Vereinen),  dem  Sokolbunde  « Dusan  Silni  » (mit  2500  Mit- 
gliedern), dem  olympischen  Klub,  dem  Reitervereine  « Knez 
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Mihajlo  »,  dem  Jägerbunde  und  der  Kulturliga  in  engste  Ver- 
bindung trat  und  zahlreiche  andere  Vereine  in  ihre  Dienste 
stellte,  die  alle,  von  der  « Narodna  Odbrana  » geführt  und  unter- 
stützt, in  deren  Sinn  wirken.  In  steter  gegenseitiger  Durchdring- 
ung gelangten  diese  Vereine  zu  einer  förmlichen  Verschmelzung, 
so  dass  sie  heute  eigentlich  alle  nur  Glieder  des  einen  Körpers 
der  « Narodna  Odbrana  > sind.  So  spannte  letztere  über  ganz 
Serbien  ein  engmaschiges  Netz  der  Agitation,  mit  welchem  sie 
alle  für  ihre  Ideen  Empfänglichen  an  sich  zog. 

Welches  aber  der  Geist  ist,  in  dem  die  « Narodna  Odbrana  > 
wirkt,  das  geht  mit  genügender  Klarheit  schon  aus  ihren  offi- 
ziellen Vereinspublikationen  hervor. 

In  ihren  Statuten  im  Kleide  eines  Kulturvereines  auftretend, 
dem  nur  die  geistige  und  körperliche  Entwicklung  der  Bevölke- 
rung Serbiens  sowie  deren  materielle  Kräftigung  am  Herzen 
liegt,  enthüllt  die  Narodna  in  ihrem  Vereinsorgane  (siehe  Bei- 
lage II)  den  wahren  und  einzigen  Grund  ihres  Daseins,  ihr  so- 
genanntes « reorganisiertes  Programm  »,  nämlich  : 

In  « fanatischer  und  unermüdlicher  Arbeit  » dem  serbischen 
Volke  unter  dem  Vorwände,  dass  ihm  die  Monarchie  « seine 
Freiheit  und  Sprache  nehmen,  ja  Serbien  zerschmettern  » wolle, 
die  « heilige  Wahrheit  » zu  predigen,  dass  es  eine  unerlässliche 
Notwendigkeit  ist,  gegen  Oesterreich-Ungarn,  diesen  seinen 
* ersten  und  grössten  Feind  »,  den  « Ausrottungskampf  mit  Ge- 
wehr und  Kanone  » zu  führen  und  das  Volk  « mit  allen  Mitteln  » 
auf  diesen  Kampf  vorzubereiten,  der  zu  führen  ist,  « zur  Befrei- 
ung der  unterworfenen  Gebiete  »,  in  denen  « 7 Millionen  unter- 
jochter Brüder  schmachten  ».  Ausschliesslich  im  Dienste  dieser 
Idee  stehen  die  «Kulturbestrebungen»  der  «Narodna  Odbrana», 
als  blosse  Mittel  zur  Organisierung  und  Erziehung  des  Volkes 
für  den  ersehnten  Vernichtungskampf  gegen  die  Monarchie. 

In  eben  diesem  Geiste  wirken  aber  alle  der  Narodna  affi- 
liierten  Vereine,  wofür  der  « Sokol verein  Kragujevac  » als  Bei- 
spiel dienen  möge  (siehe  Beilage  III). 

Wie  bei  der  Narodna,  so  stehen  auch  hier  Offiziere,  Profes- 
soren und  Staatsbeamte  an  der  Spitze. 

Die  Ansprache,  mit  welcher  der  Vereinspräsident  Major 
Kovacevic  die  Jahresversammlung  im  Jahre  1914  eröfTnete,  ver- 
zichtet vollkommen  darauf,  das  Turnen,  das  doch  der  eigentliche 
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Zweck  eines  Sokolvereins  ist,  zu  erwähnen  und  befasst  sich  aus- 
schliesslich mit  der  c Vorbereitung  zum  Kampfe  » gegen  den 
« gefährlichen,  herzlosen,  lüsternen,  verhassten  und  um  sich 
greifenden  Feind  im  Norden  >,  der  « Millionen  serbischer  Brüder 
Freiheit  und  Recht  nimmt  und  sie  in  Sklaverei  und  Ketten 
hält ». 

In  dem  Verwaltungsberichte  dieses  Vereines  treten  die  sach- 
lichen Ausführungen  ganz  in  den  Hintergrund  und  geben  nur 
die  Stichworte  für  das  Bekenntnis  des  wahren  « Zieles  der  Hand- 
lungen der  Verwaltung  » ab,  nämlich  : « die  Vorbereitung  der 
nationalen  Entwicklung  und  der  Stärkung  der  « unterdrückten 
Nation  » zu  dem  Ende,  damit  sie  ihr  « noch  nicht  erfülltes  Pro- 
gramm, ihre  noch  nicht  erfüllte  Arbeit  » zu  Ende  führen  und 
jene  « grosse  Tat  ^ vollbringen  könne,  « die  sich  in  nächster  Zeit 
abspielen  wird  » : « die  Befreiung  der  jenseits  der  Drina  woh- 
nenden Brüder,  welche  die  Leiden  des  Gekreuzigten  erdulden  >. 

Ja  sogar  der  Kassier  benützt  seinen  Kassenbericht  zu  dem 
Mahnrufe,  man  müsse  « Falken  erziehen  »,  die  imstande  sind, 
den  « noch  nicht  befreiten  Brüdern  die  Freiheit  zu  bringen  ». 

Ebenso  wie  bei  der  Narodna  die  Kulturbestrebungen,  ist 
also  bei  den  Sokols  die  turnerische  Betätigung  nicht  Selbst- 
zweck, sondern  ein  blosses  Mittel  im  Dienste  ebenderselben  Pro- 
paganda, die  mit  denselben  Gedanken,  ja  fast  mit  den  gleichen 
Worten  betrieben  wird. 

Wenn  nun  die  Narodna  das  « Volk  » zum  Vernichtungs- 
kampfe gegen  die  Monarchie  aufruft,  wendet  sie  sich  nicht  nur 
an  das  Volk  in  Serbien,  sondern  an  alle  südslawischen  Völker- 
schaften. Gelten  doch  der  Narodna  die  südslawischen  Gebiete 
der  Monarchie  als  « unsere  unterworfenen  serbischen  Gebiete  > 
(siehe  auch  Beilage  IV).  So  sollen  also  auch  die  südslawischen 
Angehörigen  der  Monarchie  an  dieser  « nationalen  Arbeit  » teil- 
nehmen; so  soll  auch  jenseits  der  serbischen  Grenze  diese  « ge- 
sunde, notwendige  Arbeit  » verrichtet  werden.  Und  auch  auf 
dem  Boden  der  Monarchie  sucht  die  Narodna  jene  « Helden 
für  diesen  heiligen  Kampf  »,  denen  Obilic,  der  Mörder  Murads, 
als  nachstrebenswertes  Beispiel  nationaler  Opferwilligkeit  voran- 
leuchten soll. 

Um  aber  die  « Brüder  ausserhalb  Serbiens  » zur  Teilnahme 
an  der  « Arbeit  privater  Initiative  » anzuspornen,  unterhält  die 
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Narodna  eine  lebhafte  Verbindung  mit  den  « Brüdern  jenseits 
der  Grenze  Wie  diese  Verbindung  geartet  ist,  wird  in  dem 
Vereinsorgane  nicht  gesagt,  wohl  deshalb,  weil  dies  zu  jenem 
Teile  der  « Gesamtarbeit  » gehört,  der  « aus  mehrfachen  Grün- 
den weder  wiedergegeben  werden  darf  noch  kann  ». 

Wie  umfangreich  dieser  Zweig  ihrer  Tätigkeit  ist,  lässt  sich 
aus  dem  Umstande  erkennen,  dass  sowohl  der  Zentralausschuss 
der  Narodna  als  auch  einzelne  ihrer  Kreisausschüsse  eigene 
Sektionen  für  « auswärtige  Angelegenheiten  » besitzen. 

Diese  « auswärtige  » Tätigkeit  der  Narodna  und  ihrer  Affi- 
liierten  ist  eine  äusserst  vielseitige. 

Das,  weil  behördlich  kontrollierbar,  relativ  ungefährlichste 
Mittel  dieser  Agitation  sind  die  Vortragsreisen,  welche  hervor- 
ragende Vereinsmitglieder  der  Narodna  nach  den  südöstlichen 
Teilen  der  Monarchie  unternehmen,  wo  sie  in  verschiedenen 
Vereinen  über  nationale  und  kulturelle  Fragen  sprechen.  Diese 
Anlässe  erlauben  den  Vortragenden  den  am  meisten  ausgebil- 
deten Kreisen  ihrer  Anhänger  in  mehr  oder  weniger  verhüllten, 
dem  Kenner  der  Dinge  verständlichen  Worten,  die  wirklichen 
Tendenzen  ihrer  Vereinigung  darzulegen. 

Unter  diesen  Emissären  ist  der  schon  erwähnte  Direktor 
der  serbischen  Staatsdruckerei  Zivojin  Dacic  einer  der  bekann- 
testen; jener  Zivojin  Dacic,  der  am  8.  August  1909  einen  « Auf- 
ruf » an  das  serbische  Volk  erliess,  in  welchem  er  Oesterreich- 
Ungarn  als  « den  Feind  Serbiens  » bezeichnete  und  zur  Vorbe- 
reitung auf  den  Kampf  mit  der  Monarchie  ermahnte.  Wieder- 
holt unternahm  Dacic  derartige  Agitationsreisen.  In  Karlova 
(1912)  legte  er  sogar  alle  Vorsicht  ab  und  trat  geradezu  für  die 
« Vereinigung  aller  Serben  gegen  den  gemeinsamen  Feind  » ein. 

Bedenklicher  sind  die  Beziehungen,  welche  die  im  Geiste 
der  Narodna  wirkenden  serbischen  Korporationen  unter  dem 
Deckmantel  der  Interessen-  und  Kulturgemeinschaft  mit  Ver- 
einen in  der  Monarchie  angeknüpft  haben,  denn  die  gegensei- 
tigen deputativen  oder  korporativen  Besuche  dieser  Vereine,  die 
sich  einer  genaueren  behördlichen  Kontrolle  entziehen,  werden 
serbischerseits  zu  allerlei  monarchiefeindlichen  Machenschaften 
benützt. 

So  hat  sich  beispielsweise  ein  zu  der  bekannten  Feier  des 
Serajewoer  Prosvieta Vereines  im  September  1912  (siehe  Beilage 
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VI)  entsendeter  Delegierter  der  Narodna  nicht  gescheut,  bei  die- 
sem Anlasse  im  geheimen  bosnische  Mitglieder  für  seinen  Verein 
anziiwerben.  Die  Entsendung  eines  Vertreters  des  Kragujevacer 
* Sokolvereines  zu  dieser  Feier  sollte  den  « Brüdern  in  Bosnien  » 
sagen:  « Wir  haben  euch  nicht  vergessen:  die  Flügel  des  Falken 
der  Sumadija  sind  noch  mächtig  ein  Gedanke,  der  im  intimen 
Verkehre  wohl  einen  ganz  anderen,  den  früher  dargelegten  Ten- 
denzen der  Narodna  adäquateren  Ausdruck  gefunden  haben  wird 
(Beilage  III).  Was  die  Vorgänge  anbelangt,  die  sich  bei  den  in 
Serbien  abgehaltenen  Zusammenkünften  dieser  Art  abspielen,  so 
entziehen  sich  diese  allerdings  einer  Kontrolle  der  k.  u.  k.  Behör- 
den, denen  ja  für  diese  Fälle  nur  schwer  kontrollierbare  konfi- 
dentielle  Mitteilungen  zur  Verfügung  stehen.  In  diesem  Zusam- 
menhänge wäre  des  Besuches  von  Agramer  Studenten  in  Serbien 
im  April  1912  zu  gedenken,  der  auf  serbischer  Seite  durch  die 
Veranstaltung  eines  offiziellen  militärischen  Empfanges,  ja  sogar 
einer  Truppenparade  zu  Ehren  dieser  Studenten  zu  einer  derart 
suggestiven  Demonstration  gestaltet  wurde,  dass  der  Verwal- 
tungsbericht des  Kragujevacer  Sokolvereines  sagen  darf,  dieses 
« Ereignis  bedeutet  den  Anfang  und  Keim  einer  grossen  Tat, 
die  sich  in  der  nächsten  Zukunft  abspielen  wird  »,  « ein  Keim, 
der  reifen  wird,  wenn  die  Volksseele  noch  mehr  aufwallt  »,  « bis 
es  keine  Schranken  gibt,  die  sie  nicht  niederreissen  könnte  ». 

Erst  vor  kurzem  ist  es  zur  Kenntnis  der  Behörden  der  Mo- 
narchie gelangt,  dass  die  Sokolvereine  Serbiens  einige  analoge 
Korporationen  in  der  Monarchie  dazu  bestimmt  haben,  sich  mit 
ihnen  in  einem  bisher  geheim  gehaltenen  Verbände  zu  vereini- 
gen, dessen  Charakter  bisher  noch  nicht  ganz  klargestellt  ist, 
da  die  Erhebungen  darüber  derzeit  noch  fortdauern.  Immerhin 
lassen  die  schon  jetzt  erzielten  Ergebnisse  der  Nachforschungen 
vermuten,  dass  man  hier  einem  der  Wege  auf  die  Spur  gekom- 
men ist,  auf  dem  die  subversiven  Tendenzen  der  serbischen 
Sokols  und  ihrer  Freunde  einzelnen  verführten  und  irregelei- 
teten Personengruppen  in  der  Monarchie  eingeimpft  werden. 

Diese  auf  breitere  Schichten  gemünzte,  mehr  vorbereitende 
Propaganda  tritt  aber  an  Bedeutung  gegenüber  jener  « auswär- 
tigen Arbeit  » in  den  Hintergrund,  die  von  der  Narodna  und 
ihren  Freunden  in  der  Agitation  von  Mann  zu  Mann  geleistet 
wird.  Hier  ist  jenes  Gebiet,  auf  dem  ihre  traurigsten  Erfolge 
liegen. 
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Durch  ihre  geheimen  Vertrauensmänner  und  Emissäre 
trägt  sie  das  Gift  der  Aufwieglung  in  die  Kreise  der  Erwachse- 
nen ebenso  wie  der  unverantwortlichen  Jugend. 

So  haben  beispielsweise,  von  Milan  Pribicevic  verleitet,  die* 
ehemaligen  Honvedoffiziere  V.  B.,  D.  K.,  V.  N.  und  der  kroatisch- 
slawonische  Gendarmerieleutnant  V.  K.  den  Heeresdienst  in  der 
Monarchie  unter  bedenklichen  Umständen  verlassen  und  sich 
nach  Serbien  gewendet,  wo  sie  inzwischen  allerdings  manche 
ihrer  Hoffnungen  getäuscht  sehen  oder  wenigstens  zum  Teile 
daran  denken,  in  die  von  ihnen  verratene  Heimat  zurück- 
zukehren. Die  von  Serbien  aus  in  die  Mittelschulen  Kroatiens 
und  Bosniens  eingeführte  Agitation  ist  leider  so  bekannt,  dass 
sie  einer  Exemplifizierung  nicht  bedarf.  Weniger  bekannt  aber 
ist  es,  dass  die  wegen  schwerer  disziplinärer  Vergehen  aus 
kroatischen  und  bosnischen  Schulen  Ausgeschlossenen  in  Serbien 
mit  offenen  Armen  auf  genommen,  oft  sogar  von  Staatswegen 
unterstützt  und  zu  Feinden  der  Monarchie  erzogen  werden.  Die 
serbischen  Schulen  mit  ihren  monarchiefeindlichen  Lehrern,  die 
grösstenteils  in  den  Reihen  der  Narodna  stehen,  sind  allerdings 
ganz  geeignete  Anstalten  zur  Erziehung  derartiger  Adepten.  Ein 
besonders  beachtenswerter  Fall  dieser  Art  mag  hier  als  Beispiel 
Erwähnung  finden.  Im  März  d.  J.  waren  mehrere  Schüler  der 
Lehrerpräparandie  in  Pakrac  (Kroatien)  wegen  eines  Streiks 
relegiert  worden.  Dieselben  wandten  sich  nach  Serbien,  wo  sie 
zum  Teil  sofort  als  Lehrer  Anstellungen  erhielten,  zum  Teile  in 
einer  Lehrerbildungsanstalt  untergebracht  wurden.  Mit  monar- 
chiefeindlichen Kreisen  in  Verbindung  stehend,  hat  einer  dieser 
Relegierten  öffentlich  erklärt,  er  und  seine  Leute  würden  zur  Zeit 
der  Anwesenheit  des  Erzherzog-Thronfolgers  in  Bosnien  den  Be- 
weis liefern,  dass  Bosnien  serbisches  Land  sei.  Recht  merkwürdig 
mutet  es  an,  dass  der  königlich  serbische  Kreispräfekt  in  Krajna, 
wie  hier  ergänzend  bemerkt  sei,  dreien  aus  dem  Kreise  dieser 
so  arg  kompromittierten  Studenten  gerade  zur  Zeit  der  Anwe- 
senheit des  Erzherzogs  Franz  Ferdinand  in  Bosnien  serbische 
Pässe  ausstellte,  in  denen  er  sie  fälschlich  als  serbische  Staats- 
angehörige bezeichnete,  obwohl  er  deren  kroatische  Landesange- 
hörigkeit kennen  musste.  Mit  diesen  Pässen  ausgerüstet,  ver- 
mochten die  drei  Präparandisten  unbemerkt  nach  der  Monar- 
chie zu  gelangen,  wobei  sie  jedoch  erkannt  und  angehalten 
wurden. 
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Mit  all  dem  wäre  aber  die  « auswärtige  » Tätigkeit  der  Na- 
rodna  noch  lange  nicht  erschöpfend  charakterisiert. 

Schon  seit  längerer  Zeit  war  die  k.  und  k.  Regierung  durch 
konfidentielle  Meldungen  darüber  unterrichtet,  dass  die  Narodna 
den  von  ihr  gewünschten  Krieg  gegen  die  Monarchie  auch  mili- 
tärisch insofern  vorbereite,  als  sie  nach  der  Monarchie  Emis- 
säre sende,  die  nach  gewohnter  Bandenart  sogleich  beim  Aus- 
bruch von  Feindseligkeiten  die  Zerstörung  von  Transportmitteln 
bewirken  und  Revolten  sowie  Paniken  hervorrufen  sollten  (siehe 
Beilage  VII). 

Das  im  Jahre  1913  beim  Kriegsgerichte  in  Serajewo  gegen 
Jovo  Jajlicic  und  Genossen  eingeleitete  Strafverfahren  wegen 
Verbrechens  der  Spionage  hat  die  Bestätigung  dieser  vertrau- 
lichen Mitteilungen  gebracht.  So  wie  zur  Zeit  ihrer  Gründung 
steht  auch  heute  noch  die  Vorbereitung  des  Bandenkrieges  auf 
dem  Programme  der  Narodna,  wozu  noch  ergänzend  die  Ent- 
wicklung einer  Spionagetätigkeit  trat.  So  ist  das  heutige  soge- 
nannte « reorganisierte  Programm  » der  Narodna  in  Wahrheit 
ein  erweitertes  Programm.  Aus  dieser  Atmosphäre  des  offen 
und  geheim  geschürten  Hasses  gegen  die  Monarchie,  verbunden 
mit  einer  sich  jenseits  aller  Verantwortlichkeit  dünkenden  Agi- 
tation, die  im  Kampfe  gegen  Oesterreich-Ungarn  alle  Mittel  für 
zulässig  erachtet  und  hiebei  ganz  ungescheut  den  gemeinen  Mord 
als  deren  wirksamstes  empfiehlt,  mussten  schliesslich  auch  ohne 
weiteres  Zutun  der  monarchiefeindlichen  Kreise  Serbiens  Akte 
des  Terrorismus  entstehen. 

Am  8.  Juni  1912  gab  Lukas  Jukic  gegen  den  königlichen 
Kommissär  in  Agram,  von  Cuvaj,  einen  Schuss  ab,  durch  den 
der  im  Wagen  sitzende  Banalrat  von  Herwic  tötlich  verletzt 
wurde.  Auf  der  Flucht  erschoss  Jukic  einen  ihn  verfolgenden 
Polizeimann  und  verletzte  zwei  weitere. 

Wie  aus  der  öffentlich  durchgeführten  Hauptverhandlung 
bekannt  ist,  finden  sich  in  den  Ideen  des  Jukic  die  grundlegen- 
den Gedanken  der  von  der  Narodna  Odbrana  propagierten  Pläne 
wieder.  Wenn  sich  Jukic  auch  schon  seit  einiger  Zeit  mit  Atten- 
tatsplänen trug,  so  kamen  diese  doch  erst  zur  Reife,  als  er  am 
18.  April  1912  den  Ausflug  der  Agramer  Studenten  nach  Belgrad 
mitgemacht  hatte.  Bei  den  zu  Ehren  der  Besucher  veranstalteten 
Festlichkeiten  war  Jukic  zu  verschiedenen  Personen  in  Bezie- 
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hung  getreten,  die  dem  Kreise  der  Narodna  angehörten  und  mit 
denen  er  politische  Gespräche  führte.  Wenige  Tage  später  war 
Jiikic  wieder  in  Belgrad  und  hier  erhielt  er  von  einem  serbischen 
Major  eine  Bombe  und  von  einem  Genossen  die  Browningpistole, 
mit  der  er  das  Attentat  voUführte.  Die  in  Agram  aufgefundene 
Bombe  stammte  nach  dem  Gutachten  der  Sachverständigen  aus 
einem  Militärarsenal. 

Noch  war  der  Anschlag  des  Jukic  nicht  vergessen,  als  am 
18.  August  1913  der  aus  Amerika  zugereiste  Stephan  Dojcic  in 
Agram  ein  Attentat  gegen  den  königlichen  Kommissär  Baron 
Skerlecz  verübte  — eine  Tat,  die  der  von  Serbien  aus  organi- 
sierten Verhetzung  der  in  Amerika  lebenden  Südslawen  ent- 
sprang — gleichfalls  ein  Werk  der  « auswärtigen  > Propaganda 
der  Narodna. 

Die  von  dem  Serben  T.  Dimitrijevic  verfasste,  in  Chicago 
gedruckte  Broschüre  mit  ihren  masslosen  Ausfällen  gegen  Seine 
k.  und  k.  apostolische  Majestät  und  ihrer  Aufforderung  an  die 
Serben  der  Monarchie,  im  Hinblicke  auf  ihre  baldige  « Befrei- 
ung » nach  Serbien  heimzu  wandern,  zeigt  den  Parallelismus 
dieser  in  Amerika  mit  voller  Freiheit  der  Bewegung  betriebenen, 
von  Serbien  aus  geleiteten  Propaganda  und  jener,  die  von  Ser- 
bien aus  in  die  Gebiete  der  Monarchie  getragen  wird. 

Und  wieder,  kaum  nach  Jahresfrist,  war  Agram  der  Schau- 
platz eines,  diesmals  missglückten  Attentates. 

Am  20.  Mai  1913  versuchte  Jakob  Schäfer  im  Agramer 
Theater  einen  Anschlag  auf  den  Banns  Freiherrn  von  Skerlecs, 
woran  er  im  letzten  Augenblicke  durch  einen  Polizeibeamten  ge- 
hindert wurde.  Die  Untersuchung  ergab  den  Bestand  eines  Kom- 
plottes, dessen  Seele  Rudolf  Hercigonja  war.  Aus  den  Aussagen 
Hercigonjas  und  seiner  fünf  Mitangeklagten  ergab  sich,  dass 
auch  dieses  Attentat  seinen  Ausgang  von  Serbien  nahm. 

An  einem  gescheiterten  Versuche  zur  Befreiung  des  Jukic 
beteiligt,  war  Hercigonja  nach  Serbien  geflüchtet  (Okt.  1912), 
wo  er  gemeinsam  mit  seinem  Komplizen  Marojan  Jakcic  mit 
Komitadjis  und  Mitgliedern  der  Narodna  verkehrte.  Wie  es 
schon  so  oft  bei  durch  viel  zu  frühe  Beschäftigung  mit  Fragen 
der  Politik  überhitzten  jugendlichen  Gemütern  vorgekommen 
ist,  zeitigte  dieses  Verhalten  die  schlimmsten  Folgen.  Herci- 
gonja kehrte  mit  dem  in  Belgrad  verkündeten  Dogma  zurück, 
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dass  die  südslawischen  Länder  Oesterreich-Ungarns  von  der 
Monarchie  abgetrennt  und  mit  dem  Königreich  vereinigt  werden 
müssten.  Dazu  hatte  er  in  dem  Kreise,  in  dem  er  dort  verkehrte, 
die  Lehre  eingesogen,  dass  dieses  Ziel  durch  die  Ausführung 
von  Attentaten  auf  hochstehende  Persönlichkeiten  und  führende 
Politiker  der  Monarchie  anzustreben  sei,  da  es  nur  durch  diese 
Mittel  verwirklicht  werden  könne. 

In  diesem  Sinne  wirkte  dann  Hercigonja  in  Agram  auf  seine 
Freunde  ein,  deren  einige  er  für  seine  Ideen  gewann.  Im  Vorder- 
gründe seiner  Pläne  stand  die  Verübung  eines  Anschlages  auf 
den  Thronfolger  Erzherzog  Franz  Ferdinand. 

Wenige  Monate  vorher  waren  gegen  Luka  Alginovic  Erhe- 
bungen wegen  hochverräterischer  Propaganda  geführt  worden. 
Im  Verlauf  dieses  Verfahrens  hatten  drei  Zeugen  ausgesagt, 
Al.jinovic  habe  vor  ihnen  erklärt,  er  hätte  im  Jahre  1913  in 
Belgrad  zu  Propagandazwecken,  speziell  aber  zur  Ausführung 
eines  Attentates  auf  den  Erzherzog  Franz  Ferdinand  von  der 
Narodna  100  Dinar  und  die  gleiche  Summe  von  einer  geheimen 
Studenten  Vereinigung  bekommen. 

Man  sieht,  wie  sich  die  verbrecherische  Agitation  der  Na- 
rodna und  der  ihr  Gleichgesinnten  in  letzter  Zeil  auf  die  Person 
des  Erzherzog-Thronfolgers  konzentrierte. 

Aus  allen  diesen  Feststellungen  gelangt  man  zu  dem 
Schlüsse,  dass  die  Narodna  Odbrana  mit  den  um  sie  gruppierten 
monarchiefeindlichen  Kreisen  Serbiens  seit  kurzem  den  Zeit- 
punkt für  gekommen  erachtete,  die  von  ihr  verbreiteten  Lehren 
durch  Taten  verwirklichen  zu  lassen. 

Beachtenswert  ist  aber,  dass  sie  sich  hiebei  damit  begnügte, 
für  diese  Taten  die  Anregungen  zu  geben  und  dort,  wo  diese 
Anregungen  auf  fruchtbaren  Boden  gefallen  waren,  die  mate- 
riellen Hilfsmittel  zu  deren  Verwirklichung  beizustellen,  dass  sie 
aber  die  ganze  gefährliche  Rolle  bei  dieser  Propaganda  der  Tat 
ausschliesslich  der  von  ihr  verhetzten  und  verführten  Jugend 
der  Monarchie  zuschob,  die  ganz  allein  die  Lasten  dieses  trau- 
rigen « Heldentums  » zu  tragen  hat. 

Alle  Züge  dieser  Mache  finden  sich  in  der  Entstehungs- 
geschichte des  tiefbetrübenden  Attentates  vom  28.  Juni  wieder. 

Prinzip  und  Grabez  tragen  den  Typus  der  schon  in  der 
Schule  von  den  Gedanken  der  Narodna  vergifteten  Jugend.  In 
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Belgrad,  im  Kreise  einer  von  diesen  Ideen  erfüllten  Studenten- 
schar verkehrend,  trug  sich  Princip  mit  Attentatsplänen  gegen 
den  Erzherzog-Thronfolger  Franz  Ferdinand,  gegen  den  sich 
damals  aus  Anlass  seiner  Reise  nach  den  annektierten  Ländern 
der  Hass  der  monarchiefeindlichen  Elemente  Serbiens  besonders 
akzentuiert  hatte. 

Er  befreundete  sich  mit  Kabrinovitch,  der  in  den  selben 
Kreisen  verkehrte  und  dessen  radikal-revolutionäre  Ansichten 
ihn,  nach  seinem  eigenen  Geständnisse,  zum  selben  der  Monar- 
chie feindlichen  Gefühl  und  zur  Propaganda  durch  die  Tat 
führten.  Aber  so  sorgfältig  dieses  Komplott  vorbereitet  und  so 
fest  der  Entschluss  der  Verschwörer  auch  gewesen  sein  mag,  so 
wäre  es  doch  nie  zu  dessen  Verübung  gekommen,  wenn  sich 
nicht,  gleich  wie  im  Falle  Jukic,  Leute  gefunden  hätten,  die  den 
Komplizen  die  Mittel  zur  Verübung  des  Anschlages  zur  Verfü- 
gung gestellt  hätten.  Denn  es  fehlte  ihnen,  wie  Princip  und 
Kabrinovitch  ausdrücklich  bestätigen,  an  den  nötigen  Waffen, 
ebenso  aber  auch  an  Geld  zu  deren  Anschaffung.  Interessant  ist 
es  nun  zu  sehen,  wo  sich  die  Komplizen  ihre  Werkzeuge  zu  ver- 
schaffen suchten.  Milan  Pribicevic  und  Zivojin  Dacic,  diese  bei- 
den führenden  Männer  der  Narodna,  waren  die  ersten,  an  die 
sic  als  sichere  Helfer  in  ihrer  Not  dachten,  offenbar  deshalb,  weil 
es  im  Kreise  der  Attentatslustigen  bereits  zur  Tradition  gewor- 
den ist,  die  Mordwerkzeuge  von  diesen  Repräsentanten  der  Na- 
rodna zu  beziehen.  Der  zufällige  Umstand,  dass  diese  beiden 
Männer  zur  kritischen  Zeit  nicht  in  Belgrad  weilten,  vereitelte 
allerdings  diesen  Plan,  doch  waren  Princip  und  Kabrinovitch 
deshalb  nicht  verlegen,  eine  andere  Unterstützungsstelle  zu  fin- 
den, jenen  Milan  Giganovic,  einen  gewesenen  Komitadji,  jetzt 
Beamten  der  serbischen  Eisenbahndirektion  in  Belgrad,  gleich- 
falls ein  aktives  Mitglied  der  Narodna.  Dieser  und  durch  dessen 
Vermittlung  sein  Freund,  der  schon  mehrmals  genannte  könig- 
lich serbische  Major  Voja  Tankosic,  ebenfalls  einer  der  Führer 
der  Narodna  (siehe  Beilage  V),  der  im  Jahre  1908  Leiter  der 
Bandenschule  in  Kuprija  gewesen  war,  erscheinen  nun  als  gei- 
stige Leiter  des  Komplotts.  Nur  ein  leises  Bedenken  hatten  sie 
zuerst  — ob  die  drei  Verschwörer  auch  fest  entschlossen  wären, 
die  Tat  zu  wagen  — ein  Bedenken,  das  unter  ihrer  suggestiven 
Mithilfe  allerdings  bald  schwand.  Dann  aber  waren  sie  zu  jeder 
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Hilfe  bereit.  Tankosic  stellte  4 Brownings  mit  Munition  und 
Reisegeld  zur  Verfügung  ; 6 Handgranaten  aus  serbischen  Ar- 
meebeständen bildeten  die  Vervollständigung  der  Ausrüstung, 
eine  Bewaffnung,  die  nach  ihrer  Zusammenstellung  und  Her- 
kunft Reminiszenzen  an  den  Fall  Jukic  wachruft.  Um  den  Er- 
folg der  Aktion  besorgt,  verfügte  Tankosic  die  Unterweisung  der 
Verschwörer  im  Schiessen.  Eine  spezielle,  nicht  erbetene  Für- 
sorge entwickelten  aber  Tankosic  und  Giganovic  zur  Geheim- 
haltung des  Komplottes  : sie  stellten  Cyankali  mit  der  Weisung 
bei,  dass  sich  die  Täter  nach  vollbrachtem  Anschläge  damit  ent- 
leiben sollten,  ein  Akt  der  Fürsorge,  der  in  erster  Linie  ihnen 
zugute  kommen  musste,  da  die  Wahrung  des  Geheimnisses  sie 
auch  noch  den  geringen  Gefahren  entrückte,  die  sie  bei  dieser 
Unternehmung  auf  sich  nahmen.  Der  sichere  Tod  für  die  Opfer 
ihrer  Verführung,  die  volle  Sicherheit  für  sich;  das  ist  die  bereits 
bekannte  Devise  der  Narodna. 

Um  die  Ausführung  des  Attentatsplanes  zu  ermöglichen, 
mussten  die  Bomben  und  Waffen  unbemerkt  nach  Bosnien  ein- 
geschmuggelt werden.  Auch  hier  tritt  Giganovic  helfend  auf;  er 
schreibt  den  Verschwörern  eine  genaue  Reiseroute  vor  und 
sichert  ihnen  für  ihr  Einschleichen  nach  Bosnien  die  Unter- 
stützung der  serbischen  Grenzbehörden.  Die  Art,  wie  dieser 
selbst  von  Princip  als  « mysteriös  » bezeichnete,  Transport  or- 
ganisiert war  und  durchgeführt  wurde,  lässt  keinen  Zweifel 
darüber  offen,  dass  dies  ein  wohl  vorbereiteter  und  für  die  ge- 
heimnisvollen Zwecke  der  Narodna  Odbrana  schon  oft  began- 
gener Schleichweg  war.  Mit  einer  Selbstverständlichkeit  und 
Sicherheit,  die  nur  der  Gewohnheit  entspringen  können,  stellten 
die  Grenzhauptleute  in  Sabac  und  Loznica  ihren  Verwaltungs- 
apparat für  diesen  Zweck  zur  Verfügung.  Ohne  Störungen  voll- 
zog sich  dieser  geheimnisvolle  Transport  mit  seinem  kompli- 
zierten System  von  stets  wechselnden  Führern,  die  wie  durch 
Zauberkraft  herbeigerufen,  immer  zur  Stelle  waren,  wenn  man 
sie  brauchte.  Ohne  nach  dem  Zwecke  dieser  merkwürdigen  Reise 
einiger  unreifer  Studenten  zu  fragen,  Hessen  die  serbischen  Be- 
hörden, auf  die  Weisung  des  ehemaligen  Komitadjis  und  unter- 
geordneten Bahnbeamten  Giganovic  hin,  diesen  glatt  funktio- 
nierenden Apparat  spielen.  Sie  brauchten  übrigens  nicht  zu  fra- 
gen, denn  nach  den  erhaltenen  Weisungen  war  ihnen  wohl  klar. 
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dass  hier  wieder  eine  « Mission  » der  Narodna  zu  erfüllen  war. 
Der  Anblick  des  Arsenals  von  Bomben  und  Revolvern  entlockte 
dann  auch  dem  Aufseher  Grbic  nur  ein  wohlwollend  zustim- 
mendes Lächeln,  wohl  ein  ausreichender  Beweis  dafür,  wie  sehr 
man  auf  dieser  « Strasse  » an  den  Anblick  derartiger  Konter- 
bande gewöhnt  war. 

Schwere  Schuld  hat  die  königlich  serbische  Regierung  auf 
sich  geladen,  als  sie  all  dies  geschehen  Hess. 

Zur  Pflege  freundnachbarlicher  Beziehungen  zu  Oesterreich- 
Ungarn  verpflichtet,  hat  sie  ihrer  Presse  gestattet,  den  Hass 
gegen  die  Monarchie  zu  verbreiten;  hat  sie  es  zugelassen,  dass 
auf  ihrem  Boden  etablierte  Vereinigungen  unter  Führung  hoher 
Offiziere,  Staatsbeamter,  Lehrer  und  Richter  öffentlich  eine 
Kampagne  gegen  die  Monarchie  führen,  die  auf  die  Revolutio- 
nierung  ihrer  Bürger  abzielt;  hat  sie  es  nicht  verhindert,  dass 
an  der  Leitung  ihrer  Militär-  und  Zivilverwaltung  beteiligte, 
aller  moralischen  Hemmungen  bare  Männer  das  öffentliche  Ge- 
wissen derart  vergiften,  dass  ihm  in  diesem  Kampfe  der  gemeine 
Meuchelmord  als  die  beste  Waffe  scheint. 


Nr. 

Halbamtliche  Mitteilung  des  Pr  essbar  eaiis. 

Wien,  den  28.  Juli  1914. 

Der  österreichische  Gesandte  in  Belgrad  hat  gleich  nach 
seiner  Rückkehr  nach  Wien  den  Wortlaut  der  serbischen  Ant- 
wort vorgelegt. 

Diese  Antwort  ist  von  einem  Geiste  mangelnder  Aufrichtig- 
keit erfüllt  : sie  lässt  erkennen,  dass  die  serbische  Regierung 
ohne  die  ernsthafte  Absicht  ist,  der  sträflichen  Duldung,  zufolge 
deren  die  anti-österreichischen  Umtriebe  möglich  wurden,  ein 
Ende  zu  setzen.  Die  serbische  Antwort  enthält  so  viel  Ein- 
schränkungen und  Vorbehalte  nicht  nur,  was  das  österreichisch- 
ungarische  Vorgehen  im  i Prinzip  betrifft,  sondern  auch  bezüg- 
lich der  von  Oesterreich  auf  gestellten  Forderungen,  dass  die 
gemachten  Konzessionen  ohne  Bedeutung  sind. 

Im  besondern  weigert  sich  Serbien  unter  nichtigem  Vor- 
wände, die  Teilnahme  österreichisch-ungarischer  Organe  an  der 
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Verfolgung  der  auf  serbischem  Gebiete  lebenden  Urheber  der 
Attentate  zuzulassen. 

Ebenso  kommt  die  serbische  Antwort  auf  die  Forderung, 
den  feindlichen  Umtrieben  der  Presse  ein  Ende  zu  setzen,  einer 
Ablehnung  gleich. 

Die  Forderung  bezüglich  der  verlangten  Massnahmen,  da- 
mit die  Oesterreich-Ungarn  feindlichen  Vereine  nach  ihrer  Auf- 
lösung nicht  unter  anderm  Namen  und  andrer  Form  ihre  Tätig- 
keit fortsetzen  könnten,  ist  gar  nicht  berücksichtigt  worden. 

Da  diese  Forderungen  das  zur  Wiederherstellung  der  dau- 
ernden Ruhe  im  Südosten  der  Monarchie  unerlässliche  Mini- 
mum darstellen,  wird  die  serbische  Antwort  für  ungenügend 
betrachtet. 

Die  serbische  Regierung  ist  sich  übrigens  dessen  bewusst, 
da  sie  die  Regelung  des  Konflikts  auf  dem  Wege  des  Schieds- 
gerichts in  Aussicht  nimmt,  und  da  sie  an  dem  Tage,  an  dem 
die  Note  überreicht  werden  musste  und  noch  vor  der  Ueber- 
reichung,  die  Mobilisation  verfügt  hatte. 


Nr.  76. 

Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

An  Bord  der  « France  >,  den  28.  Juli  1914. 

Ich  erhielt  über  Kopenhagen  Ihr  die  Ereignisse  vom  Sonn- 
abend zusammenfassendes  Telegramm  sowie  das  über  den  letz- 
ten Besuch  des  deutschen  Botschafters,  dasjenige  über  die  Ver- 
mittlung, die  Russland  Serbien  anzurufen  rät,  und  über  die  eng- 
lischen Schritte  in  Berlin,  ebenso  Ihr  heute  Morgen  mir  direkt 
vom  Eiffelturm  her  zugekommenes  Telegramm. 

Ich  billige  die,  Antwort,  die  Sie  dem  Freiherrn  von  Schoen 
gaben,  vollständig;  die  von  Ihnen  aufgestellte  Behauptung  ist 
die  Augenscheinlichkeit  selbst  : In  dem  Bestreben,  eine  fried- 
liche Beilegung  des  Streitfalles  zu  suchen,  sind  wir  vollständig 
einig  mit  Russland,  das  für  die  gegenwärtige  Lage  nicht  verant- 
wortlich ist  und  bisher  keinerlei  Massnahmen  getroffen  hat,  die 
,den  geringsten  Verdacht  erregen  könnten;  aber  es  ist  klar,  dass 
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sich  Deutschland  als  Vertreter  der  Gegenmeinung  nicht  wird 
weigern  können,  Oesterreich,  dessen  Vorgehen  die  Krise  eröff- 
net hat,  seine  Ratschläge  zu  geben. 

Es  ist  deshalb  angebracht,  dem  deutschen  Botschafter  ge- 
genüber auch  weiterhin  an  der  gleichen  Sprache  festzuhalten. 
Dieser  Rat  steht  übrigens  im  Einklang  mit  dem  in  Ihrem  Tele- 
gramm erwähnten  doppelten  Vorschlag  Englands.  Ich  billige 
die  von  Sir  Edward  Grey  vorgeschlagene  Kombination  durch- 
aus und  ersuche  auf  direktem  Wege  Herrn  Paul  Cambon,  ihm 
dies  mitzuteilen.  Es  ist  wesentlich,  dass  man  in  Berlin  und 
Wien  wisse,  dass  den  Bestrebungen,  die  die  englische  Regie- 
rung verfolgt,  um  eine  Lösung  des  österreichisch-serbischen 
Konfliktes  zu  suchen,  unsere  volle  Mitwirkung  gesichert  ist. 
Die  Aktion  der  vier  weniger  beteiligten  Mächte  kann  aus  den 
oben  angeführten  Gründen  nicht  in  Wien  und  Petersburg  allein 
unternommen  werden.  Mit  dem  Vorschlag,  sie  auch  in  Belgrad 
durchzuführen,  was  in  Wirklichkeit  vor  allem  sagen  will  : 
zwischen  Wien  und  Belgrad  kehrt  Sir  Edward  Grey  zu  der 
l.ogik  der  Lage  zurück,  und,  indem  er  Petersburg  nicht  aus- 
schliesst,  bietet  er  anderseits  Deutschland  die  Möglichkeit,  von 
seiner  in  Paris  und  London  abgegebenen  Erklärung,  er  betrachte 
die  Angelegenheit  als  rein  österreichisch-serbisch  und  lege  ihr 
keinen  allgemeinen  Charakter  bei,  in  durchaus  würdiger  Weise 
abzustehen. 

Ich  bitte  Sie,  das  vorliegende  Telegramm  unsern  Vertretern 
bei  den  Grossmächten  und  unserm  Gesandten  in  Belgrad  mit- 
zuteilen. 

Rene  Viviani. 


Nr.  77. 


Herr  Bienuenu-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten,  an  Bord  der 
« France  ». 


Paris,  den  28.  Juli  1914. 


Trotz  der  sowohl  in  Berlin  wie  in  Paris  von  den  deutschen 
Vertretern  gegebenen  Versicherungen,  ihre  Regierung  wünsche 
bei  den  Bemühungen  zur  Erhaltung  des  Friedens  mitzuwdrken* 
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ist  bisher  von  ihrer  Seite  keine  aufrichtige  Handlung  erfolgt, 
um  Oesterreich  zurückzuhalten.  Der  englische  Vorschlag,  der 
in  einer  Aktion  der  vier  weniger  beteiligten  Mächte  besteht,  um 
eine  Einstellung  der  militärischen  Operationen  in  Wien,  Bel- 
grad und  Petersburg  zu  erlangen,  und  in  der  Einberufung  einer 
Londoner  Konferenz  der  Botschafter  Deutschlands,  Frankreichs 
und  Italiens  unter  dem  Vorsitze  Sir  Ed.  Greys,  zur  Beratung 
einer  Lösung  der  österreichisch-serbischen  Verwicklungen,  be- 
gegnet in  Berlin  Einwendungen,  die  derart  sind,  sie  zum  schei- 
tern zu  bringen. 

Der  österreichische  Botschafter  hat  einen  Schritt  unternom- 
men um  mitzuteilen,  seine  Regierung  werde  morgen  energische 
Massnahmen  ergreifen,  um  Serbien  zur  Abgabe  der  von  ihr  ge- 
forderten Genugtuungen  und  Gewährleistungen  zu  zwingen  ; 
Graf  Szecsen  hat  sich  über  diese  Massnahmen  nicht  ausgespro- 
chen; es  scheint,  laut  Bericht  unseres  Militärattaches  in  Wien, 
beschlossene  Sache  zu  sein,  dass  die  Mobilisation  mit  dem 
28.  Juli  beginnen  werde. 

Bienvenu-M  artin. 


Nr.  78. 

Herr  Bienvenu-Martin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
an  die  französischen  Botschafter  in  London,  Berlin, 
Petersburg,  Wien  und  Rom. 

Paris,  den  28.  Juli  1914. 

Ich  hatte  heute  morgen  wieder  den  Besuch  des  deutschen 
Botschafters;  er  sagte  mir,  er  habe  mir  keine  Mitteilung,  keinen 
offiziellen  Vorschlag  zu  machen,  sondern  er  komme,  wie  gestern, 
um  sich  über  die  Lage  und  über  die  Mittel  zur  Vermeidung 
nicht  wieder  gutzumachender  Handlungen  zu  besprechen,  lieber 
die  Absichten  Oesterreichs  befragt,  erklärte,  er,  sie  nicht  zu 
kennen,  und  nicht  zu  wissen,  welcher  Art  Zwangsmassnahmen 
Oesterreich  vorbereitet. 

Nach  den  Worten  des  Freiherrn  von  Schoen  wünscht 
Deutschland  nichts  anderes  als  mit  Frankreich  gemeinsam  für 
die  Erhaltung  des  Friedens  zu  wirken.  Auf  die  ihm  gemachte 
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Bemerkung,  England  habe  einen  Vermittlungs Vorschlag  der  vier 
Mächte  zur  Sprache  gebracht,  dem  wir  uns  angeschlossen  und 
dem  grundsätzlich  auch  Italien  und  Deutschland  zugestimmt 
hätten,  sagte  der  Botschafter,  Deutschland  wünsche  in  der  Tat 
nichts  anderes  als  sich  dem  Vorgehen  der  Mächte  anzuschlies- 
sen,  vorausgesetzt  dass  dieses  Vorgehen  nicht  in  Form  eines 
Schiedsverfahrens  oder  einer  Konferenz  annehme,  was  Oester- 
reich zurückweisen  würde. 

Ich  antwortete,  wenn  das  Wort  allein  die  österreichische 
Regierung  zurückhalte,  so  könne  das  Ziel  mit  andern  Mitteln 
erreicht  werden;  die  deutsche  Regierung  sei  gewiss  in  der  Lage, 
von  Oesterreich  zu  verlangen,  dass  es  den  Mächten  Zeit  lasse 
zum  intervenieren  und  eine  Verständigung  zu  ermitteln. 

Herr  von  Schoen  bemerkte  darauf,  er  habe  keine  Weisungen 
und  wisse  nur,  dass  Deutschland  sich  weigere,  auf  Oesterreich, 
das  keine  Konferenz  wolle,  einen  Druck  auszuüben.  Er  wirft 
den  französischen  Blättern  vor,  sie  schrieben  Deutschland  eine 
Haltung  zu,  die  es  nicht  einnehme,  indem  sie  behaupteten, 
Deutschland  treibe  Oesterreich;  zweifellos  billige  es  dessen  Hal- 
tung, aber  es  habe  dessen  Note  nicht  gekannt;  es  könne  Oester- 
reich nicht  allzu  schroff  zurückhalten,  da  dieses  der  Gewähr- 
leistungen gegen  Serbiens  Verhalten  notwendig  bedürfe. 

Bienvenu-Martin, 


Nr.  79. 

Herr  Bienvenu-Martin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  Dumaine,  französischen  Botschafter  in  Wien, 

Paris,  den  28.  Juli  1914. 

Sie  kennen  aus  den  Ihnen  zugesandten  Telegrammen  unse- 
rer Botschafter  den  englischen  Vorschlag  betreffend  einer  Ver- 
mittlung zu  vieren  und  einer  Konferenz  in  London  sowie  auch 
unsere  Zustimmung  zu  diesem  Vorschlag,  ferner  Italiens  bedingte 
Annahme  und  die  Vorbehalte  seitens  Berlin. 

Ich  bitte  Sie,  diesbezüglich  mit  Ihrem  englischen  Kollegen 
in  Fühlung  zu  bleiben;  er  hat  die  nötigen  Weisungen  erhalten, 
um  bei  der  österreichisch-ungarischen  Regierung  den  englischen 
Vorschlag  anhängig  zu  machen,  sobald  seine  drei  Kollegen  die 
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Ermächtigung  zu  dem  gleichen  Vorgehen  erhalten  haben  wer^ 
den.  Sie  werden  sich  nach  seinem  Verhalten  richten. 

Bienvenii-M  artin.  > 


Nr.  80. 


Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London^ 

an  Herrn  Bienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


London,  den  28.  Juli  1914. 


Sir  Ed.  Grey  hat  gestern  meine  Kollegen,  die  Botschafter 
Oesterreich-Ungarns  und  Deutschlands,  empfangen.  Der  erstere 
beharrte  darauf,  die  serbische  Antwort  sei  unannehmbar.  Der 
letztere  führte  eine  analoge  Sprache  wie  Herr  von  Schoen  in 
Paris.  Er  bestand  auf  der  Nützlichkeit  einer  zur  Mässigung 
mahnenden  Aktion  Englands  in  Petersburg.  Sir  Edward  Grey 
antwortete  ihm,  Russland  habe  sich  seit  dem  Beginn  der  Krise 
sehr  gemässigt  gezeigt,  vor  allem  in  seinen  Ratschlägen  an  die 
serbische  Regierung,  und  er  wäre  sehr  verlegen,  ihm  Friedens- 
1 atschläge  zukommen  zu  lassen.  Er  fügte  bei,  vor  allem  in  Wien 
gezieme  es  sich  zu  wirken  und  die  Mithilfe  Deutschlands  sei 
dazu  unerlässlich. 

Anderseits  telegraphierte  der  englische  Botschafter  in 
Petersburg,  Herr  Sasonow  habe  dem  österreichischen  Botschaf- 
ter eine  Besprechung  über  die  serbische  Angelegenheit  vorge- 
schlagen. Diese  Nachricht  wurde  bestätigt  durch  die  Mitteilung 
des  englischen  Botschafters  in  Wien,  wonach  eine  erste  Unter- 
redung zwischen  dem  russischen  Minister  des  Aeussern  und 
Graf  Szapary  am  Ballplatz  einen  guten  Eindruck  hervorgerufen 
habe. 

Sir  Ed.  Grey  und  Sir  A.  Nicolson  sagten  mir,  man  könnte 
sich  beglückwünschen,  wenn  zwischen  Petersburg  und  Wien 
ein  direktes  Einvernehmen  geschlossen  werden  könnte,  aber  sie 
äusserten  einige  Zweifel  an  dem  Erfolg  der  Initiative  des  Herrn 
Sasonow. 

Von  Sir  G.  Buchanan  über  die  eventuelle  Einberufung  der 
Vertreter  Englands,  Frankreichs,  Deutschlands  und  Italiens  zu 
einer  Konferenz  in  London,  um  einen  Ausweg  aus  der  gegen- 
wärtigen Lage  zu  suchen,  befragt,  antwortete  Herr  Sasonow, 
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« er  habe  unter  — wie  er  hoffe  — günstigen  Bedingungen  Unter- 
handlungen mit  dem  österreichischen  Botschafter  angeknüpft; 
er  habe  indessen  auf  seinen  Vorschlag  einer  Revision  der  serbi- 
schen Note  durch  die  beiden  Kabinette  noch  keine  Antwort  er- 
halten. » Sollten  sich  direkte  Auseinandersetzungen  mit  der 
Wiener  Regierung  nicht  verwirklichen  lassen,  so  erklärt  sich 
Herr  Sasonow  bereit,  den  englischen  Vorschlag  oder  irgend 
einen  andern,  der  den  Streitfall  auf  günstige  Weise  beizulegen 
geeignet  wäre,  anzunehmen. 

Es  wäre  aber  in  jedem  Falle  sehr  wünschenswert,  dass 
diese  direkten  Verhandlungen,  in  einem  Augenblicke,  wo  die 
geringste  Verzögerung  so  ernsthafte  Folgen  haben  kann,  in  einer 
Weise  geführt  würden,  dass  die  Bemühungen  Sir  Edw.  Greys 
nicht  gehemmt  werden  und  Oesterreich  nicht  einen  Vorwand 
erhalte,  sich  der  freundschaftlichen  Intervention  der  vier  Mächte 
zu  entziehen. 

Als  der  englische  Botschafter  in  Berlin  bei  Herrn  von  Jagow 
darauf  bestand,  die  Zustimmung  zu  dem  Vorschlag  von  Sir  Ed. 
Grey  zu  erlangen,  antwortete  der  deutsche  Staatssekretär  des 
Auswärtigen  Amts,  man  müsse  das  Ergebnis  der  zwischen  Peters- 
burg und  Wien  eröffneten  Verhandlungen  ab  warten.  Sir  Ed. 
Grey  schrieb  infolgedessen  Sir  Ed.  Goschen  vor,  für  den  Augen- 
blick seine  Schritte  einzustellen.  Uebrigens  lässt  die  Mitteilung, 
dass  Oesterreich  soeben  seine  Kriegserklärung  an  Serbien  amt- 
lich notifiziert  hat,  die  Frage  in  eine  neue  Phase  eintreten. 

Paul  Camhon. 


Nr.  81. 


Herr  Jules  Camhon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Bienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Berlin,  den  28.  Juli  1914. 

Die  Unterredung  zwischen  Herrn  Sasonow  und  dem  Grafen 
Szapary  ist  Herrn  von  Jagow  durch  den  russischen  Geschäfts- 
träger zur  Kenntnis  gebracht  worden.  Der  Staatssekretär  sagte 
darauf,  da  nach  Ablauf  des  österreichischen  Ultimatums  die 
Wiener  Regierung  weitere  Unterhandlungen  mit  der  Peters- 
burger Regierung  nicht  ablehne,  so  könne  man  nach  den  Be- 
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merkungen  des  deutschen  Botschafters  in  Russland  wohl  Ur- 
sache haben,  zu  hoffen,  dass  Graf  Berchtold  seinerseits  mit 
Herrn  Schebeko  sich  besprechen,  und  so  ein  Ausweg  aus  den 
gegenwärtigen  Schwierigkeiten  ausfindig  gemacht  werden  könne. 
Der  russische  Geschäftsträger  begrüsst  diese  Gemütsverfassung, 
die  den  Wünschen  Herrn  von  Jagows,  Wien  und  Petersburg  sich 
direkt  verständigen  und  Deutschland  entlasten  zu  sehen,  ent- 
spricht. Aber  es  liegt  Grund  genug  vor,  sich  die  Frage  zu  stel- 
len, ob  Oesterreich  nicht  trachtet  Zeit  zu  gewinnen  um  seine 
V'orbereitungen  zu  treffen. 

Ich  habe  heute  das  Vorgehen  meines  englischen  Kollegen 
dem  Staatsekretär  gegenüber  unterstützt.  Dieser  antwortete  mir, 
wie  er  Sir  Ed.  Goschen  geantwortet  hatte,  es  sei  ihm  unmög- 
lich, dem  Gedanken  einer  Art  Botschafterkonferenz  der  vier 
Mächte  zuzustimmen,  und  es  müsse  dem  englischen  Vorschlag 
eine  andere  Form  gegeben  werden,  um  seine  Verwirklichung 
zu  ermöglichen.  Ich  führte  ihm  die  Gefahr  einer  Verzögerung 
vor  Augen,  die  den  Krieg  herbeiführen  könne,  und  fragte  ihn, 
ob  er  ihn  wünsche.  Er  verwahrte  sich  dagegen  und  fügte  bei, 
die  unmittelbaren  Verhandlungen  zwischen  Wien  und  Peters- 
burg seien  eröffnet  und  er  erwarte  davon  von  jetzt  an  einen 
günstigen  Erfolg. 

Der  englische  und  der  italienische  Botschafter  besuchten 
ndch  heute  morgen  gemeinsam,  um  sich  mit  mir  über  die  Un- 
terredungen, die  sie  gestern  betreffend  den  Vorschlag  Sir  Ed. 
Greys  mit  Herrn  von  Jagow  gehabt  hatten,  zu  besprechen.  Der 
Staatssekretär  hat  ihnen  gegenüber  im  allgemeinen  die  gleiche 
Sprache  geführt  wie  mir  gegenüber  : grundsätzlich  einverstan- 
den mit  einem  gemeinsamen  Vorgehen  mit  England,  Italien  und 
uns,  weist  er  indessen  jeden  Gedanken  an  eine  Konferenz  zu- 
rück. 

Meine  Kollegen  und  ich  haben  gedacht,  es  handle  sich  hier 
nur  um  eine  Formfrage,  und  der  englische  Botschafter  wird 
seiner  Regierung  empfehlen,  den  Vorschlag  anders  zu  fassen, 
der  den  Charakter  eines  diplomatischen  Vorgehens  in  Wien  und 
Petersburg  annehmen  könnte. 

Angesichts  des  Widerstandes,  den  Herr  von  Jagow  jedem 
Vorgehen  in  Wien  entgegensetzt,  könnte  ihn  Sir  Ed.  Grey  mit 
der  Aufforderung  in  die  Enge  treiben,  selbst  die  Form  festzu- 


136 


setzen,  in  der  das  diplomatische  Vorgehen  der  Mächte  zur  Ver- 
meidung des  Krieges  durchgeführt  werden  könnte. 

Wir  müssen  uns  allen  Bemühungen  zu  gunsten  des  Frie- 
dens, die  sich  mit  unsern  Verpflichtungen  unserem  Verbündeten 
gegenüber  vereinbaren  lassen,  anschliessen;  aber  um  die  Ver- 
antwortung dort  zu  lassen,  wo  sie  ist,  ist  es  wichtig,  von  Deutsch- 
land die  genaue  Erklärung  darüber  zu  verlangen,  was  es  will. 

Jules  Cambon. 


Nr.  82. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  Petersburg, 

an  Herrn  Bienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeiissern. 

Petersburg,  den  28.  Juli  1914. 

Die  österreichisch-ungarische  Regierung  hat  auf  den  Vor- 
schlag der  russischen  Regierung  bezüglich  der  Eröffnung  direk- 
ter Unterhandlungen  zwischen  Petersburg  und  Wien  noch  nicht 
geantwortet. 

Herr  Sasonow  hat  heute  nachmittag  die  Botschafter  Deutsch- 
lands und  Oesterreich-Ungarns  empfangen;  der  Eindruck,  den 
er  von  seiner  doppelten  Besprechung  erhielt,  ist  schlecht. 
« Oesterreich  will  »,  sagte  er  mir,  « entschieden  nicht  unterhan- 
deln. » 

Nach  einer  Besprechung,  die  ich  soeben  mit  meinen  beiden 
Kollegen  gehabt  habe,  empfinde  ich  den  gleichen  pessimistischen 
Eindruck. 

Paleologue. 


Nr.  83. 

Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 


an  Herrn  Bienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Wien,  den  28.  Juli  1914. 


- Graf  Berchtold  hat  soeben  Sir  Bunsen  die  Erklärung  abge- 
geben, jede  Intervention,  die  auf  Wiederaufnahme  der  Verhand- 
lungen zwischen  Oesterreich  und  Serbien  auf  Grund  der  serbi- 
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sehen  Antwort  abziele,  wäre  fruchtlos  und  käme  übrigens  zu 
spät,  da  der  Krieg  am  Mittag  amtlich  erklärt  worden  sei. 

Die  Haltung  meines  russischen  Kollegen  hat  bis  jetzt  nicht 
variiert;  es  handelte  sich  seiner  Ansicht  nach  nicht  darum,  den 
Konflikt  zu  lokalisieren,  sondern  darum,  ihn  zu  verhindern. 
Die  Kriegserklärung  wird  die  Einleitung  der  Verhandlungen  zu 
vieren  ebenso  wie  auch  die  Fortsetzung  der  unmittelbaren  Un- 
terhandlungen zwischen  Herrn  Sasonow  und  Graf  Szapary  sehr 
erschweren. 

Man  schützt  hier  vor,  die  Formel,  die  scheinbar  die  Zu- 
stimmung Deutschlands  erlangen  zu  können  schien  — « Ver- 
mittlung ! zwischen  Oesterreich  und  Russland  » — , habe  den 
Mangel,  zwischen  den  beiden  Reichen  das  Vorhandensein  eines 
Konfliktes  festzustellen,  der  bis  zur  Stunde  nicht  besteht. 

Von  allen  Mutmassungen,  die  Oesterreichs  plötzlicher  und 
gewaltsamer  Entschluss  erweckt  hat,  ist  der  Verdacht  am  be- 
unruhigendsten, Deutschland  habe  es  zum  Angriff  auf  Serbien 
gedrängt,  um  selbst,  unter  den  nach  seinem  Dafürhalten  günstig- 
sten Umständen  und  unter  wohl  erwogenen  Bedingungen  mit 
Russland  und  Frankreich  in  den  Kampf  ziehen  zu  können. 

Dumaine. 


V.  ABSCHNITT. 


Von  Oesterreichs  Kriegserklärung  an  Serbien 

(28.  Juli  1914) 

bis  zu  Deutschlands  Ultimatum  an  Russland 

(31.  Juli  1914). 


Nr.  84. 


Herr  Barrere,  französischer  Botschafter  in  Rom, 

an  Herrn  Bienuenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeiissern. 


Rom,  den  29.  Juli  1914. 


Die  Consulta  ist  der  Meinung,  dass  trotz  der  Kriegserklä- 
rung Oesterreichs  an  Serbien,  die  diplomatischen  Bemühungen, 
die  den  Zweck  einer  Vermittlungskonferenz  in  London  haben, 
niclit  zu  unterbrechen  seien. 

Barrere. 


Nr.  85. 

Herr  Bienvenu-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
nach  Petersburg,  London,  Berlin,  Rom,  Wien,  Konstan- 
tinopel und  Belgrad. 

Paris,  den  29.  Juli  1914. 

Die  Haltung  Oesterreichs  und  Deutschlands  klärt  sich.  Das 
wegen  der  slavischen  Propaganda  beunruhigte  Oesterreich  hat 
das  Attentat  von  Serajewo  als  Anlass  benützt,  um  gegen  die  ser- 
bischen Umtriebe  vorzugehen  und  sich  von  dieser  Seite  Gewähr- 
leistungen zu  sichern,  die,  je  nachdem  man  den  Ereignissen 
ihren  Lauf  lässt  oder  nicht,  entweder  nur  die  serbische  Regie- 
rung und  Armee  betreffen  oder  zu  Gebietserwerbungen  führen 
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können.  Deutschland  stellt  sich  zwischen  seinem  Verbündeten 
und  die  übrigen  Mächte,  indem  es  erklärt,  es  handle  sich  um 
eine  örtliche  Angelegenheit,  nämlich  um  die  Strafe  für  ein  ver- 
gangenes politisches  Verbrechen  und  um  sichere  Bürgschaften 
für  die  Zukunft,  dass  die  anti-österreichischen  Umtriebe  ein  Ende 
nehmen  werden.  Die  deutsche  Regierung  ist  der  Meinung,  Russ- 
land sollte  sich  mit  den  amtlichen  und  ausdrücklichen  Versiche- 
rungen Oesterreichs,  dass  dieses  keine  Gebietserweiterung  an- 
strebt und  die  Unabhängigkeit  Serbiens  unangetastet  lassen  wird, 
zufrieden  geben.  Unter  diesen  Umständen  kann  eine  Kriegsgefahr 
einzig  von  Russland  kommen,  wenn  es  in  dieser  klar  umschrie- 
benen Frage  intervenieren  wollte.  Deshalb  muss  ausschliesslich 
in  Petersburg  auf  die  Erhaltung  des  Friedens  hingewirkt  werden. 

Dieser  Sophismus,  der  Deutschland  von  der  Verpflichtung, 
in  Wien  zu  intervenieren,  entbinden  würde,  ist  in  Paris  ohne 
Erfolg  durch  Herrn  von  Schoen  verfochten  worden,  der  auf 
diese  Weise  vergeblich  einen  Versuch  gemacht  hat,  uns  für 
eine  gemeinsame  deutsch-französische  Aktion  in  Petersburg  zu 
gewinnen.  Er  ist  ebenso  in  London  bei  Sir  Edward  Grey  ent- 
wickelt worden  : Sowohl  in  Frankreich  als  auch  in  England 
lautete  die  Antwort  dahin,  dass  die  Regierung  in  Petersburg  von 
Anfang  an  die  grössten  Beweise  ihrer  Mässigung  gegeben  habe, 
insbesondere  dadurch,  dass  sie  sich  den  Mächten  angeschlossen 
hat,  um  Serbien  zur  Nachgiebigkeit  gegenüber  den  Forderungen 
der  österreichischen  Note  zu  raten.  Russland  bedroht  also  kei- 
neswegs den  Frieden.  Es  gilt,  auf  Wien  einzuwirken.  Von  dort- 
her kommt  die  Gefahr,  von  dem  Augenblicke  an,  wo  man  sich 
daselbst  weigert,  sich  mit  der  fast  vollständigen  Unterwerfung 
Serbiens  unter  übermässige  Ansprüche  zu  begnügen,  wo  man 
die  Mitwirkung  der  Mächte  ablehnt  bei  der  Verhandlung  über 
die  Punkte,  die  zwischen  Oesterreich  und  Serbien  zu  regeln 
übrig  bleiben,  und  wo  man  endlich  nicht  zurückschreckt  vor 
einer  so  überstürzten  Kriegserklärung,  wie  sie  die  ursprüngliche 
Note  Oesterreich-Ungarns  bedeutet. 

Die  Haltung  Berlins  wie  Wiens  bleibt  verzögernd.  In  der 
erstgenannten  Hauptstadt; verwirft  man,  unter  Beteuerung  des 
Wunsches  Deutschlands,  den  allgemeinen  Frieden  durch  eine 
gemeinsame  Aktion  der  vier  Mächte  aufrecht  zu  erhalten,  den 
Gedanken  einer  Konferenz,  ohne  jedoch  eine  andere  Lösung 
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vorzuschlagen,  und  indem  man  sich  nach  wie  vor  weigert,  in 
Wien  bestimmt  einzuwirken.  In  der  österreichischen  Hauptstadt 
möchte  man  Petersburg  mit  der  Vorspiegelung  einer  Verständi- 
gung unterhalten,  die  sich  aus  direktem  Meinungsaustausch 
ergeben  könnte,  und  geht  gleichzeitig  gegen  Serbien  vor. 

Unter  diesen  Umständen  erscheint  es  wesentlich,  dass  die 
Petersburger  Regierung,  deren  Wunsch  nach  einer  friedlichen 
Lösung  der  Krise  offenkundig  ist,  sich  unverzüglich  dem  Vor- 
schlag Englands  anschliesst.  Dieser  bedarf  in  Berlin  der  kräf- 
tigsten Unterstützung,  um  Herrn  von  Jagow  zu  einer  wirksamen 
Aktion  auf  Wien  zu  veranlassen,  die  im  stände  sein  wird,  Oester- 
reich Halt  zu  gebieten  und  zu  verhindern,  dass  es  seinem  diplo- 
matischen Vorsprung  noch  einen  militärischen  Erfolg  beifügt. 
Die  österreichisch-ungarische  Regierung  würde  sicherlich  nicht 
unterlassen,  ihn  auszunützen,  um  Serbien,  unter  der  dehnbaren 
Bezeichnung  von  Gewährleistungen,  Bedingungen  aufzuerlegen, 
die  tatsächlich  trotz  aller  Versicherungen,  keine  Gebietserweite- 
rung beanspruchen  zu  wollen,  den  gegenwärtigen  Zustand  Ost- 
europas verändern  würden  und  dazu  angetan  wären,  den  allge- 
meinen Frieden,  sei  es  jetzt,  sei  es  in  naher  Zukunft,  schwer 
zu  gefährden. 

Bienvenu-M  artin. 


Nr.  86. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  Petersburg, 

an  Herrn  Bienvenu-M  artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

St.  Petersburg,  29.  Juli  1914. 

Ich  bin  von  jetzt  an  in  der  Lage,  Ew.  Exzellenz  versichern 
zu  können,  dass  die  russische  Regierung  sich  jedem  Vorgehen 
anschliesst,  das  Frankreich  und  England  zur  Erhaltung  des  Frie- 
dens Vorschlägen  werden.  Mein  englischer  Kollege  telegraphiert 
im  gleichen  Sinne  nach  London. 


Paleologue. 


Herr  Klobukowski,  französischer  Gesandter  in  Brüssel, 

an  Herrn  Bienuenu-M artin,  steltvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Brüssel,  den  29.  Juli  1914. 


Von  meiner  Unterhaltung  mit  Herrn  Davignon  und  ver- 
schiedenen Persönlichkeiten,  die  in  der  Lage  sind  genau  unter- 
richtet zu  sein,  bringe  ich  folgenden  Eindruck  mit  : Die  Hal- 
tung Deutschlands  ist  rätselhaft  und  berechtigt  zu  allen  Befürch- 
tungen. Es  erscheint  unwahrscheinlich,  dass  die  österreichisch- 
ungarische  Regierung  nach  einem  vorbedachten  Plane  den  An- 
sloss  zu  einer  Kriegserklärung  gegeben  haben  sollte,  ohne  sich 
vorher  mit  Kaiser  Wilhelm  verständigt  zu  haben. 

Die  deutsche  Regierung  bleibt  Gewehr  bei  Fuss  und  behält 
sich  je  nach  den  Umständen  ihre  Stellungnahme  im  Sinne  des 
Friedens  oder  des  Krieges  vor;  aber  die  Beunruhigung  ist  in 
allen  Kreisen  derart,  dass  ein  plötzliches  Einschreiten  gegen  uns 
hier  niemand  überraschen  würde.  iMeine  Kollegen  von  Russ- 
iand  und  England  teilen  diese  Empfindung. 

Die  belgische  Regierung  trifft  Massnahmen  entsprechend 
der  Erklärung,  die  mir  gestern  Herr  Davignon  abgegeben  hat, 
dass  nämlich  alles  ins  Werk  gesetzt  werde  zur  Verteidigung  der 
Neutralität  des  Landes. 

Klobukowski. 


Nr.  88. 

Herr  Ronssin,  französischer  Generalkonsul  in  Frankfurt  aM., 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

Frankfurt  a/M.,  den  29.  Juli  1914. 

Hiermit  melde  ich  Ihnen  bedeutende  Truppenbewegungen, 
die  gestern  und  in  der  vergangenen  Nacht  hier  stattgefunden 
haben.  Diesen  Morgen  sind  mehrere  Regimenter  in  Feldaus- 
rüstung angekommen,  besonders  auf  den  Strassen  von  Darm- 
stadt, Kassel  und  Mainz,  die  voll  von  Truppen  sind.  Die  Brücken 
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und  Eisenbahnen  werden  unter  dem  Vorwände  von  Vorberei- 
tungen für  die  Herbstmanöver  bewacht. 

Ronssin. 


Nr.  89. 


Herr  AUize,  französischer  Gesandter  in  München, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


München,  den  29.  Juli  1914. 


Man  versichert  mir,  dass  die  Mühlenwerke  von  Illkirch  (El- 
sa ss-Lothringen)  aufgef ordert  worden  sind,  ihrer  gewöhnlichen 
Kundschaft  keine  Lieferungen  mehr  zu  machen  und  ihre  ge- 
samte Produktion  der  Heeresleitung  zur  Verfügung  zu  halten. 

Von  Strassburg  werden  Transporte  von  Automobilkanonen 
gemeldet,  die  für  die  Beschiessung  von  Flugzeugen  und  lenk- 
baren Luftschiffen  verwendet  werden. 

Unter  dem  Vorwände  von  Abänderungen  bei  den  Herbst - 
Übungen  haben  die  Unteroffiziere  und  Soldaten  der  bayrischen 
Infanterieregimenter  von  Metz,  die  aus  Anlass  der  Ernte  in 
Bayern  im  Urlaub  waren,  gestern  Befehl  erhalten,  unverzüglich 
in  die  Garnison  zurückzukehren. 

AllizL 


Nr.  90. 


Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Wien,  den  29.  Juli  1914. 


Der  französische  Konsul  in  Prag  bestätigt  mir  die  Mobil- 
machung des  8.  Armeekorps,  die  bereits  mitgeteilt  wurde,  sowie 
diejenige  der  Landwehrdivision  dieses  Armeekorps.  Ebenso  mo- 
bilisieren die  Kavalleriedivisionen  in  Galizien;  Kavallerieregi- 
menter und  -Divisionen  von  Wien  und  von  Budapest  wurden 
bereits  nach  der  russischen  Grenze  transportiert.  In  dieser  Ge- 
gend werden  gegenwärtig  Reservisten  einberufen. 
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Um  jeder  Drohung  entgegentreten  zu  können  und  vielleicht 
um  in  Petersburg  Eindruck  zu  machen,  hätte  die  österreichisch- 
ungarische Regierung,  wie  gerüchtweise  verlautet,  die  Absicht, 
am  30.  Juli  oder  am  1.  August  die  allgemeine  Mobilmachung 
des  gesamten  Heeres  zu  beschliessen.  Endlich  wird  die  Rück- 
kehr des  Kaisers  von  Ischl  nach  Wien  für  morgen  in  sichere 
Aussicht  gestellt. 

Dumaine. 


Nr.  91. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  Petersburg, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

Petersburg,  den  29.  Juli  1914. 

Die  direkte  Verhandlung,  zu  der  die  russische  Regierung 
diejenige  Oesterreich-Ungarns  in  freundschaftlicher  Weise  ein- 
geladen hatte,  wird  von  der  letzteren  abgeschlagen. 

- Anderseits  hat  der  russische  Generalstab  festgestellt,  dass 
Oesterreich  in  aller  Hast  seine  militärischen  Vorbereitungen  ge- 
gen Russland  beschleunigt  und  seine  Mobilisation,  die  an  der 
galizischen  Grenze  begonnen  hat,  eifrig  betreibt.  Infolgedessen 
wird  in  dieser  Nacht  der  Mobilmachungsbefehl  für  die  dreizehn 
Armeekorps  die  gegebenenfalls  gegen,  Oesterreich  vorgehen  wür- 
den, erlassen  werden. 

Trotz  dem  Scheitern  seines  Vorschlages  stimmt  Herr  Saso- 
now  dem  Gedanken  einer  Konferenz  der  vier  Mächte  in  London 
zu;  er  misst  übrigens  der  offiziellen  Benennung  dieser  Beratung 
keine  Wichtigkeit  bei  und  wird  sich  allen  Bemühungen  Eng- 
lands zu  gunsten  des  Friedens  anschliessen. 

Paleologue. 


Nr.  92. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Bienvenu-M  artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Berlin,  den  29.  Juli  1914. 


Heute  richtete  ich  an  den  Staatssekretär  die  Frage,  wie 
es  mit  der  Frage  der  direkten  Verhandlungen  zwischen  Wien 
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und  Petersburg  stehe,  die  ihm  gestern  als  das  beste  Vorgehen 
erschienen  wären,  um  zu  einer  Entspannung  zu  gelangen.  Er 
gab  mir  zur  Antwort,  dass  die  Stimmung  über  diesen  Punkt 
in  Petersburg  günstig  sei,  und  dass  er  in  Wien  ersucht  habe, 
diesen  Weg  zu  betreten.  Die  Antwort  stehe  noch  aus.  Die  bri- 
tische Regierung  hätte,  nachdem  der  Gedanke  einer  Konferenz 
zurückgewiesen  worden  war,  mitgeteilt,  dass  sie  es  begrüssen 
würde,  wenn  zwischen  Oesterreich  und  Russland  diese  Verhand- 
lungen eröffnet  würden,  und  hätte  Deutschland  ersucht,  Oester- 
reich dahin  zu  drängen,  was  die  kaiserliche  Regierung  nicht 
versäume  zu  tun. 

Ferner  fragte  ich  Herrn  von  Jagow,  ob  er  endlich  die  Ant- 
wort Serbiens  an  Oesterreich  habe,  und  was  er  davon  halte. 
Er  antwortete  mir,  er  sehe  darin  die  Möglichkeit  einer  Grund- 
lage für  Unterhandlungen.  Darauf  entgegnete  ich,  dass  ich  eben 
deshalb  den  Bruch  Oesterreichs,  nach  Empfang  eines  derartigen 
Aktenstückes,  unerklärlich  finde. 

Der  Staatssekretär  bemerkte  darauf,  dass  man  mit  den 
orientalischen  Völkern  nie  genug  Sicherheit  habe,  und  dass 
Oesterreich  die  Verwirklichung  der  ihm  gemachten  Versprechun- 
gen überwachen  wolle;  dieser  Kontrolle  widersetze  sich  Serbien. 
Das  ist  in  den  Augen  des  Staatssekretärs  der  entscheidende 
Punkt.  Ich  entgegnete  Herrn  von  Jagow,  dass  Serbien,  da  es 
unabhängig  bleiben  wolle,  die  Kontrolle  einer  einzigen  Macht 
verwerfen  müsse,  dass  dagenen  eine  internationale  Kommission 
nicht  den  gleichen  Charakter  hätte.  Die  Balkanstaaten  hätten 
deren  mehr  als  eine;  es  sei  nur  an  die  Finanzkommission  in 
Athen  zu  erinnern.  Man  könnte  sich  z.  B.,  sagte  ich  weiter, 
unter  andern  Kombinationen  eine  provisorische  internationale 
Kommission  vorstellen,  die  beauftragt  wäre,  die  von  Oesterreich 
verlangte  polizeiliche  Untersuchung  zu  prüfen;  aus  diesem  Bei- 
spiel gehe  klar  hervor,  dass  die  Antwort  Serbiens  die  Türe  öffne 
zu  Unterhandlungen  und  einen  Bruch  nicht  rechtfertige. 

Weiterhin  stellte  ich  an  den  Staatssekretär  die  Frage,  ob 
er,  abgesehen  von  den  direkten  Verhandlungen  zwischen  Wien 
,und  Petersburg,  mit  denen  Sir  Ed.  Grey  sich  einverstanden  er- 
klärt hatte,  nicht  denke,  dass  die  gemeinsame  Aktion  der  vier 
Mächte  sich  durch  die  Vermittlung  ihrer  Botschafter  ausüben 
Hesse.  Er  antwortete  mir  bejahend,  indem  er  beifügte,  dass 
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gegenwärtig  die  Londoner  Regierung  sich  damit  begnüge,  im 
Sinn  der  direkten  Verhandlungen  zu  wirken. 

Gegen  Ende  des  Nachmittags  bat  der  Reichskanzler  den 
englischen  Botschafter  um  seinen  Besuch.  Er  erörterte  mit 
ihm  den  Vorschlag  Sir  Ed.  Greys  bezüglich  der  Einberufung 
einer  Konferenz  und  sagte  ihm,  er  habe  einen  Vorschlag  nicht 
annehmen  können,  der  Oesterreich  die  Oberhoheit  der  Mächte 
aufzuorlegen  schien.  Er  versicherte  meinen  Kollegen  seines  auf- 
richtigen Wunsches  nach  Frieden  und  der  Anstrengungen,  die 
er  in  Wien  mache,  fügte  aber  bei,  dass  einzig  Russland  es  in 
seiner  Macht  habe,  den  Frieden  zu  erhalten  oder  den  Krieg  zu 
entfesseln. 

Sir  Edward  Goschen  antwortete  ihm,  dass  er  seine  Auffas- 
sung nicht  teile  und  dass  Oesterreich  den  grössten  Teil  der  Ver- 
antwortung tragen  würde,  wenn  der  Krieg  ausbrechen  sollte; 
denn  dass  es  mit  Serbien  nach  dessen  Antwort  gebrochen  habe, 
das  sei  unannehmbar. 

Ohne  sich  über  diesen  Punkt  auszulassen,  sagte  der  Kanz- 
ler, er  arbeite  soviel  wie  möglich  auf  die  direkten  Verhand- 
lungen zwischen  Oesterreich  und  Russland  hin;  er  wisse,  dass 
England  diesen  Verhandlungen  günstig  gegenüberstehe.  Audi 
fügte  er  bei,  seine  eigene  Aktion  in  Wien  würde  sehr  erschwert, 
wenn  es  wahr  wäre,  dass  Russland  an  der  österreichischen 
Grenze  vierzehn  Armeekorps  mobilisiert  habe.  Er  bat  meinen 
Kollegen,  die  Aufmerksamkeit  Sir  Ed.  Greys  auf  alle  diese  Be- 
merkungen zu  lenken. 

Sir  Edward  Goschen  hat  in  diesem  Sinne  nach  London  tele- 
graphiert. 

Die  Haltung  des  Kanzlers  ist  sehr  wahrscheinlich  die  Folge 
der  letzten  Unterredung  Sir  Ed.  Greys  mit  dem  Fürsten  Lich- 
nowsky.  Bis  auf  diese  allerletzten  Tage  hat  man  sich  hier  mit 
der  Hoffnung  geschmeichelt,  dass  England  ausserhalb  der  Aus- 
einandersetzung bleiben  würde,  und  seine  Haltung  macht  auf 
die  deutsche  Regierung,  auf  die  Finanz-  und  auf  die  Geschäfts- 
welt tiefen  Eindruck. 

Jules  Cambon. 
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Nr.  93. 


Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Wien,  den  29.  Juli  1914. 


Die  Ansicht  meiner  Kollegen  von  England,  Russland  und 
Italien,  sowie  die  ineinige  geht  übereinstimmend  dahin,  dass  es 
unmöglich  ist,  einen  ersten  Kampf  zwischen  Oesterreich  und 
Serbien  zu  verhindern,  da  alle  Versuche,  den  Zusammenstoss 
aufzuhalten,  gescheitert  sind. 

Herr  Schebeko  hatte  den  Wunsch  geäussert,  dass  die  Be- 
sprechungen in  Petersburg  zwischen  Herrn  Sasonow  und  Herrn 
Szapary  fortgesetzt  und  diesem  hierzu  besondere  Vollmachten 
erteilt  werden  möchten,  um  sie  wirksamer  zu  gestalten.  Dem 
widersetzte  sich  Graf  Berchtold  schlankweg.  Er  gab  damit  un- 
zweifelhaft kund,  dass  Oesterreich  keine  Intervention  duldet, 
die  es  daran  hindern  würde,  Serbien  eine  Züchtigung  und  eine 
Demütigung  aufzuerlegen. 

Der  Herzog  von  Avarna  nimmt  als  sehr  wahrscheinlich  an, 
dass  eine  bevorstehende  allgemeine  Erhebung  der  südslavischen 
Untertanen  der  Monarchie  deren  Entschlüsse  beschleunigt  habe. 
Er  hält  sich  noch  an  die  Hoffnung,  dass  nach  einem  ersten 
Erfolge  der  österreichisch-ungarischen  Armeen,  aber  nicht  vor- 
her, eine  Vermittlung  den  Konflikt  einzuschränken  vermöchte. 

Dumaine. 


Nr.  94. 

Herr  Bienvenu-M artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
nach  London,  Berlin,  Petersburg,  Rom,  Wien,  Konstan- 
tinopel und  Belgrad. 

Paris,  den  29.  Juli  1914. 

Heute  morgen  wurde  mir  vom  deutschen  Botschafter  halb- 
amtlich mitgeteilt  : Die  deutsche  Regierung  setzt  ihre  Bemühun- 
gen fort,  um  die  österreichische  Regierung  zu  einer  freundschaft- 
lichen Unterredung  zu  veranlassen,  die  ihr  Gelegenheit  geben 
wird,  den  Zweck  und  die  Ausdehnung  der  Operationen  in  Ser- 
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bien  genau  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Die  Berliner  Regierung 
hofft,  deutliche  Erklärungen  zu  erhalten,  die  dazu  angetan 
wären,  Russland  Genugtuung  zu  gewähren.  Die  Bemühungen 
Deutschlands  werden  durch  die  erfolgte  Kriegserklärung  keines- 
wegs beeinträchtigt.  Eine  gleichlautende  Mitteilung  wird  in 
Petersburg  abgegeben  werden. 

Im  Verlaufe  einer  Unterredung,  die  ich  heute  morgen  mit 
Herrn  Freiherr  von  Schoen  hatte,  erklärte  mir  dieser,  dass  die 
deutsche  Regierung  die  Absichten  Wiens  nicht  kenne.  Wenn 
Berlin  wissen  wird,  wie  weit  Oesterreich  gehen  will,  wird  eine 
Grundlage  der  Verhandlung  vorhanden  sein,  die  die  weitern 
Unterhandlungen  zu  gunsten  einer  Intervention  erleichtern  wird. 

Auf  meine  Bemerkung  hin,  dass  die  begonnenen  militäri- 
schen Operationen  vielleicht  zu  Besprechungen  keine  Zeit  las- 
sen dürften,  und  dass  die  deutsche  Regierung  ihren  Einfluss  in 
Wien  geltend  machen  sollte,  um  sie  zu  verzögern,  antwortete  mir 
der  Botschafter,  Berlin  könne  keinen  Druck  ausüben,  er  hoffe 
aber,  die  Operationen  würden  nicht  sehr  lebhaft  betrieben 
werden. 

Bienvenu-M  artin. 


Nr.  95. 

Herr  Bienvenu-M  artin,  stellvertretender  Minister  des  Aeussern, 
nach  London,  Berlin,  Petersburg,  Wien,  Konstantinopel, 
Rom  und  Belgrad. 

Paris,  den  29.  Juli  1914. 

Im  Aufträge  seiner  Regierung  teilt  mir  Herr  Iswolsky  ein 
Telegramm  des  Herrn  Sasonow  an  Berlin  mit.  Aus  dieser  Mit- 
teilung geht  hervor,  dass  Russland  infolge  der  Kriegserklärung 
Oesterreich-Ungarns  an  Serbien,  sowie  der  bereits  für  den  gröss- 
ten Teil  der  österreichisch-ungarischen  Armee  getroffenen  Mo- 
bilmachungsmassnahmen, und  endlich  der  Weigerung  des  Gra- 
fen Berchtold,  die  Unterhandlungen  zwischen  Wien  und  Peters- 
burg fortzusetzen,  die  Mobilmachung  in  den  Bezirken  Odessa, 
Kiew,  Moskau  und  Kasan  beschlossen  hat.  Indem  der  russi- 
sche Botschafter  in  Berlin  diese  Tatsache  der  deutschen  Regie- 
rung zur  Kenntnis  brachte,  war  er  gleichzeitig  beauftragt  beizu- 
fügen, dass  diese  militärischen  Vorsichtsmassregeln  in  keiner 
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Weise  gegen  Deutschland  gerichtet  wären  und  ebenso  wenig  An- 
griffsmassnahmen gegen  Oesterreich-Ungarn  bedeuteten.  Der 
russische  Botschafter  in  Wien  wäre  übrigens  nicht  abberufen. 

Ausserdem  gab  mir  der  russische  Botschafter  von  dem  In- 
halte zweier  Telegramme  des  Herrn  Sasonow  nach  London 
Kenntnis.  Das  erste,  in  dem  angezeigt  wird,  dass  die  Kriegs- 
erklärung an  Serbien  den  Unterhandlungen  des  russischen  Mi- 
nisters mit  dem  österreichischen  Botschafter  ein  Ende  machte, 
ersuchte  England,  so  schnell  als  möglich  seine  Aktion  im  Sinne 
einer  Vermittlung  und  der  sofortigen  Einstellung  der  Kriegs- 
operationen Oesterreichs  (deren  Fortsetzung  Oesterreich  Zeit 
lassen  würde,  Serbien  zu  erdrücken,  während  die  Vermittlung 
in  die  Länge  gezogen  würde)  durchzuführen.  Das  zweite  Tele- 
gramm gab  Kenntnis  vom  Eindrücke,  den  Herrn  Sasonow  bei 
seinen  Unterredungen  mit  dem  deutschen  Botschafter  erhalten 
hat,  dass  nämlich  Deutschland  die  unversöhnliche  Haltung 
Oesterreichs  begünstige  und  auf  es  nicht  einwirke.  Der  russische 
Minister  betrachtet  die  Haltung  Deutschlands  als  sehr  beun- 
ruhigend und  glaubt,  England  sei  besser  als  die  andern  Mächte 
in  der  Lage,  in  Berlin  Schritte  zu  tun  im  Sinne  einer  Einwir- 
kung auf  Wien. 

Bienvenu-Marfin. 


Nr.  96. 


Herr  Barrere,  französischer  Botschafter  in  Rom, 

an  Herrn  Bienvenu-Martin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Rom,  den  29.  Juli  1914. 


Der  Minister  des  Aeussern  ist  vom  russischen  Botschafter 
amtlich  verständigt  worden,  dass  seine  Regierung  infolge  der 
Kriegserklärung  Oesterreichs  an  Serbien  und  der  durch  Oester- 
reich bereits  getroffenen  Mobilmachungsmassnahmen  den  Be- 
fehl gegeben  habe,  in  den  Regierungsbezirken  Kiew,  Odessa, 
Moskau  und  Kasan  zu  mobilisieren.  Er  hat  hinzugefügt,  diese 
Massnahme  habe  keinen  feindlichen  Charakter  gegen  Deutsch- 
land, und  der  russische  Botschafter  in  Wien  sei  nicht  abberufen 
worden. 

Indem  er  diese  Nachricht  mit  mir  besprach,  sagte  der 
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Marquis  di  San  Giuliano  zu  mir,  leider  hätten  Oesterreich 
und  Deutschland  in  dieser  ganzen  Angelegenheit  die  Ueberzeu- 
gung  gehabt  und  seien  noch  überzeugt,  dass  Russland  nicht  los- 
schlagen werde.  Er  hat  mir  hierauf  bezüglich  eine  Depesche 
des  Herrn  Bollati  vorgelesen,  in  der  ihm  dieser  über  eine  heute 
mit  Herrn  von  Jagow  gehabte  Unterredung  berichtet,  bei  der 
ihm  letzterer  neuerdings  wiederholt  habe,  er  glaube  nicht,  dass 
Russland  losschlagen  werde.  Er  stützte  I diese  Ansicht  auf  die 
Tatsache,  dass  die  russische  Regierung  soeben  einen  Unterhänd- 
ler nach  Berlin  geschickt  habe,  um  über  gewisse  Finanzfragen 
zu  verhandeln.  Der  österreichische  Botschafter  in  Berlin  hat  zu 
seinem  englischen  i Kollegen  gleichfalls  gesagt,  er  glaube  nicht 
an  einen  allgemeinen  Krieg,  da  Russland  zum  Kriege  weder  ge- 
neigt noch  hierzu  imstande  sei. 

Der  Marquis  di  San  Giuliano  teilt  diese  Anschauung  durch- 
aus nicht.  Er  hält  dafür,  dass  wenn  Oesterreich  sich  damit  zu- 
frieden gebe,  Serbien  zu  demütigen  und  ausser  der  Annahme 
der  Note  gewisse  materielle  Vorteile  zu  fordern,  die  Serbiens 
Gebiet  unberührt  lassen,  so  könne  Russland  noch  den  Weg  zur 
Verständigung  mit  Oesterreich  finden.  Wollte  aber  Oesterreich 
Serbien  zerstückeln  oder  seiner  politischen  Unabhängigkeit  be- 
rauben, so  hält  er  es  für  Russland  unmöglich,  nicht  mit  den 
Waffen  einzugreifen. 

Trotz  der  äusserst  ernsten  Lage  scheint  mJr  der  Minister 
des  Aeussern  nicht  an  der  Möglichkeit  eines  Ausgleichs  zu  ver- 
zweifeln. Er  glaubt,  England  könne  in  Berlin  noch  einen  gros- 
sem Einfluss  im  Sinne  des  Friedens  ausüben.  Wie  er  mir  sagte, 
hatte  er  gestern  abend  eine  lange  Besprechung  mit  dem  eng- 
lischen Botschafter,  Sir  R.  Rodd,  um  ihm  nachzu weisen,  wie 
wirksam  die  englische  Intervention  sein  könnte.  Zum  Schlüsse 
hat  er  zu  mir  gesagt  : « Wenn  Ihre  Regierung  diese  Ansicht 
ebenfalls  teilt,  könnte  sie  ihrerseits  in  London  in  diesem  Sinne 
vorstellig  werden. 


Bar  re  re. 
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Nr.  97. 


Herr  RenS  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  Paul  Cambon,  französischen  Botschafter  in 
London, 


Paris,  den  29.  Juli  1914. 


Ich  wäre  Ihnen  sehr  verbunden,  wenn  Sie  Sir  Ed.  Grey  bit- 
ten wollten,  er  möge  in  Berlin  sobald  als  möglich  und  in  der 
Form,  die  er  für  die  geeignetste  und  wirksamste  halte,  seinen 
Vorschlag  zu  einer  Vermittlung  durch  die  vier  Mächte  wieder 
aufnehmen,  der  die  grundsätzliche  Zustimmung  der  • deutschen 
Regierung  gefunden  hatte. 

Die  russische  Regierung  hat  wohl  ihrerseits  direkt  bei 
der  englischen  Regierung  denselben  Wunsch  aussprechen  lassen; 
denn  Oesterreichs  Kriegserklärung  an  Serbien,  seine  Truppen- 
sendungen an  die  österreichisch-russische  Grenze,  die  hierauf 
folgende  russische  Mobilisierung  an  der  Grenze  von  Galizien 
haben  in  der  Tat  den  direkten  Verhandlungen  zwischen  Oester- 
reich und  Russland  ein  Ende  gemacht. 

Die  Erläuterungen,  die  die  deutsche  Regierung  nach  der 
Erklärung  des  Freiherrn  von  Schoen,  die  ich  Ihnen  mitgeteilt 
habe,  in  Wien  verlangen  wird,  um  die  Absichten  der  öster- 
reichischen Regierung  zu  erfahren,  werden  den  vier  Mächten 
erlauben,  zwischen  Wien  und  Petersburg  eine  zur  Erhaltung 
des  Friedens  nützliche  Tätigkeit  zu  entfalten. 

Ich  bitte  Sie,  den  englischen  Staatssekretär  auch  darauf 
hinzuweisen,  wie  wichtig  es  wäre,  wenn  er  von  der  italienischen 
Regierung  die  Aufrechterhaltung  ihrer  vollständigsten  Mitwir- 
kung bei  den  gemeinsamen  Unternehmungen  der  vier  Mächte  zu 
gunsten  des  Friedens  erlangen  könnte. 

Rene  Viviani. 


Nr.  98. 


Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


London,  den  29.  Juli  1914. 


In  seiner  heutigen  Unterredung  mit  meinem  deutschen  Kol- 
legen hat  Sir  Ed.  Grey  geäussert,  da  die  von  Herrn  Sasonow 
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vorgeschlagene  direkte  Aussprache  zwischen  Russland  und 
Oesterreich  in  Wien  nicht  angenommen  worden  sei,  wäre  es  an- 
gezeigt, auf  seinen  Vorschlag  einer  freundschaftlichen  Interven- 
tion durch  die  vier  nicht  unmittelbar  beteiligten  Mächte  zurück  - 
zukommen. Diese  Anregung  ist  von  der  deutschen  Regierung 
grundsätzlich  angenommen  worden,  sie  hat  aber  Bedenken  ge- 
äussert  gegen  den  Gedanken  einer  Konferenz  oder  einer  Ver- 
mittlung. Der  Staatssekretär  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
hat  den  Fürsten  Lichnowski  eingeladen,  seine  Regierung  zu 
bitten,  sie  möge  selbst  eine  Formel  vorschlagen.  Welcher  Art 
sie  auch  sei,  wenn  sie  erlaubt,  den  Frieden  zu  erhalten,  werden 
ihr  England,  Frankreich  und  Italien  beipflichten. 

Der  deutsche  Botschafter  wird  das  Gesuch  des  Sir  Ed.  Grey 
unverzüglich  nach  Berlin  weitergegeben  haben.  Indem  der 
Staatssekretär  der  auswärtigen  Angelegenheiten  mir  über  diese 
Unterredung  berichtete,  fügte  er  bei,  Deutschlands  Antwort  auf 
diese  Mitteilung  sowie  auf  diejenige  Russlands  über  die  Mobil- 
machung von  vier  Armeekorps  in  der  österreichischen  Grenze 
werde  uns  erlauben,  uns  über  die  Absichten  der  deutschen  Re- 
gierung Rechenschaft  zu  geben.  Als  mein  deutscher  Kollege 
Sir  Ed.  Grey  über  die  Absichten  der  britischen  Regierung  be- 
fragte, antwortete  der  Staatssekretär  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, er  habe  sich  vorläufig  nicht  darüber  auszusprechen. 

Sir  Ed.  Grey  hat  mir  nicht  verborgen,  dass  er  die  Lage 
für  sehr  ernst  ansehe  und  geringe  Hoffnung  auf  eine  friedliche 
Lösung  hege. 

Paul  Cambon. 


Nr.  99. 

Herr  Boppe,  französischer  Gesandter  in  Belgrad, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 


Belgrad,  den  29.  Juli  1914. 

Der  Kronprinz  hatte  gleich  nach  der  Ueberreichung  des 
österreichisch-ungarischen  Ultimatums  den  Zaren  telegraphisch 
um  seinen  Schutz  gebeten.  Mein  russischer  Kollege  teilt  mir  im 
Vertrauen  mit,  dass  er  soeben  Herrn  Paschitsch  die  Antwort 
Seiner  Majestät  mitgeteilt  habe. 
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Der  Zar  dankt  dem  Prinzen  dafür,  dass  er  sich  in  einer 
so  kritischen  Angelegenheit  an  ihn  gewandt  hat;  er  erklärt,  alle 
Massnahmen  seien  getroffen,  um  zu  einer  friedlichen  Lösung  des 
Konfliktes  zu  gelangen,  und  gibt  dem  Prinzen  die  ausdrückliche 
Zusicherung,  dass  Russland,  wenn  dieses  Ziel  nicht  erreicht 
werden  könne,  Serbien  niemals  seinem  Schicksale  überlassen 
werde. 

Boppe. 


Nr.  100. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 

an  Herrn  Bienvenu-M artin,  stellvertretenden  Minister  des 
Aeussern. 

St.  Petersburg,  den  29.  Juli  1914. 

Der  deutsche  Botschafter  hat  Herrn  Sasonow  die  Erklärung 
überbracht,  wenn  Russland  seine  militärischen  Vorbereitungen 
nicht  einstelle,  werde  die  deutsche  Armee  den  Mobilmachungs- 
befehl erhalten. 

Herr  Sasonow  hat  geantwortet,  die  russischen  Vorberei- 
tungsmassnahmen seien  begründet,  einerseits  in  der  starren  Un- 
nachgiebigkeit Oesterreichs,  anderseits  in  der  Tatsache,  dass 
schon  acht  österreichisch-ungarische  Korps  mobilisiert  seien. 

Der  Ton,  mit  welchem  Graf  Pourtales  sich  dieser  Aufgabe 
entledigte,  hat  die  russische  Regierung  bewogen,  noch  in  dieser 
Nacht  die  Mobilmachung  von  den  dreizehn  für  die  Operationen 
gegen  Oesterreich  bestimmten  Armeekorps  zu  verfügen. 

PaUologue. 


Nr.  101. 


Herr  Bene  Viuiani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  die  französischen  Botschafter  in  St.  Petersburg  und 
London. 


Paris,  den  30.  Juli  1914. 


Herr  Iswolski  ist  diese  Nacht  gekommen,  mir  zu  sagen, 
der  deutsche  Botschafter  habe  Herrn  Sasonow  eröffnet,  seine 
Regierung  sei  entschlossen,  ihre  bewaffnete  Macht  zu  mobilisie- 
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ren,  wenn  Russland  seine  militärischen  Vorbereitungen  nicht 
einstelle. 

Der  Minister  des  Aeussern  des  Zaren  weist  darauf  hin,  dass 
diese  Vorbereitungen  erst  infolge  der  Mobilmachung  von  acht 
Armeekorps  durch  Oesterreich  und  infolge  der  Weigerung  dieser 
Macht,  ihren  Zwist  mit  Serbien  friedlich  beizulegen,  begonnen 
worden  seien.  Herr  Sasonow  erklärt,  unter  diesen  Umständen 
könne  Russland  nicht  anders,  als  seine  Rüstungen  beschleuni- 
gen und  den  Krieg  als  bevorstehend  zu  betrachten;  es  zähle  auf 
die  Bundeshilfe  Frankreichs  und  halte  es  für  wünschbar,  dass 
England,  ohne  Zeit  zu  verlieren,  sich  Russland  und  Frankreich 
anschliesse. 

Frankreich  ist  entschlossen,  all  seine  Bundespflichten  zu  er- 
füllen. 

Im  übrigen  wird  es  keine  Anstrengung  vernachlässigen,  um 
an  die  Lösung  des  Konfliktes  im  Interesse  des  allgemeinen  Frie- 
dens herbeizuführen.  Die  zwischen  den  weniger  direkt  betei- 
ligten Mächten  schwebenden  Unterhandlungen  lassen  noch  der 
Hoffnung  Raum,  dass  der  Frieden  erhalten  bleiben  könne;  nach 
meiner  Meinung  wäre  es  daher  zweckmässig,  wenn  Russland 
imter  den  Vorsichts-  und  Verteidigiingsmassnahmen,  zu  denen 
es  glaubt  schreiten  zu  müssen,  unmittelbar  keinerlei  Anordnung 
träfe,  die  Deutschland  einen  Vorwand  zur  ganzen  oder  teilweisen 
Mobilmachung  seiner  Kräfte  bieten  würde. 

Der  deutsche  Botschafter  ist  am  gestrigen  Spätnachmittage 
gekommen,  um  mit  mir  über  die  militärischen  Massnahmen  zu 
sprechen,  die  die  Regierung  der  Republik  treffe,  wobei  er  hin- 
zufügte, es  stehe  Frankreich  frei,  so  zu  handeln,  aber  in  Deutsch- 
land könnten  die  Rüstungen  nicht  geheim  betrieben  werden,  und 
die  öffentliche  Meinung  Frankreichs  brauchte  sich  nicht  zu  be- 
unruhigen, wenn  Deutschland  sich  dazu  entschlösse. 

Ich  habe  geantwortet,  die  französische  Regierung  habe  kei- 
nerlei Massregel  ergriffen,  die  ihren  Nachbarn  Anlass  zu  Unruhe 
geben  könnte,  und  ihre  Bereitwilligkeit  zu  jeder  Unterhandlung 
im  Sinne  der  Erhaltung  des  Friedens  könne  nicht  angezweifelt 
werden. 


Rene  Viviani, 
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Nr.  102. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeiissern. 

St.  Petersburg,  den  30.  Juli  1914. 

Herr  Sasonow,  dem  ich  Ihren  Wunsch,  jede  militärische 
Massnahme  vermieden  zu  sehen,  die  Deutschland  einen  Vor- 
wand zur  allgemeinen  Mobilmachung  bieten  könnte,  ausgespro- 
chen habe,  hat  mir  geantwortet,  gerade  in  der  letzten  Nacht 
habe  der  Generalstab  den  Aufschub  gewisser  militärischer  Vor- 
sichtsmassregeln  angeordnet,  um  jeder  Missdeutung  vorzubeu- 
gen. Gestern  hat  der  russische  Generalstabschef  den  Militär- 
attache der  deutschen  Botschaft  zu  sich  gebeten  und  ihm  sein 
Ehrenwort  gegeben,  dass  die  heute  früh  angeordnete  Mobil- 
machung ausschliesslich  Oesterreich  angeht. 

Heute  Nachmittag  jedoch  hat  sich  Herr  Sasonow  in  einer 
Unterredung  mit  dem  Grafen  Poiirtales  überzeugen  müssen, 
dass  Deutschland  in  Wien  das  entscheidende  Wort,  das  den 
Frieden  sichern  würde,  nicht  sprechen  will.  Kaiser  Nikolaus  hat 
aus  Depeschen,  die  er  persönlich  mit  Kaiser  Wilhelm  gewech- 
selt hat,  denselben  Eindruck  gewonnen. 

Anderseits  haben  der  Generalstab  und  die  Admiralität 
Russlands  beunruhigende  Nachrichten  über  die  Vorbereitungen 
der  deutschen  Armee  und  Marine  erhalten. 

Indem  er  mir  diese  Mitteilung  machte,  fügte  Herr  Sasonow^ 
hinzu,  die  russische  Regierung  setze  nichtsdestoweniger  ihre  Ver- 
söhnungsversuche fort.  Er  sagte  mir  wiederum  : « Bis  zum  letz- 
ten Augenblicke  werde  ich  unterhandeln.  » 

Paleologue. 


Nr.  103. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

St.  Petersburg,  den  30.  Juli  1914. 

Der  deutsche  Botschafter  hat  diese  Nacht  bei  Herrn  Saso- 
now von  neuem,  wenn  auch  in  weniger  entschiedenen  Aus- 
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drücken,  darauf  gedrungen,  dass  Russland  seine  militärischen 
Vorbereitungen  einstelle,  wobei  er  versicherte,  dass  Oesterreich 
den  Gebietsbestand  Serbiens  nicht  antasten  werde. 

« Nicht  nur  die  Integrität  des  serbischen  Gebietes  müssen 
wir  schützen  »,  hat  Herr  Sasonow  geantwortet,  « sondern  auch 
seine  Unabhängigkeit  und  seine  Souveränität.  Wir  können  nicht 
zulassen,  dass  Serbien  ein  Vasall  Oesterreichs  werde.  » 

Herr  Sasonow  hat  hinzugefügt  : « Die  Stunde  ist  zu  ernst, 
als  dass  ich  Ihnen  nicht  rückhaltlos  sagen  sollte,  wie  ich  denke. 
Indem  Deutschland  in  Petersburg  interveniert,  während  es  sich 
weigert,  in  Wien  zu  intervenieren,  sucht  es  nur  Zeit  zu  gewin- 
nen, damit  Oesterreich  das  kleine  Königreich  Serbien  erdrücken 
könne,  bevor  ihm  Russland  hätte  zu  Hilfe  eilen  können.  Aber 
Kaiser  Nikolaus  wünscht  so  dringend,  den  Krieg  zu  beschwören, 
dass  ich  Ihnen  in  seinem  Namen  einen  neuen  Vorschlag  machen 
will  : 

« Wenn  Oesterreich,  in  der  Erkenntnis,  dass  sein  Konflikt 
mit  Serbien  den  Charakter  einer  Frage  von  europäischem  Inter- 
esse angenommen  hat,  sich  bereit  erklärt,  aus  seinem  Ultimatum 
alle  jene  Punkte  auszuscheiden,  die  die  Souveränität  Serbiens 
antasten,  so  verpflichtet  sich  Russland,  alle  militärischen  Mass- 
nahmen einzustellen.  » 

Graf  Pourtales  hat  versprochen,  diesen  Vorschlag  bei  seiner 
Regierung  zu  unterstützen. 

Nach  der  Auffassung  des  Herrn  Sasonow  würde  die  An- 
nahme seines  Vorschlages  als  logische  Folge  die  Eröffnung  von 
Verhandlungen  der  Mächte  in  London  haben. 

Die  russische  Regierung  beweist  durch  ihre  Haltung  neuer- 
dings, dass  sie  nichts  unterlässt,  um  dem  Konflikt  Einhalt 
zu  tun. 

Paleologue, 


Nr.  104. 

Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Minister  des  Aeussern. 

Wien,  den  30.  Juli  1914. 

Trotz  der  Mitteilung,  die  der  russische  Botschafter  gestern 
mehreren  seiner  Kollegen,  darunter  dem  deutschen,  über  die 


156 


teilweise  Mobilisierung  in  seinem  Lande  gemacht  hat,  hat  sich 
die  Wiener  Presse  enthalten,  die  Nachricht  zu  veröffentlichen. 
Das  den  Zeitungen  auferlegte  Schweigen  findet  seine  Erklärung 
in  einer  hochwichtigen  Unterredung  zwischen  Herrn  Schebeko 
und  dem  Grafen  Berchtold,  die  die  furchtbaren  Schwierigkeiten, 
vor  denen  wir  stehen,  einer  eingehenden  Betrachtung  unterzogen 
haben,  beide  mit  demselben  guten  Willen,  ihnen  durch  beider- 
seits annehmbare  Lösungen  zu  begegnen. 

Die  militärischen  Vorbereitungen  auf  der  russischen  Seite, 
hat  Herr  Schebeko  dargelegt,  haben  keinen  andern  Zweck,  als 
auf  diejenigen  Oesterreichs  zu  antworten  und  die  Absicht  und 
das  Recht  des  Zaren  kundzutun,  bei  der  Beilegung  der  serbi- 
schen Frage  mitzusprechen.  Die  in  Galizien  getroffenen  Mobil- 
machungsmassnahmen, hat  Graf  Berchtold  geantwortet,  bedeu- 
ten ebensowenig  irgendwelche  feindselige  Absicht  und  bezwecken 
nur,  den  gegenwärtigen  Stand  der  Dinge  aufrecht  zu  erhalten. 
Auf  beiden  Seiten  wird  man  sich  darum  bemühen  zu  verhin- 
dern, dass  diese  Massnahmen  als  Zeichen  der  Feindseligkeit 
ausgelegt  werden. 

Zur  Beilegung  des  österreichisch-ungarischen  Streites  ist 
vereinbart  worden,  die  Unterhandlungen  in  Petersburg  zwischen 
Herrn  Sasonow  und  dem  Grafen  Szapary  wieder  aufzunehmen; 
wenn  sie  unterbrochen  worden  sind,  so  ist  es  nur  infolge  eines 
Missverständnisses  geschehen,  indem  Graf  Berchtold  glaubte, 
der  russische  Minister  des  Aeiissern  verlange  für  den  mit  ihm 
verhandelnden  Botschafter  Vollmachten,  die  ihm  erlauben  wür- 
den, den  Wortlaut  des  österreichischen  Ultimatums  abzuändern. 
Graf  Szapary  wird  nur  ermächtigt  sein,  darüber  zu  verhandeln, 
was  für  ein  Uebereinkommen  mit  der  Würde  und  dem  Ansehen 
vereinbar  wäre,  die  zu  wahren  beide  Reiche  in  gleicher  Weise 
besorgt  sind. 

In  dieser  unmittelbaren  und  auf  die  beiden  Meistbeteiligten 
beschränkten  Form  Avürde  daher  vorderhand  die  Prüfung  der 
Angelegenheit  vorgenommen,  welche  Prüfung  Sir  Ed.  Grey  vor- 
geschlagen hatte,  den  vier  nicht  direkt  beteiligten  Mächten  an- 
zu  vertrauen. 

Sir  M.  de  Bunsen,  der  sich  bei  mir  befand,  hat  Herrn  Sche- 
beko sofort  erklärt,  dass  das  Foreign  Office  dieses  neue  Vor- 
gehen völlig  billigen  werde.  In  Wiederholung  seiner  am  Ball- 
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platz  abgegebenen  Darlegung  bat  der  russische  Botschafter  ver- 
sichert, dass  seine  Regierung  den  Forderungen  der  Monarchie 
in  viel  höherem  Grade  Rechnung  tragen  werde,  als  man  an- 
nehme; Herr  Schebeko  hat  nichts  vernachlässigt,  um  den  Grafen 
Berchtold  zu  überzeugen,  dass  es  Russlands  aufrichtiger  Wunsch 
sei,  zu  einer  für  beide  Reiche  annehmbaren  Verständigung  zu 
gelangen. 

Die  Unterredung  war  in  freundschaftlichem  Ton  gehalten, 
und  man  konnte  glauben,  es  sei  noch  nicht  alle  Hoffnung  ver- 
loren, den  Konflikt  zu  lokalisieren,  als  die  Nachricht  von  der 
Mobilmachung  Deutschlands  nach  Wien  gelangte. 

Dumaine. 


Nr.  105. 

Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Berlin,  den  30.  Juli  1914. 

Herr  von  Jagow  hat  mir  um  zwei  Uhr  telephoniert,  die  eine 
Stunde  vorher  verbreitete  Nachricht  von  der  deutschen  Mobil- 
machung sei  falsch,  und  hat  mich  gebeten.  Sie  dringlich  davon 
zu  benachrichtigen;  die  kaiserliche  Regierung  lässt  die  Sonder- 
ausgaben der  Zeitungen,  die  die  Nachricht  verkündeten,  mit 
Beschlag  belegen.  Aber  weder  diese  Mitteilung  noch  diese  Mass- 
regeln  vermindern  meine  Befürchtungen  in  Bezug  auf  Deutsch- 
lands Pläne. 

Es  scheint  festzustehen,  dass  der  ausserordentliche  Minister- 
rat, der  gestern  abend  in  Potsdam  mit  den  Militärbehörden  und 
unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  abgehalten  worden  ist,  die  Mobil- 
machung beschlossen  hatte,  was  die  Vorbereitung  einer  Sonder- 
ausgabe des  Lokal-Anzeigers  erklärt,  dass  aber  unter  verschie- 
denen Einwirkungen  (Erklärung  Englands,  dass  es  sich  volle 
Handlungsfreiheit  Vorbehalte,  Telegrammwechsel  zwischen  dem 
Zaren  und  Wilhelm  H.)  die  schwerwiegenden  Beschlüsse  wie- 
der aufgehoben  worden  sind. 

Einer  der  Botschafter,  mit  dem  ich  die  engsten  Beziehun- 
gen habe,  hat  um  zwei  Uhr  Herrn  Zimmermann  gesehen.  Nach 
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Aussage  des  Unterstaatssekretärs  dringen  die  militärischen  Be- 
hörden sehr  darauf,  dass  die  Mobilmachung  angeordnet  werde, 
da  jede  Verspätung  Deutschland  um  einige  seiner  Vorteile  bringe. 
Doch  bis  jetzt  sei  es  gelungen,  dem  Drängen  des  Generalstabs, 
der  in  der  Mobilisierung  den  Krieg  erblickt,  zu  widerstehen.  Wie 
dem  auch  sei,  die  Mobilmachung  kann  von  einem  Augenblick 
zum  andern  beschlossen  werden.  Ich  weiss  nicht,  wer  in  den 
« Lokal-Anzeiger  »,  ein  im  allgemeinen  halbamtliches  Blatt,  eine 
verfrühte  Nachricht  gebracht  hat,  die  geeignet  ist,  die  Gemüter 
in  Frankreich  zu  erregen. 

Ich  habe  übrigens  die  triftigsten  Gründe  zu  der  Annahme, 
dass  alle  Mobilmachungsmassnahmen,  die  vor  der  Veröffent- 
lichung des  allgemeinen  Mobilmachungsbefehls  durchgeführt 
werden  können,  hier  getroffen  werden,  wo  man  möchte,  dass 
wir  unsere  Mobilisierung  zuerst  bekannt  geben,  um  uns  die  Ver- 
antwortung dafür  zuzuschieben. 

7ules  Cambon. 


Nr.  106. 


Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeiissern, 
an  Herrn  Paul  Cambon,  französischen  Botschafter  in 
London. 


Paris,  den  30.  Juli  1914. 

Ich  bitte  Sie,  Sir  Ed.  Grey  die  folgenden  Nachrichten  über 
die  französischen  und  deutschen  Kriegsvorbereitungen  zur 
Kenntnis  zu  bringen.  England  wird  daraus  ersehen,  dass  wenn 
auch  die  französische  Republik  entschlossen  ist,  sie  es  nicht  ist, 
die  agressive  Massnahmen  trifft. 

Wollen  Sie  die  Aufmerksamkeit  Sir  Ed.  Greys  auf  den 
vom  Ministerrat  heute  früh  gefassten  Beschluss  lenken  : Ob- 
gleich Deutschland  seine  Deckungsmassnahmen  einige  hundert 
Meter  von  der  Grenze,  an  der  ganzen  Front  von  Luxemburg  bis 
zu  den  Vogesen,  getroffen  und  Deckungstruppen  in  ihre  Kampf- 
stellungen gebracht  hat,  haben  wir  unsere  Truppen  10  Kilometer 
von  der  Grenze  ferngehalten  und  ihnen  verboten,  näher  an  sie 
heranzurücken. 

Unser  für  die  Offensive  berechneter  Plan  sah  jedoch  vor. 
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dass  die  Kampfstellungen  unsrer  Deckungstimppen  so  nahe  als 
möglich  an  der  Grenze  sein  sollten.  Indem  sie  so  einen  Gebiets- 
streifen ohne  Verteidigung  einem  plötzlichen  Einfall  des  Feindes 
aussetzt,  ist  die  Regierung  der  Republik  darauf  bedacht,  zu  be- 
weisen, dass  Frankreich  ebensowenig  wie  Russland  die  Verant- 
wortung des  Angriffs  trägt. 

Um  sich  davon  zu  überzeugen,  genügt  es,  die  auf  beiden 
Seiten  unsrer  Grenze  getroffenen  Massnahmen  zu  vergleichen  : 
in  Frankreich  wurden  die  Beurlaubten  erst  zurückberufen,  nach- 
dem wir  die  Gewissheit  gewonnen  hatten,  dass  dies  in  Deutsch- 
land schon  vor  fünf  Tagen  geschehen  sei. 

In  Deutschland  sind  nicht  nur  die  Garnisonstruppen  von 
Metz  bis  zur  Grenze  vorgeschoben  worden,  sondern  sie  sind  so- 
gar durch  Abteilungen  verstärkt  worden,  die  auf  der  Eisenbahn 
aus  Garnisonen  im  Innern,  wie  Trier  oder  Köln,  herangezogen 
worden  sind.  Nichts  Aehnliches  ist  in  Frankreich  geschehen. 

Die  Kriegsausrüstung  der  befestigten  Plätze  an  der  Grenze 
(Abholzungen,  Aufstellung  von  Kriegsmaterial,  Konstruktion  von 
Batterien,  Verstärkung  der  Drahtgeflechte)  ist  in  Deutschland 
schon  Sonnabend  den  25.  begonnen  worden;  bei  uns  wird  sie 
gleich  beginnen,  da  Frankreich  nicht  mehr  davon  Umgang  neh- 
men kann,  dieselben  Massnahmen  zu  ergreifen. 

Die  Bahnhöfe  sind  in  Deutschland  Sonnabend  den  25.  mili- 
tärisch besetzt  worden,  in  Frankreich  Dienstag  den  28. 

Endlich  sind  in  Deutschland  die  Reservisten  zu  Zehntau- 
senden persönlich  wieder  einberufen  worden,  die  im  Ausland 
wohnhaften  (Jahrgänge  1903  bis  1911)  sind  zurückberufen,  die 
Reserveoffiziere  auf  geboten  worden;  im  Innern  sind  die  Strassen 
gesperrt,  Kraftwagen  dürfen  nur  mit  einem  Erlaubnisschein 
verkehren.  Es  ist  die  letzte  Vorbereitungsstufe  vor  der  Mobil- 
machung. In  Frankreich  ist  keine  dieser  Massnahmen  getroffen 
worden. 

Das  deutsche  Heer  hat  seine  Vorposten  an  unsern  Grenz- 
marken; zweimal  sind  gestern  deutsche  Patrouillen  in  unser 
Gebiet  eingedrungen.  Das  ganze  XVI.  Korps  von  Metz,  verstärkt 
durch  einen  Teil  des  aus  Trier  und  Köln  gekommenen  VIII. 
Korps,  hält  die  Grenze  von  Metz  bis  Luxemburg  besetzt;  das 
XV.  Armeekorps  von  Strassburg  ist  gegen  die  Grenze  vorge- 
rückt. 
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Unter  der  Androhung  des  Erschiessens  ist  es  den  Eisass- 
Lothringern  der  annektierten  Gebiete  verboten,  die  Grenze  zu 
überschreiten. 

Rene  Viviani. 


Nr.  107. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 


Berlin,  den  30.  Juli  1914. 


Der  englische  Botschafter  hat  keine  Mitteilung  von  Deutsch- 
lands Antwort  auf  die  Anfrage  Sir  Ed.  Greys  erhalten.  Er  hat 
mir  gesagt,  Berlin  habe  Wien  befragt  und  erwarte  noch  die 
Meinungsäusserung  seines  Bundesgenossen. 

Mein  russischer  Kollege  hat  mir  seinerseits  soeben  bekannt 
gegeben,  dass  Herr  von  Jagow  (dem  Graf  Pourtales  die  von 
Herrn  Sasonow  für  eine  österreichisch-russische  Verständigung 
vorgeschlagene  Versöhnungsformel  mitgeteilt  hatte)  ihm  soeben 
erklärt  habe,  er  finde  diesen  Vorschlag  unannehmbar  für  Oester- 
reich, wodurch  er  das  negative  Vorgehen  der  deutschen  Diplo- 
matie in  Wien  zu  erkennen  gegeben  habe. 

Jules  Cambon. 


Nr.  108. 

Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

London,  den  30.  Juli  1914. 

Fürst  Lichnowsky  hat  keine  Antwort  gebracht  auf  die 
Frage,  die  ihm  Sir  Ed.  Grey  gestern  vorgelegt  hatte,  um  von 
der  deutschen  Regierung  eine  Formel  für  die  Intervention  der 
vier  Mächte  zugunsten  des  Friedens  zu  erhalten.  Dagegen  hat 
mein  deutscher  Kollege  den  Staatssekretär  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten über  Englands  Kriegsvorbereitungen  befragt. 

Sir  Ed.  Grey  hat  ihm  geantwortet,  diese  hätten  keinen 
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offensiven  Charakter,  aber  bei  dem  gegenwärtigen  Stand  der 
Dinge  auf  dem  Kontinent  sei  es  natürlich,  dass  man  einige  Vor- 
sichtsmassregeln  treffe;  in  England  wie  in  Frankreich  wünsche 
man  die  Erhaltung  des  Friedens,  und  wenn  man  in  England 
wie  in  Frankreich  Verteidigungsmassnahmen  ins  Auge  fasse,  so 
geschehe  es  nicht  zu  dem  Zweck,  einen  Angriff  vorzubereiten. 

Die  von  Eurer  Exzellenz  erhaltenen  Mitteilungen  über  die 
von  Deutschland  an  der  französischen  Grenze  betriebenen  mili- 
tcärischen  Massnahmen  haben  mir  gestattet,  Sir  Ed.  Grey  da- 
rauf aufmerksam  zu  machen,  dass  es  sich  heute  nicht  mehr  um 
einen  Streit  um  Einfluss  zwischen  Russland  und  Oesterreich- 
Ungarn  handelt;  es  besteht  Gefahr  eines  Angriffes,  der  einen 
allgemeinen  Krieg  heraufbeschwören  könnte. 

Sir  Ed.  Grey  hat  meine  Empfindung  völlig  verstanden,  und 
wie  ich  hält  er  den  Augenblick  für  gekommen,  alle  Möglich- 
keiten ins  Auge  zu  fassen  und  sie  gemeinsam  zu  erörtern. 

Paul  Cambon, 


Nr.  109. 


Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 


Berlin,  den  30.  Juli  1914. 


In  meiner  heutigen  Zusammenkunft  mit  dem  Staatssekre- 
tär habe  ich  Herrn  von  Jagow  gefragt,  welche  Antwort  er  Sir 
Ed.  Grey  erteilt  habe  auf  seine  Bitte,  selbst  eine  Formel  für  die 
Intervention  der  nichtbeteiligten  Mächte  vorzuschlagen. 

Er  hat  mir  geantwortet,  dass  « um  Zeit  zu  gewinnen  »,  er 
beschlossen  habe,  direkt  zu  handeln,  und  er  Oesterreich  gebe- 
ten habe,  zu  sagen,  auf  welcher  Grundlage  eine  Aussprache 
mit  dessen  Regierung  möglich  wäre.  Diese  Antwort  hat  zum 
Zweck  England,  Frankreich  und  Italien  unter  dem  Vorwände  be- 
schleunigtem Handelns  auszuschalten  und  Herrn  von  Tschirsky, 
dessen  alldeutsche  und  russlandfeindliche  Gesinnung  bekannt 
ist,  damit  zu  betrauen.  Oestereich  für  eine  versöhnliche  Haltung 
zu  gewinnen. 

Herr  von  Jagow  hat  hierauf  mit  mir  von  der  russischen 
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Mobilisierung  an  der  österreichischen  Grenze  gesprochen;  er  hat 
zu  mir  gesagt,  diese  Mobilisierung  stelle  den  Erfolg  jeder  Inter- 
vention bei  Oesterreich  in  Frage,  und  davon  hänge  alles  ab.  Er 
hat  hinzugefügt,  er  befürchte,  Oesterreich  werde  infolge  der 
teilweisen  russischen  Mobilmachung  vollständig  mobilisieren, 
Vvas  als  Gegenzug  die  allgemeine  russische  Mobilmachung  und 
demzufolge  diejenige  Deutschlands  nach  sich  ziehen  könnte. 

Ich  habe  den  Staatssekretär  darauf  aufmerksam  gemacht, 
dass  er  selbst  mir  gesagt  habe,  Deutschland  erachte  sich  nur  in 
dem  Falle  für  genötigt,  zu  mobilisieren,  wenn  Russland  an  der 
deutschen  Grenze  mobilisiere,  und  dass  dies  nicht  der  Fall  sei. 
Er  hat  mir  geantwortet,  das  sei  wahr,  aber  die  Heeresführer 
drängten  darauf,  denn  jede  Verspätung  bedeute  einen  Kräfte- 
verlust für  das  deutsche  Heer,  und  « die  Worte,  an  die  ich  er- 
innerte, bildeten  nicht  eine  feste  Zusage  von  seiner  Seite.  » 

Nach  meinem  aus  dieser  Unterredung  gewonnenen  Ein- 
drücke sind  die  Friedensaussichten  noch  mehr  geschwunden. 

Jules  Cambon. 


Nr.  110. 

Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

London,  den  31.  Juli  1914. 

Zu  Beginn  unsrer  heutigen  Unterredung  hat  mir  Sir  Ed. 
Grey  gesagt,  Fürst  Lichnowsky  habe  ihn  heute  morgen  gefragt, 
ob  England  in  dem  sich  vorbereitenden  Konflikt  die  Neutralität 
bewahren  werde.  Der  Staatssekretär  der  auswärtigen  Angele- 
genheiten hat  ihm  geantwortet,  wenn  der  Konflikt  allgemein 
werden  sollte,  würde  England  nicht  neutral  bleiben  können, 
und  namentlich  wenn  Frankreich  hineingezogen  werden  sollte, 
würde  auch  England  mitgerissen  werden. 

Ich  habe  dann  Sir  Ed.  Grey  über  die  Beratung  des  Minister - 
rats  befragt,  die  heute  morgen  stattgefunden  hatte.  Er  hat  mir 
geantwortet,  nach  Prüfung  der  Lage  finde  der  Ministerrat,  dass 
uns  die  britische  Regierung  zur  Zeit  ihre  Intervention  nicht  ver- 
bürgen könne;  sie  habe  die  Absicht,  sich  dafür  zu  verwenden. 
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von  Deutschland  und  Frankreich  die  Verpflichtung  zu  erlangen, 
die  belgische  Neutralität  achten  zu  wollen;  bevor  man  aber  eine 
Intervention  ins  Auge  fassen  könne,  müsse  man  die  weitere  Ent- 
wicklung der  Dinge  abwarten. 

Ich  habe  Sir  Ed.  Grey  gefragt,  ob  die  britische  Regierung 
mit  der  Intervention  zu  warten  wolle,  bis  der  Feind  in  französi- 
sches Gebiet  eingefallen  sei.  Ich  habe  besondern  Nachdruck 
auf  die  Tatsache  gelegt,  dass  die  von  Deutschland  an  unserer 
Grenze  bereits  getroffenen  Massnahmen  die  Absicht  eines  bal- 
digen Angriffs  erkennen  lassen,  und  wenn  man  eine  Wieder- 
holung des  Irrtums,  den  Europa  im  Jahre  1870  begangen  hat, 
nicht  wieder  erleben  wolle,  so  sei  es  angezeigt,  dass  England 
jetzt  schon  in  Erwägung  ziehe,  unter  welchen  Bedingungen  es 
uns  den  Beistand  leisten  würde,  auf  den  Frankreich  zähle. 

Sir  Ed.  Grey  hat  mir  geantwortet,  die  Meinung  des  Kabi- 
netts habe  sich  nur  über  die  gegenwärtige  Situation  gebildet; 
diese  Lage  könne  sieb  ändern,  und  in  diesem  Fall  würde  man 
sofort  den  Ministerrat  einberufen,  um  darüber  zu  beraten. 

Sir  A.  Nicolson,  den  ich  beim  Verlassen  des  Arbeitszimmers 
des  Staatssekretärs  gesehen  habe,  hat  mir  gesagt,  der  Minister- 
rat werde  morgen  wieder  zusammentreten,  und  er  hat  mir  im 
Vertrauen  zu  verstehen  gegeben,  der  Staatssekretär  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten  werde  nicht  ermangeln,  die  Verhandlungen 
wieder  aufzunehmen. 

Ihren  Weisungen  gemäss  habe  ich  das  Nötige  gemacht, 
damit  das  Handschreiben,  das  der  Präsident  der  Republik  an 
Seine  Majestät  den  König  von  England  richtet,  dem  Könige  heute 
abend  übergeben  werde.  Dieser  Schritt,  der  gewiss  dem  Mini- 
sterpräsidenten gleich  morgen  früh  mitgeteilt  werden  wird,  wird 
ohne  Zweifel  von  der  britischen  Regierung  in  ernste  Erwägung 
gezogen  werden.  i ; \ 


Paul  Cambon. 


164 


Nr.  111. 

Herr  Mollard,  französischer  Gesandter  in  Luxemburg, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Luxemburg,  den  31.  Juli  1914. 

Der  Staatsminister  verlässt  soeben  die  Gesandtschaft;  er 
hatte  mir  gesagt,  die  Deutschen  hätten  die  Moselbrücken  bei 
Schengen  und  Remich  mit  Wagen,  diejenige  bei  Wormeldange 
mit  Seilen  gesperrt.  Die  Brücken  über  die  Sauer  bei  Wasser- 
billig und  Echternach  sind  nicht  gesperrt,  aber  die  Deutschen 
lassen  weder  Getreide,  noch  Vieh,  noch  Kraftwagen  mehr  aus 
Preussen  heraus 

Herr  Eyschen  hat  mich  gebeten,  und  das  war  der  eigent- 
liche Zweck  seines  Besuches,  Sie  um  eine  amtliche  Zusicherung 
zu  bitten,  dass  Frankreich  im  Kriegsfälle  die  Neutralität  Luxem- 
burgs achten  werde.  Auf  die  Frage,  ob  er  eine  entsprechende 
Erklärung  von  der  deutschen  Regierung  erhalten  habe,  hat  er 
mir  gesagt,  er  werde  sich  sogleich  zu  dem  deutschen  Gesandten 
begeben,  um  dieselbe  Erklärung  zu  erhalten. 

Nachschrift.  — Bis  jetzt  sind  durch  die  luxemburgische 
Regierung  keine  besondern  Massnahmen  getroffen  worden.  Herr 
Eyschen  kommt  von  der  deutschen  Gesandtschaft  zurück.  Er 
hat  sich  über  die  von  Argwohn  zeugenden  Massregeln  gegen 
einen  neutralen  Nachbarn  beklagt.  Der  Staatsminister  hat  den 
deutschen  Gesandten  um  eine  amtliche  Erklärung  seiner  Regie- 
rung ersucht,  dass  sie  sich  verpflichte,  die  Neutralität  zu  achten. 
Herr  von  Buch  soll  ihm  geantwortet  haben  : « Das  versteht  sich 
von  selbst,  aber  die  französische  Regierung  müsste  dieselbe  Ver- 
pflichtung auf  sich  nehmen.  » 

Mollard. 


Nr.  112. 

Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  die  französischen  Botschafter  in  London,  St.  Peters- 
bürg,  Berlin,  Wien  und  Rom. 

Paris,  den  31.  Juli  1914. 

Der  englische  Botschafter  hat  mir  eine  Note  seiner  Regie- 
rung überreicht,  wodurch  sie  die  französische  Regierung  er- 
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sucht,  in  St.  Petersburg  einen  auf  eine  friedliche  Lösung  des 
österreichisch-serbischen  Konflikts  abzielenden  Vorschlag  zu 

unterstützen.  , i?  c- 

Diese  Note  legt  dar,  dass  der  deutsche  Botschafter  Sir  Ld. 

Grey  benachrichtigt  hat,  seine  Regierung  hege  die  Absicht,  sich 
zu  bemühen,  von  der  österreichisch-ungarischen  Regierung  nach 
der  Einnahme  Belgrads  und  der  Besetzung  der  benachbarten 
Grenzgebiete  das  Versprechen  zu  erwirken,  dass  ihr  Heer  nicht 
weiter  Vordringen  werde,  während  die  Mächte  versuchen  wüi- 
den,  zu  erreichen,  dass  Serbien,  Oesterreich  befriedigende  Genug- 
tuung leiste;  das  besetzte  Gebiet  würde  nach  erfolgter  Genug- 
tuung geräumt  werden. 

Sir  Ed.  Grey  hat  diese  Anregung  am  29.  Juli  gemacht,  und 
er  drückt  die  Hoffnung  aus,  dass  die  Kriegsvorbereitungen  auf 
allen  Seiten  eingestellt  werden.  Obgleich  der  russische  Bot- 
schafter in  London  den  Staatssekretär  benachrichtigt  hat,  er 
fürchte,  dass  die  russische  Bedingung  (wenn  Oesterreich,  in  der 
Erkenntnis,  dass  sein  Konflikt  mit  Serbien  den  Charakter  einer 
Frage  von  europäischem  Interesse  angenommen  hat,  sich  bereit 
erklärt,  aus  seinem  Ultimatum  alle  jene  Punkte  auszuscheiden, 
die  die  Souveränität  Serbiens  antasten,  so  verpflichtet  sich  Russ- 
land, alle  militärischen  Vorbereitungen  einzustellen)  nicht  ab- 
geändert werden  könne,  glaubt  Sir  Ed.  Grey,  wenn  Oesterreich 
seinen  Vormarsch  nach  der  Einnahme  von  Belgrad  anhalte, 
könnte  die  russische  Regierung  darin  einwilligen,  die  Formel  in 
dem  Sinne  zu  ändern,  dass  die  Mächte  prüfen  würden,  wie 
Serbien  Oesterreich  volle  Genugtuung  geben  könnte,  ohne  der 
Souveränität  oder  der  Unabhängigkeit  des  Königreichs  Abbruch 
zu  tun.  Für  den  Fall,  dass  Oesterreich  nach  der  Besetzung  Bel- 
grads und  des  benachbarten  serbischen  Gebiets  sich  im  Interesse 
Europas  bereit  erklärte,  nicht  weiter  vorzurücken  und  über  die 
Mittel  zur  Erreichung  eines  Ausgleiches  zu  verhandeln,  könnte 
auch  Russland  der  Verhandlung  zustimmen  und  seine  militä- 
rischen Vorbereitungen  einstellen,  vorausgesetzt  dass  die  andern 
Mächte  in  gleicher  Weise  handeln. 

Dem  Ersuchen  Sir  Ed.  Greys  entsprechend,  hat  sich  die 
französische  Regierung  der  englischen  Anregung  angeschlossen 
und  ihren  Botschafter  in  Petersburg  mit  folgenden  Worten  ge- 
beten, er  möge  sich  bemühen,  ungesäumt  die  Zustimmung  der 
russischen  Regierung  zu  erlangen  : 
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« Ich  bitte  Sie,  Herrn  Sasonow  dringlich  bekannt  zu  ge- 
ben, dass  die  Anregung  Sir  Ed.  Greys  mir  eine  brauchbare 
Grundlage  zu  liefern  scheint  zu  einer  gegenseitigen  Aussprache 
zwischen  den  Mächten,  die  alle  von  demselben  Wunsche  durch- 
drungen sind,  an  einer  ehrenvollen  Beilegung  des  österreichisch - 
serbischen  Konfliktes  zu  arbeiten  und  so  die  Gefahren,  die  den 
allgemeinen  Frieden  bedrohen,  abzuwenden. 

« Indem  der  von  dem  britischen  Staatssekretär  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten  vorgeschlagene  Plan  dem  Vorrücken  der 
österreichischen  Armee  Einhalt  tut  und  den  Mächten  die  Prü- 
fung der  Frage,  wie  Serbien  Oesterreich  unbeschadet  der  Hoheits- 
rechte und  der  Unabhängigkeit  des  Königreichs  volle  Genug- 
tuun  geben  könnte,  anvertraut,  und  indem  er  so  Russland  ein 
Mittel  in  die  Hand  gibt,  alle  militärischen  Vorbereitungen  einzu- 
stellen, ist  er  geeignet,  Russland  und  Oesterreich  in  gleicher 
Weise  Genugtuung  zu  geben  und  Serbien  einen  annehmbaren 
Ausweg  aus  den  gegenwärtigen  Schwierigkeiten  zu  eröffnen. 

« Ich  bitte  Sie,  sich  durch  die  vorgehenden  Erwägungen  lei- 
ten zu  lassen,  um  bei  Herrn  Sasonow  mit  allem  Nachdruck  da- 
hin zu  wirken,  dass  er  ungesäumt  dem  Vorschläge  Sir  Ed.  Greys, 
der  ihm  auch  unterbreitet  worden  sein  dürfte,  seine  Zustim- 
mung erteilt.  » 

Rene  Viviani. 


Nr.  113. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

St.  Petersburg,  den  31.  Juli  1914. 

Die  Nachricht  von  der  Beschiessung  Belgrads  in  der  Nacht 
und  am  Morgen  des  gestrigen  Tages  hat  in  Russland  die  lebhaf- 
teste Erregung  hervorrgerufen.  Man  kann  keine  Erklärung  für 
das  Verhalten  Oesterreichs  finden,  das  seit  dem  Beginn  der 
Krise  auf  Russlands  Versöhnungsversuche  und  auf  die  zwischen 
Petersburg  und  Wien  erfolgten  befriedigenden  Aussprachen  be- 
ständig Herausforderungen  folgen  liess. 

Wie  dem  auch  sei,  von  dem  Wunsche  geleitet,  nichts  zu 
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unterlassen,  um  die  Aufrichtigkeit  seiner  Friedensliebe  zu  bewei- 
sen, benachrichtigt  mich  Herr  Sasonow,  dass  er  seine  Formel 
auf  das  Ersuchen  des  englischen  Botschafters  folgendermassen 
geändert  hat  : 

« Wenn  Oesterreich  einwilligt,  den  Vormarsch  seiner  Trup- 
pen auf  serbischem  Gebiete  anzuhalten,  und  wenn  es,  in  der 
Erkenntnis,  dass  der  österreichisch-serbische  Konflikt  den  Cha- 
rakter einer  Frage  von  europäischem  Interesse  angenommen 
hat,  zugibt,  dass  die  Grossmächte  prüfen,  welche  Genugtuung 
Serbien  der  österreichisch-ungarischen  Regierung  gewähren 
könnte,  ohne  seinen  Hoheitsrechten  und  seiner  Unabhängigkeit 
Abbruch  zu  tun,  verpflichtet  sich  Russland,  in  seiner  zuwar- 
tenden Haltung  zu  verharren.  » 

Paleologue. 


Nr.  114. 

Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeiissern, 

an  die  französischen  Botschafter  in  London,  St.  Peters- 
burg, Berlin,  Wien,  Rom  und  Konstantinopel. 

Paris,  den  31.  Juli  1914. 

Die  bisher  von  England  und  Russland  nebeneinander  und 
unter  der  eifrigen  Mitwirkung  Frankreichs  (das  zum  vornherein 
für  jede  Friedensbestrebung  eingenommen  ist)  erfolgten  An- 
strengungen im  Hinblick  auf  eine  direkte  Verständigung  zwi- 
schen Wien  und  St.  Petersburg  oder  eine  in  der  geeignetsten 
Form  zu  erfolgende  Vermittlung  durch  die  vier  Mächte  ver- 
einigen sich  heute  miteinander  : Einen  neuen  Beweis  seines 
Wunsches  nach  einer  Verständigung  gebend,  hat  sich  Russland 
beeilt,  auf  das  erste  Anzeichen  eines  Entgegenkommens  Deutsch- 
lands seit  dem  Beginn  der  Krise  (bezüglich  der  Bedingungen, 
unter  welchen  Russland  seine  Kriegsrüstungen  einstellen  würde) 
zu  antworten,  indem  es  eine  Formel  angab  und  sie  sofort  gemäss 
dem  Ersuchen  Englands  änderte;  nachdem  anderseits  auch  die 
Unterhandlungen  zwischen  dem  russischen  und  dem  österreichi- 
schen Botschafter  wieder  aufgenommen  worden  sind,  sollte  man 
also  hoffen  dürfen,  dass  die  englische  Vermittlung  in  London  die 
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Bemühungen  der  unmittelbaren  Verhandlungen  von  Wien  und 
St.  Petersburg  zu  einem  guten  Ende  bringen  werde. 

Die  beharrliche  Haltung  Deutschlands  jedoch,  das  seit  dem 
Beginn  der  Schwierigkeiten,  während  es  jeder  der  Mächte  gegen- 
über unaufhörlich  seine  friedlichen  Absichten  beteuerte,  in  Wirk- 
lichkeit durch  sein  hinhaltendes  oder  negatives  Verhalten  alle 
Verständigungsver suche  zum  Scheitern  gebracht  und  nicht  auf- 
gehört  hat,  durch  seinen  Botschafter  Wien  in  seiner  Unversöhn- 
lichkeit zu  bestärken;  die  am  25.  Juli  begonnenen  und  seither 
ohne  Unterbruch  fortgesetzten  Kriegsvorbereitungen  Deutsch- 
land : der  sofortige  Widerstand  Deutschlands  gegen  die  russische 
Formel,  die  in  Berlin  als  für  Oesterreich  unannehmbar  bezeich- 
net wurde,  bevor  noch  diese  Macht  darüber  befragt  worden  war; 
alle  Eindrücke  endlich,  die  uns  von  Berlin  mitgeteilt  werden, 
drängen  einem  die  Ueberzeugung  auf,  Deutschland  habe  die 
Demütigung  Russlands,  die  Sprengung  des  Dreiverbandes  und, 
wenn  diese  Ziele  nicht  zu  erreichen  seien,  den  Krieg  angestrebt. 

Rene  Viviani. 


Nr.  115. 


Herr  Dumaine,  französischer  Botschafter  in  Wien, 


an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
deslAeussern, 


Wien,  den  31.  Juli  1914. 


Die  allgemeine  Mobilisierung  aller  Männer  vom  19.  bis  zum 
42.  Jahr  ist  heute  in  der  ersten  Morgenstunde  von  der  österrei- 
chisch-ungarischen Regierung  verfügt  worden. 

Mein  russischer  Kollege  ist  noch  der  Meinung,  dass  diese 
Massnahme  nicht  unbedingt  im  Widerspruch  mit  den  gestrigen 
Erklärungen  des  Grafen  Berchtold  stehe. 


Dumaine. 
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Nr.  116. 

Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Berlin,  den  31.  Juli  1914. 

Herr  von  Jagow  hat  mich  zu  sich  bitten  lassen  und  mir 
soeben  gesagt,  er  müsse  mir  zu  seinem  grossen  Bedauern  mittei- 
len,  dass  sich  Deutschland  angesichts  der  allgemeinen  Mobil- 
machung Russlands  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Reiches  ge- 
nötigt sehe,  ernste  Vorsichtsmassregeln  zu  ergreifen.  Man  hat 
den  sogenannten  « Kriegsgefahrzustand  » verkündet,  der  der 
Behörde  erlaubt,  wenn  sie  es  für  nützlich  erachtet,  den  Belage- 
rungszustand zu  erklären,  gewisse  öffentliche  Dienste  einzustel- 
len und  die  Grenze  zu  sperren. 

Gleichzeitig  verlangt  man  in  Petersburg  die  Demobilisierung 
sowohl  auf  der  österreichischen,  als  auch  auf  der  deutschen 
Seite,  widrigenfalls  Deutschland  seinerseits  genötigt  wäre,  zu 
mobilisieren.  Herr  von  Jagow  hat  mich  davon  verständigt, 
dass  Herr  von  Schoen  beauftragt  sei,  die  französische  Regierung 
von  den  Entschliessungen  der  deutschen  Reichsregierung  zu  be- 
nachrichtigen und  sie  zu  fragen,  welche  Haltung  sie  einzuneh- 
men gedenke. 

Jules  Cambon. 


Nr.  117. 

Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  A^eiissern, 
an  Herrn  Paleologue,  französischen  Botschafter  in  St.  Pe- 
tersburg. 


Paris,  den  31.  Juli  1914. 


Die  deutsche  Regierung  hat  heute  Mittag  beschlossen,  alle 
militärischen  Anordnungen  zu  treffen,  die  der  sogenannte 
« Kriegsgefahrzustand  » mit  sich  bringt. 

Indem  mir  Freiherr  von  Schoen  heute  Abend  um  7 Uhr  die- 
sen Entschluss  mitteilte,  fügte  er  hinzu,  die  Regierung  verlange 
gleichzeitig,  dass  Russland  demobilisiere.  Wenn  die  russische 
Regierung  nicht  binnen  12  Stunden  eine  befriedigende  Antwort 
gebe,  werde  Deutschland  gleichfalls  mobilisieren. 
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Ich  habe  dem  deutschen  Botschafter  geantwortet,  ich  hätte 
keinerlei  Kenntnis  von  der  vorgeblichen  vollständigen  Mobilisie' 
rung  von  Russlands  Heer  und  Flotte,  auf  die  sich  Deutschland 
zur  Begründung  seiner  von  heute  an  getroffenen  neuen  militä- 
rischen Vorkehrungen  berufe. 

Freiherr  von  Schoen  hat  mich  zum  Schlüsse  im  Namen 
seiner  Regierung  gefragt,  welches  im  Falle  eines  Konfliktes 
zwischen  Deutschland  und  Russland  die  Haltung  Frankreichs 
sein  würde.  Er  hat  mir  gesagt,  er  werde  meine  Antwort  morgen, 
Sonnabend,  um  1 Uhr  holen. 

Ich  habe  nicht  die  Absicht,  ihm  eine  Erklärung  darüber 
abzugeben,  und  ich  werde  mich  darauf  beschränken,  ihm  zu 
sagen,  Frankreich  werde  sich  durch  seine  Interessen  leiten  las- 
sen. Die  Regierung  der  Republik  schuldet  in  der  Tai  nieman- 
dem als  ihrem  Verbündeten  Rechenschaft  über  ihre  Absichten. 

Ich  bitte  Sie,  das  Vorstehende  unverzüglich  Herrn  Sasonow 
zur  Kenntnis  zu  bringen.  Wie  ich  mich  Ihnen  gegenüber  schon 
geäussert  habe,  zweifle  ich  nicht,  dass  die  kaiserliche  Regierung 
ihrerseits  im  hohem  Interesse  des  Friedens  alles  vermeiden 
werde,  was  die  Krise  unabweisbar  machen  oder  beschleunigen 
könnte. 

Rene  Viviani. 


Nr.  118. 

Herr  PaUologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

St.  Petersburg, )' den  31.  Juli  1914. 

Auf  Grund  der  allgemeinen  Mobilmachung  Oesterreichs  und 
der  von  Deutschland  seit  sechs  Tagen  geheim  aber  unausgesetzt 
betriebenen  Mobilisierungsmassnahmen  ist  der  Befehl  zur  all- 
gemeinen Mobilmachung  des  russischen  Heeres  erlassen  worden, 
da  Russland  nicht  ohne  die  schwerste  Gefahr  zugeben  kann, 
dass  ihm  weiter  zuvorgekommen  werde;  in  Wirklichkeit  ent- 
sprechen seine  militärischen  Massnahmen  nur  den  von  Deutsch- 
hmd  getroffenen. 

Aus  gebieterischen  strategischen  Gründen  konnte  Russland, 
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nachdem  es  erfahren  hatte,  dass  Deutschland  rüste,  die  Um- 
wandlung der  teilweisen  Mobilisierung  in  die  allgemeine  Mobi- 
lisierung nicht  länger  hinausschieben. 

Paleologue. 


Nr.  119. 


Herr  Klobukowski,  französischer  Gesandter  in  Brüssel, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 


Brüssel,  den  31.  Juli  1914. 


Da  die  Havasagentur  verkündet  hat,  dass  in  Deutschland 
der  « Kriegsgefahrzustand  » erklärt  sei,  habe  ich  Herrn  Davi- 
gnon  gesagt,  ich  könne  ihm  die  Versicherung  geben,  dass  die 
Regierung  der  Republik  die  Neutralität  Belgiens  achten  werde. 

Der  Minister  des  Aeussern  hat  mir  geantwortet,  die  könig- 
liche Regierung  habe  immer  gedacht,  es  werde  so  sein,  und  er 
hat  mir  gedankt.  Der  russische  und  der  englische  Gesandte,  die 
ich  nachher  gesehen  habe,  haben  ihre  grosse  Befriedigung  darü- 
ber bezeigt,  dass  ich  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  diese 
Zusicherung  abgegeben  habe,  die  übrigens,  wie  der  englische 
Gesandte  mir  gesagt  hat,  mit  der  Erklärung  Sir  Ed.  Greys  über- 
einstimmt. 


Klobukowski. 


VI.  ABSCHNITT. 


Kriegserklärung  Deutschlands  an  Russland 
(Samstag  den  1.  August  um  19  Uhr  10) 
und  an  Frankreich 
(Montag  den  3.  August  um  18  Uhr  45). 


Nr.  120. 

Herr  Rene  Viuiani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  die  Herren  Botschafter  Frankreichs  in  London,  St,  Pe- 
tersburg, Berlin,  Wien  und  Rom. 

Paris,  den  1.  August  1914. 

Zwei  Schritte  wurden  gestern  abend  von  den  Botschaftern 
Oesterreichs  unternommen,  der  eine  ziemlich  unbestimmt  in 
Paris,  der  andere  bestimmter  Art  in  Petersburg,  und  zwar  in 
einem  versöhnlichen  Sinne. 

Graf  Szecsen  kam  zu  mir,  um  mir  zu  erklären,  die  öster- 
reichisch-ungarische Regierung  habe  Russland  amtlich  davon  in 
Kenntnis  gesetzt,  dass  sie  keinerlei  Absicht  auf  Gebietserwer- 
bung habe  und  die  staatliche  Souveränität  Serbiens  nicht  an- 
tasten werde,  dass  sie  jede  Absicht,  den  Sandschak  zu  besetzen, 
ebenfalls  von  sich  weise;  aber  dass  diese  Erklärungen  über  ihre 
uneigennützigen  Absichten  nur  so  lange  ihre  Gültigkeit  behiel- 
ten, als  der  Krieg  auf  Oesterreich  und  Serbien  beschränkt  bleibe, 
da  ein  europäischer  Krieg  unabsehbare  Möglichkeiten  zeitigen 
würde.  Indem  der  österreichische  Botschafter  diese  Erklärungen 
erläuterte,  gab  er  zu  verstehen,  dass  seine  Regierung,  wenn  sie 
auf  die  Fragen  der  Mächte,  die  in  ihrem  eigenen  Namen  sprechen, 
nicht  antworten  könne,  ohne  Zweifel  aber  Serbien  oder  einer 
im  Namen  Serbiens  sich  nach  ihren  Bedingungen  erkundigenden 
Macht  antworten  könnte.  Er  fügte  bei,  dass  da  vielleicht  noch 
eine  Möglichkeit  liege. 

In  Petersburg  ist  der  österreichische  Botschafter  zu  Herrn 
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Sasonow  gekommen  und  hat  ihm  erklärt,  seine  Regierung  sei 
bereit,  eine  Besprechung  des  Inhaltes  des  an  Serbien  gestellten 
Ultimatums  zu  eröffnen.  Der  russische  Minister  erklärte  sich 
von  dieser  Erklärung  befriedigt  und  machte  den  Vorschlag,  die 
Verhandlungen  möchten  in  London,  unter  der  Beteiligung  der 
Mächte,  stattfinden.  Herr  Sasonow  wird  wohl  die  englische 
Regierung  ersucht  haben,  die  Leitung  der  Verhandlungen  zu 
übernehmen;  er  wies  darauf  hin,  dass  es  sehr  wichtig  wäre, 
dass  Oesterreich  seine  Operationen  in  Serbien  einstelle. 

Aus  diesen  Tatsachen  geht  hervor,  dass  Oesterreich  end- 
lich zu  einem  Uebereinkommen  geneigt  wäre,  wie  auch  die 
russische  Regierung  bereit  ist,  auf  der  Grundlage  des  englischen 
Vorschlages  in  Unterhandlungen  einzutreten. 

Leider  hat  es  den  Anschein,  als  sollte  diese  Gesinnung,  die 
auf  eine  friedliche  Lösung  hoffen  liess,  an  der  Haltung  Deutsch- 
lands scheitern.  Deutschland  hat  in  der  Tat  der  russischen  Re- 
gierung ein  Ultimatum  gestellt,  wonach  dieser  zwölf  Stunden 
eingeräumt  werden,  um  in  die  Demobilisation  einzuwilligen, 
Vorbereitungen  aller  Mächte  in  sich  schliesst. 

Die  Haltung  Deutschlands  beweist,  dass  es  den  Krieg  will. 
Und  es  will  ihn  gegen  Frankreich.  Gestern  sprach  Herr  von 
Schön  am  Quai  d’Orsay  vor,  um  anzufragen,  welche  Haltung 
Frankreich  im  Falle  eines  russisch-deutschen  Konfliktes  einzu- 
nehmen gedenke.  Obgleich  zwischen  Frankreich  und  Deutsch- 
land direkt  kein  Konflikt  besteht  und  obgleich  wir  seit  Beginn 
der  Krisis  alle  Anstrengungen  zur  Erzielung  einer  friedlichen 
Lösung  gemacht  haben  und  noch  machen,  fügte  der  deutsche 
Botschafter  hinzu,  er  bitte  mich,  dem  Präsidenten  der  Republik 
seine  Huldigung  und  seinen  Dank  zu  übermitteln,  und  bat, 
man  möge  « Anordnungen  für  seine  eigene  Person  » treffen. 
Wir  wissen  auch,  dass  er  das  Botschaftsarchiv  schon  in  Sicher- 
heit gebracht  hat.  Dieses  Verhalten,  als  ob  die  diplomatischen 
Beziehungen  bereits  abgebrochen  wären,  und  zwar  ohne  Ver- 
anlassung durch  einen  direkten  Konflikt  und  obgleich  dem 
deutschen  Botschafter  keinerlei  bestimmte  verneinende  Antwort 
gegeben  worden  wäre,  ist  charakteristisch  für  den  festen  Willen 
Deutschlands,  gegen  Frankreich  Krieg  zu  führen.  Der  Mangel 
an  Aufrichtigkeit  seiner  Friedensbeteuerungen  wird  bewiesen 
durch  den  Bruch,  den  es  Europa  in  dem  Augenblicke  aufdrängt. 
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da  die  Unterhandlungen  endlich  von  Oesterreich,  im  Einver- 
ständnis mit  Russland  angenommen  waren. 

Rene  Viviani. 


Nr.  121. 

Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Berlin,  den  1.  August  1914. 

Mein  russischer  Kollege  erhielt  gestern  abend  zwei  Tele^ 
gramme  von  Herrn  Sasonow,  worin  ihm  mitgeteilt  wurde,  der 
österreichische  Botschafter  habe  erklärt,  dass  seine  Regierung 
bereit  sei,  mit  der  russischen  Regierung  die  Note  an  Serbien, 
selbst  ihrem  Inhalte  nach,  zu  erörtern;  Herr  Sasonow  soll  ihm 
geantwortet  haben,  dass  diese  Besprechungen  seiner  Ansicht  nach 
in  London  stattfinden  sollten. 

Das  Ultimatum  an  Russland  kann  nur  die  letzten  Friedens- 
aussichten zerstören,  die  diese  Besprechungen  noch  fortbestehen 
zu  lassen  schienen.  Man  darf  sich  fragen,  ob  unter  solchen 
Umständen  Oesterreichs  Annahme  ernsthaft  war  und  nicht  den 
Zweck  hatte,  die  Verantwortlichkeit  für  den  Konflikt  Russland 
aufzubürden. 

Mein  englischer  Kollege  hat  in  der  Nacht  in  dringender 
Weise  die  Menschlichkeitsgefühle  des  Herrn  von  Jagow  ange- 
rufen. Dieser  antwortete  ihm,  die  Sache  sei  zu  weit  gediehen, 
und  man  müsse  die  russische  Antwort  auf  das  deutsche  Ultima- 
tum abwarten.  Nun  sagte  er  aber  Sir  E.  Goschen,  das  Ultima- 
tum fordere,  dass  die  russische  Mobilisation  nicht  bloss  gegen 
die  deutsche  Seite,  sondern  auch  gegen  die  österreichische  Seite 
hin  rückgängig  gemacht  werde.  Mein  englischer  Kollege  äusserte 
lebhaftes  Erstaunen  darüber  und  erklärte  ihm,  dass  dieser  letz- 
tere Punkt  für  Deutschland  unannehmbar  scheine. 

Deutschlands  Ultimatum,  das  genau  zu  der  Stunde  da- 
zwischentritt, wo  es  zu  einer  Verständigung  zwischen  Wien 
und  St.  Petersburg  zu  kommen  scheint,  ist  bedeutsam  für  seine 
kriegerische  Politik. 

Der  Konflikt  bestand  tatsächlich  nur  zwischen  Russland 
und  Oesterreich,  da  Deutschland  nur  als  Verbündeter  Oester- 
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reichs  zu  intervenieren  hatte.  Unter  diesen  Umständen  ist  es, 
da  doch  die  beiden  hauptsächlich  beteiligten  Mächte  zu  Unter- 
handlungen geneigt  waren,  unbegreiflich,  dass  Deutschland,  wenn 
es  nicht  den  Krieg  für  seine  eigene  Rechnung  wünschte,  Russ- 
land ein  Ultimatum  zustellt,  statt  fortzufahren,  an  einer  fried- 
lichen Lösung  zu  arbeiten  wie  alle  andern  Mächte. 

Jules  Cambon. 


Nr.  122. 

Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  die  Herren  Botschafter  Frankreichs  in  London  und 
Berlin,  sowie  an  den  französischen  Gesandten  in 
Brüssel. 

Paris,  den  1.  August  1914. 

Der  englische  Botschafter  kam  im  Aufträge  seiner  Regie- 
rung zu  mir  und  fragte  mich,  welches  im  Falle  eines  Konfliktes 
mit  Deutschland  die  Haltung  der  französischen  Regierung  gegen- 
über Belgien  sein  würde. 

Ich  habe  erklärt,  dass  wir,  wie  wir  der  belgischen  Regie- 
rung bereits  mehrmals  wiederholt  hätten,  Belgiens  Neutralität 
zu  achten  gewillt  seien. 

Einzig  in  dem  Falle,  dass  diese  Neutralität  durch  eine  an- 
dere Macht  verletzt  würde,  könnte  sich  Frankreich,  um  seinen 
Verpflichtungen  als  Garantiemacht  nachzukommen,  veranlasst 
sehen,  auf  belgisches  Gebiet  einzudringen. 

Rene  Viviani. 


Nr.  123. 

Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Berlin,  den  1.  August  1914. 

Der  britische  Botschafter  ist  von  seiner  Regierung  beauf- 
tragt worden,  bei  der  deutschen  Regierung  den  gleichen  Schritt 
zu  unternehmen,  wie  er  mit  Bezug  auf  Belgiens  Neutralität  bei 
Ihnen  unternommen  wurde. 
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Herr  von  Jagow  hat  ihm  geantwortet,  er  werde  Weisungen 
vom  Kaiser  und  vom  Kanzler  einholen,  doch  bezweifle  er,  dass 
eine  Antwort  erteilt  werden  könne,  denn  Deutschland  könne 
seine  militärischen  Pläne  nicht  auf  diese  Weise  enthüllen.  Der 
britische  Botschafter  wird  morgen  im  Laufe  des  Nachmittags 
nochmals  bei  Herrn  von  Jagow  vorsprechen. 

Jules  Cambon. 


Nr.  124. 

Herr  Barrere,  französischer  Botschafter  in  Rom, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Rom,  den  1.  August  1914. 

Ich  war  heute  morgen  um  8H  Uhr  beim  Marquis  di  San 
Giuliano,  um  von  ihm  genau  zu  erfahren,  welches  die  Haltung 
Italiens  angesichts  der  herausfordernden  Handlungen  Deutsch- 
lands und  der  Folgen,  die  daraus  entstehen  können,  sein  werde. 

Der  Minister  des  Aeussern  antwortete  mir,  er  habe  gestern 
abend  den  Besuch  des  deutschen  Botschafters  erhalten.  Herr 
von  Flotow  soll  ihm  gesagt  haben,  Deutschland  habe  die  russi- 
sche Regierung  aufgefordert,  ihre  Mobilisation  einzustellen,  und 
die  französische  Regierung  um  Aufschluss  ersucht,  was  sie  za 
tun  gedenke;  Deutschland  habe  Frankreich  eine  Frist  von  acht- 
zehn Stunden  und  Russland  eine  Frist  von  zwölf  Stunden  für 
die  Antwort  eingeräumt. 

Herr  von  Flotow  hat  nach  dieser  Mitteilung  die  Frage  ge- 
stellt, welches  die  Absichten  der  italienischen  Regierung  seien. 

Der  Marquis  di  San  Giuliano  hat  geantwortet,  dass  sich  Ita- 
lien am  Kriege  nicht  beteiligen  könne,  da  der  von  Oesterreich 
unternommene  Krieg,  namentlich  im  Hinblick  auf  die  nach  den 
Worten  des  deutschen  Botschafters  möglicherweise  daraus  ent- 
stehenden Folgen,  den  Charakter  eines  Angriffskrieges  habe,  der 
sich  mit  dem  rein  defensiven  Charakter  des  Dreibundes  nicht 
vertrage. 


Barrere. 
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Nr.  125. 


Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  die  Herren  Botschafter  Frankreichs  in  London,  St.  Pe- 
tersburg, Berlin,  Wien,  Rom,  Madrid  und  Konstam 
tinopel. 

Paris,  den  1.  August  1914. 


Der  deutsche  Botschafter  ist  heute  morgen  um  11  Uhr  wie- 
der zu  mir  gekommen.  Nachdem  ich  ihn  an  all  die  Anstreng- 
ungen erinnert  hatte,  die  von  Frankreich  zum  Zwecke  einer 
ehrenhaften  Beilegung  des  österreichisch-serbischen  Konfliktes 
und  des  daraus  zwischen  Oesterreich  und  Russland  entstande- 
nen Zwistes  fortwährend  gemacht  wurden,  setzte  ich  ihn  von 
den  seit  gestern  fortgesetzten  Unterhandlungen  in  Kenntnis  : 

1.  Englischer  Vergleichs  Vorschlag,  der,  unter  anderm,  für 
Russland  die  Einstellung  der  militärischen  Vorbereitungen  vor- 
sieht, unter  der  Bedingung,  dass  die  andern  Mächte  dasselbe 
tun;  Zustimmung  Russlands  zu  diesem  Vorschlag; 

2.  Mitteilungen  der  österreichischen  Regierung,  worin  sie 
erklärt,  sich  weder  in  Serbien  vergrössern,  noch  in  den  Sand- 
schak  eindringen  zu  wollen,  und  sich  bereit  zeigt,  in  London 
mit  den  andern  Mächten  den  Kern  selbst  der  österreichisch- 
ungarischen Frage  zu  erörtern. 

Dem  habe  ich  die  Haltung  Deutschlands  gegenübergestellt, 
das  unter  Aufgabe  jeglicher  Unterhandlung  Russland  in  dem 
Augenblicke,  wo  diese  Macht  die  englische  Formel  angenommen 
hatte  (welche  die  Einstellung  der  militärischen  Vorbereitungen 
aller  Länder,  die  mobilisiert  haben,  einschliesst)  ein  Ultimatum 
stellte  und  die  Abbrechung  der  diplomatischen  Beziehungen  mit 
Frankreich  als  unmittelbar  bevorstehend  betrachtete. 

Freiherr  von  Schoen  antwortete  mir,  er  habe  keine  Kennt- 
nis von  den  Entwicklungen,  die  in  dieser  Frage  seit  vierund- 
zwanzig Stunden  aufgetaucht  seien,  dass  vielleicht  darin  ein 
« Hoffnungsschimmer  » für  eine  Verständigung  zu  erblicken  sei, 
dass  er  keine  neue  Mitteilung  von  seiner  Regierung  erhalten  habe 
und  sich  erkundigen  werde.  Er  beteuerte  neuerdings  die  Auf- 
richtigkeit seines  Wunsches,  seine  Anstrengungen  mit  denjenigen 
Frankreichs  zu  vereinigen  um  eine  Lösung  des  Konfliktes  her- 
beizuführen. Ich  legte  Nachdruck  auf  die  schwere  Verantwor- 
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limg,  die  die  kaiserliche  Regierung  übernehmen  würde,  wenn 
sie  unter  solchen  Umständen  Schritte  täte,  die  nicht  gerechtfer- 
tigt und  solcher  Art  wären,  dass  sie  den  Frieden  auf  unheilbare 
Weise  stören  würden. 

Freiherr  von  Schoen  hat  nicht  mehr  auf  seine  sofortige  Ab- 
reise angespielt  und  mich  auch  nicht  mehr  aufgefordert,  auf 
seine  Frage  betreffend  die  Haltung  Frankreichs  im  Falle  eines 
österreichisch-russischen  Konfliktes  zu  antworten.  Er  be- 
schränkte sich  darauf,  von  sich  aus  zu  sagen,  dass  sie  nicht 
zweifelhaft  sei. 

Es  ist  durchaus  nicht  angezeigt,  die  Möglichkeiten  zu  über- 
treiben, die  sich  aus  meiner  Unterhaltung  mit  dem  deutschen 
Botschafter  ergeben  können,  denn  die  kaiserliche  Regierung  setzt 
ihrerseits  die  gefährlichsten  Vorbereitungen  an  unserer  Grenze 
fort.  Doch  darf  man  sie  nicht  ausser  acht  lassen,  und  wir  dürfen 
nicht  aufhören,  auf  eine  Verständigung  hin  zu  arbeiten.  Frank- 
reich schreitet  seinerseits  zu  allen  militärischen  Massnahmen, 
die  geeignet  sind,  es  gegen  einen  zu  grossen  Vorsprung  der  deut- 
schen militärischen  Vorbereitungen  zu  sichern.  Es  ist  sich  be- 
wusst, dass  seine  Versöhnungs versuche  nur  so  weit  Erfolg  haben 
werden,  als  man  es  bereit  und  entschlossen  finden  wird,  wenn 
der  Kampf  ihm  aufgezwungen  werden  sollte. 

Rene  Viviani. 


Nr.  126. 

Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

London,  den  1.  August  1914. 

Sir  Edward  Grey  hat  sich  mir  gegenüber  geäussert,  im  Mi- 
nisterrate von  heute  morgen  habe  die  Regierung  die  Lage  neuer- 
dings beraten.  Nachdem  Deutschland  von  England  eine  Neutra- 
litätserklärung verlangt,  aber  nicht  erhalten  habe,  behalte  die 
britische  Regierung  ihre  Bewegungsfreiheit  und  diese  könne  in 
verschiedenen  Eventualitäten  zum  Ausdruck  kommen. 

Zunächst  ist  England  an  der  belgischen  Neutralität  sehr 
viel  gelegen.  Frankreich  hat  sich  neuerdings  sofort  verpflichtet, 
sie  zu  achten.  Deutschland  hat  die  Erklärung  abgegeben,  es  sei 
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i nicht  im  stände  zu  antworten  ».  Sir  Ed.  Grey  wird  diese  Ant- 
wort dem  Kabinett  vorlegen  und  die  Ermächtigung  verlangen, 
am  Montag  vor  dem  Unterhause  zu  sagen,  dass  die  britische 
Regierung  eine  Verletzung  der  belgischen  Neutralität  nicht  ge- 
statten  werde. 

Ausserdem  sind  die  englischen  Geschwader  mobilisiert,  und 
Sir  Ed.  Grey  wird  seinen  Kollegen  beantragen,  dass  sie  sich  der 
Durchfahrt  der  deutschen  Geschwader  durch  den  Kanal  oder, 
wenn  diese  bereits  durchgefahren  seien,  jeder  Demonstration 
an  der  französischen  Küste  widersetzen  werden.  Der  iMinister- 
rat  vom  Montag  wird  diese  beiden  Fragen  behandeln;  ich  habe 
dem  ersten  Staatssekretär  bemerkt,  man  solle  sich,  wenn  sich 
unterdessen  irgend  ein  Zwischenfall  ereignen  sollte,  nicht  übei  - 
raschen  lassen  und  es  wäre  angezeigt,  an  eine  rechtzeitige  Inter- 
vention zu  denken. 

Paul  Cambon. 


Nr.  127. 


Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  Paul  Cambon,  französischen  Botschafter  in 
London. 


Paris,  den  1.  August  1914. 


Wir  werden  von  verschiedenen  Seiten  benachrichtigt,  dass 
die  deutsche  und  die  österreichische  Regierung  in  diesem  Augen- 
blicke versuchen,  auf  England  dadurch  Eindruck  zu  machen, 
dass  sie  bei  ihm  den  Glauben  erwecken,  die  Verantwortung  für 
den  Krieg  werde,  wenn  er  ausbreche,  auf  Russland  fallen.  Man 
bemüht  sich,  die  Neutralität  Englands  zu  erlangen,  indem  man 
die  Wahrheit  entstellt. 

Frankreich  hat  nicht  aufgehört,  im  Einverständnis  mit  Eng- 
land in  Petersburg  zur  Mässigkeit  zu  raten;  diese  Ratschläge 
haben  Gehör  gefunden. 

Von  Anfang  an  hat  Herr  Sasonow  einen  Druck  auf  Serbien 
ausgeübt,  damit  es  alle  die  Klauseln  des  Ultimatums  annehme, 
die  mit  seiner  Souveränität  vereinbar  waren. 

Er  hat  sich  alsdann  mit  Oesterreich  in  eine  direkte  Be- 
sprechung eingelassen,  die  ein  erneuter  Beweis  seines  versöhn- 
lichen Geistes  war.  Schliesslich  hat  er  eingewilligt,  es  den  am 
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wenigsten  beteiligten  Mächten  zu  überlassen  Mittel  und  Wege 
zur  Schlichtung  des  Konfliktes  zu  suchen. 

Gemäss  dem  ihm  von  Sir  G.  Buchanan  ausgedrückten  Wun- 
sche hat  Herr  Sasonow  eingewilligt,  die  erste  von  ihm  aufge- 
stellte Formel  abzuändern,  und  eine  zweite  abgefasst,  die  nicht 
wesentlich  von  den  Erklärungen  abweicht,  die  gestern  vom  Gra- 
fen Szecsen  Herrn  de  Margerie  abgegeben  wurden.  Graf  Szecsen 
bestätigt,  Oesterreich  hege  keinerlei  Absicht  auf  Gebietserwer- 
bung und  wolle  die  Souveränität  Serbiens  nicht  antasten.  Er 
fügt  ausdrücklich  bei,  Oesterreich  habe  durchaus  keine  Absich- 
ten auf  den  Sandschak  Novi-Basar. 

Es  könnte  somit  scheinen,  als  wäre  es  ein  Leichtes,  eine 
Einigung  zu  erzielen  zwischen  der  Anregung  des  Sir  Edward 
Grey,  der  Formel  des  Herrn  Sasonow  und  den  Erklärungen 
Oesterreichs. 

Frankreich  ist  entschlossen,  mit  England  bis  ans  Ende  an 
der  Verwirklichung  dieser  Einigung  zu  arbeiten. 

Aber  während  man  unterhandelte  und  Russland  in  der 
Unterhandlung  einen  unbestreitbaren  guten  Willen  zeigte,  ist 
Oesterreich  zuerst  zu  einer  allgemeinen  Mobilisation  geschritten. 

Russland  sah  sich  gezwungen,  es  nachzuahmen,  um  sich 
nicht  in  einem  Zustand  der  Inferiorität  zu  befinden,  aber  es 
blieb  immer  bereit,  zu  unterhandeln. 

Ich  brauche  nicht  zu  wiederholen,  dass  wir,  was  uns  an- 
belangt, fortfahren  werden,  mit  England  am  Erfolge  dieser  Ver- 
handlungen zu  arbeiten. 

Aber  die  Haltung  Deutschlands  hat  uns  in  die  absolute 
Zwangslage  versetzt,  heute  den  Mobilisationsbefehl  zu  erlassen. 

Lange  vor  der  russischen  Mobilisation,  bereits  am  letzten 
Mittwoch,  wie  ich  es  Ihnen  schon  telegraphiert  habe,  hatte 
mir  Herr  von  Schoen  die  bevorstehende  Veröffentlichung  des 
« Kriegsgefahrzustandes  » angekündigt.  Diese  Massregel  ist  von 
Deutschland  ergriffen  worden,  und  es  hat  hinter  dem  Schutze 
dieses  Wandschirmes  sogleich  mit  seiner  eigentlichen  Mobilisa- 
tion begonnen. 

Heute  telegraphierte  Herr  Paleologue,  Graf  von  Pourtales 
habe  die  russische  Regierung  von  der  deutschen  Mobilisation 
in  Kenntnis  gesetzt. 

Dem  Kriegsministerium  zugegangene  Meldungen  bestäti- 
gen, dass  diese  Mobilisation  tatsächlich  in  vollem  Gange  ist. 
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Unser  Mobilisationsbefehl  ist  also  eine  wesentliche  Mass- 
nahme der  Selbsterhaltung.  Die  Regierung  hat  dazu  eine  vom 
Präsidenten  der  Republik  und  von  allen  Ministern  Unterzeich- 
nete Proklamation  erlassen,  in  der  sie  erklärt,  dass  die  Mobi- 
lisation nicht  der  Krieg  ist,  dass  sie  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  für  Frankreich  das  beste  Mittel  für  die  Erhaltung 
des  Friedens  ist,  und  dass  die  Regierung  der  Republik  ihre  Be- 
mühungen verdoppeln  wird,  um  die  Unterhandlungen  zum  Ziele 
ZU  führen. 

Wollen  Sie  alle  diese  Angaben  dringlichst  Sir  Ed.  Grey 
übermitteln  und  ihm  bemerken,  dass  wir  es  uns  beständig  haben 
angelegen  sein  lassen,  keinerlei  Akt  der  Herausforderung  zu  be- 
gehen. 

Ich  bin  überzeugt,  dass  die  öffentliche  Meinung  Englands, 
sollte  der  Krieg  ausbrechen,  deutlich  einsehen  würde,  von  wel- 
cher Seite  der  Angriff  kommt,  und  dass  sie  die  so  schwerwiegen- 
den, von  uns  an  Sir  Ed.  Grey  mitgeteilten  Gründe  begreifen 
vmrde,  die  uns  eine  bewaffnete  Intervention  Englands  im  In- 
teresse des  zukünftigen  europäischen  Gleichgewichtes  fordern 
liessen. 

Rene  Viviani. 


Nr.  128. 

Herr  MoUard,  französischer  Gesandter  in  Luxemburg, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Luxemburg,  den  1.  August  1914. 

Der  Staatsminister  beauftragt  mich,  von  der  französischen 
Regierung  eine  Versicherung  betreffend  die  Neutralität  zu  ver- 
langen, ähnlich  derjenigen,  die  Belgien  gegeben  worden  ist. 
Herr  Eyschen  hat  mir  erklärt,  nachdem  der  französische  Ge- 
sandte in  Brüssel  die  in  Frage  stehende  Erklärung  dem  Minister- 
präsidenten der  belgischen  Regierung  abgegeben  habe,  dürfte 
das  gleiche  Vorgehen  im  gegenwärtigen  Augenblicke  auch  gegen- 
über dem  Grossherzogtum  sehr  wohl  angebracht  sein. 

Deshalb  hat  er  davon  abgesehen,  das  Ansuchen  unmittel- 
bar an  die  Regierung  der  Republik  zu  richten.  Da  die  Abgeord- 
netenkammer am  Montag  Zusammentritt,  wünscht  Hr.  Eyschen, 
an  diesem  Tage  im  Besitze  der  Antwort  zu  sein;  ein  ähnlicher 
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Schritt  wird  gleichzeitig  beim  deutschen  Gesandten  in  Luxem- 
burg unternommen. 

Mollard, 


Nr.  129. 


Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  MoUard,  französischen  Gesandten  in  Luxem- 
burg. 


Paris,  den  1.  August  1914. 


Wollen  Sie  dem  Ministerpräsidenten  erklären,  dass  die  Re- 
gierung der  Republik  gemäss  dem  Londoner  Vertrag  von  1867 
die  Neutralität  des  Grossherzogtums  Luxemburg  zu  achten  ge- 
willt ist,  wie  sie  es  durch  ihre  Haltung  bewiesen  hat. 

Die  Verletzung  dieser  Neutralität  durch  Deutschland  würde 
allerdings  derart  sein,  Frankreich  zu  zwingen,  sich  in  dieser 
Beziehung  künftig  von  der  Sorge  um  seine  Verteidigung  und 
seine  Interessen  leiten  zu  lassen. 

Rene  Viviani. 


Nr.  130. 

Herr  Jules  Cambon,  französischer  Botschafter  in  Berlin, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeiissern. 

Berlin,  den  1.  August  1914. 

In  den  Strassen  Berlins  werden  Extrablätter  mit  der  An- 
kündigung verteilt,  die  allgemeine  Mobilisation  des  Heeres  und 
der  Flotte  sei  angeordnet  und  der  erste  Mobilisationstag  sei 
Sonntag  der  2.  August. 

Jules  Cambon. 


Nr.  131. 

Herr  Eyschen,  Staatsminister  von  Luxemburg, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeiissern. 

Luxemburg,  den  2.  August  1914. 
Ich  habe  die  Ehre,  Eurer  Exzellenz  die  folgenden  Vorgänge 
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zur  Kenntnis  zu  bringen.  Laut  den  der  grossherzoglichen  Regie- 
rung bis  jetzt  zugegangenen  Meldungen  sind  Sonntag  den  2.  Au- 
gust in  aller  Frühe  die  deutschen  Truppen  über  die  Brücken 
von  Wasserbillig  und  Remich  auf  luxemburgisches  Gebiet  ein- 
gedrungen, indem  sie  besonders  die  Richtung  nach  dem  Süden 
des  Landes  und  gegen  die  Stadt  Luxemburg,  die  Hauptstadt  des 
Grossherzogtums,  nahmen;  eine  gewisse  Anzahl  Panzerzüge  mit 
Truppen  und  Munition  sind  auf  der  Eisenbahnlinie  von  Wasser - 
billig  nach  Luxemburg  befördert  worden,  wo  man  deren  An- 
kunft jeden  Augenblick  gewärtig!. 

Diese  Vorfälle  verstossen  offenkundig  gegen  die  durch  den 
Londoner  Vertrag  von  1867  garantierte  Neutralität  des  Gross - 
herzogtums.  Die  luxemburgische  Regierung  hat  nicht  verfehlt, 
bei  den  Vertretern  S.  M.  des  deutschen  Kaisers  in  Luxemburg 
energisch  gegen  diesen  Angriff  zu  protestieren;  ein  gleicher  Pro- 
test wird  sogleich  dem  Staatssekretär  des  auswärtigen  Amts  in 
Berlin  telegraphisch  übermittelt  werden. 

Der  Staatsminister,  Regierungspräsident, 
Eyschen. 


Nr.  132. 

Herr  MoUard,  französischer  Gesandter  in  Luxemburg, 

an  Herrn  Rene  Viuiani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Luxemburg,  den  2.  August  1914. 

Der  Staatsminister  von  Luxemburg,  Herr  Eyschen,  hat  so- 
eben durch  Vermittlung  des  deutschen  Gesandten  in  Luxem- 
burg, Herrn  von  Buch,  ein  Telegramm  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers Bethmann-Hollweg  erhalten,  wonach  die  von  Deutsch- 
land in  Luxemburg  getroffenen  militärischen  Massnahmen  keine 
feindliche  Handlung  gegen  dieses  Land  bedeuten  sollen,  sondern 
einzig  dazu  bestimmt  seien,  den  Betrieb  der  an  das  Reich  ver- 
pachteten Eisenbahnen  gegen  den  allfälligen  Angriff  einer  fran- 
zösischen Armee  zu  sichern.  Luxemburg  soll  für  die  allfälligen 
Schäden  vollständig  entschädigt  werden. 


Mollard. 
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Nr.  133. 

NOTE,  überreicht  vom  deutschen  Botschafter. 

Paris,  den  2.  August  1914. 

Der  deutsche  Botschafter  ist  soeben  beauftragt  worden  und 
beeilt  sich,  dem  Ministerium  des  Aeussern  mitzuteilen,  dass  die 
von  Deutschland  im  Grossherzogtum  Luxemburg  getroffenen 
militärischen  Massnahmen  keinen  Akt  der  Feindseligkeit  bedeu- 
ten. Sie  sollen  als  blosse  Vorbeugungsmassregeln  betrachtet 
werden  zum  Schutze  der  Eisenbahnen,  die  infolge  der  zwischen 
Deutschland  und  dem  Grossherzogtum  Luxemburg  bestehenden 
Verträge  unter  deutscher  Verwaltung  stehen. 

von  Schoen. 


Nr.  134. 

Herr  Paleologue,  französischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 
an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Petersburg,  den  2.  August  1914. 

Der  deutsche  Botschafter  hat  gestern  abend  um  7 Uhr  10 
Hrn.  Sasonow  die  Kriegserklärung  seiner  Regierung  überreicht; 
er  verlässt  heute  Petersburg. 

Der  österreichisch-ungarische  Botschafter  erhielt  keine  Wei- 
sungen seiner  Regierung  für  die  Kriegserklärung. 

Paleologue. 


Nr.  135. 

Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  die  Herren  Vertreter  Frankreichs  im  Auslande. 

Paris,  den  2.  August  1914. 

Der  russische  Botschafter  teilt  mir  mit,  dass  Deutschland 
soeben  Russland  den  Krieg  erklärt  habe  und  zwar  trotz  der 
schwebenden  Unterhandlungen,  und  in  dem  Augenblicke,  wo 
Oesterreich-Ungarn  einwilligte,  mit  den  Mächten  über  den 
eigentlichen  Kern  seines  Konfliktes  mit  Serbien  zu  verhandeln. 

Rene  Viviani. 
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Nr.  136. 


Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  die  Herren  Botschafter  Frankreichs  in  London,  St.  Pe- 
tersburg, Berlin,  Wien,  Rom,  Madrid  und  Konstan- 
tinopel. 

Paris,  den  2.  August  1914. 


Das  französische  Gebiet  wurde  heute  morgen  von  den  deut- 
schen Truppen  in  Cirey  und  bei  Longwy  verletzt.  Sie  marschie- 
ren gegen  die  Festung,  die  den  letztem  Namen  trägt.  Anderseits 
wurde  der  Zollposten  in  Delle  zu  zwei  Malen  durch  Gewehr- 
schüsse angegriffen.  Endlich  haben  die  deutschen  Truppen 
heute  morgen  auch  das  neutrale  Gebiet  Luxemburgs  verletzt. 

Sie  werden  diese  Mitteilungen  unverzüglich  dazu  benutzen, 
um  feststellen  zu  lassen,  wie  die  deutsche  Regierung  ohne  Her- 
ausforderung durch  uns  und  ohne  vorgängige  Kriegserklärung 
gegen  Frankreich  kriegerische  Handlungen  unternimmt,  wäh- 
rend wir  die  Zehnkilometerzone  gewissenhaft  geachtet  haben, 
die  wir  selbst  seit  der  Mobilisation  zwischen  unsern  Truppen 
und  der  Grenze  aufrecht  erhalten  haben. 

Rene  Viviani. 


Nr.  137. 

Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

London,  den  2.  August  1914. 

Nach  Schluss  des  heute  morgen  abgehaltenen  Ministerrates 
gab  mir  Sir  Ed.  Grey  die  nachfolgende  Erklärung  : 

« Ich  bin  zu  der  Abgabe  der  Zusicherung  ermächtigt,  dass 
die  britische  Flotte,  falls  die  deutsche  Flotte  zwecks  kriegerischer 
Unternehmungen  gegen  die  französische  Küste  oder  die  franzö- 
sische Handelsflotte  in  den  Aermelkanal  eindringen  oder  durch 
die  Nordsee  fahren  will,  allen  in  ihrer  Macht  stehenden  Schutz 
gewähren  wird. 

« Diese  Zusicherung  wird  selbstverständlich  unter  dem  Vor- 
behalte gegeben,  dass  die  Politik  der  Regierung  Seiner  Majestät 
vom  Britischen  Parlament  genehmigt  werde,  und  darf  nicht  so 


18G 


ausgelegt  werden,  als  zwinge  sie  Seiner  Majestät  Regierung  zu 
handeln,  bevor  die  obenerwähnte  Möglichkeit  einer  feindseligen 
Handlung  der  deutschen  Flotte  eingetreten  ist.  » 

Indem  er  dann  auf  die  Neutralität  Belgiens  und  diejenige 
Luxemburgs  zu  sprechen  kam,  wies  er  darauf  hin,  dass  das 
Abkommen  vom  Jahre  1867  betreffend  das  Grossherzogtum  sich 
von  dem  auf  Belgien  bezüglichen  Vertrag  unterscheide,  und 
zwar  in  dem  Sinne,  dass  England  gehalten  sei,  auch  ohne  den 
Beistand  der  andern  Garantiemächte  dafür  zu  sorgen,  dass  die- 
ses Abkommen  geachtet  werde,  während  für  Luxemburg  alle 
Garantiemächte  gemeinsam  handeln  müssten. 

Die  Vv^ahrung  der  belgischen  Neutralität  wird  hier  als  so 
wichtig  angesehen,  dass  England  ihre  Verletzung  durch  Deutsch- 
land als  einen  Casus  belli  betrachten  würde.  Es  handelt  sich  da 
um  ein  eigentlich  englisches  Interesse,  und  es  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln, dass  die  britische  Regierung,  getreu  den  Ueberliefe- 
rungen  ihrer  Politik,  es  mit  Entschiedenheit  verfechten  wird, 
selbst  wenn  die  Geschäftswelt,  in  der  der  deutsche  Einfluss  hart- 
näckige Anstrengungen  macht,  es  versuchen  sollte,  einen  Druck 
auszuüben,  um  die  Regierung  zu  verhindern,  gegen  Deutschland 
Stellung  zu  nehmen. 

Paul  Cambon. 


Nr.  138. 


Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  Paul  Cambon,  französischen  Botschafter  in 
London. 


Paris,  den  2.  August  1914. 


Ich  nehme  Vormerk  von  den  Meldungen,  die  in  Ihren  Tele- 
grammen vom  27.,  30.,  31.  Juli  und  1.  August  und  in  demje- 
nigen, das  Sie  mir  heute  geschickt  haben,  enthalten  sind. 

Wenn  ich  der  Kammer  die  Erklärung  zur  Kenntnis  bringen 
werde,  die  Ihnen  Sir  Ed.  Grey  abgegeben  hat  und  deren  Wort- 
laut in  Ihrem  letzten  Telegramm  enthalten  ist,  werde  ich  bei- 
fügen, dass  wir  dadurch  von  Grossbritannien  einen  ersten  Bei- 
stand erhalten  haben,  dessen  Wert  für  uns  kostbar  ist. 

Ich  habe  mir  zudem  vorgenommen,  mitzuteilen,  dass  der 
Beistand,  den  Grossbritannien  Frankreich  zum  Schutze  der 
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französischen  Küsten  oder  der  französischen  Handelsflotte  zu 
leihen  beabsichtigt,  sich  so  gestalten  würde,  dass  unsere  Kriegs- 
marine im  Falle  eines  französisch-deutschen  Konfliktes  von  der 
englischen  Flotte  wie  in  der  Nordsee  und  im  Aermelkanal  so 
auch  im  Atlantischen  • Ozean  unterstützt  würde.  Ich  würde 
ausserdem  bemerken,  dass  die  englischen  Häfen  der  deutschen 
Flotte  nicht  als  Verproviantierungspunkte  dienen  könnten. 

Rene  Viviani. 


Nr.  139. 


Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  Jules  Cambon,  französischen  Botschafter  in 
Berlin. 


Paris,  den  2.  August  1914. 


Da  die  deutschen  Truppen  heute  an  mehreren  Punkten 
unsere  Ostgrenze  verletzt  haben,  bitte  ich  Sie,  unverzüglich  bei 
der  deutschen  Regierung  schriftlich  Einspruch  zu  erheben.  Wol- 
len Sie  sich  dabei  von  der  folgenden  Note  leiten  lassen,  die  ich 
wegen  der  Unsicherheit  der  Verkehrsmittel  zwischen  Paris  und 
Berlin  direkt  an  den  deutschen  Botschafter  gerichtet  habe  : 

« Die  französischen  Verwaltungs-  und  Militärbehörden  des 
östlichen  Grenzgebietes  haben  soeben  mehrere  Vorfälle  gemel- 
det, die  der  kaiserlichen  Regierung  zur  Kenntnis  zu  bringen  ich 
den  Botschafter  der  Republik  in  Berlin  beauftragt  habe. 

« Der  eine  hat  sich  in  Delle,  im  Grenzgebiet  von  Beifort,  er- 
eignet. Unter  zwei  Malen  war  der  in  dieser  Ortschaft  stehende 
französische  Zollposten  das  Ziel  von  Gewehrfeuer  einer  Abtei- 
lung deutscher  Soldaten.  Im  Norden  von  Delle  haben  am  heuti- 
gen Morgen  zwei  deutsche  Patrouillen  vom  5.  Jägerregiment  zu 
Pferd  die  Grenze  überschritten  und  sind  mehr  als  10  Kilometer 
weit  von  der  Grenze  bis  zu  den  Dörfern  Joncherey  und  Baron 
vorgedrungen.  Der  Offizier,  der  die  erste  befehligte,  hat  einen 
französischen  Soldaten  erschossen.  Die  deutschen  Reiter  haben 
Pferde  weggenommen,  die  der  französische  Gemeindevorsteher 
von  Suarce  eben  zusammenbringen  wollte,  und  die  Einwohner 
der  Gemeinde  gezwungen,  die  genannten  Pferde  zu  führen. 

« Der  Botschafter  der  Republik  in  Berlin  ist  beauftragt  wor- 
den, bei  der  kaiserlichen  Regierung  in  aller  Form  gegen  Vor- 
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kommnisse  Einspruch  zu  erheben,  die  eine  ausgeprägte  Grenz- 
verletzung durch  bewaffnete  deutsche  Truppen  darstellen,  und 
die  bei  der  gegenwärtigen  Lage  durch  nichts  gerechtfertigt  wer- 
den. Die  Regierung  der  Republik  kann  nur  der  kaiserlichen 
Regierung  die  volle  Verantwortung  für  diese  Handlungen  über- 
lassen. » 

Rene  Viviani. 


Nr.  140. 

Herr  Marcelin  Pellet,  französischer  Gesandter  im  Haag, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Haag,  den  3.  August  1914. 

Der  deutsche  Gesandte  hat  sich  gestern  zum  Minister  des 
Aeussern  begeben,  um  ihm  die  Notwendigkeit  zu  erklären,  in 
der  sich  Deutschland,  wie  er  sagte,  befunden  habe,  die  Neutrali- 
tät Luxemburgs  zu  verletzen,  indem  er  beifügte,  er  werde  ihm 
heute  eine  weitere  Mitteilung  zu  machen  haben.  In  der  Tat  hat 
er  heute  morgen  gemeldet,  deutsche  Truppen  seien  in  Belgien 
einmarschiert,  um,  wie  er  sagte,  eine  Besetzung  dieses  Landes 
durch  Frankreich  zu  verhindern. 

Pellet. 


Nr.  141. 

Herr  Klobukowski,  französischer  Gesandter  in  Brüssel, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Brüssel,  den  3.  August  1914. 

Der  deutsche  Gesandte  hat  gestern  abend  der  belgischen 
Regierung  ein  Ultimatum  überreicht,  in  dem  gesagt  ist  : da  seine 
Regierung  vernommen  habe,  dass  die  Franzosen  sich  zu  Ope- 
rationen in  den  Gebieten  von  Givet  und  Namur  vorbereiteten, 
sehe  sie  sich  gezwungen,  Massregeln  zu  ergreifen,  deren  erste 
die  sei,  die  belgische  Regierung  einzuladen,  sie  binnen  sieben 
Stunden  wissen  zu  lassen,  ob  sie  geneigt  sei,  ihr  in  Belgien  die 
militärischen  Operationen  gegen  Frankreich  zu  erleichtern.  Im 
Falle  der  Weigerung  würden  die  Waffen  entscheiden. 
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Die  königliche  Regierung  hat  geantwortet,  dass  die  Mit- 
teilungen über  die  französischen  Bewegungen  ihr  im  Hinblick 
auf  die  ausdrücklichen  Zusicherungen,  die  Frankreich  erst  ganz 
kürzlich  gegeben  habe,  ungenau  erschienen;  dass  Belgien,  das 
seit  seiner  Gründung  sich  sehr  bemüht  hat,  den  Schutz  seiner 
Würde  und  seiner  Interessen  zu  sichern  und  alle  seine  An- 
strengungen der  friedlichen  Entwicklung  des  Fortschrittes  ge- 
widmet hat,  nachdrücklich  gegen  jede  Verletzung  seines  Gebietes 
protestiere,  woher  sie  auch  komme,  und  dass  es,  wenn  dieser 
Fall  eintreten  sollte,  seine  Neutralität,  die  von  den  Mächten  und 
namentlich  vom  König  von  Preussen  gewährleistet  ist,  energisch 
werde  zu  verteidigen  wissen. 

Klohukowski. 


Nr.  142. 

Herr  Klohukowski,  französischer  Gesandter  in  Brüssel, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Brüssel,  den  3.  August  1914. 

Auf  die  dem  Minister  des  Aeussern  von  mir  gegebene  Ver- 
sicherung, dass  Frankreich,  wenn  Belgien  wegen  der  Verletzung 
seiner  Neutralität  durch  Deutschland  die  Garantie  der  Mächte 
anrufen  sollte,  diesem  Rufe  sofort  Folge  leisten  würde,  hat  mir 
dieser  geantwortet  : 

« Recht  herzlich  danken  wir  der  französischen  Regierung 
für  die  allfällige  Hilfe,  die  sie  uns  anbieten  könnte,  aber  unter 
den  gegenwärtigen  Umständen  nehmen  wir  die  Garantie  der 
Mächte  nicht  in  Anspruch.  Die  königliche  Regierung  wird  spä- 
ter erwägen,  was  zu  tun  sein  wird.  » 

Klohukowski. 


Nr.  143. 

Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Bene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

London,  den  3.  August  1914. 

Sir  Ed.  Grey  hat  mich  ermächtigt,  Ihnen  mitzuteilen,  Sie 
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könnten  dem  Parlamente  eröffnen,  er  werde  dem  Unterhavise 
über  die  gegenwärtige  Haltung  der  britischen  Regierung  Erklä- 
rungen abgeben,  deren  hauptsächlichste  die  folgende  sein  werde  : 

« Falls  das  deutsche  Geschwader  den  Kanal  durchqueren 
oder  die  Nordsee  hinauf  fahren  sollte,  um  die  britischen  Inseln 
zu  umfahren,  in  der  Absicht,  die  französischen  Küsten  oder  die 
französische  Kriegsflotte  anzugreifen  und  die  französische  Han- 
delsflotte zu  beunruhigen,  so  würde  das  englische  Geschwader 
eingreifen,  um  der  französischen  Marine  seinen  vollen  Schutz 
angedeihen  zu  lassen,  so  dass  von  diesem  Augenblicke  an  Engr 
land  und  Deutschland  sich  im  Kriegszustände  befinden  würden.  » 

Sir  Ed.  Grey  hat  mich  darauf  hingewiesen,  dass  die  Er- 
wähnung eines  Vorgehens  durch  die  Nordsee  hinauf  den  Schutz 
gegen  eine  Unternehmung  im  Atlantischen  Ozean  in  sich 
schliesse. 

Die  Erklärung  betreffend  das  Eingreifen  der  englischen 
Flotte  soll  für  die  englische  Regierung  als  bindend  betrachtet 
werden.  Sir  Ed.  Grey  hat  mich  dessen  versichert  und  beigefügt, 
dass  die  französische  Regierung  dadurch  in  der  Lage  sei,  den 
Kammern  davon  Kenntnis  zu  geben. 

Bei  meiner  Rückkehr  auf  die  Botschaft  habe  ich  Kenntnis 
erhalten  von  Ihrer  telephonischen  Mitteilung  über  das  an  Bel- 
gien gerichtete  deutsche  Ultimatum.  Ich  habe  sogleich  Sir  Ed. 
Grey  davon  Mitteilung  gemacht. 

Paul  Cambon. 


Nr.  144. 

Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

London,  den  3.  August  1914. 

In  dem  Augenblick,  als  sich  Sir  Ed.  Grey  heute  morgen  an- 
schickte, in  den  Ministerrat  zu  gehen,  kam  mein  deutscher  Kol- 
lege, der  ihn  schon  gestern  gesehen  hatte,  zu  ihm,  und  bat  ihn 
inständig,  ihm  zu  erklären,  dass  Englands  Neutralität  nicht  von 
der  Achtung  der  belgischen  Neutralität  abhänge.  Sir  Ed.  Grey 
hat  jede  Unterhaltung  über  diesen  Gegenstand  abgelehnt. 

Der  deutsche  Botschafter  hat  an  die  Presse  eine  Mitteilung 
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gerichtet,  die  aussagt,  dass  Deutschland  auf  jegliche  Unterneh- 
mung zur  See  verzichten  und  sich  der  belgischen  Küsten  als 
Stützpunkte  nicht  bedienen  werde,  wenn  England  neutral  bleibe. 
Ich  lasse  antworten,  dass  die  Achtung  der  Küsten  nicht  die  Ach- 
tung der  Neutralität  des  Landgebietes  bedeute,  und  dass  das 
deutsche  Ultimatum  bereits  einer  Verletzung  dieser  Neutralität 
gleichkomme. 

Paul  Cambon. 


Nr.  145. 

Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

London,  den  3.  August  1914. 

Sir  E.  Grey  hat  die  Erklärung  betreffend  die  Intervention 
der  englischen  Flotte  ausgesprochen;  er  hat  in  Würdigung  der 
Ereignisse  die  Erklärung,  die  er  über  die  belgische  Neutralität 
zu  machen  beabsichtigt  hatte,  präzisiert;  und  das  Vorlesen  eines 
Schreibens  des  Königs  Albert,  der  um  die  englische  Unterstützung 
bittet,  hat  die  Versammlung  lebhaft  bewegt. 

Die  Kammer  wird  heute  abend  über  die  geforderten  Kredite 
abstimmen;  von  jetzt  an  ist  ihre  Unterstützung  für  die  Politik 
der  Regierung  gewonnen,  und  sie  folgt  der  öffentlichen  Meinung, 
die  sich  mehr  und  mehr  zu  unsern  Gunsten  ausspricht. 

Paul  Cambon. 


Nr.  146. 


Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 

an  Herrn  Paul  Cambon,  französischen  Botschafter  in 
London. 


Paris,  den  3.  August  1914. 


Ich  vernehme,  der  deutsche  Botschafter  habe  im  Foreign 
Office  erklärt,  gestern  morgen  hätten  achtzig  französische  Offi- 
ziere in  preussischer  Uniform  versucht,  in  zwölf  Automobilen 
bei  Walbeck  im  Westen  von  Geldern  die  deutsche  Grenze  zu 
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überschreiten,  und  dies  stelle  eine  sehr  ernsthafte  Verletzung  der 
Neutralität  durch  Frankreich  dar. 

Wollen  Sie  unverzüglich  diese  rein  auf  Erfindung  beruhende 
Nachricht  widerrufen  und  das  Foreign  Office  auf  den  Feldzug 
mit  falschen  Nachrichten,  welchen  Deutschland  zu  inszenieren 
beginnt,  aufmerksam  zu  machen. 

Rene  Viviani, 


Nr.  147. 

Schreiben,  vom  deutschen  Botschafter  in  seiner  Abschieds- 
audienz am  3.  August  191 A,  abends  6 Uhr  A5,  überreicht  an 
Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsident,  Minister  des  Aeussern. 

Herr  Präsident, 

Die  deutschen  Verwaltungs-  und  Militärbehörden  haben 
eine  Reihe  von  ausgesprochen  feindseligen  Handlungen  festge- 
stellt, die  von  französischen  Militärfliegern  auf  deutschem  Ge- 
biete begangen  wurden.  Mehrere  dieser  Flieger  haben  offen- 
kundig die  belgische  Neutralität  verletzt,  indem  sie  belgisches 
Gebiet  überflogen;  der  eine  versuchte,  Bauten  bei  Wesel  zu  zer- 
stören, andere  wurden  über  dem  Eiffelgebiet  gesichtet,  ein  drit- 
ter hat  bei  Karlsruhe  und  Nürnberg  Bomben  auf  die  Eisenbahn 
geworfen. 

Ich  bin  beauftragt  und  habe  die  Ehre,  Ew.  Exzellenz  mit- 
zuteilen, dass  angesichts  dieser  Angriffe  das  deutsche  Reich  sich 
mit  Frankreich  im  Kriegszustand  betrachtet  und  dies  auf  Grund 
des  Verhaltens  dieser  letztem  Macht. 

Gleichzeitig  habe  ich  die  Ehre,  Ew.  Exzellenz  zur  Kenntnis 
zu  bringen,  dass  die  deutschen  Behörden  die  französischen  Han- 
delsschiffe in  deutschen  Häfen  ziirückbehalten,  sie  jedoch  frei- 
geben werden,  wenn  innert  48  Stunden  volle  Reziprozität  zuge- 
sichert wird. 

Da  meine  diplomatische  Mission  hiermit  beendigt  ist,  er- 
übrigt mir  nur  noch,  Ew.  Exzellenz  zu  bitten,  mir  meine  Pässe 
zuzustellen  und  die  von  ihr  als  nützlich  erachteten  Massnahmen 
zu  treffen,  um  mir  und  meinem  Botschaftspersonal,  sowie  dem 
Personal  der  bayrischen  Gesandtschaft  und  des  deutschen  Gene- 
ralkonsulats in  Paris  die  Rückkehr  nach  Deutschland  zu  sichern. 
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Genehmigen  Sie,  Herr  Präsident,  die  Versicherung  meiner 
vorzüglichen  Hochachtung. 

gez.  Schoen. 


Nr.  148. 

Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  die  Herren  Vertreter  Frankreichs  im  Auslande. 

Paris,  den  3.  August  1914. 

Der  deutsche  Botschafter  hat  seine  Pässe  verlangt  und  reist’ 
heute  abend  mit  dem  Personal  der  Botschaft  und  des  deutschen 
Generalkonsulates,  sowie  mit  dem  der  bayrischen  Gesandtschaft 
ab.  Freiherr  von  Schoen  hat  vorgeschützt,  die  deutschen  Ver- 
waltungs-  und  Militärbehörden  hätten  feindselige  Handlungen 
festgestellt,  die  auf  deutschem  Boden  durch  französische  Flieger 
begangen  worden  seien.  Diese  werden  beschuldigt,  das  Gebiet 
des  deutschen  Reichs  überflogen  und  Bomben  geworfen  zu  ha- 
ben. Der  Botschafter  fügte  bei,  Flieger  hätten  auch  die  Neu- 
tralität Belgiens  verletzt,  indem  sie  dessen  Gebiet  überflogen. 
« Angesichts  dieser  Angriffe  »,  sagt  das  Schreiben  des  Herrn 
von  Schoen,  « betrachtet  sich  das  deutsche  Reich  als  mit  Frank- 
reich im  Kriegszustand  befindlich,  auf  Grund  des  Verhaltens 
dieser  letzteren  Macht.  » 

Ich  habe  diese  unrichtigen  Behauptungen  des  Botschafters 
in  aller  Form  bestritten  und  meinerseits  daran  erinnert,  dass  ich 
schon  gestern  an  ihn  eine  Note  gerichtet  habe,  um  gegen  die 
ausgesprochenen  französischen  Grenzverletzungen  Einspruch  zu 
erheben,  die  seit  zwei  Tagen  durch  deutsche  Truppenabteilungen 
begangen  worden  seien. 

Rene  Viviani. 


Nr.  149. 

Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  Jules  Cambon,  französischen  Botschafter  in 
Berlin. 

(Den  Vertretern  Frankreichs  im  Ausland  mitgeteiltes  Telegramm.) 

Paris,  den  3.  August  1914. 

Ich  lade  Sie  ein,  Ihre  Pässe  zu  verlangen  und  mit  dem  Bot- 
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schaftspersonal  unverzüglich  Berlin  zu  verlassen,  indem  Sie  den 
Schutz  der  französischen  Interessen  und  die  Verwahrung  des 
Archivs  dem  spanischen  Botschafter  übertragen.  Ich  ersuche 
Sie,  gleichzeitig  schriftlich  Verwahrung  einzulegen  gegen  die 
Verletzung  der  luxemburgischen  Neutralität  durch  die  deutschen 
Truppen,  die  durch  den  luxemburgischen  Ministerpräsidenten 
gemeldet  worden  ist;  gegen  das  vom  deutschen  Gesandten  in 
Brüssel  an  die  belgische  Regierung  gerichtete  Ultimatum,  das  ihr 
die  Verletzung  der  belgischen  Neutralität  zumutet  und  von  ihr 
die  Erleichterung  der  militärischen  Operationen  gegen  Frank- 
reich auf  belgischem  Gebiete  verlangt;  endlich  gegen  die  falsche 
Behauptung  über  das  Bestehen  eines  angeblichen  Einfallplanes 
der  französischen  Armeen  in  diese  beiden  Länder,  womit  der 
erwähnte  Gesandte  den  Kriegszustand  zu  rechtfertigen  versucht 
hat,  der  nach  seiner  Erklärung  von  nun  an  zwischen  Deutsch- 
land und  Frankreich  bestehe. 

Rene  Viviani. 


Nr.  150. 

Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  Herrn  AUize,  französischen  Gesandten  in  München. 

Paris,  den  3.  August  1914. 

Wollen  Sie  der  Königlich  Bayerischen  Regierung  mitteilen, 
dass  Sie  die  Weisung  erhalten  haben,  Ihre  Haltung  nach  der- 
jenigen des  Botschafters  der  Republik  in  Berlin  zu  richten  und 
München  zu  verlassen. 

Rene  Viviani. 


Nr.  151. 

Herr  Rene  Viviani,  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aeussern, 
an  die  Herren  Vertreter  Frankreichs  in  London,  St.  Pe~ 
tersburg,  Wien,  Rom,  Madrid,  Bern,  Konstantinopel, 
im  Haag,  in  Kopenhagen,  Christiania,  Stockholm, 
Bukarest,  Athen  und  Belgrad. 

Paris,  den  3.  August  1914. 

Ich  erfahre  aus  amtlicher  belgischer  Quelle,  dass  die  deut- 
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sehen  Truppen  das  belgische  Gebiet  bei  Gemmerich  in  der  Ge- 
gend von  Verviers  verletzt  haben. 

Rene  Viviani. 


Nr.  152. 

Herr  Klobukowski,  französischer  Gesandter  in  Brüssel, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Brüssel,  den  4.  August  1914. 

Der  Kabinettschef  des  Ministeriums  des  Aeussern  übergibt 
mir  ein  Schreiben  in  welchem  « die  königliche  Regierung  ihren 
festen  Entschluss  erklärt,  mit  allen  in  ihrer  Macht  liegenden 
Mitteln  dem  deutschen  Angriffe  Widerstand  zu  leisten.  Belgien 
ruft  die  Hilfe  Englands,  Frankreichs  und  Russlands  an,  damit 
sie  als  Gewährsmächte  bei  der  Verteidigung  seines  Gebietes  mit- 
wirken. 

« Es  würde  eine  verabredete  und  gemeinsame  Aktion  statt- 
finden mit  dem  Ziele,  den  von  Deutschland  gegen  Belgien  an- 
gewandten Gewaltmassregeln  zu  widerstehen  und  zugleich  die 
Aiifrechterhaltung  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzlichkeit 
Belgiens  für  die  Zukunft  zu  gewährleisten. 

« Belgien  ist  glücklich,  erklären  zu  können,  dass  es  die 
V^erteidigung  der  Festungen  sichern  wird.  » 

Klobukowski. 


Nr.  153. 

Herr  Paul  Cambon,  französischer  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

London,  den  4.  August  1914. 

Sir  Ed.  Grey  hat  mich  soeben  zu  sich  gebeten,  um  mir  zu 
sapn,  der  Ministerpräsident  werde  heute  im  Unterhause  er- 
klären, dass  Deutschland  aufgefordert  worden  sei,  sein  Ultima- 
tum an  Belgien  zurückzuziehen  und  England  heute  abend  vor 
Mitternacht  Antwort  zu  geben. 


Paul  Cambon. 
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Nr.  154. 

Herr  Klobukowski,  französischer  Gesandter  in  Brüssel 

an  Herrn  Rene  Viviani,  Ministerpräsidenten  und  Minister 
des  Aeussern. 

Brüssel,  den  4.  August  1914. 

Der  deutsche  Gesandte  benachrichtigt  heute  morgen  das 
belgische  Ministerium  des  Aeussern,  dass  sich  die  kaiserliche 
Regierung  infolge  der  Weigerung  der  belgischen  Regierung  ge- 
nötigt sehe,  die  gegenüber  den  französischen  Drohungen  uner- 
lässlichen Sicherheitsmassnahmen  mit  Waffengewalt  durchzu- 
führen. 

Klobukowski. 


Nr.  155. 

Herr  Bapst,  französischer  Gesandter  in  Kopenhagen, 
an  Herrn  Doumergue,  Minister  des  Aeussern. 

Kopenhagen,  den  6.  August  1914. 

Der  französische  Botschafter  in  Berlin  bittet  mich,  Ew.  Ex- 
zellenz das  folgende  Telegramm  zu  übermitteln  : 

Ich  bin  durch  die  deutsche  Regierung  nach  Dänemark  be- 
fördert worden  und  komme  soeben  in  Kopenhagen  an.  Das 
ganze  Personal  der  Botschaft  und  der  Geschäftsträger  Russ- 
lands in  Darmstadt  mit  seiner  Familie  begleiteten  mich.  Man 
ist  uns  gegenüber  derart  verfahren,  dass  ich  es  für  nützlich  er- 
achte, Ew.  Exzellenz  darüber  telegraphisch  einen  vollständigen 
Bericht  zu  erstatten. 

Als  ich  Montag  morgen,  den  3.  August,  Ihren  Weisungen 
entsprechend  an  Herrn  von  Jagow  einen  Protest  gegen  die 
durch  deutsche  Truppen  auf  französischem  Boden  begangenen 
Angriffstätlichkeiten  gerichtet  hatte,  stattete  mir  der  Staats- 
sekretär einen  Besuch  ab.  Herr  von  Jagow  kam,  um  sich  über 
Angriffstätlichkeiten  zu  beklagen,  die  nach  seiner  Behauptung 
in  Deutschland,  namentlich  in  Nürnberg  und  Koblenz,  durch 
französische  Flieger  begangen  worden  seien,  welche,  v*de  er 
sagte,  « aus  Belgien  gekommen  wären  ».  — Ich  antwortete,  ich 
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hätte  nicht  die  geringsten  Angaben  über  die  Geschehnisse,  die 
er  hervorheben  wolle,  deren  Un Wahrscheinlichkeit  mir  aber 
augenfällig  scheine;  ich  fragte  ihn  meinerseits,  ob  er  Kenntnis 
genommen  habe  von  der  Note,  die  ich  wegen  der  Einfälle  von 
Abteilungen  der  deutschen  Armee  in  unser  Gebiet  an  ihn  ge- 
richtet habe.  — Da  der  Staatssekretär  mir  sagte,  er  habe  diese 
Note  noch  nicht  gelesen,  gab  ich  ihm  Kenntnis  davon.  Ich 
lenkte  seine  Aufmerksamkeit  auf  die  Tat  eines  Offiziers,  der 
eine  dieser  Abteilungen  befehligte,  bis  zu  dem  10  Kilometei 
innerhalb  unsrer  Grenze  gelegenen  Dorfe  Joncherey  vorgedrun- 
gen  war  und  einen  französischen  Soldaten,  dem  er  begegnete, 
erschossen  hatte.  Nachdem  ich  diese  Tat  gekennzeichnet  hatte, 
fügte  ich  bei  : « Sie  werden  anerkennen,  dass  diese  Tat  keines- 
v^egs  mit  einem  Fluge  über  fremdes  Gebiet  verglichen  werden 
kann,  der  von  Privatpersonen  ausgeführt  worden  ist,  die  von 
jenem  die  Aviatiker  auszeichnenden  Geiste  der  persönlichen 
Tapferkeit  erfüllt  sind. 

« Eine  Angriff shandlung,  die  auf  dem  Boden  eines  Nach- 
bars durch  reguläre,  von  Offizieren  geführte  Truppenabteilungen 
begangen  wird,  zeigt  einen  ganz  andern  Ernst.  » 

Herr  von  Jagow  erklärte  mir,  die  Vorfälle,  von  denen  ich 
ihm  sprach,  seien  ihm  nicht  bekannt,  und  sagte  zum  Schlüsse, 
es  sei  schwierig,  ihr  Vorkommen  zu  verhindern,  wenn  zwei  von 
den  Gefühlen,  die  unsere  Truppen  beseelten,  durchdrungene 
Heere  auf  beiden  Seiten  der  Grenze  einander  gegenüberstünden. 

In  diesem  Augenblicke  stiessen  die  auf  dem  Pariserplatze 
vor  der  Botschaft  angesammelten  Leute,  die  wir  durch  das 
halbgeöffnete  Fenster  meines  Arbeitszimmers  beobachteten, 
Rufe  gegen  Frankreich  aus.  Ich  fragte  den  Staatssekretär,  wann 
dies  alles  enden  würde. 

« Die  Regierung  hat  noch  keine  Entscheidung  getroffen 
antwortete  mir  Herr  von  Jagow.  « Wahrscheinlich  wird  Herr 
von  Schoen  heute  Weisung  erhalten,  seine  Pässe  zu  verlangen, 
und  alsdann  werden  Sie  die  Ihrigen  erhalten.  » — Der  Staats- 
sekretär versicherte  mir  übrigens,  ich  brauche  über  meine  Ab- 
reise nicht  besorgt  zu  sein  und  sowohl  mir  als  meinem  Personal 
gegenüber  würden  alle  Gebote  der  Schicklichkeit  beobachtet 
werden.  Wir  sollten  uns  nicht  mehr  sehen,  und  wir  verabschie- 
deten uns  von  einander,  nach  einer  Unterhaltung,  die  höflich 
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gewesen  war  und  mich  nicht  voraussehen  lassen  konnte,  was 
mich  erwartete. 

Bevor  ich  mich  von  Herrn  von  Jagow  verabschiedete,  hatte 
ich  ihm  den  Wunsch  ausgedrückt,  dem  Reichskanzler  einen  per- 
sönlichen Besuch  zu  machen,  da  dies  das  letztemal  sein  würde, 
dass  ich  Gelegenheit  hätte,  ihn  zu  sehen. 

Herr  von  Jagow  antwortete  mir,  dass  er  mich  nicht  ver- 
anlassen möchte,  diese  Absicht  auszuführen;  denn  diese  Zu- 
sammenkunft würde  zu  nichts  dienen  und  könnte  nur  pein- 
lich sein. 

Um  6 Uhr  abend  brachte  mir  Herr  von  Lang  wer  th  meine 
Pässe.  Er  weigerte  sich  im  Namen  seiner  Regierung,  dem  von 
mir  ausgesprochenen  Wunsche  zu  willfahren,  über  Holland 
oder  Belgien  reisen  zu  dürfen.  Er  schlug  mir  vor,  entwed^ 
über  Kopenhagen  — obschon  er  mir  nicht  versichern  konnte, 
dass  die  Ueberfahrt  über  das  jMeer  frei  sei  — oder  über  Kon- 
stanz durch  die  Schweiz  zu  reisen. 

Ich  nahm  diesen  letztem  Weg  an;  da  Herr  von  Langwerth 
mich  gebeten  hatte,  sobald  als  möglich  abzureisen,  wurde  ver- 
einbart, dass  ich  die  Botschaft  am  folgenden  Tage,  Dienstag 
den  4.  August,  abend  10  Uhr,  verlassen  würde  und  zwar  in  An- 
betracht der  Notwendigkeit,  in  der  ich  mich  befand,  mich  mit 
dem  spanischen  Botschafter  zu  verständigen,  der  unsere  Inter- 
essen an  die  Hand  nimmt. 

Um  7 Uhr,  eine  Stunde  nach  dem  Weggang  des  Herrn 
von  Lang  wer  th,  kam  Herr  von  Lancken,  ehemaliger  Botschafts- 
rat in  Paris,  um  mir  im  Aufträge  des  Auswärtigen  Amts  zu  mel- 
den, ich  möchte  mein  Botschaftspersonal  einladen,  nicht  mehr 
im  Restaurant  zu  speisen.  Diese  Weisung  war  so  streng,  dass 
ich  am  folgenden  Tag,  am  Dienstag,  meine  Zuflucht  zu  der 
Wilhelmstrasse  nehmen  musste,  damit  das  Hotel  Bristol  uns 
unsere  Mahlzeiten  in  die  Botschaft  sandte. 

Gleichen  Abends  um  11  Uhr  erschien  Herr  von  Langwerth 
wieder,  um  mir  mitzuteilen,  seine  Regierung  verweigere  mir  die 
Rückkehr  durch  die  Schweiz,  unter  dem  Vorwand,  dass  drei 
Tage  und  drei  Nächte  nötig  wären,  um  mich  nach  Konstanz  zu 
führen.  Er  kündigte  mir  an,  ich  würde  über  Wien  geführt 
werden.  Ich  stimmte  dieser  Aenderiing  nur  unter  Vorbehalt 
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bei  und  schrieb  in  der  Nacht  Herrn  von  Langwerth  den  folgen- 
den Brief  : 

« Berlin,  den  3.  August  1914. 

« Herr  Baron, 

« Ich  denke  über  die  Reiseroute  nach,  von  der  Sie  mir  heute 
abend  bei  Ihrem  Besuche  gesprochen  haben,  um  meine  Rück- 
kehr in  mein  Vaterland  zu  ermöglichen.  Sie  schlagen  mir  vor, 
über  Wien  zu  reisen.  Ich  sehe  mich  aber  der  Möglichkeit  aus- 
gesetzt, in  dieser  Stadt  zurückgehalten  zu  werden,  wenn  auch 
nicht  durch  Befehl  der  österreichischen  Regierung,  so  doch 
durch  die  Umstände  ihrer  Mobilisation,  die  ihr  für  den  Verkehr 
der  Züge  Schwierigkeiten  schafft,  die  denen  in  Deutschland  ent- 
sprechen. 

« Unter  diesen  Umständen  glaube  ich  von  der  deutschen 
Regierung  die  ehren  wörtliche  Versicherung  fordern  zu  müssen, 
dass  die  österreichische  Regierung  mich  nach  der  Schweiz  be- 
fördern werde,  und  dass  die  schweizerische  Regierung  weder 
mir,  noch  den  mich  begleitenden  Personen  ihre  Grenze  ver- 
schliessen  werde,  die,  wie  mir  eben  gesagt  wird,  für  Fremde 
geschlossen  ist. 

« Ich  kann  also  den  Vorschlag,  den  Sie  mir  gemacht  haben, 
nur  annehmen,  wenn  ich  die  verlangten  Zusicherungen  habe, 
und  wenn  ich  versichert  werde,  dass  ich  nicht  einige  Monate 
ausserhalb  meines  Landes  festgehalten  werde. 

Jules  Cambon.  » 

In  Beantwortung  dieses  Briefes  gab  mir  am  folgenden 
Morgen,  Dienstag  den  4.  August,  Herr  von  Langwerth  die 
schriftliche  Zusicherung,  dass  die  österreichischen  und  die 
schweizerischen  Behörden  die  nötigen  Mitteilungen  erhalten 
hätten. 

Zu  gleicher  Zeit  verhaftete  man  in  seiner  Wohnung,  als  er 
noch  zu  Bette  lag,  den  Attache  des  Berliner  Konsulats,  Herrn 
Miladowski,  sowie  auch  andere  Franzosen.  Herr  Miladowski, 
für  den  ein  diplomatischer  Pass  verlangt  worden  war,  konnte 
nach  vier  Stunden  wieder  freigelassen  werden. 

Ich  bereitete  mich  zur  Abreise  nach  Wien  vor,  als  Herr 
von  Langwerth  um  4 Uhr  45  wieder  erschien,  um  mir  zu  melden, 
dass  ich  mit  den  mich  begleitenden  Personen  um  10  Uhr  würde 
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abreisen  müssen,  aber  dass  ich  nach  Dänemark  geführt  werden 
würde.  Vor  diese  neue  Forderung  gestellt,  fragte  ich,  ob  man 
mich,  wenn  ich  sie  nicht  annähme,  auf  eine  Festung  verbringen 
würde.  Herr  von  Langwerth  antwortete  mir  einfach,  er  werde 
in  einer  halben  Stunde  wiederkommen,  um  die  Antwort  zu 
holen.  Ich  v^^ollte  der  deutschen  Regierung  keinen  Anlass  geben, 
zu  behaupten,  ich  hätte  mich  geweigert,  Deutschland  zu  ver- 
lassen. Als  Herr  von  Langwerth  zurückkam,  erklärte  ich  ihm 
also,  ich  würde  mich  dem  mir  gegebenen  Befehle  fügen,  aber 
« ich  lege  dagegen  Verwahrung  ein  ». 

Sogleich  schrieb  ich  an  Herrn  von  Jagow  den  Brief,  dessen 
Abschrift  folgt  : 

« Berlin,  den  4.  August  1914. 

« Herr  Staatssekretär, 

« Ew.  Exzellenz  hatte  mir  zu  wiederholten  Malen  gesagt, 
die  kaiserliche  Regierung  werde  mir  nach  den  Gebräuchen  der 
internationalen  Höflichkeit  die  Rückkehr  in  mein  Vaterland  er- 
leichtern und  alle  Mittel  zur  Verfügung  stellen,  rasch  dorthin 
zu  gelangen. 

« Gestern  jedoch  hat  mich  Freiherr  von  Langwerth,  nach- 
dem er  mir  die  Fahrt  nach  Holland  und  Belgien  verweigert 
hatte,  unterrichtet,  ich  würde  über  Konstanz  nach  der  Schweiz 
fahren.  In  der  Nacht  ist  mir  gemeldet  worden,  ich  würde  nach 
Oesterreich  gesandt  werden,  einem  Lande,  das  im  gegenwärtigen 
Kriege  an  Deutschlands  Seite  kämpft.  Da  ich  Oesterreichs  Ab- 
sichten mir  gegenüber,  bin  ich  doch  auf  seinem  Boden  bloss 
ein  gewöhnlicher  Bürger,  nicht  kannte,  habe  ich  Freiherrn 
von  Langwerth  geschrieben,  ich  verlange  von  der  kaiserlichen 
Regierung  die  Zusicherung,  dass  die  k.  k.  österreichischen  Be- 
hörden mir  alle  Erleichterungen  zur  Fortsetzung  meines  Reise- 
weges gewähren  würden,  und  dass  sich  mir  die  Schweiz  nicht 
verschliessen  würde.  Herr  von  Langwerth  hatte  die  Freundlich- 
keit, mir  schriftlich  zu  antworten,  dass  ich  einer  leichten  Reise 
versichert  sein  dürfte,  und  dass  die  österreichischen  Behörden 
alles  Nötige  tun  würden. 

« Es  ist  gegen  5 Uhr,  und  soeben  hat  Freiherr  von  Lang- 
werth  mir  mitgeiteilt,  ich  würde  nach  Dänemark  geführt  wer- 
den. Anbetrachts  der  Ereignisse  bin  ich  nicht  sicher,  ein  Schiff 
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zu  finden,  das  mich  nach  England  bringen  wird,  und  diese 
Ueberlegung  ist  es,  die  mich  diesen  Vorschlag  im  Einverständ- 
nis mit  Herrn  von  Langwerth  hatte  ablehnen  lassen. 

« In  Wirklichkeit  lässt  man  mir  keine  Freiheit  und  behan- 
delt mich  fast  wie  einen  Gefangenen.  Ich  bin  gezwungen,  mich 
zu  unterwerfen,  da  ich  kein  Mittel  besitze,  um  zu  erreichen, 
dass  man  mir  gegenüber  den  Vorschriften  der  internationalen 
Höflichkeit  Rechnung  trage,  aber  ich  lege  Wert  darauf,  bei  Ew. 
Exzellenz  Verwahrung  einziilegen  gegen  die  Art  und  Weise,  mit 
der  man  mich  behandelt. 

Jules  Cambon.  » 

Während  man  meinen  Brief  hintrug,  wurde  ich  benach- 
richtigt, die  Reise  werde  nicht  auf  direktem  Wege,  sondern  über 
die  Linie  von  Schleswig  stattfinden.  Um  10  Uhr  abend  verliess 
ich  mit  meinem  Personal  die  Botschaft,  inmitten  eines  grossen 
Polizeiaufgebotes  zu  Fuss  und  zu  Pferde. 

Am  Bahnhofe  bildete  ein  untergeordneter  Beamter  des 
Auswärtigen  Amts  die  einzige  Vertretung  dieser  Verwaltung. 

Die  Reise  vollzog  sich  mit  äusserster  Langsamkeit.  Wir 
haben  mehr  als  24  Stunden  gebraucht,  um  die  Grenze  zu  er- 
reichen. Es  schien,  als  ob  man  auf  jeder  Station  auf  Befehle 
zur  Wiederabfahrt  wartete.  Ich  war  begleitet  von  Major  von 
Rheinbaben  vom  Alexanderregiment  der  Garde  und  einem  Poli- 
zeibeamten. In  der  Umgebung  des  Kieler  Kanals  haben  Soldaten 
unsere  Wagen  überflutet.  Man  hat  die  Wagenfenster  schliessen 
und  die  Vorhänge  herunterziehen  lassen;  jeder  von  uns  musste 
sich  abgesondert  in  seinem  Abteil  aufhalten,  und  es  war  uns 
verboten,  aufzustehen  oder  das  Gepäck  zu  berühren.  Im  Wagen- 
gang stand  vor  der  offen  gehaltenen  Türe  eines  jeden  Abteils 
ein  Soldat,  den  Revolver  in  der  Faust  und  den  Finger  am  Abzug. 
Der  russische  Geschäftsträger,  die  Frauen,  die  Kinder,  jeder- 
mann wurde  der  gleichen  Behandlung  unterworfen. 

Auf  der  letzten  deutschen  Station  kam,  gegen  11  Uhr  abend, 
Major  von  Rheinbaben  zu  uns,  um  sich  zu  verabschieden.  Ich 
übergab  ihm  für  Herrn  von  Jagow  den  folgenden  Brief  : 

« Mittwoch  abend  den  5.  August  1914. 

« Herr  Staatssekretär, 

« Ich  habe  gestern,  bevor  ich  Berlin  verliess,  mich  schrift- 


202 


lieh  bei  Ew.  Exzellenz  verwahrt  gegen  die  aufeinanderfolgenden 
Aenderungen  der  Fahrrichtung,  die  mir  von  der  kaiserlichen 
Regierung  auferlegt  wurden,  um  Deutschland  zu  verlassen. 

« Als  heute  der  Zug,  der  mich  wegführte,  über  den  Kieler 
Kanal  fuhr,  wollte  man  unser  ganzes  Gepäck  untersuchen,  als 
ob  wir  irgend  ein  Zerstörungswerkzeug  verbergen  könnten. 
Dank  dem  Dazwischentreten  des  Majors  von  Rheinbaben  blieb 
uns  diese  Schande  erspart. 

« Aber  man  tat  mehr. 

« Man  hat  einen  jeden  von  uns  gezwungen,  in  seinem  Abteil 
zu  bleiben,  dessen  Fenster  geschlossen  und  dessen  Vorhänge 
heruntergezogen  waren.  Während  dieser  Zeit  stand  in  den 
Wagengängen  vor  der  Türe  eines  jeden  Abteils  ein  Soldat  jedem 
von  uns  gegenüber,  den  Revolver  in  der  Hand,  den  Finger  am 
Abzug,  und  dies  während  beinahe  einer  halben  Stunde. 

« Ich  glaube  mich  gegen  diese  Gewaltandrohung  gegenüber 
dem  Botschafter  der  Republik  und  dem  Botschaftspersonal  ver- 
wahren zu  müssen;  es  sind  dies  Gewalttätigkeiten,  die  nichts 
mich  auch  nur  hätte  ahnen  lassen  können.  Ich  hatte  die  Ehre, 
Ew.  Exzellenz  gestern  zu  schreiben,  ich  würde  fast  wie  ein  Ge- 
fangener behandelt.  Heute  bin  ich  wie  ein  gefährlicher  Gefan- 
gener behandelt  worden.  Ich  muss  bemerken,  dass  im  Verlauf 
der  Reise,  die  von  Berlin  bis  nach  Dänemark  vierundzwanzig 
Stunden  in  Anspruch  genommen  hat,  keine  einzige  Mahlzeit 
zubereitet  noch  angeboten  worden  ist,  weder  mir,  noch  den 
Personen,  die  mit  mir  bis  zur  Grenze  gebracht  worden  sind. 

Jules  Cambon.  » 

Ich  glaubte,  alles  wäre  nun  überstanden,  als  bald  darauf, 
ein  wenig  verlegen,  Major  von  Rheinbaben  kam,  um  mir 
zu  verkünden,  der  Zug  würde  nicht  bis  zur  dänischen  Grenze 
weiterfahren,  wenn  ich  nicht  den  Preis  für  diesen  Zug  bezahlte. 
Ich  gab  meinem  Erstaunen  Ausdruck,  dass  man  mich  nicht  in 
Berlin  zu  dessen  Bezahlung  verhalten  habe,  und  dass  man  mir 
jedenfalls  vorher  nichts  davon  gesagt  habe.  Ich  schlug  vor,  mit 
einer  Anweisung  auf  eine  der  grössten  Berliner  Banken  zu  be- 
zahlen; diese  Erleichterung  wurde  mir  nicht  gewährt.  Unter 
der  Mitwirkung  meiner  Reisegefährten  konnte  ich  die  Summe, 
die  sofort  von  mir  verlangt  war  und  sich  auf  3611  Mark  75  Pfg., 
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d.  h.  nach  dem  gegenwärtigen  Kurse  auf  zirka  5000  Franken 
belief,  in  Gold  aufbringen.  *) 

Nach  diesem  letzten  Zwischenfalle  glaubte  ich  Herrn  von 
Rheinbaben  um  sein  Wort  als  Offizier  und  Edelmann  bitten 
zu  müssen,  dass  man  mich  nun  bis  an  die  dänische  Grenze 
führen  werde.  Er  gab  es  mir,  und  ich  verlangte,  dass  der  Poli- 
zeimann, der  bei  uns  war,  uns  begleite. 

So  kamen  wir  auf  der  ersten  dänischen  Station  an,  wo  die 
dänische  Regierung  einen  Zug  hatte  bereitstellen  lassen,  um  uns 
nach  Kopenhagen  zu  führen. 

Man  versichert  mir,  dass  mein  englischer  Kollege  und  der 
belgische  Gesandte  direkt  nach  Holland  abgereist  seien,  obschon 
sie  Berlin  nach  mir  verlassen  haben.  Ich  bin  betroffen  von  die- 
sem Unterschied  in  der  Behandlung.  Und  da  es  in  Dänemark 
und  Norwegen  in  diesem  Augenblicke  von  Spionen  wimmelt, 
befürchtet  man,  wenn  es  mir  gelingt,  mich  nach  Norwegen  ein- 
ziischiffen,  ich  könnte  mit  den  Offizieren,  die  mich  begleiten, 
auf  dem  Meere  festgenommen  werden. 

Ich  will  diese  Depesche  nicht  beenden,  ohne  Ew.  Exzellenz 
Kunde  zu  geben  von  der  Hingebung  und  Tatkraft,  die  das  ge- 
samte Personal  der  Botschaft  während  der  Dauer  dieser  Krise 
unaufhörlich  bewiesen  hat;  ich  würde  mich  glücklich  schätzen, 
wenn  seinen  der  Regierung  der  Republik  bei  dieser  Gelegenheit 
erwiesenen  Diensten  Rechnung  getragen  werden  könnte,  insbe- 
sondere denjenigen  der  Botschaftssekretäre,  sowie  denen  des 
Militärattaches  und  des  Marineattaches. 

Jules  Cambon. 


Nr.  156. 

Herr  Mollard,  französischer  Gesandter  in  Luxemburg, 
an  Herrn  Doumergue,  Minister  des  Aeussern. 

Paris,  den  4.  August  1914. 

Der  Staatsminister  ist  Dienstag  den  4.  August,  morgen  gegen 
halb  9 Uhr,  auf  die  Gesandtschaft  gekommen,  um  mir  anzu- 

*)  Nachträglich  ist  der  auf  diese  Weise  von  Hrn.  Jules  Cambon  ver- 
langte Betrag  der  spanischen  Botschaft  in  Berlin  ausbezahlt  worden» 
um  der  französischen  Botschaft  zurückerstattet  zu  werden. 
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zeigen,  dass  die  deutschen  Militärbehörden  meine  Abreise  ver- 
langten. Auf  meine  Antwort,  dass  ich  nur  der  Gewalt  weichen 
würde,  sagte  Herr  Eyschen  mir,  er  kenne  meine  diesbezüglichen 
Gefühle,  und  gerade  deswegen  sei  er  selbst  gekommen,  um  mir 
diese  Mitteilung  zu  machen,  die  ihm  sehr  leid  täte;  denn  wirk- 
lich vor  der  Gewalt  zu  weichen,  bäte  er  mich.  Er  fügte  hei, 
er  werde  mir  dafür  den  schriftlichen  Beweis  erbringen. 

Ich  verbarg  Herrn  Eyschen  die  Betrübnis  und  die  Unruhe 
darüber  nicht,  meine  Landsleute  ohne  Schutz  zu  lassen,  und  ich 
bat  ihn,  gütigst  diese  Aufgabe  übernehmen  zu  wollen,  was  er 
zusagte. 

Im  Augenblicke  der  Abreise  übergab  er  mir  den  beiliegen- 
den Brief  (Beilage  I),  der  die  Antwort  der  luxemburgischen  Re- 
gierung auf  die  Erklärung  darstellt,  die  ich  tags  vorher,  am 
Abend,  nach  den  telegraphischen  Weisungen  des  Herrn  Viviani 
abgegeben  hatte. 

Um  10  Uhr  kam  der  Staatsminister  neuerdings  auf“  die  Ge- 
sandtschaft und  überliess  mir,  mit  einem  Begleitwort  von  ihm, 
eine  beglaubigte  Abschrift  des  Briefes,  den  der  deutsche  Ge- 
sandte mit  Bezug  auf  meine  Abreise  aus  Luxemburg  an  ihn 
gerichtet  hatte.  (Beilagen  H und  HL) 

Er  sagte  mir  auch,  er  habe  Herrn  von  Buch  bekannt  gege- 
ben, die  luxemburgische  Regierung  würde  mit  dem  Schutz  der 
Franzosen  und  mit  der  Obhut  über  die  Gesandtschaft  und  die 
Kanzlei  beauftragt  werden.  Diese  Mitteilung  schien  meinem 
deutschen  Kollegen  nicht  zu  gefallen;  er  riet  Herrn  Eyschen, 
bei  mir  anzuregen,  diese  Sorge  dem  belgischen  Gesandten  an- 
zuvertrauen. Ich  erläuterte  dem  Staatsminister,  dass  die  Lage 
ganz  eigen  sei.  Da  ich  bei  Ihrer  kgl.  Hoheit  der  Grossherzogin 
beglaubigt  sei  und  mein  Land  sich  mit  Luxemburg  nicht  im 
Kriegszustände  befinde,  sei  es  unter  diesen  Umständen  ganz  an- 
gezeigt, dass  die  luxemburgische  Regierung  den  Schutz  meiner 
Landsleute  zusichere.  Herr  Eyschen  gab  nach  und  übernahm 
von  neuem  den  Auftrag,  den  ich  ihm  anvertraute. 

Der  Staatsminister  bat  mich  dann  gütigst,  ohne  Aufsehen 
zu  erregen  abzureisen,  um  öffentliche  Kundgebungen  zu  ver- 
hüten, die,  wie  er  mir  sagte,  nicht  verfehlen  würden,  Gegen- 
massregeln  der  deutschen  Militärbehörden  gegenüber  den  Fran- 
zosen hervorzurufen.  Ich  erwiderte  ihm,  dass  ich  der  Sicher- 
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heit  meiner  Landsleute  zu  grossen  Wert  beimesse,  um  sie  aufs 
Spiel  zu  setzen,  und  dass  er  nichts  zu  befürchten  brauche. 

Meine  Abreise,  die  man  möglichst  bald  verlangte,  wurde  auf 
2 Uhr  festgesetzt;  man  kam  auch  überein,  dass  ich  in  meinem 
Automobil  abreisen  würde.  Bezüglich  des  Passierscheines  sagte 
mir  Herr  Eyschen,  der  deutsche  Gesandte  sei  eben  im  deutschen 
Hauptquartier,  um  ihn  auszuwirken,  und  er  werde  dafür  sorgen, 
dass  er  mir  innerhalb  nützlicher  Frist  zugestellt  werde. 

Um  2 Uhr  15  kam  der  Herr  Staatsminister,  begleitet  von 
Herrn  Regierungsrat  Henrion,  um  von  mir  Abscliied  zu  nehmen 
und  die  Schlüssel  der  Gesandtschaft  und  diejenigen  der  Kanzlei 
zu  empfangen. 

Er  gab  mir  bekannt,  dass  Befehle  für  meine  freie  Durch- 
fahrt erteilt  worden  seien,  und  dass  ich  Arlon  auf  der  Merle-, 
Marners-  und  Arlonstrasse  erreichen  müsse.  Er  fügte  bei,  auf 
der  Merlestrasse  werde  mich  ein  deutscher  Offizier  erwarten, 
um  meinem  Wagen  voranzufahren. 

Ich  verliess  darauf  die  Gesandtschaft  und  begab  mich  auf 
dem  festgesetzten  Wege  nach  Arlon;  aber  ich  begegnete  nie- 
mandem. 

Ew.  Exzellenz  werden  beigefügt  (Beilage  IV)  den  Wort- 
laut des  Briefes  finden,  den  ich  dem  Herrn  Staatsminister  über- 
reichte, bevor  ich  meinen  Posten  verliess. 

Mollard. 


Beilage  I. 

Herr  Eyschen,  Staats  minist  er  und  Regierungspräsident, 

an  Herrn  Mollard,  ausserordentlichen  Gesandten  und  be^ 
vollmächtigten  Minister  Frankreichs  in  Luxemburg. 

Luxemburg,  den  4.  August  1914. 

Herr  Minister, 

Durch  Ihre  mündliche  Mitteilung  von  gestern  abend  haben 
Ew.  Exzellenz  die  grosse  Gefälligkeit  gehabt,  mir  zur  Kenntnis 
zu  bringen,  dass  die  Regierung  der  Republik  entsprechend  dem 
Londoner  Vertrage  von  1867  beabsichtigte,  die  Neutralität  des 
Giossherzogtums  Luxemburg  zu  achten,  wie  sie  dies  auch  durch 
ihre  Haltung  gezeigt  habe,  dass  aber  die  V^erletzung  dieser  Neu- 
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tralität  durch  Deutschland  Frankreich  nötige,  sich  von  nun  an 
in  dieser  Beziehung  von  der  Sorge  für  seine  Verteidigung  und 
seine  Interessen  leiten  zu  lassen. 

Sie  werden  mir  gestatten,  Herr  Minister,  festzustellen,  dass 
die  Entscheidung  der  Regierung  der  Republik  nur  auf  der  Tat 
einer  dritten  Macht  fusst,  für  die  wahrlich  das  Grossherzogtum 
nicht  verantwortlich  ist. 

Die  Rechte  Luxemburgs  müssen  also  unberührt  bleiben. 

Das  deutsche  Reich  hat  ausdrücklich  erklärt,  dass  seine  Ab- 
sichten nur  auf  eine  zeitlich  beschränkte  Besetzung  Luxemburgs 
gerichtet  seien. 

Ich  will  daher,  Herr  Minister,  gerne  annehmen,  es  werde 
der  Regierung  der  Republik  nicht  schwer, fallen,  mit  mir  fest- 
zustellen, dass  das  Grossherzogtum  zu  allen  Zeiten  und  unter 
allen  Umständen,  nach  allen  Richtungen  hin,  die  Verpflichtungen 
vollkommen  und  redlich  erfüllt  hat,  die  ihm  kraft  des  1867er 
Vertrages  zufielen. 

Genehmigen  Sie,  u.  s.  w. 

Der  Staatsminister  und  Regierungspräsident, 
Eyschen, 


Beilage  K. 

Begleitschreiben  des  Herrn  Eyschen,  Staatsministers  und  Re- 
gierungspräsidenten, 

an  Herrn  MoUard,  französischen  Gesandten  in  Luxem- 
burg. 

Herr  Minister, 

Soeben  musste  ich  Ihnen  zu  meinem  lebhaften  Bedauern 
die  Absichten  des  Generals  von  Fuchs  über  Ihren  Aufenthalt 
in  Luxemburg  zur  Kenntnis  bringen. 

Wie  ich  mich  beehrte.  Ihnen  zu  sagen,  hatte  ich  eine  schrift- 
liche Feststellung  der  diesbezüglich  von  der  Militärbehörde  ge- 
fassten Entscheidung  verlangt. 

Beiliegend  die  Abschrift  eines  Briefes,  den  ich  soeben  vom 
deutschen  Gesandten  erhalten  habe. 

Es  ist  mir  versichert  worden,  dass  man  bei  der  Ausführung 
der  Massnahme  nicht  verfehlen  werde,  Ihnen  gegenüber  alle 
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Ihrer  Eigenschaft  und  Ihrer  Person  zukommenden  Rücksichten 
zu  wahren. 

Empfangen  Sie  den  wiederholten  Ausdruck  meines  Bedau- 
erns und  meiner  vorzüglichen  Hochachtung. 

Eyschen. 


Beilage  HI. 

Seiner  Exzellenz,  dem  Staalsminister  Herrn  Dr.  Eyschen, 
Exzellenz, 

Ich  habe  die  Ehre,  Sie  entsprechend  den  Weisungen  Seiner 
Exzellenz  des  Herrn  Generals  Fuchs  zu  bitten,  gefälligst  den 
französischen  Gesandten,  Herrn  Mollard,  einzuladen,  sobald  als 
möglich  Luxemburg  zu  verlassen  und  sich  nach  Frankreich  zu 
begeben;  sonst  würden  sich  die  deutschen  Militärbehörden  in 
die  peinliche  Notwendigkeit  versetzt  sehen,  Herrn  Mollard  unter 
die  Aufsicht  einer  militärischen  Bedeckung  zu  stellen  und  im 
äussersten  Falle  zu  seiner  Verhaftung  zu  schreiten. 

Genehmigen  Sie,  Exzellenz,  auch  bei  dieser  Gelegenheit  die 
Versicherung  meiner  vollkommenen  Hochachtung. 

von  Buch. 


Beilage  IV. 

Herr  Mollard,  französischer  Gesandter  in  Luxemburg, 

an  S.  Exz.  Hrn.  Eyschen,  Staatsminister  und  Regierungs- 
Präsident  von  Luxemburg. 

Luxemburg,  den  4.  August  1914. 

Herr  Minister, 

Ich  habe  soeben  Ihre  Mitteilung  erhalten  und  beuge  mich 
vor  der  Gewalt. 

Bevor  ich  Luxemburg  verlasse,  habe  ich  die  Pflicht,  mich 
mit  dem  Schicksal  und  der  Sicherheit  meiner  Landsleute  zu 
befassen.  Da  ich  den  Geist  der  Gerechtigkeit  und  der  Billigkeit 
der  luxemburgischen  Regierung  kenne,  habe  ich  die  Ehre,  Ew. 
Exzellenz  zu  bitten,  sie  unter  Ihren  hohen  Schutz  zu  nehmen 
und  über  ihr  Leben  und  ihre  Habe  zu  wachen. 

Ich  möchte  Ew.  Exzellenz  ebenfalls  bitten,  die  Bewachung 
des  Gesandtschaftsgebäudes  und  der  Kanzleiräume  zu  sichern. 


208 


Ich  würde  Ew.  Exzellenz  sehr  zu  Dank  verpflichtet  sein, 
wenn  Sie  Ihrer  kgl.  Hoheit  der  Grossherzogin  die  Versicherung 
meiner  tiefen  Ehrerbietung  und  gleichzeitig  alle  meine  Entschul- 
digungen, dass  ich  sie  Ihr  nicht  persönlich  darbringen  konnte, 
aiissprechen  wollten. 

Indem  ich  Ihnen,  Herr  Minister,  alle  die  Zeichen  der  Zu- 
neigung verdanke,  die  Sie  mir  zu  teil  werden  Hessen,  bitte  ich 
Sie,  neuerdings  die  Versicherung  meiner  Hochachtung  zu  ge- 
nehmigen. 

Armand  Mollard. 


Nr.  157. 

Mitteilung  der  französischen  Regierung  an  die  Vertreter 
der  Mächte  in  Paris. 

Nachdem  die  kaiserlich  deutsche  Regierung  ihre  Streitkräfte 
die  Grenze  hat  überschreiten  und  sich  auf  französischem  Ge- 
biete verschiedene  Handlungen  des  Mordes  und  der  Plünderung 
hat  hingeben  lassen;  nachdem  sie  unter  Missachtung  der  Be- 
stimmungen der  Londoner  Uebereinkunft  vom  11.  Mai  1867 
und  der  V.  Haager  Uebereinkunft  vom  18.  Oktober  1907  über 
die  Rechte  und  Pflichten  der  kriegführenden  Mächte  und  Per- 
sonen im  Falle  des  Landkrieges  (Artikel  I und  H),  von  Ueber- 
einkünften,  die  sie  unterzeichnet  hat,  die  Neutralität  des  Gross- 
herzogtums gewaltsam  verletzt  hat;  nachdem  sie  an  die  könig- 
lich belgische  Regierung  ein  Ultimatum  gerichtet  hat,  um  unter 
Verletzung  der  ebenfalls  von  ihr  Unterzeichneten  Verträge  vom 
19.  April  1839  und  der  obgenannten  Haager  Uebereinkunft  den 
Durchmarsch  der  deutschen  Streitkräfte  durch  belgisches  Ge- 
biet zu  fordern, 

Hat  sie  am  3.  August  1914  um  6 Uhr  45  abend  Frankreich 
den  Krieg  erklärt. 

Unter  diesen  Umständen  sieht  sich  die  Regierung  der  Re- 
publik gezwungen,  ihrerseits  ebenfalls  zur  Waffengewalt  zu 
greifen. 

Sie  hat  daher  die  Ehre,  mit  Gegenwärtigem  der  Regierung 
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von mitzuteilen,  dass  seit  dem  3.  August  1914  um  6 Uhr 

45  abend  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  der  Kriegs- 
zustand besteht. 

Die  Regierung  der  Republik  verwahrt  sich  bei  allen  zivi- 
lisierten Ländern  und  besonders  bei  den  Signatarregierungen 
der  obenerwähnten  Uebereinkünfte  und  Verträge,  gegen  Deutsch- 
lands Verletzung  seiner  internationalen  Verpflichtungen ; sie 
macht  alle  Vorbehalte  hinsichtlich  der  Wiedervergeltungsmass- 
regeln,  zu  deren  Ausführung  sie  sich  veranlasst  sehen  könnte 
gegenüber  einem  Feinde,  der  sich  so  wenig  um  ein  gegebenes 
Wort  kümmert. 

Die  Regierung  der  Republik  beabsichtigt,  die  Grundsätze 
des  Völkerrechts  zu  achten,  und  wird  sich  während  der  Dauer 
der  Feindseligkeiten  und  unter  Vorbehalt  der  Gegenseitigkeit  an 
die  Bestimmungen  der  von  Frankreich  Unterzeichneten  inter- 
nationalen Abkommen  über  das  Kriegsrecht  zu  Lande  und  zu 
Wasser  halten. 

Die  vorliegende  Mitteilung,  die  gemäss  Artikel  2 des  III. 
Haager  Abkommens  vom  18.  Oktober  1907  betreffend  die  Er- 
öffnung der  Feindseligkeiten,  ausgefertigt  ist,  wird über- 

geben. 

Paris,  den  4.  August  1914,  um  2 Uhr  nachmittags. 


Nr.  158. 

Botschaft  des  Herrn  Poincare,  Präsidenten  der  französischen 
Republik,  verlesen  bei  der  ausserordentlichen  Sitzung  des 
Parlamentes,  am  4.  August  1914^. 

(Journal  officiel  vom  5.  August  1914.) 

(Die  Kammer  hat  sich  von  ihren  Sitzen  erhoben  und  hört  stehend 
die  Verlesung  der  Botschaft  an.) 

Meine  Herren, 

Frankreich  ist  soeben  das  Ziel  eines  brutalen  und  vorbe- 
dachten Angriffes  geworden,  der  eine  unverschämte  Verletzung 
des  Völkerrechts  bedeutet.  Bevor  uns  eine  Kriegserklärung  über- 
reicht  worden  wäre,  ja  noch  bevor  der  deutsche  Botschaftor 
seine  Pässe  verlangt  hätte,  ist  französisches  Gebiet  verletzt  wor- 
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den.  Erst  gestern  abend  hat  nachträglich  das  deutsche  Reich 
einem  von  ihm  bereits  heraufbeschworenen  Tatbestand  seinen 
wirklichen  Namen  gegeben. 

Seit  mehr  als  vierzig  Jahren  haben  die  Franzosen  mit  auf- 
richtiger Friedensliebe  den  Wunsch  nach  loyaler  und  recht- 
mässiger Genugtuung  zurückgedrängt. 

Sie  haben  der  Welt  das  Beispiel  einer  grossen  Nation  gege- 
ben, welche  endgültig  von  der  Niederlage  erholt  durch  Willens- 
kraft, durch  Ausdauer  und  durch  Arbeit,  von  ihrer  erneuten 
und  verjüngten  Stärke  nur  im  Interesse  des  Fortschrittes  und 
des  Wohles  der  Menschheit  Gebrauch  gemacht  hat. 

Seit  der  Eröffnung  einer  drohenden  Krise  für  ganz  Europa 
durch  das  Ultimatum  Oesterreichs  hat  sich  Frankreich  dafür 
verwandt,  überall  eine  Politik  der  Vorsicht,  der  Weisheit  und 
der  Mässigung  zu  verfolgen  und  zu  empfehlen. 

Man  kann  Frankreich  keine  Handlung,  kein  Wort  Vorhal- 
ten, das  nicht  friedlich  und  versöhnlich  war. 

Jetzt,  zur  Zeit  der  ersten  Kämpfe,  darf  Frankreich  sich 
feierlich  darauf  berufen,  dass  es  bis  zum  letzten  Augenblick 
die  äussersten  Anstrengungen  machte,  um  den  Krieg  zu  be- 
schwören, der  nun  ausgebrochen  ist  und  für  welchen  das 
deutsche  Reich  vor  der  Geschichte  die  erdrückende  Verantwor- 
tung tragen  wird.  (Einstimmiger  und  wiederholter  Beifall.) 

Ja  einen  Tag,  nachdem  unsere  Verbündeten  und  wir  öffent- 
lich die  Hoffnung  geäussert  hatten,  dass  die  unter  den  Auspizien 
des  Londoner  Kabinetts  eingeleiteten  Verhandlungen  einen  fried- 
lichen Fortgang  haben  möchten,  erklärte  Deutschland  Russland 
plötzlich  den  Krieg.  Es  überschwemmte  das  Gebiet  von  Luxem- 
burg. Es  stellte  verhöhnende  und  beleidigende  Anforderungen 
an  die  edle  belgische  Nation  (lebhafter,  einstimmiger  Beifall), 
unsere  Nachbarin  und  unsere  Freundin,  und  es  hat  versucht, 
uns  in  verräterischer  Weise,  während  noch  diplomatische  Ver- 
handlungen im  Gange  waren,  zu  überrumpeln.  (Neuer,  einstim- 
miger und  wiederholter  Beifall.) 

Aber  Frankreich  war  auf  der  Hut.  Ebenso  vorsehend  wie 
friedlich,  hatte  es  sich  vorbereitet,  und  unsere  Feinde  werden 
auf  ihrem  Wege  unsern  tapfern  Bedeckungstruppen  begegnen, 
welche  an  der  Grenze  Wacht  halten  und  unter  deren  Schutz 
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sich  die  Mobilisierung  unserer  gesamten  Streit  kraft  methodisch 
vor  sich  gehen  wird. 

Unsere  schöne  und  heldenmütige  Armee,  bei  der  heute 
Frankreichs  Gedenken  in  mütterlicher  Sorge  weilt  (lebhafter 
Beifall),  hat  sich  in  heiliger  Begeisterung  erhoben,  um  die  Ehre 
unserer  Fahnen  und  den  Boden  des  Vaterlandes  zu  verteidigen. 
(Einstimmiger  und  wiederholter  Beifall) 

Der  Präsident  der  Republik,  im  Namen  des  ganzen  Landes, 
versichert  unsern  Truppen  zu  Wasser  und  zu  Lande,  der  Be- 
wunderung und  des  Vertrauens  der  gesamten  Nation.  (Lebhaf- 
ter, wiederholter  Beifall.) 

Die  Nation,  von  einem  Geiste  brüderlich  beseelt,  wird  ihre 
Kaltblütigkeit  bewahren,  für  die  sie  seit  Ausbruch  , der  Krisis 
täglich  Beweise  gab.  Wie  immer  wird  Frankreich  es  verstehen, 
den  grossmütigsten  und  den  hehrsten  Enthusiasmus  mit  jener 
Selbstbeherrschung  zu  vereinen,  die  ein  Beweis  ist  für  dauernde 
Willenskraft  und  die  beste  Gewähr  bietet  für  den  Sieg.  (Beifall.) 

Mit  dem  nunmehr  beginnenden  Kriege  wird  Frankreich 
auf  seiner  Seite  das  Recht  haben,  dessen  ewig  moralische  Kraft 
weder  Völker  noch  Einzelpersonen  nicht  ungestraft  missachten 
können.  (Lebhafter,  anhaltender  Beifall.) 

Es  wird  heldenhaft  verteidigt  werden  von  allen  seinen  Söh- 
nen, deren  Jieilige  Einheit  vor  dem  Feinde  durch  nichts  ge- 
brochen werden  wird,  und  die  brüderlich  versammelt  sind  in 
einer  gemeinsamen  Empörung  gegen  den  Angreifer  und  in  einer 
gemeinsamen  Treue  zum  Vaterlande.  (Lebhafter,  andauernder 
Beifall  und  Zwischenrufe  : « Es  lebe  Frankreich  ! » ) 

Treulich  unterstützt  von  dem  verbündeten  Russland  (an- 
haltender, einstimmiger  Beifall)  und  sekundiert  durch  die  loyale 
Freundschaft  Englands  (anhaltender,  einstimmiger  Beifall),  sieht 
Frankreich  bereits  aus  allen  Seiten  der  zivilisierten  Welt  die 
Sympathie  und  Wünsche  ihm  Zuströmen,  denn  es  vertritt  heute 
wieder  einmal  vor  der  Allgemeinheit  die  Freiheit,  die  Gerechtig- 
keit und  die  Vernunft.  (Lebhafter,  wiederholter  Beifall.) 

Empor  die  Herzen  ! Es  lebe  Frankreich  ! (Einstimmiger, 
anhaltender  Beifall.) 


Raymond  Poincare. 
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Nr.  159. 

Rede  des  Herrn  Ministerpräsidenten  Rene  Viviani,  gehalten  in 
der  Deputiert enkammer  am  4.  August  19H. 

(Journal  officiel  vom  5.  August  1914.) 

Herr  Ministerpräsident  Rene  Viviani  : Meine  Herren,  der 
deutsche  Botschafter  hat  gestern  Paris  verlassen,  nachdem  er 
uns  den  Kriegszustand  angekündigt  hatte. 

Die  Regierung  schuldet  dem  Parlamente  den  wahrheits- 
getreuen Bericht  über  die  Begebenheiten,  die  in  weniger  als 
zehn  Tagen  den  europäischen  Krieg  entfesselt  und  das  fried- 
liebende und  starke  Frankreich  gezwungen  haben,  seine  Grenze 
gegen  einen  Ueberfall  zu  verteidigen,  dessen  wohlberechnete 
Plötzlichkeit  die  gehässige  Ungerechtigkeit  hervorhebt. 

Dieser  Ueberfall,  den  nichts  zu  entschuldigen  vermag  und 
der  begonnen  bat,  bevor  ihn  eine  Kriegserklärung  uns  angekün- 
digt hatte,  ist  der  letzte  Akt  eines  Planes,  von  dessen  Ursache 
und  Zweck  ich  vor  unsrer  Demokratie  und  vor  der  zivilisierten 
Meinung  zeugen  werde. 

Im  Anschluss  an  das  abscheuliche  Verbrechen,  das  dem 
Erzherzog-Thronfolger  und  der  Herzogin  von  Hohenberg  das 
Leben  gekostet  hat,  sind  zwischen  dem  Wiener  und  dem  Bel- 
grader Kabinett  Schwierigkeiten  entstanden. 

Die  meisten  Mächte  sind  davon  bis  Freitag  den  24.  Juli 
nur  halbamtlich  unterrichtet  worden,  an  weichem  Tage  ihnen 
die  österreichisch-ungarischen  Botschafter  ein  Rundschreiben 
zugestellt  haben,  welches  in  der  Presse  veröffentlicht  wurde. 

Dieses  Rundschreiben  sollte  dazu  dienen,  ein  am  Vorabend 
vom  österreichisch-ungarischen  Gesandten  in  Belgrad  an  Ser- 
bien gerichtetes  Ultimatum  zu  erklären  und  zu  rechtfertigen. 

Indem  es  die  Mitschuld  zahlreicher  serbischer  Untertanen 
und  Vereinigungen  am  Verbrechen  von  Serajewo  darlegte,  gab 
dieses  Ultimatum  zu  verstehen,  dass  sogar  die  offiziellen  ser- 
bischen Behörden  jenem  nicht  fremd  seien.  Es  verlangte  bis 
Sonnabend  den  25.  Juli,  abend  6 Uhr,  von  Serbien  eine  Antwort. 

Die  verlangten  Genugtuungen,  oder  wenigstens  mehrere  von 
ihnen,  verletzten  unbestreitbar  die  Hoheitsrechte  eines  selbstän- 
digen Staates.  Trotz  ihres  übertriebenen  Charakters  erklärte 
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sich  Serbien  am  25.  Juli  bereit,  sich  ihnen  fast  vorbehaltlos  zu 
unterwerfen. 

An  dieser  Unterwerfung,  die  für  Oesterreich-Ungarn  einen 
Erfolg,  für  den  europäischen  Frieden  eine  Gewähr  bildete, 
waren  die  in  Belgrad  vom  ersten  Augenblick  an  erteilten  Rat- 
schläge Frankreichs,  Russlands  und  Englands  nicht  unbeteiligt. 

Diese  Ratschläge  waren  umso  wertvoller,  als  Oesterreichs 
Forderungen  den  Kanzleien  des  Dreiverbandes  verhehlt  worden 
waren,  denen  in  den  drei  vorhergehenden  Wochen  die  österrei- 
chisch-ungarische Regierung  zu  wiederholten  Malen  die  Ver- 
sicherung abgegeben  hatte,  ihre  Forderungen  würden  ausser- 
ordentlich mässig  sein. 

Mit  berechtigtem  Erstaunen  vernahmen  deshalb  die  Pariser, 
Petersburger  und  Londoner  Regierungen  am  26.  Juli,  dass  der 
österreichische  Gesandte  in  Belgrad  die  serbische  Antwort  nach 
einer  Prüfung  von  einigen  Minuten  als  unannehmbar  erklärt 
und  die  diplomatischen  Beziehungen  abgebrochen  habe. 

Dieses  Erstaunen  wurde  durch  die  Tatsache  noch  gesteigert, 
dass  der  deutsche  Botschafter  schon  am  Freitag  den  24.  Juli 
zum  französischen  Minister  des  Aeussern  gekommen  war,  um 
ihm  eine  mündliche  Note  vorzulegen,  in  der  erklärt  war,  der 
österreichisch-serbische  Konflikt  müsse  ohne  Intervention  der 
Mächte  örtlich  beschränkt  bleiben,  widrigenfalls  « unberechen- 
bare Folgen  » zu  befürchten  wären.  Ein  ähnlicher  Schritt  wurde 
Sonnabend  den  25.  Juli  in  London  und  in  St.  Petersburg  unter- 
nommen. 

Ist  es  notwendig,  Sie,  meine  Herren,  darauf  aufmerksam 
zu  machen,  wie  sehr  die  bedrohlichen  Worte  des  deutschen  Bot- 
schafters in  Paris  mit  den  versöhnlichen  Gefühlen  im  Wider- 
streite stehen,  von  denen  die  Mächte  des  Dreiverbandes  durch 
die  Serbien  erteilten  Ratschläge  zur  Unterwerfung  Zeugnis  ab- 
gelegt hatten  ? 

Nichtsdestoweniger  haben  wir,  ohne  uns  durch  die  unge- 
wöhnliche Art  des  deutschen  Schrittes  abhalten  zu  lassen,  im 
Einverständnisse  mit  unsern  Verbündeten  und  unsern  Freunden 
unverzüglich  eine  die  Versöhnlichkeit  anstrebende  Tätigkeit  be- 
gonnen und  Deutschland  eingeladen,  sich  daran  zu  beteiligen. 

Zu  unserm  Bedauern  mussten  wir  von  Anfang  an  wahr- 
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nehmen,  dass  unsere  Vorkehrungen  und  unsere  Bemühungen 
in  Berlin  kein  Echo  fanden. 

Nicht  nur  schien  Deutschland  keineswegs  geneigt,  Oester- 
reich-Ungarn die  freundschaftlichen  Ratschläge  zu  erteilen,  die 
seine  Stellung  ihm  erlaubt  hätte  zu  geben,  sondern  von  diesem 
Augenblicke  an  und  noch  mehr  an  den  darauffolgenden  Tagen 
schien  es  sich  auch  zwischen  die  Wiener  Regierung  und  die  von 
den  andern  Mächten  herrührenden  vermittelnden  Anträge  zu 
stellen. 

Dienstag  den  28.  Juli  erklärte  Oesterreich-Ungarn  Serbien 
(den  Krieg.  Diese  Kriegserklärung,  die  in  einem  Zeitraum  von 
drei  Tagen  die  durch  den  Abbruch  der  diplomatischen  Bezieh- 
ungen geschaffene  Lage  der  Dinge  verschlimmerte,  liess  auf 
einen  überlegten  Kriegs  willen,  auf  einen  systematischen  Plan 
zur  Unterjochung  Serbiens  schliessen. 

So  Stand  nicht  nur  die  Unabhängigkeit  eines  tapfern  Volkes, 
sondern  auch  das  durch  den  Biikarester  Vertrag  vom  Jahre  1913 
festgesetzte  und  durch  die  moralische  Zustimmung  sämtlicher 
Grossmächte  ])estätigte  Gleichgewicht  der  Balkanstaaten  auf 
dem  Spiele. 

Auf  die  Anregung  der  britischen  Regierung,  die  stets  aufs 
äusserste  auf  die  Erhaltung  des  europäischen  Friedens  bedacht 
war,  wurden  jedoch  die  Verhandlungen  fortgesetzt  oder,  ge- 
nauer ausgedrückt,  die  Mächte  des  Dreiverbandes  suchten  sie 
fortzusetzen. 

Aus  diesem  gemeinsamen  Wunsche  ist  der  Vorschlag  zu 
einem  Vorgehen  der  vier  Mächte  England,  Frankreich,  Deutsch- 
land und  Italien  hervorgegangen,  nach  dem  Oesterreich  alle 
rechtmässigen  Genugtuungen  zugesichert  und  eine  gerechte  Bei- 
legung des  Konfliktes  herbeigeführt  werden  sollte. 

Nachdem  die  russische  Regierung  den  ihren  Versuchen  ent- 
gegengesetzten hartnäckigen  Widerstand  wahrgenommen,  sowie 
von  der  Mobilisation  und  der  Kriegserklärung  Oesterreichs 
Kenntnis  erhalten  hatte  und  für  Serbien  eine  militärische  Ver- 
nichtung befürchtete,  entschloss  sie  sich  Mittwoch  den  29.  Juli, 
als  Vorsichtsmassregel,  die  Truppen  von  vier  Militärbezirken  zu 
mobilisieren,  d.  h.  ausschliesslich  die  längs  der  österreichisch- 
ungarischen Grenze  staffelweise  aufgestellten  Formationen. 

Gleichzeitig  war  sie  darauf  bedacht,  die  deutsche  Regierung 
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zu  benachrichtigen,  dass  diese  beschränkte,  keinen  offensiven 
Charakter  gegen  Oesterreich  tragende  Massnahme  in  keiner 
Weise  gegen  Deutschland  gerichtet  sei. 

In  einer  Unterredung  mit  dem  russischen  Botschafter  in 
Berlin  stand  der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amts  nicht  an, 
dies  anzuerkennen. 

Dagegen  stiessen  alle  von  Grossbritannien  mit  der  Zustim- 
mung Russlands  und  der  Unterstützung  Frankreichs  gemachten 
Versuche,  unter  dem  moralischen  Schutze  Europas  die  Verbin- 
dung zwischen  Oesterreich  und  Serbien  herzustellen,  in  Berlin 
auf  eine  ablehnende  Voreingenommenheit,  wofür  die  diploma- 
tischen Telegramme  den  unumstösslichen  Beweis  liefern. 

Es  war  dies  eine  beunruhigende  Situation,  die  das  Vorhan- 
densein gewisser  Hintergedanken  in  Berlin  wahrscheinlich  er- 
scheinen Hess.  Einige  Stunden  später  sollten  sich  diese  Voraus- 
setzungen und  Befürchtungen  zur  Wahrheit  verdichten. 

In  der  Tat  verwandelte  sich  Deutschlands  ablehnende  Hal- 
tung sechsunddreissig  Stunden  später  in  mit  Recht  als  bedroh- 
lich erscheinende  Entschliessungen:  am  31.  Juli  schnitt  Deutsch- 
land durch  die  Verkündung  des  « Kriegsgefahrzustandes  » die 
Verbindungen  zwischen  sich  und  dem  übrigen  Europa  ab  und 
verschaffte  sich  dadurch  alle  Freiheit,  seine  Kriegsvorbereitungen 
gegen  Frankreich  mit  voller  Verschwiegenheit  fortzusetzen,  die, 
wie  Sie  gesehen  haben,  nichts  zu  rechtfertigen  vermochte. 

Schon  seit  mehreren  Tagen  und  unter  schwer  zu  erklären- 
den Umständen  hatte  Deutschland  den  Uebergang  seiner  Armee 
von  der  Friedensstärke  auf  die  Kriegsstärke  vorbereitet. 

Schon  am  Morgen  des  25.  Juli,  d.  h.  selbst  vor  dem  Ablauf 
der  von  Oesterreich  der  serbischen  Regierung  gegebenen  Frist, 
hatte  es  die  Besatzungstruppen  Elsass-Lothringens  konsigniert. 
Am  nämlichen  Tage  hatte  es  die  Verteidigungswerke  an  der 
Grenze  in  Kriegsbereitschaft  gesetzt.  Am  26.  Juli  hatte  es  den 
Eisenbahnen  die  vorbereitenden  Konzentrationsmassnahmen  vor- 
geschrieben. Am  27.  Juli  hatte  es  die  Requisitionen  durchgeführt 
und  seine  Deckungstruppen  aufgestellt.  Am  28.  Juli  wurde  mit 
den  persönlichen  Reservistenaufgeboten  begonnen  und  die  von 
der  Grenze  entfernten  Truppenteile  wurden  an  sie  herangezogen. 

Konnten  uns  diese  mit  unerbittlicher  Konsequenz  ausge- 
führten Massnahmen  über  Deutschlands  Absichten  noch  im 
Zweifel  lassen  ? 
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So  war  die  Lage,  als  die  deutsche  Regierung  am  Abend  des 
31.  Juli,  nachdem  sie  seit  dem  24.  Juli  durch  keine  positive 
Handlung  an  den  Vermittlungsbemühungen  des  Dreiverbandes 
teilgenommen  hatte,  unter  dem  Vorwände,  Russland  habe  die 
allgemeine  jMobilisation  seines  Heeres  verordnet,  an  die  russi- 
sche Regierung  ein  Ultimatum  richtete  und  innert  einer  Frist 
von  zwölf  Stunden  die  Einstellung  dieser  Mobilisation  verlangte. 

Diese  Forderung,  die  umso  verletzender  in  ihrer  Form  war 
als  Kaiser  Nikolaus  II.  einige  Stunden  vorher  in  einer  Anwand- 
lung spontanen  Vertrauens  den  deutschen  Kaiser  um  Vermitt- 
lung angerufen  hatte,  wurde  in  dem  Augenblicke  gestellt,  wo 
auf  Verlangen  Englands  und  mit  Wissen  Deutschlands  die  rus- 
sische Regierung  eine  Formel  annahm,  die  geeignet  war,  eine 
friedliche  Beilegung  des  österreichisch-serbischen  Konfliktes  und 
der  österreichisch-russischen  Schwierigkeiten  durch  die  gleich- 
zeitige Einstellung  der  kriegerischen  Operationen  und  Vorberei- 
tungen in  die  Wege  zu  leiten. 

Am  selben  Tage  gesellten  sich  zu  diesen  wenig  freundschaft- 
lichen Handlungen  gegenüber  Russland  ausgesprochen  feind- 
selige Vorkehrungen  gegen  Frankreich  : Abschneidung  des  Ver- 
kehrs durch  Strassen,  Eisenbahnen,  Telegraph  und  Telephon, 
Beschlagnahme  der  französischen  Lokomotiven  bei  ihrer  An- 
kunft an  der  Grenze,  Aufstellung  von  Maschinengewehren  auf 
den  Schienenstrang,  der  abgeschnitten  worden  war,  Zusammen- 
ziehung der  Truppen  an  dieser  Grenze. 

Von  diesem  Augenblicke  an  war  es  uns  nicht  mehr  erlaubt, 
an  die  Aufrichtigkeit  der  Friedensbeteuerungen  zu  glauben,  mit 
denen  uns  Deutschlands  Vertreter  fortwährend  überschüttete. 
(Bewegung.) 

Wir  wussten,  dass  Deutschland  im  Schutze  des  verkünde- 
ten « Kriegsgefahrzustandes  » mobilisierte. 

Wir  erfuhren,  dass  sechs  Reservistenklassen  einberufen 
worden  waren  und  dass  die  Konzentrationstransporte  selbst  für 
in  beträchtlicher  Entfernung  von  der  Grenze  liegenden  Armee- 
korps fortgesetzt  wurden. 

Im  gleichen  Masse  wie  sich  diese  Begebenheiten  abspielten, 
traf  die  achtsame  und  umsichtige  Regierung  von  Tag  zu  Tag 
und  selbst  von  Stunde  zu  Stunde  die  Verteidigungsmassnahmen, 
die  die  Lage  erforderte.  Die  allgemeine  Mobilisation  unserer 
Armeen  zu  Land  und  zu  Wasser  wurde  verordnet. 
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Am  selben  Abende  um  halb  8 Uhr  erklärte  Deutschland 
Russland  den  Krieg,  ohne  sich  durch  die  von  der  Petersburger 
Regierung  ausgesprochene  Annahme  des  englischen  Vorschlages 
davon  abhalten  zu  lassen,  von  dem  ich  weiter  oben  gesprochen 
habe. 

Tags  darauf,  Sonntag  den  2.  August,  ohne  Rücksicht  auf 
die  ausserordentliche  Mässigung  Frankreichs,  im  Widerspruch 
mit  den  friedliebenden  Erklärungen  des  deutschen  Botschafters 
in  Paris,  ungeachtet  der  Vorschriften  des  Völkerrechtes,  über- 
schritten die  deutschen  Truppen  an  drei  verschiedenen  Punkten 
unsere  Grenze. 

Zu  gleicher  Zeit  fielen  sie,  unter  Verletzung  des  1867er  Ver- 
trages, durch  den  mit  Preussens  Unterschrift  die  Neutralität  von 
Luxemburg  gewährleistet  wird,  in  das  Gebiet  des  Grossherzog- 
tums ein,  indem  sie  so  den  Einspruch  der  luxemburgischen 
Regierung  begründeten. 

Endlich  war  selbst  Belgiens  Neutralität  bedroht  : der 
deutsche  Gesandte  in  Brüssel  überreichte  am  Abend  des  2.  Au- 
gust der  belgischen  Regierung  ein  Ultimatum,  in  dem  sie  ein- 
geladen wurde,  die  kriegerischen  Massnahmen  gegen  Frankreich 
unter  dem  lügenhaften  Vorwände,  die  belgische  Neutralität 
werde  von  uns  bedroht,  in  Belgien  zu  erleichtern.  Die  belgische 
Regierung  wies  die  Zumutung  zurück  und  erklärte,  sie  sei  ent- 
schlossen, ihre  Neutralität,  die  von  Frankreich  geachtet  werde 
und  durch  die  Verträge,  im  besondern  durch  den  König  von 
Preussen  verbürgt  sei,  entschieden  zu  verteidigen.  (Einstim- 
miger und  anhaltender  Beifall.) 

Meine  Herren,  seither  haben  sich  die  Angriffe  wiederholt, 
vermehrt  und  verschärft.  Unsere  Grenze  wurde  an  mehr  als 
fünfzehn  Stellen  verletzt.  Gewehrschüsse  wurden  gegen  unsere 
Soldaten  und  Grenzwächter  abgegeben.  Es  gab  Tote  und  Ver- 
wundete. Gestern  hat  ein  deutscher  Militärflieger  drei  Bomben 
auf  Luneville  geworfen. 

Der  deutsche  Botschafter,  dem  wir,  wie  allen  Grossmäch- 
ten, diese  Vorfälle  zur  Kenntnis  brachten,  hat  sie  nicht  in  Ab- 
rede gestellt  und  darüber  sein  Bedauern  nicht  ausgesprochen. 
Dagegen  kam  er  gestern  abend  zu  mir,  um  seine  Pässe  zu  ver- 
langen und  uns  den  Kriegszustand  zu  notifizieren,  wobei  er, 
durchaus  im  Widerspruch  mit  der  Wahrheit,  auf  feindselige 
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Handlungen  abstellte,  welche  französische  Flieger  auf  deutschem 
Boden  im  Eiff eigebiet  und  sogar  gegen  die  Eisenbahn  bei  Karls- 
ruhe und  Nürnberg  begangen  hätten.  Hier  das  Schreiben,  das 
er  mir  bei  diesem  Anlasse  überreichte  : 


« Herr  Präsident, 

« Die  deutschen  Verwaltimgs-  und  Militärbehörden  haben 
eine  Reihe  von  ausgesprochen  feindseligen  Handlungen  festge- 
stellt, die  von  französischen  Militärfliegern  auf  deutschem  Ge- 
biete begangen  wurden.  Mehrere  dieser  Flieger  haben  offen- 
kundig die  belgische  Neutralität  verletzt,  indem  sie  belgisches 
Gebiet  überflogen;  der  eine  versuchte  Bauten  bei  Wesel  zu  zer- 
stören, andere  wurden  über  dem  Eiff  eigebiet  gesichtet,  ein  dritter 
hat  bei  Karlsruhe  und  Nürnberg  Bomben  auf  die  Eisenbahn 
geworfen. 

« Ich  bin  beauftragt  und  habe  die  Ehre,  Ew.  Exzellenz  mit- 
zuteilen, dass  angesichts  dieser  Angriffe  das  deutsche  Reich  sich 
mit  Frankreich  im  Kriegszustand  betrachtet  und  dies  auf  Grund 
des  Verhaltens  dieser  letztem  Macht. 

« Gleichzeitig  habe  ich  die  Ehre,  Ew.  Exzellenz  zur  Kennt- 
nis zu  bringen,  dass  die  deutschen  Behörden  die  französischen 
Handelsschiffe  in  deutschen  Häfen  zurückbehalten,  sie  jedoch 
freigeben  werden,  wenn  innert  48  Stunden  volle  Reziprozität  zu- 
gesichert wird. 

« Da  meine  diplomatische  Mission  hiermit  beendigt  ist,  er- 
übrigt mir  nur  noch,  Ew.  Exzellenz  zu  bitten,  mir  meine  Pässe 
zuzustellen  und  die  von  ihr  als  nützlich  erachteten  Massnahmen 
zu  treffen,  um  mir  und  meinem  Botschaftspersonal,  sowie  dem 
Personal  der  bayrischen  Gesandtschaft  und  des  deutschen  Gene- 
ralkonsulats in  Paris  die  Rückkehr  nach  Deutschland  zu  sichern. 

« Genehmigen  Sie,  Herr  Präsident,  die  Versicherung  meiner 
vorzüglichsten  Hochachtung. 

gez.  Schoen.  » 

Ich  brauche,  meine  Herren,  die  Absurdität  dieser  Vorwände 
nicht  hervorzuheben,  die  man  als  Beschwerden  hinstellen  möchte. 
Nie  ist  ein  französischer  Flieger  in  Belgien  eingedrungen,  kein 
einziger  französischer  Flieger  hat,  weder  in  Bayern  noch  sonst 
in  Deutschland,  irgend  eine  feindselige  Handlung  begangen.  Die 
europäische  Meinung  hat  übrigens  diesen  erbärmlichen  Erfin- 
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düngen  bereits  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen.  (Lebhafter  all- 
gemeiner Beifall.) 

Gegenüber  diesen,  allen  Gesetzen  der  Gerechtigkeit  und 
allen  Regeln  des  öffentlichen  Rechtes  zuwiderlaufenden  Angrif- 
fen haben  wir  sofort  die  nötigen  Massnahmen  ergriffen;  ihre 
Durchführung  erfolgt  in  strengster  Ordnung  und  absoluter  Kalt- 
blütigkeit. 

Die  Mobilmachung  des  russischen  Heeres  vollzieht  sich 
ebenfalls  mit  bemerkenswertem  Schneid  und  unter  rückhalt- 
loser Begeisterung.  (Die  ganze  Kammer  erhebt  sich.  — Anhal- 
tender allgemeiner  Beifall.) 

Die  in  der  Stärke  von  250,000  Mann  mobilisierte  belgische 
Armee  schickt  sich  an,  von  herrlicher  Kampfeslust  beseelt,  die 
Neutralität  und  Unabhängigkeit  ihres  Landes  zu  verteidigen. 
(Erneuter  allgemeiner  und  lebhafter  Beifall.) 

Die  ganze  englische  Flotte  ist  mobilisiert  und  der  Befehl 
zur  Mobilmachung  des  Landheeres  ist  erlassen.  (Sämtliche  Ab- 
geordnete erheben  sich.  — Anhaltender  Beifall.) 

Seit  1912  hatten  zwischen  dem  englischen  und  französischen 
Generalstab  Besprechungen  stattgefunden,  die  in  einem  Brief- 
wechsel zwischen  Sir  Edward  Grey  und  Herrn  Paul  Cambon 
ihren  Abschluss  fanden.  Der  Staatssekretär  des  Aeussern  hat 
gestern  abend  im  englischen  Unterhaus  die  gewechselten  Briefe 
mitgeteilt,  und  ich  habe  die  Ehre,  im  Einvernehmen  mit  der 
britischen  Regierung  Ihnen  hiermit  den  Inhalt  dieser  beiden 
Schriftstücke  ebenfalls  zur  Kenntnis  zu  bringen  : 

FOREIGN  OFFICE 

— « London,  den  22.  November  1912. 

« Lieber  Botschafter, 

« Im  Laufe  der  letzten  Jahre  haben  die  Generalstäbe  des 
Heeres  und  der  Marine  Frankreichs  und  Grossbritanniens  zu 
wiederholten  Malen  ihre  Ansichten  ausgetauscht.  Es  wurde  da- 
bei immer  angenommen,  dass  dieser  gegenseitige  Gedankenaus- 
tausch in  keiner  Weise  die  Freiheit  der  einen  oder  andern  Re- 
gierung beeinträchtige,  in  irgend  einem  spätem  Zeitpunkt  sich 
darüber  schlüssig  zu  machen,  ob  sie  der  andern  mit  ihrer  be- 
waffneten Macht  beistehen  soll  oder  nicht.  Wir  haben  ange- 
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nommen,  dass  ein  Meinnimgsaustausch  zwischen  Fachleuten 
keine  Verpflichtung  bedeute  und  auch  nicht  als  eine  solche 
betrachtet  werden  dürfe,  wodurch  die  eine  oder  die  andere 
Regierung  dazu  genötigt  werde  in  einer  Eventualität  zu  inter- 
venieren, die  noch  nicht  eingetreten  ist  und  möglicherweise  nie 
eintreten  wird.  So  beruht  z.  B.  die  gegenwärtige  Verteilung  der 
französischen  und  englischen  Flotten  nicht  auf  der  Verpflich- 
tung eines  Zusammenwirkens  in  Kriegszeit. 

« Sie  haben  indessen  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass, 
wenn  die  eine  oder  andere  Regierung  aus  ernsten  Gründen  seitens 
einer  Drittmacht  einen  Angriff  ohne  Herausforderung  ihrerseits 
zu  befürchten  hätte,  es  für  sie  von  der  grössten  Wichtigkeit 
sein  könnte,  zu  wissen,  ob  sie  in  diesem  Falle  auf  die  militä- 
rische Flilfe  der  andern  Macht  zählen  könnte. 

« Ich  nehme  an,  dass,  wenn  die  eine  oder  andere  Regierung 
aus  ernsten  Gründen  ohne  Herausforderung  ihrerseits  einen  An- 
griff seitens  einer  Drittmacht  oder  sonst  einen  den  allgemeinen 
Frieden  bedrohenden  Vorfall  zu  befürchten  hat,  diese  Regierung 
sofort  im  Verein  mit  der  andern  zu  prüfen  hätte,  ob  sie  nicht 
beide  zusammen  Vorgehen  sollten,  um  den  Angriff  zu  verhin- 
dern und  den  Frieden  zu  erhalten,  und  in  diesem  Fall  nach  den 
Massnahmen  zu  suchen,  die  sie  gemeinsam  zu  treffen  bereit 
wären.  Sollten  diese  Massnahmen  eine  militärische  Aktion  in 
sich  schliessen,  so  würden  sofort  die  Pläne  der  Generalstäbe  in 
Betracht  gezogen  und  die  beiden  Regierungen  würden  alsdann 
beschliessen,  welche  Folgen  ihnen  zu  geben  sich  empfehle. 

« Ihr  ergebener 

gez.  E.  Grey.  > 

Auf  dieses  Schreiben  antwortete  unser  Botschafter,  Herr 
Paul  Cambon,  unterm  23.  November  wie  folgt  : 

« London,  den  23.  November  1912. 

« Lieber  Sir  Edward, 

« Durch  Ihr  Schreiben  von  gestern,  dem  22.  November, 
haben  Sie  mich  daran  erinnert,  dass  in  den  letzten  Jahren  die 
Militär-  und  Marinebehörden  Frankreichs  und  Grossbritanniens 
sich  von  Zeit  zu  Zeit  besprochen  hätten;  dabei  sei  immer  an- 
genommen worden,  dass  diese  Besprechungen  die  Freiheit  der 
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beiden  Regierungen  nicht  beschränkten,  später  sich  darüber 
schlüssig  zu  machen,  ob  sie  sich  gegenseitig  mit  bewaffneter 
Macht  beistehen  wollten;  diese  Besprechungen  unter  Fachleuten 
seien  beidseitig  nie  so  aufgefasst  worden  und  dürften  nicht  so 
aufgefasst  werden,  als  ob  sie  unsere  Regierungen  in  gewissen 
Fällen  zum  Einschreiten  verpflichten  würden;  ich  hätte  Sie 
indessen  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass,  wenn  die  eine  oder 
andere  Regierung  aus  ernsten  Gründen  seitens  einer  D rittmacht 
ohne  Herausforderung  ihrerseits  einen  Angriff  zu  befürchten 
hätte,  es  für  sie  von  der  grössten  Wichtigkeit  wäre  zu  wissen, 
ob  sie  auf  den  bewaffneten  Beistand  der  andern  Macht  zählen 
könnte. 

« Ihr  Schreiben  enthält  die  Antwort  auf  diese  Bemerkung, 
und  ich  bin  ermächtigt.  Ihnen  zu  erklären,  dass  in  dem  Falle, 
wo  eine  unserer  beiden  Regierungen  den  Angriff  einer  Dritt- 
macht  oder  irgend  einen  den  allgemeinen  Frieden  bedrohenden 
Vorfall  ernstlich  zu  befürchten  hätte,  sie  im  Verein  mit  der 
andern  sofort  prüfen  würde,  ob  die  beiden  Regierungen  gemein- 
sam Vorgehen  sollten,  um  dem  Angriff  vorzubeugen  oder  den 
Frieden  zu  erhalten.  In  diesem  Falle  würden  beide  Regierungen 
über  die  Massnahmen  beraten,  die  sie  gemeinsam  zu  treffen 
bereit  wären;  sollten  diese  Massnahmen  ein  militärisches  Ein- 
greifen in  sich  schliessen,  so  würden  die  beiden  Regierungen 
sofort  die  Pläne  ihrer  Generalstäbe  in  Betracht  ziehen  und  als- 
dann beschliessen,  welche  Folgen  ihnen  zu  geben  sei. 

« Ihr  ergebener 

gez.  Cambon.  » 

Der  Staatssekretär  des  Aeussern  hat  im  Unterhaus,  unter 
dem  Beifall  der  Abgeordneten,  in  schwungvollen  und  warmen 
Worten  von  Frankreich  gesprochen,  und  seine  Sprache  hat  in 
allen  französischen  Herzen  schon  starken  Widerhall  gefunden. 
(Lebhafter  allgemeiner  Beifall.)  Es  liegt  mir  sehr  daran,  im 
Namen  der  französischen  Regierung  für  ihre  herzlichen  Worte 
zu  danken,  und  das  französische  Parlament  wird  sich  diesem 
Gefühle  der  Dankbarkeit  anschliessen.  (Erneuter  anhaltender 
und  allgemeiner  Beifall.) 

Der  Staatssekretär  des  Aeussern  hat  insbesondere  folgende 
Erklärung  abgegeben  : 
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« Sollte  das  deutsche  Geschwader  in  den  Kanal  eindringen 
oder  die  Nordsee  hinauffahren  und  die  britischen  Inseln  um- 
schiffen, um  die  französischen  Küsten  oder  die  französische 
Kriegsflotte  anzugreifen  und  die  französische  Handelsflotte  zu 
beunruhigen,  so  würde  das  engiische  Geschwader  eingreifen,  um 
der  französischen  Flotte  seinen  ganzen  Schutz  zu  gewähren, 
so  dass  von  diesem  Augenblicke  an  England  und  Deutschland 
sich  im  Kriegszustände  befänden.  » (Erneuter  anhaltender  Bei- 
fall) 

Die  englische  Flotte  deckt  also  von  jetzt  an  unsere  Nord- 
und  Ostküste  gegen  einen  deutschen  Angriff. 

Das,  meine  Herren,  sind  die  Tatsachen.  Ich  glaube,  in 
ihrer  engen  Verkettung  genügen  sie,  um  die  Handlungen  der 
Regierung  zu  rechtfertigen.  Ich  will  immerhin  aus  dieser  Dar- 
stellung den  Schluss  ziehen  und  die  wahre  Bedeutung  des  un- 
erhörten Angriffs,  dessen  Opfer  Frankreich  ist,  klarlegen. 

Die  Sieger  von  1870  haben,  wie  Sie  wissen,  zu  wiederholten 
Malen  den  Wunsch  gehabt,  die  Schläge,  die  sie  uns  beigebracht 
hatten,  zu  verdoppeln.  Im  Jahre  1875  ist  der  Krieg,  der  das 
besiegte  Frankreich  zugrunde  richten  sollte,  einzig  durch  das 
Eingreifen  der  beiden  Mächte  verhindert  worden,  mit  denen 
uns  nachher  Bündnis  und  Freundschaftsbande  verbinden  sollten 
(allgemeiner  Beifall),  d.  h.  durch  die  Intervention  Russlands  und 
Grossbritanniens.  (Alle  Abgeordneten  erheben  sich.  — Anhal- 
tender Beifall.) 

Seither  ist  es  der  französischen  Republik  durch  die  Wieder- 
herstellung ihrer  nationalen  Kraft  und  den  Abschluss  diploma- 
tischer Uebereinkommen,  die  sie  immer  treulich  beobachtete, 
gelungen,  sich  von  dem  Joche  zu  befreien,  unter  das  Bismarck 
selbst  mitten  im  Frieden  Europa  zu  beugen  verstanden  hatte. 

Sie  hat  das  europäische  Gleichgewicht,  diesen  Bürgen  der 
Freiheit  und  der  Würde  aller,  wieder  hergestellt. 

Meine  Herren,  ich  weiss  nicht,  ob  ich  mich  täusche,  aber 
es  scheint  mir,  dass  dieses  Werk  friedlicher  Vergeltung,  der 
Befreiung  und  der  Würde,  das  in  den  Jahren  1904  und  1907 
unter  der  genialen  Mitwirkung  des  Königs  Eduard  VII.  von 
England  und  seiner  Regierung  endgiliig  besiegelt  wurde  (leb- 
hafter Beifall),  das  ist,  was  das  deutsche  Reich  heute  durch  einen 
kühnen  Gewaltstreich  zerstören  möchte. 
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Deutschland  kann  uns  nichts  vorwerfen. 

Wir  haben  dem  Frieden  ein  Opfer  ohnegleichen  gebracht, 
indem  wir  die  uns  von  Deutschland  geschlagene  Wunde  wäh- 
rend eines  halben  Jahrhunderts  stillschweigend  trugen.  (Leb- 
hafter  allgemeiner  Beifall) 

Wir  haben  noch  in  andere  Opfer  eingewilligt  bei  all  den 
Verhandlungen,  welche  die  kaiserliche  Diplomatie  seit  1904 
systematisch  heraufbeschwor,  so  in  Marokko  und  anderswo,  in 
den  Jahren  1905  und  1906,  1908  und  1911. 

Auch  Russland  hat  anlässlich  der  Ereignisse  von  1908,  wie 
in  der  gegenwärtigen  Krise,  eine  grosse  Mässigung  an  den  Tag 
gelegt. 

Es  hat  sich,  und  mit  ihm  der  Dreiverband,  ebenso  gemäs- 
sigt gezeigt,  als  in  der  orientalischen  Krise  von  1912  Oesterreich 
und  Deutschland  sowohl  gegenüber  Serbien  als  gegenüber 
Griechenland  Forderungen  stellten,  die,  wie  die  seitherige  Ent- 
wicklung zeigte,  wohl  diskutierbar  waren. 

Alle  diese  Opfer  waren  nutzlos,  alle  diese  Vergleiche  ohne 
Erfolg,  alle  diese  Bemühungen  umsonst,  da  doch  wir  und  unsere 
Verbündeten  heute  mitten  in  der  Versöhnungsaktion  unversehens 
überfallen  werden.  (Anhaltender  Beifall) 

Niemand  kann  heute  in  gutem  Glauben  uns  für  die  Angrei- 
fenden halten.  Vergeblich  sucht  man  die  heiligen  Grundsätze 
des  Rechts  und  der  Freiheit,  weiche  die  Völker  wie  die  einzel- 
nen Menschen  leiten,  zu  trüben  : Italien,  im  klaren  Bewusstsein 
des  lateinischen  Geistes,  hat  uns  erklärt,  dass  es  neutral  zu  blei- 
ben gedenke.  (Alle  Abgeordneten  erheben  sich.  — Anhaltender 
Beifall) 

Dieser  Beschluss  ist  in  ganz  Frankreich  mit  der  aufrichtig- 
sten Freude  aufgenommen  worden.  Ich  habe  dieser  Freude  dem 
italienischen  Geschäftsträger  gegenüber  Ausdruck  verliehen  und 
ihm  gesagt,  wie  sehr  ich  mich  glücklich  schätze,  dass  die  beiden 
lateinischen  Schwesternationen,  die  denselben  Ursprung  und 
dasselbe  Ideal  haben  und  auf  eine  gemeinsame  ruhmvolle  Ver- 
gangenheit zurückblicken,  nicht  entgegengesetzt  sind.  (Erneuter 
Beifall) 

Was  man  angreift,  meine  Herren,  — wir  erklären  es  laut 
und  deutlich  — das  ist  die  Unabhängigkeit,  die  Würde,  die 
Sicherheit,  die  der  Dreiverband  durch  die  Wiederherstellung 
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des  Gleichgewichts  im  Dienste  des  Friedens  zurückerobert  hat. 

Was  man  ahgreift,  das  sind  die  Freiheitsrechte  Europas, 
als  deren  Verteidiger  Frankreich,  wie  seine  Verbündeten  und 
Freunde  mit  Stolz  sich  fühlen. 

Diese  Freiheitsrechte  wollen  wir  verteidigen;  sie  allein  sind 
im  Spiele  und  alles  übrige  war  bloss  Vorwand. 

Das  ungerecht  herausgeforderte  Frankreich  hat  den  Krieg 
nicht  gewollt;  es  hat  alles  getan,  um  ihn  abzuwenden.  Nachdem 
er  ihm  aber  aufgedrängt  wurde,  wird  es  sich  gegen  Deutschland 
verteidigen  und  auch  gegen  jede  andere  Macht,  die  ihre  Gesin- 
nung noch  nicht  kundgegeben  hat  und  die  sich  an  der  Seite 
Deutschlands  am  Kriege  zwischen  den  beiden  Mächten  beteili- 
gen sollte.  (Alle  Abgeordneten  erheben  sich.  — Beifall.) 

Ein  freies  und  starkes  Volk,  das  einem  Jahrhunderte  alten 
Ideal  treu  bleibt  und  geschlossen  zusammensteht  für  die  Erhal- 
tung seiner  Existenz;  eine  Demokratie,  die  es  verstanden  hat, 
ihrer  militärischen  Kraftanstrengung  die  richtige  Bahn  zu  wei- 
sen und  die  letztes  Jahr  vor  neuen  Lasten  nicht  zurückschreckte, 
um  auf  die  Rüstungen  des  Nachbarstaates  zu  antworten;  eine 
Nation  in  Waffen,  die  für  ihr  eigenes  Dasein  und  für  die  Un- 
abhängigkeit Europas  kämpft  — das  ist  das  Schauspiel,  das  den 
Zeugen  des  furchtbaren  Kampfes,  der  seit  einigen  Tagen  in  aller 
Ruhe  und  Ordnung  sich  vorbereitet,  darzubieten  wir  uns  zur 
Ehre  machen.  Wir  sind  ohne  Fehl;  wir  werden  auch  ohne 
Furcht  sein.  (Sämtliche  Abgeordnete  erheben  sich.  — Anhal- 
tender Beifall.) 

Frankreich  hat  schon  wiederholt  unter  ungünstigeren  Ver- 
hältnissen bewiesen,  dass  es  der  gefürchtetste  Gegner  ist,  wenn 
es,  wie  es  heute  der  Fall  ist,  für  Recht  und  Freiheit  kämpft. 
(Beifall.) 

Indem  wir  Ihnen,  meine  Herren,  die  Sie  unsere  Richter 
sind,  unsere  Handlungen  vorlegen,  finden  wir  die  Kraft  zum 
Tragen  der  schweren  Verantwortung,  die  auf  uns  lastet,  in 
einem  guten  Gewissen  und  in  dem  Bewusstsein,  unsere  Pflicht 
getan  zu  haben.  (Alle  Abgeordneten  erheben  sich.  — Anhalten- 
der Beifall.) 


Rene  Viviani. 


VlI.  ABSCHNITT. 


Erklärung  des  Dreiverbandes 

(4.  September  1914.) 


ERKLÄRUNG. 


Herr  Delcasse,  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  an  die 
Herren  Botschafter  und  bevollmächtigten  Gesandten  Frank- 
reichs im  Auslande. 

Paris,  den  4.  September  1914. 

Folgende  Erklärung  wurde  heute  vormittag  auf  dem 
Foreign  Office  in  London  unterzeichnet  : 

« Die  Unterzeichneten,  von  ihren  respektiven  Regierungen 
geziemend  dazu  ermächtigt,  geben  folgende  Erklärung  ab  : 

« Die  Regierungen  Englands,  Frankreichs  und  Russlands 
verpflichten  sich  gegenseitig,  im  Verlaufe  des  gegenwärtigen 
Krieges  keinen  Sonderfrieden  zu  schliessen. 

« Die  drei  Regierungen  kommen  überein,  dass,  wenn  der 
Augenblick  zur  Besprechung  der  Friedensbedingungen  gekom- 
men sein  wird,  keine  der  verbündeten  Mächte  ihre  Friedens- 
bedingungen auf  stellen  darf,  ohne  vorherige  Vereinbarung  mit 
jedem  der  anderen  Verbündeten.  » 

Gez.  Paul  Cambon. 

Comte  Benckendorff. 

Edward  Greg. 

Obige  Deklaration  wird  heute  veröffentlicht. 

Delcassi. 


15 


ANLAGEN. 


Auszüge 

ans  dem  « Blanbucli » (England),  dem  «Graiibiich» 
(Belgien),  dem  «Weissbiich))  (Deutschland)  und 
dem  « Orangebiich»  (Russland). 


ANLAGE  I. 


Auszüge  aus  dem  « Blaubuch » mit  Bezug  auf  die  von  der 
englischen  Regierung  gegenüber  Russland,  Deutschland 
und  Frankreich  während  der  Unterhandlungen  vor  dem 
Kriege  eingenommene  Stellung. 


Nr.  6. 

Sir  G.  Buchanan,  englischer  Botschafter  in  St.  Petersburg, 
an  Sir  Ed.  Greg. 

St.  Petersburg,  den  24.  Juli  1914. 

Heute  morgen  teilte  mir  Herr  Sasonow  telephonisch  mit, 
dass  er  nun  im  Besitze  des  Textes  des  österreichischen  Ultima- 
tums sei. 

S.  E.  fügte  hinzu,  dass  eine  Antwortfrist  von  48  Stunden 
gestellt  worden  sei,  und  ersuchte  mich,  mit  ihm  auf  der  fran- 
zösischen Botschaft  zusammenzutreffen,  um  die  Lage  zu  be- 
sprechen, da  der  österreichisch-ungarische  Schritt  klar  darlege, 
dass  der  Krieg  bevorstehe. 

Der  russische  Minister  des  Aeussern  sagte,  dass  das  Ver- 
halten Oesterreich-Ungarns  herausfordernd  und  unmoralisch 
sei,  denn  es  hätte  nie  einen  solchen  Schritt  unternommen,  ohne 
zuerst  Deutschland  befragt  zu  haben.  Einige  der  von  Oester- 
reich-Ungarn gestellten  Forderungen  könnten  unmöglich  ange- 
nommen werden.  Er  hoffe,  dass  die  grossbritannische  Regie- 
rung bald  ihre  Solidarität  mit  Russland  und  Frankreich  erklä- 
ren würde. 

Aus  meinem  Gespräch  mit  dem  französischen  Botschafter 
entnahm  ich,  dass  Frankreich  allen  den  ihm  durch  das  Bünd- 
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nis  mit  Russland  auferlegten  Verpflichtungen,  wenn  nötig,  nach- 
kommen,  und  dass  es  zudem  Russland  in  allen  seinen  diplo- 
matischen Verhandlungen  nachdrücklich  unterstützen  werde. 

Ich  sagte,  dass  ich  das  soeben  von  Ihren  Exzellenzen 
Vernommene  Ihnen  telegraphisch  mitteilen  würde.  Ich  sei  na- 
türlich nicht  ermächtigt,  im  Namen  meiner  Regierung  zu  spre- 
chen, aber  persönlich  sähe  ich  nicht  ein,  warum  eine  Solidari- 
tätserklärung unsererseits  erwartet  würde,  da  dieselbe  eine  be- 
dingungslose Verpflichtung  darstellte,  Russland  und  Frankreich 
mit  unsern  Waffen  zu  unterstützen.  Grossbritannien  hätte  keine 
direkten  Interessen  in  Serbien  und  das  englische  Volk  dürfte 
nie  einen  Krieg,  der  für  Serbien  geführt  würde,  gutheissen. 
Herr  von  Sasonow  antwortete,  es  sei  nicht  zu  vergessen,  dass 
die  allgemeine  europäische  Frage,  deren  einen  Teil  die  SCTbi- 
sche  Frage  selbst  bilde,  nun  angeschnitten  würde  und  es  daher 
nicht  angängig  sei,  dass  Grossbritannien  von  den  jetzt  zu  er- 
örternden Problemen  ausscheide. 

Auf  diese  Bemerkungen  hin  lautete  meine  Antwort,  dass 
soviel  ich  verstünde,  Grossbritannien  sich  einer  nach  Wien  zu 
richtenden  Note  des  Inhalts,  dass  eine  Einmischung  Oester- 
reich-Ungarns in  die  innern  Angelegenheiten  Serbiens  nicht  ge- 
duldet werden  könne,  anschliessen  solle.  Sei  es  dann  die  Ab- 
sicht Russlands,  sogleich  Oesterreich-Ungarn  den  Krieg  zu  er- 
klären, wenn  die  kaiserliche  und  königliche  Regierung  trotz  un- 
serer Vorstellungen  gegen  Serbien  militärische  Massnahmen 
ergreifen  würde  ? 

Herr  Sasonow  war  der  Meinung,  dass  sowieso  die  russische 
Mobilisation  angeordnet  werden  müsse  und  ein  Ministerrat 
würde  darüber  schon  heute  Nachmittag  zu  erwägen  haben, 
während  der  endgültige  Beschluss  wahrscheinlich  morgen,  unter 
dem  Vorsitze  des  Kaisers,  gefasst  werden  würde. 

Mir  schien  es  die  Hauptsache,  bemerkte  ich,  Oesterreich- 
Ungarn  dahin  zu  bringen,  eine  Fristverlängerung  zu  gewäh- 
ren, und  daher  müsse  vor  allem  Einfluss  geltend  gemacht 
werden,  um  die  kaiserliche  und  königliche  Regierung  zu  be- 
wegen, dies  zuzugestehen.  Der  französische  Botschafter  war 
indessen  der  Meinung,  dass  Oesterreich-Ungarn  entschlossen  sei, 
sogleich  zu  handeln,  oder  aber  mit  dem  Ultimatum  nur  einen 
Schreckschuss  abgeben  wolle.  In  jedem  Falle  müssten  wir  uns, 
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um  einen  Krieg  zu  vermeiden,  eines  festen  und  geeinigten  Ver- 
haltens befleissigen.  Er  befürchte,  dass  es  an  Zeit  fehle,  meinen 
Vorschlag  auszuführen,  wogegen  ich  ein  wendete,  dass  es  für 
uns  wünschenswert  erschiene  zu  wissen,  wie  weit  Serbien  ge- 
neigt sei,  die  von  Oesterreich-Ungarn  gestellten  Forderungen 
zu  erfüllen.  Herr  Sasonow  antwortete,  dass  er  über  diesen 
Punkt  zuerst  mit  seinen  Kollegen  beraten  müsse,  aber  zweifels- 
ohne würde  Serbien  einige  der  österreichischen  Forderungen 
bewilligen. 

Der  französische  Botschafter  und  Herr  Sasonow  fuhren 
fort,  in  mich  zu  dringen,  um  von  unserer  Regierung  eine  Er- 
klärung der  vollen  Solidarität  mit  denjenigen  Frankreichs  und 
Russlands  zu  erhalten,  worauf  ich  entgegnete,  dass  es  vielleicht 
möglich  wäre,  von  Ihnen  das  Zugeständnis  zu  bekommen,  Ihrer- 
seits sowohl  der  deutschen  als  auch  der  österreichisch-ungari- 
schen Regierung  nachdrückliche  Vorstellungen  zu  machen  mit 
dem  dringenden  Hinweis,  dass  ein  österreichischer  Angriff  auf 
Serbien  den  Frieden  ganz  Europas  gefährden  würde.  Vielleicht 
könnten  Sie  Mittel  und  Wege  finden  ihnen  zu  sagen,  dass  ein 
derartiges  Vorgehen  von  Seiten  Oesterreichs  wahrscheinlich  eine 
russische  Intervention  mit  sich  brächte,  die  Frankreich  und 
Deutschland  hineinverwickeln  könnte,  und  dass  es  für  Gross- 
britannien schwierig  sein  würde,  abseits  zu  stehen,  falls  der 
Krieg  allgemein  würde.  Herr  Sasonow  erwiederte,  wir  würden 
früher  öder  später  in  den  Krieg  hineingezogen,  wenn  dieser  aus- 
bräche; wir  würden  viel  zur  Wahrscheinlichkeit  eines  Krieges 
beigetragen  haben,  wenn  wir  nicht  von  Anfang  an  gemeinsame 
Sache  mit  Russland  und  Frankreich  machten. 

G.  Biichanan. 


Sir  Ed.  Grey 

an  Sir  F.  Bertie, 


Nr.  87. 

britischen  Botschafter  in  Paris. 


_ ^ Foreign  Office,  den  29.  Juli  1914. 

Ew.  Exzellenz  ! 

Nachdem  ich  heute  Herrn  Cambon  gesagt  hatte,  wie  ernst 
die  Lage  mir  vorkäme,  teilte  ich  ihm  meine  Absicht  mit, 
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ebenfalls  heute  noch  dem  deutschen  Botschafter  zu  sagen,  er 
solle  sich  durch  den  freundschaftlichen  Ton  unserer  Unter- 
redungen nicht  in  eine  falsche  Sicherheit  wiegen  lassen,  dahin 
gehend,  dass,  wenn  alle  Friedensbestrebungen,  welche  wir  bis- 
unbeteiligt bleiben  würden. 

Ich  fand  es  dann  auch  angebracht,  Herrn  Cambon  zu 
sagen,  dass  die  öffentliche  Meinung  in  England  die  gegenwär- 
tige Schwierigkeit  von  einem  ganz  andern  Standpunkte  beur- 
teile, als  wie  vor  einigen  Jahren  die  marokkanische  Angelegen- 
heit. Damals  sei  Frankreich  an  erster  Stelle  interessiert  gewesen 
und  es  schien,  als  ob  Deutschland,  um  Frankreich  zu  vernich- 
ten, mit  dem  letztem  einen  Streit  vom  Zaune  brechen  wollte 
betreffs  einer  Frage,  welche  bereits  vertragsmässig  zwischen 
Grossbritannien  und  Frankreich  erledigt  worden  war.  Aber  im 
gegenwärtigen  Fall  sei  der  Konflikt  zwischen  Oesterreich  und 
Serbien  nicht  ein  solcher,  in  dem  wir  uns  berufen  fühlten  ein- 
zugreifen. Auch  würde  dies  selbst  dann  noch  nicht  der  Fall 
sein,  wenn  die  Frage  zu  einem  Streit  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  und  Russland  sich  entwickeln  würde.  Das  wäre  dann 
die  Frage  der  germanischen  oder  der  slavischen  Vorherrschaft 
— ein  Kampf  um  eine  solche  in  den  Balkanländern  ; wir  hät- 
ten uns  jedoch  immer  von  der  Ansicht  leiten  lassen,  nicht  in 
einen  Krieg  wegen  irgend  einer  Balkanfrage  verwickelt  zu 
werden. 

Wir  hätten  noch  nicht  beschlossen,  nach  welcher  Richtlinie 
wir  handeln  würden,  wenn  Deutschland  und  dann  Frankreich 
in  den  bevorstehenden  Krieg  hineingezogen  werden  sollten;  in 
diesem  Falle  müssten  wir  unser  Vorgehen  erwägen.  Frankreich 
wäre  dann  in  einen  Streit  verwickelt  worden,  ohne  in  demselben 
Partei  zu  sein,  aber  welchen  es  wegen  seines  Bündnisses,  und 
auch  ehren-  und  interessehalber  gezwungen  würde,  aufzuneh- 
men. Wir  selbst  seien  ohne  Verpflichtungen  und  wir  müssten 
uns  überlegen,  was  die  Interessen  Grossbritanniens  erheischten. 
Ich  hätte  mich  gezwungen  gesehen,  all  dies  zu  erwähnen,  weil 
wir  — wie  ihm  wohl  bekannt  — alle  Vorsichtsmassregeln  be- 
züglich unserer  Flotte  träfen  und  weil  ich  im  Begriffe  stünde, 
Fürst  Lichnowsky  zu  warnen,  nicht  darauf  zu  rechnen,  dass  wir 
abseits  stehen  bleiben  würden,  während  anderseits  es  nicht 
recht  wäre,  Herrn  Cambon  den  Glauben  zu  lassen,  wir  hätten 
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bereits  entschieden,  wie  wir  in  einem  gewissen,  hoffentlich  nicht 
eintreffenden  Fall  handeln  würden. 

Herr  Cambon  antwortete,  dass  ich  die  Sachlage  sehr  klar 
aiiseinandergestzt  hätte.  Er  verstände,  dass  ich  sagen  wollte,  in 
einem  Balkanstreit  und  in  einem  Kampf  um  die  slavische  oder 
germanische  Vorherrschaft  fühlten  wir  uns  nicht  berufen  ein- 
zugreifen; sollten  aber  andere  Fragen  auftauchen  und  Frank- 
reich und  Deutschland  sich  derart  hineinverwickelt  befinden, 
dass  die  Frage  der  Hegemonie  in  Europa  aufgeworfen  würde, 
so  würden  wir  dann  beschliessen,  was  wir  zu  tun  hätten.  Er 
schien  auf  diese  Erklärung  ganz  vorbereitet  zu  sein  und  machte 
keine  Einwendung. 

Er  bemerkte  dann  noch,  dass  die  öffentliche  Meinung  in 
Frankreich  ruhig  aber  entschlossen  sei.  Er  erwarte  ebenfalls, 
dass  Deutschland  verlange,  Frankreich  möge  neutral  bleiben, 
während  das  erstere  Russland  angriffe  ; aber  eine  solche  For- 
derung könne  die  Republik  natürlich  nicht  erfüllen,  da  sie  ver- 
pflichtet sei,  im  Falle  Russland  angegriffen  würde,  diesem  bei- 
zuspringen. 

E.  Grey. 


Nr.  88. 

Sir  Ed,  Grey, 

an  Sir  E.  Goschen,  britischer  Botschafter  in  Berlin. 

Foreign  Office,  den  29.  Juli  1914. 

Nachdem  ich  mich  heute  nachmittag  mit  dem  deutschen 
Botschafter  über  die  europäische  Lage  unterhalten  hatte,  sagte 
ich  ihm,  dass  etwas  auf  mir  laste,  das  ich  ihm; gerne  in  ganz 
privater  und  freundschaftlicher  Weise  mitzuteilen  wünsche.  Die 
Lage  sei  äusserst  ernst.  Solange  sie  sich  auf  die  gegenwärtigen 
Fragen  beschränke,  hätten  wir  keinerlei  Absicht  zu  intervenie- 
ren. Sollte  aber  Deutschland  mit  hineingezogen  werden  und  da- 
raufhin Frankreich,  könnte  die  Frage  so  vielumfassend  sein, 
so  dass  sie  alle  europäischen  Interessen  in  Mitleidenschaft  ziehen 
würde;  und  ich  wünschte  nicht,  dass  er  durch  den  freundschaft- 
lichen Ton  unserer  Unterhaltung  — der,  wie  ich  hoffte,  auch 
fortfahren  werde  so  zu  sein  — so  weit  getäuscht  würde,  zu 
glauben,  dass  wir  uns  abseits  halten  würden. 
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Er  sagte,  er  verstehe  dies  vollkommen,  aber  er  frug,  ob  ich 
damit  sagen  wolle,  dass  wir  unter  gewissen  Umständen  ein- 
schreiten  würden. 

Ich  antwortete,  ich  wünschte  nicht  dies  zu  sagen,  noch 
irgend  etwas,  das  einer  Drohung  oder  einem  Versuch,  einen 
Druck  auszuüben  gleichsähe,  indem  ich  erklärte,  dass  wir  ein- 
schreiten  würden,  falls  die  Lage  sich  verschlimmerte.  Unsere 
Intervention  käme  nicht  in  Frage,  wenn  Deutschland,  oder  so- 
gar wenn  Frankreich  nicht  hineinverwickelt  würde;  aber  wir 
seien  uns  vollauf  bewusst,  falls  die  Frage  derart  würde,  so  dass 
wir  glaubten,  die  britischen  Interessen  verlangten  unsere  Inter- 
vention, dass  wir  sogleich  einschreiten  müssten,  und  dass  der 
Entschluss  sehr  rasch  gefasst  werden  müsste,  gerade  so  wie  die 
Entschlüsse  der  andern  Mächte.  Ich  hoffte,  der  freundschaft- 
liche Ton  unserer  Unterhaltungen  werde  wie  bisher  fortbestehen, 
und  dass  ich,  bei  der  Friedensarbeit,  ebenso  enge  Beziehungen 
mit  der  deutschen  Regierung  pflegen  könne.  Sollten  aber  unsere 
Friedensbestrebungen  scheitern,  und  sollte  sich  die  Frage  der- 
art erweitern,  dass  sie  sozusagen  alle  europäischen  Interessen 
in  Mitleidenschaft  ziehe,  dann  wünschte  ich  nicht,  irgend  einem 
Vorwurf  seinerseits  ausgesetzt  zu  sein,  dass  der  freundschaft- 
liche Ton  unserer  Unterredungen  ihn  oder  seine  Regierung  irre- 
geleitet habe  anzunehmen,  dass  wir  nicht  handeln  würden,  und 
dem  weitern  Vorwurf,  wenn  er  nicht  so  irregeleitet  worden 
wäre,  hätte  sich  der  Lauf  der  Dinge  anders  gestaltet. 

Der  deutsche  Botschafter  hatte  an  meinen  Ausführungen 
nichts  auszusetzen,  im  Gegenteil,  er  sagte  mir,  sie  stimmten  mit 
dem  überein,  was  er  in  Berlin  als  seine  persönliche  Ansicht  über 
die  Lage  gemeldet  hätte. 

E.  Grey. 


Nr.  99. 

Sir  F.  Bertie,  britischer  Botschafter  in  Paris, 
an  Sir  Edward  Grey. 

Paris,  den  30.  Juli  1914. 

Der  Präsident  der  französischen  Republik  sagt  mir,  dass 
die  deutsche  Regierung  derjenigen  Russlands  mitgeteilt  habe, 
im  Falle  letzteres  seine  Mobilisation  nicht  rückgängig  mache. 
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Deutschland  ebenfalls  mobilisieren  würde.  Indessen  besagt  ein 
weiterer  Bericht  aus  St.  Petersburg,  dass  die  deutsche  Mitteilung 
abgeändert  worden  sei  und  sich  nun  auf  eine  Anfrage  dahin 
beschränke,  unter  welchen  Bedingungen  Russland  demobilisie- 
ren würde.  Die  Antwort  lautete,  dass  Russland  bereit  sei  zu 
demobilisieren,  wenn  Oesterreich-Ungarn  versichere,  dass  es  die 
Souveränität  Serbiens  achten  und  gewisse  von  ihm  an  Serbien 
gestellte  und  von  diesem  nicht  angenommene  Forderungen  zum 
Gegenstand  internationaler  Verhandlungen  mache. 

Der  Präsident  glaubt  nicht,  dass  Oesterreich-Ungarn  diese 
Bedingungen  annehmen  werde,  und  er  ist  der  Ueberzeugung, 
dass  der  Friede  zwischen  den  Mächten  von  Grossbritannien  ab- 
hängt. Wenn  Seiner  Majestät  Regierung  erklären  würde,  dass 
sie  entschlossen  sei,  im  Falle  eines  Konfliktes  zwischen  Frank- 
reich und  Deutschland  dem  ersteren  beizustehen,  welches  Bei- 
stehen als  Folge  der  gegenwärtigen  Schwierigkeiten  zwischen 
Oesterreich-Ungarn  und  Serbien  anzusehen  sei,  so  käme  es  zu 
keinem  Kriege,  denn  in  diesem  Falle  würde  Deutschland  so- 
gleich sein  Verhalten  ändern. 

Ich  erklärte  ihm,  wie  schwer  es  für  Grossbritannien  sein 
dürfte,  eine  solche  Erklärung  abzugeben,  aber  der  Präsident 
meinte,  dass  sie  im  Interesse  des  Friedens  erfolgen  würde. 
Frankreich,  sagte  er,  sei  friedlich  gesinnt  und  wünsche  keinen 
Krieg,  und  es  sei  bisher  nicht  weiter ) gegangen  als  Vorberei- 
tungen für  die  Mobilisation  zu  treffen,  um  nicht  überrascht 
zu  werden.  Die  französische  Regierung  werde  der  unsrigen  alles 
mitteilen,  was  in  dieser  Richtung  weiter  geschähe.  Zuverläs- 
sigen Nachrichten  zufolge  sollen  die  deutschen  Truppen  in  Die- 
denhofen  und  Metz  zusammengezogen  worden  und  kriegsbereit 
sein.  Der  Präsident  sagte,  dass,  wenn  ein  allgemeiner  Krieg  auf 
dem  europäischen  Festland  ausbräche,  dann  England  unver- 
meidlich hineingezogen  würde,  da  es  in  diesem  Falle  seine 
Lebensinteressen  beschützen  müsste.  Wenn  England  jetzt  eine 
Erklärung  des  Inhalts,  dass  Grossbritannien  Frankreich,  wel- 
ches den  Frieden  wünsche,  zu  unterstützen  beabsichtige,  ab- 
gäbe, so  würde  Deutschland  fast  sicherlich  davon  absehen,  in 
den  Krieg  zu  ziehen. 


F.  Bertie, 
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Nr.  119. 


Sir  Edward  Grey, 

an  Sir  F.  Bertie,  britischen  Botschafter  in  Paris. 

Foreign  Office,  den  31.  Juli  1914. 

Ew.  Exzellenz  I 

Herr  Cambon  bezog  sich  heute  auf  ein  vom  französischen 
Botschafter  in  Berlin  gesandtes  und  Sir  Arthur  Nicolson  unter- 
breitetes Telegramm,  Avelches  besagte,  dass  die  Ungewissheit 
eines  Eingreifens  unserseits  ein  aufmunterndes  Element  in  Ber- 
lin bilde  und  dass,  wenn  Grossbritannien  sich  nur  bestimmt 
dahin  erklärte,  es  stünde  auf  der  Seite  Frankreichs  und  Russ- 
lands, Deutschland  eine  friedliche  Haltung  einnehmen  würde. 

Ich  sagte,  dass  die  Behauptung,  wir  hätten  Deutschland 
zu  verstehen  gegeben,  wir  würden  uns  nicht  einmischen,  ganz 
und  gar  falsch  sei.  Ich  hätte  verweigert,  auf  Versprechungen, 
neutral  zu  bleiben,  einzugehen.  Nicht  nur  hätte  ich  ein  sol- 
ches bestimmtes  Neutralitätsversprechen  zu  geben  abgelehnt, 
sondern  ich  wäre  heute  Morgen  sogar  so  weit  gegangen,  dem 
deutschen  Botschafter  zu  sagen,  dass,  wenn  Frankreich  und 
Russland  sich  in  einen  Krieg  verwickelt  sähen,  wir  in  den- 
selben ebenfalls  hineingezogen  werden  würden.  Das  sei  natür- 
lich nicht  dasselbe,  wie  ein  Frankreich  gegel^enes  Versprechen, 
und  ich  sagte  dies  Herrn  Cambon  nur  in  der  Absicht,  ihm  zu 
beweisen,  dass  wir  Deutschland  nicht  unter  dem  Eindruck  ge- 
lassen hätten,  Grossbritannien  würde  an  einem  Kriege  nicht 
teilnehmen. 

Herr  Cambon  verlangte  dann  eine  Antwort  auf  seine  gestri- 
gen Ausführungen. 

Diese  lautete  dahin,  dass  wir  im  heutigen  Ministerrat  zu 
dem  Schluss  gekommen  seien,  wir  könnten  zur  Zeit  keine  Ver- 
pflichtung eingehen.  Da  wir  unsere  Politik  dem  Parlament  vor- 
legen müssten,  so  könnten  wir  dasselbe  nicht  im  voraus  ver- 
pflichten. Bis  jetzt  betrachteten  weder  die  grossbritannische 
Regierung  noch  die  öffentliche  Meinnung  Englands  die  beste- 
henden Verträge  und  Zusagen  als  miteinbezogen.  Natürlich 
dürften  weitere  Entwicklungen  die  Lage  durchaus  ändern  und 
Regierung  und  Parlament  zu  einem  als  gerechtfertigt  angesehe- 
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nen  Einschreiten  bestimmen.  Die  Aufrechterhaltung  der  Neu- 
tralität Belgiens  dürfte  — ich  wollte  nicht  sagen  eine  bestim- 
mende, aber  doch  eine  wichtige  — Triebfeder  zu  unserm  Han- 
deln bilden.  Ob  wir  dem  Parlament  Einmischung  in  einen 
Krieg  oder  unser  Fernbleiben  von  demselben  anrieten,  so  würde 
es  doch  wissen  wollen,  wie  es  um  die  Neutralität  Belgiens  stehe 
und  es  könnte  sein,  dass  ich  von  Frankreich  und  von  Deutsch- 
land Erklärungen  verlangen  würde,  ob  sie  geneigt  seien,  eine 
Verpflichtung  einzugehen,  dass  weder  das  eine  noch  das  andere 
die  belgische  Neutralität  zuerst  verletzen  wolle. 

Herr  Cambon  wiederholte  seine  Frage,  ob  wir  Frankreich, 
wenn  von  Deutschland  angegriffen,  beistehen  würden. 

Ich  antwortete,  dass  ich  bei  dem  schon  Gesagten  bleiben 
müsse,  nämlich,  dass,  soweit  die  Dinge  jetzt  gediehen  seien, 
wir  keine  Verpflichtung  eingehen  könnten. 

Herr  Cambon  behauptete,  dass  Deutschland  von  Anfang 
an  die  Vorschläge,  die  vielleicht  den  Frieden  herbeigeführt  hät- 
ten, abgewiesen  habe.  Frankreichs  Vernichtung  durch  Deutsch- 
land läge  doch  nicht  im  Interesse  Grossbritanniens.  In  einem 
solchen  Falle  würden  wir  uns  Deutschland  gegenüber  in  einer 
unvorteilhafteren  Lage  befinden  als  jetzt.  Wir  hätten  im  Jahre 
1870  einen  grossen  Fehler  begangen,  indem  wir  zusahen,  wie 
die  deutsche  Macht  ins  Ungemessene  wuchs  und  nun  würden 
wir  denselben  Missgriff  wiederholen.  Er  fragte  mich,  ob  ich 
nicht  die  Frage  dem  Kabinett  neuerdings  vorlegen  könnte. 

Ich  antwortete,  dass  das  Kabinett  zweifelsohne  wieder  zu- 
sammengerufen werden  würde,  sobald  als  sich  in  der  Lage  neue 
Entwicklungen  zeigten,  aber  der  einzige  mir  jetzt  mögliche  Be- 
scheid laute  dahin,  dass  wir  keine  bestimmte  Verpflichtung  ein- 
gehen könnten. 

E.  Grey. 


Nr.  148. 

Sir  Edward  Grey, 

an  Sir  F.  Bertie,  britischen  Botschafter  in  Paris. 

Foreign  Office,  den  2.  August  1914. 

Nach  dem  Ministerrat  heute  Morgen  übergab  ich  Herrn 
Cambon  folgenden  Bericht  : 
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« Ich  bin  ermächtigt  worden  zu  versichern,  dass  — sollte  die 
deutsche  Flotte  in  den  ^ Aermelkanal  eindringen  oder  durch  die 
Nordsee  Feindseligkeiten  gegen  die  französische  Küste  oder  die 
französische  Schiffahrt  unternehmen  — die  britische  Flotte  jed- 
weden möglichen  Schutz  gegen  solche  Angriffe  gewähren  werde. 

« Diese  Versicherung  muss  natürlich  vom  Parlament  gut- 
geheissen und  darf  lediglich  so  ausgelegt  werden,  dass  Seiner 
Majestät  Regierung  nur  dann  mit  den  Waffen  eingreift,  wenn 
die  deutsche  Flotte  wie  oben  angeführt  vorgeht.  » 

Ich  wies  darauf  hin,  dass  wir  äusserst  schwerwiegende 
Fragen  und  schwierige  Aufgaben  in  Betracht  zu  ziehen  hätten, 
und  dass  die  Regierung  sich  nicht  verpflichten  könne,  Deutsch- 
land den  Krieg  zu  erklären,  wenn  ein  solcher  zwischen  dem 
letztem  und  Frankreich  ausbräche,  aber  der  französischen 
Regierung,  deren  Flotte  schon  lange  vereinigt  im  Mittelländi- 
schen Meere  läge,  sei  es  von  grösster  Wichtigkeit,  zu  erfahren, 
welche  Massregeln  sie  ergreifen  müsse,  da  die  Nordküste  Frank- 
reichs gänzlich  unverteidigt  daliege.  Wir  hätten  daher  für  nötig 
gehalten,  der  französischen  Regierung  diese  Versicherung  anzu- 
bieten. Das  verpflichte  uns  nicht,  Deutschland  den  Krieg  zu 
erklären,  wenn  nicht  die  deutsche  Flotte  die  erwähnten  Bewe- 
gungen und  Angriffe  zur  Ausführung  brächte,  anderseits  jedoch 
würde  dieses  Versprechen  Frankreich  die  Sicherheit  gewähren, 
welche  es  ihm  gestatete,  über  seine  eigene  mittelländische  Flotte 
in  gewünschter  Weise  zu  verfügen. 

Herr  Cambon  kam  dann  auf  die  Neutralitätsverletzung 
Luxemburgs  zu  sprechen.  Ich  teilte  ihm  den  in  dieser  Bezieh- 
ung von  Lord  Derby  und  Lord  Clarendon  im  Jahre  1867  nieder- 
gelegten Grundsatz  mit. 

Der  Botschafter  fragte  mich  dann,  was  wir  im  Falle  einer 
Neutralitätsverletzung  Belgiens  sagen  würden.  Das  sei,  erwi- 
derte ich,  eine  viel  wichtigere  Angelegenheit  als  die  vorher- 
gehende, und  wir  seien  eben  damit  beschäftigt,  die  diesbezüg- 
liche Erklärung  zu  erwägen,  welche  wir  morgen  dem  Parla- 
mente unterbreiten  würden,  nämlich  ob  wir  eine  Neutralitäts- 
verletzung Belgiens  als  Anlass  zu  einer  Kriegserklärung  unser- 
seits betrachten  sollten  oder  nicht.  Ich  berichtete  ihm  dann 
noch,  was  dem  deutschen  Botschafter  in  dieser  Hinsicht  gesagt 
worden  sei. 


E.  Greu. 
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ANLAGE  II. 

Auszüge  aus  dem  « Blaubuch » bezüglich  der  auf  die  Er- 
langung der  Neutralität  Englands  abzielenden  Anträge 
der  deutschen  Regierung  an  die  englische  Regierung. 


Nr.  85. 

Sir  E.  Goschen,  britischer  Botschafter  in  Berlin, 
an  Sir  Edward  Grey, 

Berlin,  den  29.  Juli  1914. 

Ich  wurde  eingeladen,  den  Reichskanzler,  welcher  soeben 
von  Potsdam  zurückgekehrt  ist,  heute  Abend  zu  besuchen. 

Er  sagte  mir,  dass,  wenn  Russland  Oesterreich-Ungarn  an- 
griffe,  ihm  ein  daraus  entstehender  europäischer  Kriegsbrand, 
trotz  seiner  Bemühungen,  den  Frieden  zu  wahren,  unvermeid- 
lich schiene,  da  Deutschland  Oesterreich-Ungarn  gegenüber 
Bündnispflichten  habe. 

Daraufhin  machte  er,  um  die  Neutralität  Grossbritanniens 
zu  sichern,  das  folgende,  schwerwiegende  Angebot.  Er  führte 
aus,  dass  — soweit  er  die  Grundzüge  der  britischen  Politik  be- 
urteilen könne  — es  klar  sei,  Grossbritannien  könne  unmöglich 
abseits  stehen  und  damit  zugeben,  dass  Frankreich  in  einem 
möglicherweise  stattfindenden  Konflikte  vernichtet  werde. 
Deutschland  beabsichtige  indessen  keine  solche  Vernichtung, 
denn  wenn  die  Neutralität  Englands  Tatsache  sei,  so  werde  die 
deutsche  Regierung  dem  Londoner  Kabinett  die  weitgehendste 
Versicherung  geben,  dass  im  Falle  eines  Krieges,  der  mit  einem 
deutschen  Siege  enden  würde,  keine  Gebietsabtretungen  von 
Frankreich  verlangt  würden. 

Ich  berührte  die  Frage  der  französischen  Kolonien  und 
S.  E.  sagte,  dass  er  in  dieser  Hinsicht  kein  ähnliches  Verspre- 
chen geben  könne. 

Was  indessen  Holland  beträfe,  so  sei  die  deutsche  Regie- 
rung bereit,  der  englischen  Versicherungen  anzubieten,  dass  sie 
die  Integrität  und  die  Neutralität  der  Niederlande  achten  werde, 
solange  als  dies  seitens  der  Feinde  Deutschlands  ebenfalls  ge- 
schähe. 
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Es  hinge  von  Frankreichs  Vorgehen  ab,  wieweit  Deutsch- 
land gezwungen  werden  könnte,  in  Belgien  einzurücken;  aber 
nach  einem  Kriege  sollte  die  Integrität  dieses  Landes  unverletzt 
bleiben,  wenn  es  sich  Deutschland  gegenüber  nicht  feindlich 
verhalten  haben  würde. 

Der  Reichskanzler  schloss  seine  Ausführungen  mit  dem 
Hinweis  darauf,  dass  — wie  Ihnen  ja  bekannt  — der  Zweck 
seiner  Politik  von  jeher  gewesen  sei,  mit  Grossbritannien  ein 
Einvernehmen  herzustellen,  und  diese  Bemühungen  seinerseits 
Hessen  ihn  hoffen,  dass  eben  die  oben  angeführten  Versiche- 
rungen die  Grundlage  des  von  ihm  so  sehr  erwünschten  Ein- 
vernehmens bilden  möchten.  Es  schwebe  ihm  ein  allgemeiner 
Neutralitäts vertrag  zwischen  Grossbritannien  und  Deutschland 
vor,  obschon  es  jetzt  natürlich  noch  zu  früh  sei,  auf  Einzel- 
heiten eines  solchen  Vertrages  einzugehen,  aber  ein  Versprechen 
seitens  Englands,  im  gegenwärtigen  Konflikt  die  Neutralität  zu 
bewahren,  würde  ihm  die  Abschliessung  eines  solchen  in  Zu- 
kunft einzugehenden  Vertrages  als  ausführbar  erscheinen  lassen. 

Als  S.  Ex.  von  mir  wissen  wollte,  wie  Sie  sein  Ansuchen 
wohl  aufnehmen  würden,  meinte  ich,  es  erschiene  mir  unwahr- 
scheinlich, dass  Sie  im  gegenwärtigen  Stand  der  Dinge  geneigt 
sein  würden,  bindende  Zusagen  betreffs  Ihrer  Handlungsweise 
zu  geben,  und  dass  Sie  sich  vermutlicher  weise  Ihre  volle  Frei- 
heit Vorbehalten  wollten. 

E.  Goschen. 


Nr.  101. 

Sir  Edward  Grey, 

an  Sir  E.  Goschen,  britischen  Botschafter  in  Berlin. 

Foreign  Office,  den  30.  Juli  1914. 

Seiner  Majestät  Regierung  kann  den  Vorschlag  des  Reichs- 
kanzlers, dass  sie  unter  solchen  Bedingungen  die  Neutralität 
wahre,  keinen  Augenblick  annehmen.  In  der  Tat  verlangt  er, 
wir  sollen  uns,  während  französische  Kolonien  erobert  werden 
und  Frankreich  selbst  besiegt  wird,  und  so  lange  als  Deutsch- 
land kein  französisches  Gebiet  annektiert  — im  Gegensatz  zu 
Kolonialgebieten  — ruhig  verhalten. 
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Schon  der  materielle  Standpunkt  verbietet  die  Annahme 
eines  solchen  Vorschlages,  denn  Frankreich,  ohne  gerade  von 
seinem  europäischen  Gebiet  abgeben  zu  müssen,  könnte  so  nie- 
dergerungen werden,  dass  es  keine  Grossmacht  mehr  wäre  und 
gezwungen  würde,  sich  Deutschlands  politischer  Vormundschaft 
zu  fügen.  Auch  schon  ohne  diese  Erwägung  würde  es  für  uns 
eine  Schmach  sein,  einen  solchen  Pakt  mit  Deutschland  zu  un- 
gunsten  Frankreichs  zu  schliessen,  eine  Schmach,  welche  für 
immer  auf  der  Ehre  Grossbritanniens  haften  bliebe. 

Der  Reichskanzler  verlangt  ebenfalls,  dass  wir  jede  Ver- 
pflichtung, welche  wir  im  eigenen  und  im  Interesse  der  Neutra- 
lität Belgiens  eingegangen  sind,  verschachern  sollen,  ein  Ansin- 
nen, welches  wir  ebenfalls  entschieden  verweigern  müssen. 

Nach  dieser  Erklärung  ist  es  unnötig  zu  prüfen,  ob  die  Aus- 
sicht auf  einen  zukünftigen  allgemeinen  Neutralitätsvertrag  zwi- 
schen Grossbritannien  und  Deutschland  wirklich  so  grosse  Vor- 
teile bieten  würde,  um  uns  deswegen  jetzt  die  Hände  binden  zu 
lassen.  Wir  müssen  uns  unsere  volle  Freiheit  bewahren,  so  zu 
handeln,  wie  es  uns  den  Umständen  angemessen  scheint,  falls 
in  der  gegenwärtigen  Krise  eine  ungünstige  und  bedauerliche 
Entv/icklung  eintreten  sollte,  wie  sie  der  Reichskanzler  voraus- 
sieht. 

Berichten  Sie  dem  Reichskanzler  in  diesem  Sinne  und  fü- 
gen Sie  eindringlichst  bei,  dass  der  beste  Weg,  um  die  guten 
Beziehungen  zwischen  Grossbritannien  und  Deutschland  auf- 
recht zu  erhalten,  derjenige  ist,  welcher  gemeinsam  zur  Bewah- 
rung des  europäischen  Friedens  führt.  Die  Beziehungen  zwi- 
schen England  und  Deutschland  werden  meiner  Meinung  nach 
von  selbst  erstarken  und  sich  bessern,  wenn  wir  das  uns  ge- 
steckte Friedensziel  erreichen;  am  aufrichtigen,  guten  Willen 
dazu  soll  es  wahrlich  der  Regierung  Seiner  Majestät  nicht  fehlen. 

Ich  will  dem  noch  das  Folgende  beifügen  : Sollte  der  Frie- 
den gewahrt  und  die  gegenwärtige  Krise  überstanden  worden 
sein,  dann  werde  ich  es  mir  angelegen  sein  lassen,  ein  unter 
Teilnamhe  Deutschlands  getroffenes  Uebereinkommen  zu  för- 
dern, welches  ihm  die  Sicherheit  gewähren  v/ürde,  dass  Frank- 
reich, Russland  und  wir  selbst  — einzeln  oder  zusammen  — 
weder  gegen  das  Reich  noch  gegen  seine  Verbündeten  eine  feind- 
liche Politik  verfolgten.  Das  was  bisher  mein  V/unsch,  den  ich, 
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so  viel  in  meinen  Kräften  lag,  während  der  letzten  Balkankrise 
zur  praktischen  Ausführung  brachte,  und  da  Deutschland  von 
demselben  Wunsche  beseelt  war,  verbesserten  sich  unsere  Be- 
ziehungen zusehends.  Die  Idee  war  bis  jetzt  zu  utopistisch,  um 
den  Gegenstand  bestimmter  Vorschläge  zu  bilden,  aber,  wenn 
die  jetzige  Krise  — die  schwerste,  welche  Europa  seit  vielen 
Menschenaltern  durchzumachen  hat  — überstanden  sein  wird, 
hoffe  ich,  dass  die  darauffolgende  Erleichterung  und  der  daraus 
entstehende  Rückschlag  eine  bestimmtere  Annäheiung  zwischen 
den  Mächten  als  bisher  ermöglichen  werden. 

E.  Greg. 


Nr.  123. 

Sir  Edward  Grey, 

an  Sir  E.  Goschen,  britischen  Botschafter  in  Berlin. 

Foreign  Office,  den  1.  August  1914. 

Ew.  Exzellenz  ! 

Heute  sagte  ich  dem  deutschen  Botschafter,  dass  die  Ant- 
wort der  Reichsregierung  betreffs  der  Neutralität  Belgiens  An- 
lass zu  grossem  Bedauern  gäbe,  da  diese  Neutralität  der  öffent- 
lichen Meinung  in  England  sehr  nahe  geht.  Wenn  sich  Deutsch- 
land dazu  verstünde,  dieselbe  diesbezügliche  Versicherung  wie 
die  von  Frankreich  gebotene  zu  geben,  dann  würden  sowohl  die 
Befürchtungen  als  auch  die  Spannung  hier  in  England  bedeu- 
tend abgeschwächt  werden.  Anderseits  würde  es  schwer  fallen, 
den  Unwillen  des  englischen  Volkes  einzudämmen,  wenn  die  Neu- 
tralität Belgiens  von  einem  der  Kriegführenden  verletzt  würde, 
während  der  andere  sie  achtete.  Ich  bemerkte,  dass  bei  einem 
Ministerrat  auf  diese  Frage  eingegangen  worden  sei  und  ich 
übergab  ihm  dabei  auftragsgemäss  den  betreffenden  Bericht. 

Er  fragte  mich,  ob,  im  Falle  Deutschland  verspräche,  die 
Neutralität  Belgiens  nicht  zu  verletzen,  Grossbritannien  seiner- 
seits das  Versprechen  neutral  zu  bleiben  geben  würde. 

Ich  antwortete,  dass  ich  keine  Versprechungen  machen 
könne,  unsere  Hände  seien  bis  jetzt  noch  frei  und  wir  seien 
erst  daran,  die  von  uns  einzunehmende  Haltung  zu  erwägen. 


Was  ich  aber  sagen  könne  sei  das,  dass  unser  Verhalten  grössten- 
teils von  der  öffentlichen  Meinung  Englands  abhinge  und  dass 
sich  diese  sehr  um  die  Neutralität  Belgiens  bekümmere.  Ich 
glaubte  nicht,  ein  Neutralitätsversprechen  unter  dieser  einzigen 
Bedingung  geben  zu  können. 

Der  Botschafter  drang  in.  mich,  ob  ich  die  Bedingungen, 
unter  welchen  wir  neutral  bleiben  würden,  nicht  nennen  könnte. 
Er  liess  sogar  durchblicken,  dass  es  möglich  wäre,  die  Integri- 
tät Frankreichs  und  seines  Koloniaigebietes  zu  gewährleisten. 

Ich  erwiderte,  ich  sei  genötigt,  jed welches  Versprechen, 
unter  solchen  Bedingungen  neutral  zu  bleiben,  endgültig  zurück- 
zuweisen, und  ich  könne  daher  nichts  weiteres  beifügen,  als 
dass  wir  unsere  Hände  frei  lassen  müssten. 

E.  Grey. 


ANLAGE  Ipi«. 

Deutsche  Versuche,  angeblich  aus  «Missverständnis»,  von 
England  die  Garantie  der  Neutralität  Frankreichs  in 
einem  deutsch-russischen  Kriege  zu  erlangen. 

(Halbamtliche  Veröffentlichung  d.  „Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung“ 
vom  20.  August  1914.) 


Nr.  1. 


Fürst  Lichnowsky,  deutscher  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  von  Bethmann-HoUweg,  deutschen  Reichs- 
kanzler. 


London,  den  31.  Juli  1914. 

Soeben  hat  mich  Sir  Ed.  Grey  ans  Telephon  gerufen  und 
gefragt,  ob  ich  glaube,  erklären  zu  können,  dass  für  den  Fall, 
dass  Frankreich  neutral  bliebe,  in  einem  deutsch-russischen 
Kriege  wir  die  Franzosen  nicht  angriffen.  Ich  erklärte  ihm,  ich 
glaubte  die  Verantwortung  hierfür  übernehmen  zu  können. 


Lichnowsky. 
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Nr.  2. 

Telegramm  des  Kaisers  Wilhelm  II.  an  den  König  Georg  V. 

Berlin,  den  1.  August  1914. 

Ich  habe  soeben  die  Mitteilung  Deiner  Regierung  erhalten, 
durch  die  sie  die  französische  Neutralität  unter  der  Garantie 
Grossbritanniens  anbietet.  Diesem  Anerbieten  war  die  Frage 
angeschlossen,  ob  unter  diesen  Bedingungen  Deutschland  da- 
rauf verzichten  würde,  Frankreich  anzugreifen.  Aus  technischen 
Gründen  muss  meine  schon  heute  nachmittag  nach  zwei  Fron- 
ten, nach  Osten  und  Westen,  angeordnete  Mobilmachung  vor- 
bereitimgsgemäss  vor  sich  gehen. 

Gegenbefehl  kann  nicht  mehr  gegeben  werden,  weil  Dein 
Telegramm  leider  zu  spät  kam.  Aber  wenn  mir  Frankreich 
seine  Neutralität  anbietet,  die  durch  die  englische  Armee  und 
Flotte  garantiert  werden  muss,  werde  ich  natürlich  von  einem 
Angriff  auf  Frankreich  absehen  und  meine  Truppen  ander- 
weitig verwenden.  Ich  hoffe,  Frankreich  wird  nicht  nervös 
werden.  Die  Truppen  an  meiner  Grenze  werden  gerade  tele- 
graphisch und  telephonisch  abgehalten,  die  französische  Grenze 
zu  überschreiten. 

Wilhelm. 


Nr. 


Herr  von  Bethmann-HoUweg,  deutscher  Reichskanzler, 

an  den  Fürsten  Lichnowskij,  deutschen  Botschafter  in 
London. 


Berlin,  den  1.  August  1914. 

Deutschland  ist  bereit,  auf  den  englischen  Vorschlag  ein- 
zugehen, falls  sich  England  mit  seiner  Streitmacht  für  die  un- 
bedingte Neutralität  Frankreichs  im  deutsch-russischen  Kon- 
flikt verbürgt.  Die  deutsche  Mobilmachung  ist  heute  auf  Grund 
der  russischen  Herausforderung  erfolgt,  bevor  die  englischen 
Vorschläge  hier  eintrafen.  Infolgedessen  ist  auch  unser  Auf- 
marsch an  der  französischen  Grenze  nicht  mehr  zu  ändern.  Wir 
verbürgen  uns  aber  dafür,  dass  die  französische  Grenze  bis  Mon- 
tag den  3.  August,  abends  7 Uhr,  durch  unsere  Truppen  nicht 
überschritten  wird,  falls  bis  dahin  die  Zusage  Englands  er- 
folgt ist. 


Bethmann-HoUweg. 
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Nr.  4. 

Telegramm  des  Königs  Georg  V.  an  Kaiser  Wilhelm  IL 

London,  den  1.  August  1914. 

In  Beantwortung  Deines  Telegramms,  das  soeben  eingegan- 
gen ist,  glaube  ich,  dass  ein  Missverständnis  bezüglich  einer  An- 
regung vorliegen  muss,  die  in  einer  freundschaftlichen  Unterhal- 
tung zwischen  dem  Fürsten  Lichnowsky  und  Sir  Ed.  Grey  er- 
folgt ist,  als  sie  erörterten,  wie  ein  wirklicher  Kampf  zwischen 
der  deutschen  und  der  französischen  Armee  verzögert  werden 
könnte,  bis  ein  Mittel  zur  Verständigung  zwischen  Oesterreich 
und  Russland  gefunden  würde.  Sir  Edward  Grey  wird  den 
Fürsten  Lichnowsky  morgen  früh  sehen,  um  festzustellen,  dass 
ein  Missverständnis  auf  dessen  Seite  vorlag. 

Georg. 


Nr.  5. 


Fürst  Lichnowsky,  deutscher  Botschafter  in  London, 

an  Herrn  von  Bethmann-Hollweg,  deutschen  Reichs- 
kanzler. 


London,  den  2.  August  1914. 


Die  Anregungen  Sir  Edward  Greys,  die  auf  dem  Wunsche 
beruhen,  die  Möglichkeit  dauernder  Neutralität  Englands  zu 
schaffen,  sind  ohne  vorherige  Fühlungnahme  mit  Frankreich 
und  ohne  Kenntnis  der  Mobilmachung  erfolgt  und  inzwischen 
als  völlig  aussichtslos  aufgegeben. 


Lichnowsky. 


ANLAGE  IIL 


Auszüge  aus  dem  «Blaubuch»  hinsichtlich  der  Weigerung 
Englands,  sich  der  Ansicht  Deutschlands  in  der  Frage 
der  Verletzung  der  belgischen  Neutralität  anzuschliessen. 


Nr.  153. 

Sir  Edward  Grey, 

an  Sir  E.  Goschen,  britischen  Botschafter  in  Berlin. 

Foreign  Office,  den  4.  August  1914. 

Der  König  der  Belgier  hat  Seine  Majestät  den  König  um 
diplomatisches  Einschreiten  zu  gunsten  Belgiens  in  folgenden 
Worten  gebeten  : 

« Indem  ich  mich  der  zahlreichen  Beweise  der  Freund- 
schaft Ew.  Majestät  und  der  Ihres  Vorgängers,  und  des  wohl- 
wollenden Verhaltens  Grossbritanniens  im  Jahre  1870  erinnere, 
ebenso  der  uns  erst  kürzlich  wieder  erwiesenen  Freundschaft, 
richte  ich  an  Seiner  Majestät  Regierung  die  letzte  inständige 
Bitte,  die  Integrität  Belgiens  schützen  zu  wollen.  -» 

Der  grossbritannischen  Regierung  ist  ebenfalls  berichtet 
worden,  dass  die  deutsche  Reichsregierung  Belgien  eine  Note 
überreichen  liess,  in  welcher  um  dessen  wohlwollende  Neutra- 
lität ersucht  wurde,  dabei  aber  belgisches  Gebiet  den  deutschen 
Truppen  zum  Durchmarsch  zu  öffnen,  während  deutscherseits 
versprochen  wurde,  die  Unabhängigkeit  und  die  Integrität  des 
Königreichs  und  seines  Länderbesitzes  beim  Friedensschluss 
wieder  herzustellen;  sollte  aber  Belgien  auf  dieses  Ansuchen 
nicht  eingehen  wollen,  so  würde  es  als  feindliches  Land  behan- 
delt werden.  Die  Antwort  sei  binnen  zwölf  Stunden  zuzustellen. 

Wir  erfahren  auch,  dass  Belgien  dieses  Verlangen  Deutsch- 
lands als  eine  offensichtliche  Verletzung  des  Völkerrechtes  kate- 
gorisch verweigert  hat. 

Die  Regierung  seiner  Majestät  muss  gegen  den  Bruch  eines 
Vertrages,  welchen  die  deutsche  Reichsregierung  gemeinsam  mit 
uns  unterschrieben  hat,  Einspruch  erheben;  sie  muss  sich  zu- 
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dem  versichern,  dass  das  an  Belgien  gestellte  Verlangen  nicht 
zur  Ausführung  komme  und  dass  Deutschland  die  Neutralität 
des  erstem  achte.  Ersuchen  Sie  um  sofortige  Antwort. 

E.  Grey. 


Nr.  155. 

Sir  Edward  Grey, 

an  Sir  F.  ViUiers,  britischen  Gesandten  in  Brüssel. 

Foreign  Office,  den  4.  August  1914. 

Teilen  Sie  der  belgischen  Regierung  mit,  dass  wenn  Deutsch- 
land einen  Druck  auf  sie  ausüben  sollte,  um  sie  zu  veranlassen, 
ihre  Neutralität  aufzugeben,  die  Regierung  Seiner  Majestät  die 
Erwartung  hegt,  dass  Belgien  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mit- 
teln Widerstand  leiste;  dass  Seiner  Majestät  Regierung  es  darin 
unterstützen  werde;  dass  in  diesem  Fall  Seiner  Majestät  Regie- 
rung bereit  sei,  sich  mit  Russland  und  Frankreich  zu  vereinigen, 
um,  wenn  nötig,  Belgien  gemeinsam  zu  helfen,  der  gegen  das- 
selbe von  Deutschland  angewendeten  Waffengewalt  zu  wider- 
stehen, und  um  zugleich  die  Unabhängigkeit  und  die  Integrität 
Belgiens  für  die  Zukunft  sicherzustellen. 

E.  Grey. 


Nr.  157. 

Der  deutsche  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes, 

an  den  Fürsten  Lichnowsky,  deutschen  Botschafter  in 
London  (durch  die  kaiserlich  deutsche  Botschaft  in 
London  am  4.  August  mitgeteilt). 

Berlin,  den  4.  August  1914. 

Haben  Sie  die  Güte,  jedes  Misstrauen,  welches  die  gross- 
britannische Regierung  in  Bezug  auf  unsere  Absichten  haben 
könnte,  zu  zerstreuen. 

Wiederholen  Sie  die  ganz  formelle  Zusicherung,  dass,  so- 
gar im  Falle  eines  Waffenganges  mit  Belgien,  Deutschland  sich 
unter  gar  keinem  Vorwand  belgisches  Gebiet  aneignen  will. 
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Die  Aufrichtigkeit  dieser  Erklärung  ist  durch  die  Tatsache 
bewiesen,  dass  wir  Holland  unser  feierliches  Versprechen  gaben, 
seine  Neutralität  aufs  strengste  zu  achten.  Es  ist  augenschein- 
lich, dass  wir  uns  nicht  belgisches  Gebiet  vorteilhaft  aneignen 
könnten^  ohne  uns  zugleich  auf  Kosten  der  Niederlande  zu  ver- 
grössern. 

Stellen  Sie  Sir  Edward  Grey  eindringlichst  vor,  dass  wir 
uns  einem  von  Frankreich  unternommenen  und  von  diesem 
durch  belgisches  Gebiet  gegen  uns  gerichteten  Angriff,  wie  er, 
nach  unwiderlegbaren  Beweisen  zu  schliessn,  beabsichtigt  war, 
nicht  aussetzen  können. 

Deutschland  ist  also  genötigt,  die  Neutralität  Belgiens  ausser 
Acht  zu  lassen,  da  es  für  Deutschland  eine  Frage  um  Leben 
oder  Tod  ist,  dem  französischen  Vormarsch  zuvorzukommen. 

Jagow. 


Nr.  159. 

Sir  Edward  Grey, 

an  Sir  E.  Goschen,  britischen  Botschafter  in  Berlin. 

Foreign  Office,  den  4.  August  1914. 

Unserm  Vernehmen  nach  hat  Deutschland  an  den  belgi- 
schen Minister  des  Aeussern  eine  Note  des  Inhalts  gerichtet, 
dass  sich  die  Reichsregierung  gezwungen  sehen  werde,  wenn 
nötig  unter  Anwendung  von  Waffengewalt,  die  von  ihr  als  un- 
umgänglich erachteten  Massregeln  zu  ergreifen. 

Es  wird  uns  ebenfalls  berichtet,  dass  die  Neutralität  des 
belgischen  Gebietes  in  Gemmenich  verletzt  wurde. 

Unter  diesen  Umständen  und  in  Betracht  dessen,  dass 
Deutschland  verweigerte,  dieselbe  Versicherung  in  Betreff  der 
Neutralität  Belgiens  abzugeben,  wie  Frankreich  dies  letzte 
Woche  in  Antwort  auf  unser  Ansuchen,  welches  zu  gleicher 
Zeit  in  Berlin  und  Paris  gestellt  wurde,  getan  hat,  müssen  wir 
dieselbe  Forderung  wiederholen  und  zudem  verlangen,  dass 
eine  zufriedenstellende  Antwort  sowohl  darauf  als  auch  auf 
mein  Telegramm  von  heute  Morgen  hier  bis  Mitternacht  ein- 
laufe. 
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Wenn  dem  nicht  stattgegeben  werden  sollte,  so  haben  Sie 
Ihre  Pässe  zu  fordern  und  mitzuteilen,  dass  Seiner  Majestät 
Regierung  sich  genötigt  sehe,  all  die  ihr  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  anzu wenden,  um  die  Neutralität  Belgiens  aufrecht  zu  er- 
halten und  um  auf  die  Ausführung  eines  Vertrages,  den  Deutsch- 
land mitunterzeichnet  hat,  zu  dringen. 

E.  Grey. 


Nr.  160. 


Sir  E.  Goschen, 

an  Sir  Edward  Grey. 

London,  den  8.  August  1914. 

Ew.  Exzellenz  I 

Gemäss  der  in  Ihrem  Telegramm  vom  4.  d.  enthaltenen 
Weisungen  besuchte  ich  am  Nachmittage  jenes  Tages  den  Staats- 
sekretär und  fragte  ihn  im  Namen  Seiner  Majestät  Regierung, 
ob  die  kaiserlich  deutsche  Regierung  davon  absehen  wolle,  Bel- 
giens Neutralität  zu  verletzen. 

Herr  von  Jagow  antwortete  gleich,  dass  er  bedaure  « nein  » 
sagen  zu  müssen,  da  die  deutschen  Truppen  schon  an  jenem 
Morgen  die  belgische  Grenze  überschritten  hätten,  und  somit 
die  Neutralität  Belgiens  bereits  verletzt  sei. 

Herr  von  Jagow  kam  dann  wieder  auf  den  Grund  zurück, 
welcher  Deutschland  gezwungen  hätte,  diesen  Schritt  zu  unter- 
nehmen, nämlich,  dass  es  so  rasch  als  möglich  und  auf  dem 
leichtesten  Weg  seine  Truppen  in  Frankreich  einmarschieren 
lassen  müsste,  damit  ein  guter  Vorsprung  erreicht  würde,  der 
es  ermöglichen  sollte,  sobald  als  tunlich  einen  entscheidenden 
Schlag  auszuführen.  Es  sei  dies  für  Deutschland  eine  Frage 
um  Leben  und  Tod,  denn  wenn  ein  mehr  südlicher  Weg  ein- 
geschlagen worden  wäre,  hätten  die  dortigen  wenigen  Strassen 
und  starken  Festungen  keine  Hoffnung  gewährt  durchzubrechen, 
ohne  auf  einen  starken,  mit  grossem  Zeitverlust  verbundenen 
Widerstand  zu  stossen.  Der  in  diesem  Falle  sich  für  Deutsch- 
land ergebende  Zeitverlust  wäre  hingegen  für  die  Russen  ge- 
wonnene Zeit  gewesen,  um  ihre  Truppen  an  die  deutsche  Grenze 
vorzurücken.  Mit  Schnelligkeit  zu  handeln,  das  sei,  fügte  er  bei. 
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für  Deutschland  der  Haupttrumpf;  derjenige  Russlands  sei  der 
Besitz  von  unerschöpflichen  Truppenreserven. 

Ich  wies  Herrn  von  Jagow  darauf  hin,  dass  die  nun  voll- 
zogene Tatsache  der  Neutralitätsverletzung  der  belgischen  Grenze, 
wie  er  wohl  begreife,  die  Lage  zu  einer  äusserst  gefahrvollen 
gestaltet  habe,  und  ich  fragte  ihn,  ob  nicht  jetzt  noch  Zeit  wäre, 
einzulenken,  um  damit  leicht  vorauszusehende  Folgen,  welche 
wir  Beide  nur  bedauern  müssten,  zu  vermeiden.  Er  antwortete, 
dass  aus  den  mir  bereits  mitgeteilten  Gründen  es  Deutschland 
nunmehr  unmögliche  gev/orden  sei,  innezuhalten. 

Im  Laufe  des  Nachmittages  empfing  ich  Ihr  weiteres  Tele- 
gramm desselben  Datums  und  in  Erledigung  des  mir  darin  ge- 
gebenen Auftrages  sprach  ich  beim  kaiserlichen  Auswärtigen 
Amt  nochmals  vor  und  teilte  dem  Staatssekretär  mit,  dass,  wenn 
die  Reichsregierung  nicht  bis  Mitternacht  die  Versicherung  ab- 
gegeben hätte,  sie  wolle  mit  der  Grenzverletzung  Belgiens  nicht 
weiter  gehen  und  dem  Vorrücken  der  deutschen  Truppen  Ein- 
halt gebieten,  ich  die  Weisung  hätt,e  meine  Pässe  zu  fordern 
und  zugleich  der  deutschen  Reichsregierung  seitens  derjenigen 
Grossbritanniens  mitzuteilen,  dass  die  letztere  jedes  in  ihrer 
Macht  stehende  Mittel  ergreifen  würde,  um  die  Neutralität  Bel- 
giens und  die  Innehaltung  eines  Vertrages,  welchen  Deutschland 
ebensowohl  als  wir  unterfertigt,  zu  gewährleisten. 

Zu  seinem  grössten  Bedauern  konnte  Herr  von  Jagow  mir 
keine  andere  Antwort  als  die  mir  bereits  früher  an  demselben 
Tage  gegebene  erteilen,  nämlich,  dass  die  Sicherheit  des  deut- 
schen Reiches  unumgänglich  einen  Durchmarsch  über  belgisches 
Gebiet  erheische.  Ich  übergab  Seiner  Exzellenz  eine  schriftliche 
Inhaltsangabe  Ihres  Telegramms  und,  indem  ich  noch  einmal 
darauf  aufmerksam  machte,  dass  Seiner  Majestät  Regierung 
die  Antwort  nicht  später  als  um  Mitternacht  erwarte,  fragte  ich 
ihn,  ob  im  Hinblick  auf  die  notwendigerweise  daraus  entstehen- 
den schrecklichen  Folgen  der  kaiserlichen  Regierung  nicht  mög- 
lich wäre,  im  letzten  Augenblick  ihre  Antwort  erneut  zu  erwä- 
gen. Er  erwiderte  dass,  selbst  wenn  die  gestellte  Frist  24  Stunden 
oder  mehr  betrüge,  die  Antwort  dieselbe  bleiben  müsste.  Darauf- 
hin sagte  ich,  dass  ich  in  diesem  Falle  gezwungen  sei,  meine 
Pässe  zu  fordern. 

Diese  Unterredung  fand  ungefähr  um  7 Uhr  abends  statt. 
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In  dem  kurzen  nachfolgenden  Privatgespräch  drückte  Herr 
von  Jagow  sein  schmerzliches  Bedauern  über  seine  und  des 
Reichskanzlers  zusammenbrechende  Politik  aus,  welche  darauf 
gerichtet  gewesen  sei,  mit  Grossbritannien  Freundschaft  zu  pfle- 
gen, um  durch  dieselbe  dann  auch  Frankreich  näher  zu  rücken. 
Ich  sagte,  dass  ich  dieses  plötzliche  Ende  meines  Wirkens  in 
Berlin  ebenfalls  bedauerte  und  mich  dadaurch  sehr  enttäuscht 
fühlte,  aber  er  müsse  doch  begreifen,  dass  unter  den  obwalten- 
den Umständen  und  in  Hinsicht  auf  unsere  Vertragsverpflich- 
tungen die  Regierung  Seiner  Majestät  nicht  umhin  könne,  wie 
oben  erwähnt  zu  handeln. 

Ich  bemerkte  darauf,  dass  ich  noch  den  Reichskanzler 
besuchen  möchte,  da  dies  vielleicht  die  letzte  Gelegenheit  dazu 
wäre.  Er  bat  mich,  den  Besuch  zu  machen,  und  ich  traf  den 
Reichskanzler  in  sehr  aufgeregter  Stimmung  an.  S.  Ex.  begann 
sogleich  mit  einer  Ansprache  von  ungefähr  20  Minuten  Dauer. 
Er  führte  im  Laufe  derselben  aus,  dass  der  von  der  grossbritan- 
nischen Regierung  unternommene  Schritt  über  alle  Massen 
schrecklich  sei;  nur  wegen  eines  Wortes  — « Neutralität »,  ein 
Wort,  das  in  Kriegszeiten  so  viel  missbraucht  worden  sei  — nur 
wegen  eines  Wisches  Papiers  wolle  Grossbritannien  mit  einem 
stammverwandten  Volke,  welches  nichts  besseres  als  die  Freund- 
schaft mit  dem  erstem  wünsche,  Krieg  führen.  All  seine  Bestre- 
bungen, diese  Freundschaft  zu  erlangen,  seien  nun  durch  unsern 
letzten  unheilvollen  Schritt  zu  nichte  geworden,  und  die  Politik, 
welcher,  wie  ich  wohl  wüsste,  er  sich  seit  seines  Amtsantrittes 
gänzlich  gewidmet  hätte,  sei  nun  wie  ein  Kartenhaus  zusam- 
mengebrochen. Er  rief  aus,  was  wir  soeben  getan  hätten  sei 
unbegreiflich;  es  sei  gerade,  wie  wenn  man  einen  Menschen  von 
hintenher  schlüge,  im  Augenblick  da  er  sich  seines  Lebens  gegen 
zwei  andere  Angreifer  erwehre.  Er  hielte  Grossbritannien  für 
all  die  nun  möglicherweise  sich  ergebenden  schrecklichen  Folgen 
verantwortlich. 

Ich  erhob  scharfen  Einspruch  gegen  diese  Behauptung  und 
bemerkte,  dass  gerade  so  wie  er  und  Herr  von  Jagow  mir  ver- 
ständlich zu  machen  wünschten,  aus  strategischen  Gründen  sei 
tür  Deutschland  der  Marsch  seiner  Truppen  durch  belgisches 
Gebiet  eine  Frage  um  Leben  oder  Tod,  weshalb  es  die  Neutra- 
lität Belgiens  • verletzen  müsse,  ich  ihm  nicht  weniger  zu  ver- 
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stehen  zu  geben  wünsche,  dass  es  sozusagen  für  die  Ehre  Gross- 
britanniens eine  Frage  um  Leben  und  Tod  sei,  ob  es  sein  feier- 
liches Versprechen,  die  Neutralität  Belgiens,  wenn  verletzt,  mög- 
lichst zu  schützen,  hielte.  Jenes  feierliche  Gelöbnis  müsse  ge- 
halten werden,  wer  würde  sonst  künftighin  Grossbritanniens 
Versprechungen  trauen  ! 

Der  Reichskanzler  antwortete  : « Aber  um  welchen  Preis 
wird  der  Vertrag  gehalten  worden  sein  ? Hat  Ihre  Regierung 
das  erwogen  ? » Ich  gab  Seiner  Exzellenz  so  deutlich  wie  mög- 
lich zu  verstehen,  dass  die  Furcht  vor  entstehenden  Folgen  kaum 
als  Entschuldigung  für  einen  Vertragsbruch  gelten  könne,  aber 
Seine  Exzellenz  war  so  erregt  und  augenscheinlich  von  der  Nach- 
richt, wie  wir  vorzugehen  beabsichtigten,  so  überwältigt,  dabei 
aber  so  wenig  geneigt,  auf  die  Stimme  der  Vernunft  zu  hören, 
dass  ich  mich  enthielt,  durch  weitere  Beweisführung  Oel  ins 
Feuer  zu  giessen.  Als  ich  mich  verabschiedete,  sagte  der  Reichs- 
kanzler noch,  dass  der  Schlag  — Grossbritannien  auf  der  Seite 
von  Deutschlands  Feinden  zu  sehen  — umso  empfindlicher  sei, 
als  er  und  seine  Regierung  bis  fast  zum  letzten  Augenblick  mit 
uns  zusammen  gearbeitet  hätten,  um  unsere  Bestrebungen,  den 
Frieden  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Russland  zu  erhalten, 
zu  fördern.  Ich  meinte,  das  sei  eben  das  tragische,  zwei  Natio- 
nen sich  einander  gegenüberstellen  zu  sehen,  gerade  in  dem 
Augenblick,  da  die  gegenseitigen  Beziehungen  sich  freundschaft- 
licher und  herzlicher  gestalteten,  als  sie  es  seit  Jahren  gewesen. 
Ich  fügte  bei,  unglücklicherweise  hätte  sich  der  Kriegsbrand 
ausgebreitet  trotz  unserer  Bemühungen,  den  Frieden  zwischen 
Russland  und  Oesterreich-Ungarn  zu  wahren,  und  der  Krieg 
habe  uns  einander  gegenübergestellt  und  in  eine  Lage  gedrängt, 
welche,  wenn  wir  unsern  Vertragsverpflichtungen  nachkommen 
wollten,  keinen  andern  Ausweg  Hesse  und  leider  die  Trennung 
von  unsern  bisherigen  Mitarbeitern  zur  Folge  hätte.  Ich  schloss, 
indem  ich  sagte,  er  dürfe  sicher  sein,  dass  dies  niemand  mehr 
bedaure  wie  ich. 

Nach  dieser  etwas  peinlichen  Unterredung  kehrte  ich  in 
die  Botschaft  zurück  und  entwarf  einen  telegraphischen  Bericht 
über  die  soeben  vorgefallenen  und  oben  im  einzelnen  erzählten 
Geschehnisse.  Das  betreffende  Telegramm  wurde  im  Haupt- 
telegraphenamt etwas  vor  9 Uhr  abends  aufgegeben,  wo  es  ent- 
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gegengenommen  wurde,  jedoch,  wie  es  scheint,  ohne  zur  Weiter- 
beförderung zu  gelangen. 

Ungefähr  um  9 Uhr  30  abends  erhielt  ich  den  Besuch  des 
Herrn  Unterstaatssekretärs  von  Zimmermann.  Nachdem  der- 
selbe sein  tiefes  Bedauern  ausgedrückt  hatte,  dass  unsere  über- 
aus freundlichen  und  persönlichen  Beziehungen  zu  Ende  kä- 
men, fragte  er  mich  nebenbei,  ob  das  von  mir  gestellte  Ersuchen 
um  Aushändigung  der  Pässe  einer  Kriegserklärung  gleichkäme. 
Ich  erwiderte,  dass  ein  so  vortrefflicher  Kenner  des  Völker- 
rechtes wie  er,  so  gut  und  besser  wie  ich  wissen  müsse,  was  in 
solchen  Fällen  gebräuchlich  sei.  Ich  fügte  dem  bei,  dass  es  Bei- 
spiele eines  Abbruches  der  diplomatischen  Beziehungen  gegeben 
habe,  ohne  dass  der  Krieg  deswegen  ausgebrochen  wäre.  Aber  im 
vorliegenden  Fall  hätte  er  doch  aus  meinen  Weisungen  — von 
denen  eine  Abschrift  im  Besitze  des  Herrn  von  Jagow  sei  — 
ersehen,  dass  Seiner  Majestät  Regierung  um  Mitternacht  eine 
Antwort  auf  eine  bestimmte  Frage  erwarte,  und  dass,  wenn  die 
Erwiderung  nicht  zufriedenstellend  ausfalle,  sie  — d.  h.  die 
grossbritannische  Regierung  — sich  gezwungen  sehen  würde, 
solche  Massnahmen  zu  treffen,  wie  dieselbe  durch  ihre  Verträge 
bedingt  seien.  Herr  von  Zimmermann  meinte,  dass  dies  tat- 
sächlich eine  Kriegserklärung  bedeute,  da  die  kaiserlich  deutsche 
Reichsregierung  unmöglich  die  (Verlangte  Versicherung  geben 
könne,  weder  in  jener  noch  in  irgend  einer  darauffolgenden 
Nacht. 


E,  Goschen. 
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ANLAGE  IV. 

Auszüge  aus  dem  « Graubuch » bezüglich  der  Bedingungen, 
unter  welchen  Deutschland  die  belgische  Neutralität 
verletzt  hat. 


Nr.  2. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  die 
Königlichen  Gesandten  in  Paris,  Berlin,  London,  Wien  und 
Petersburg. 

Brüssel,  den  24.  Juli  1914. 

Herr  Minister, 

Die  königliche  Regierung  hat  sich  die  Frage  gestellt,  ob  es 
unter  den  gegenwärtigen  Umständen  nicht  geboten  erscheine, 
den  Mächten,  die  Belgiens  Unabhängigkeit  und  Neutralität  ge- 
währleistet haben,  in  einer  Mitteilung  ihre  Entschlossenheit  zur 
Erfüllung  der  ihr  durch  die  Verträge  im  Falle  eines  Kriegsaus- 
bruches an  den  Landesgrenzen  auferlegten  Pflichten  in  Erinne- 
rung zu  rufen. 

Sie  ist  zu  dem  Schlüsse  gekommen,  dass  eine  solche  Mittei- 
lung zur  Stunde  verfrüht  wäre,  dass  jedoch  die  Ereignisse  sich 
überstürzen  und  ihr  keine  Zeit  mehr  lassen  könnten,  ihren  Ver- 
tretern im  Auslande  die  zweckdienlichen  Weisungen  zu  erteilen. 

Angesichts  dieser  Sachlage  habe  ich  dem  Könige  und  mei- 
nen Kollegen  in  der  Regierung  den  von  ihnen  gebilligten  Vor- 
schlag gemacht,  Ihnen  für  den  Fall,  dass  die  Möglichkeit  eines 
deutsch-französischen  Krieges  bedrohlicher  würde,  jetzt  schon 
über  die  von  Ihnen  dann  zu  unternehmenden  Schritte  genaue 
Anweisungen  zu  geben. 

Sie  werden  in  der  Anlage  ein  unterzeichnetes,  aber  nicht 
datiertes  Schreiben  finden,  das  Sie  dem  Minister  des  Aeussern 
vorlesen  wollen,  indem  Sie  ihm  eine  Abschrift  zurücklassen,  so- 
bald die  Umstände  es  erfordern  werden. 

Ich  werde  Sie  drahtlich  verständigen,  sobald  der  Zeitpunkt 
zur  Handlung  gekommen  sein  wird. 

Das  Telegramm  wird  an  Sie  abgehen,  sobald  die  Einberu- 
fung der  belgischen  Armee  verordnet  sein  wird,  wenn  nämlich, 


entgegen  unsrer  aufrichtigen  Hoffnungen  und  der  Wahrschein- 
lichkeit einer  friedlichen  Lösung,  unsere  Wahrnehmungen  uns 
zu  dieser  äussersten  Vorsichtsmassregel  führen  würden. 

Dauignon. 


Beilage  zu  Nr.  2. 

Herr  Minister, 

Die  internationale  Lage  ist  ernst.  Die  Möglichkeit  eines 
Streitfalles  zwischen  mehreren  Mächten  muss  auch  die  Regie- 
rung des  Königs  beschäftigen. 

Belgien  hat  die  Pflichten  als  neutraler  Staat,  die  ihm  die 
Verträge  vom  19.  April  1839  auferlegen,  mit  peinlichster  Ge- 
nauigkeit beobachtet.  Es  wird  es  sich  unerschütterlich  angele- 
gen sein  lassen,  diese  Pflichten  unter  allen  Umständen  zu  er- 
füllen. 

Die  freundschaftlichen  Beziehungen  der  Mächte  zu  Belgien 
sind  so  oft  bekräftigt  worden,  dass  es  darauf  baut,  sein  Gebiet 
werde  von  jedem  Angriffe  verschont  werden,  wenn  sich  an  sei- 
ner Grenze  Feindseligkeiten  entspinnen  sollten. 

Nichtsdestoweniger  sind  von  der  Königlichen  Regierung 
alle  Massnahmen  getroffen  worden,  um  die  Beobachtung  der 
Neutralität  Belgiens  zu  sichern.  Die  belgische  Armee  ist  mobi- 
lisiert und  verfügt  sich  auf  die  strategischen  Punkte,  die  zur 
Sicherung  der  Landesverteidigung  und  der  Neutralität  aus- 
erwählt worden  sind.  Die  Befestigungen  von  Antwerpen  und 
an  der  Maas  sind  in  Verteidigungszustand  versetzt. 

Es  ist  kaum  notwendig,  Herr  Minister,  auf  die  Bedeutung 
dieser  Massnahmen  mit  Nachdruck  hinzu  weisen.  Sie  haben  kei- 
nen andern  Zweck,  als  Belgien  in  die  Lage  zu  versetzen,  seine 
internationalen  Pflichten  zu  erfüllen.  Selbstverständlich  sind  sie 
weder  von  der  Absicht,  an  einem  bewaffneten  Kampfe  der 
Mächte  teilzunehmen,  noch  von  einem  Gefühle  des  Misstrauens 
gegen  irgendwelche  unter  ihnen  geleitet  und  könnten  es  natür- 
lich auch  nicht  sein. 

Erhaltenem  Aufträge  gemäss  beehre  ich  mich.  Eurer  Exzel- 
lenz eine  Abschrift  der  Erklärung  der  Königlichen  Regierung 
mit  der  Bitte  zu  übergeben,  davon  geneigtest  Kenntnis  zu 
nehmea 
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Eine  gleichlautende  Mitteilung  ist  den  andern,  die  belgische 
Neutralität  verbürgenden  Mächten  zugegangen. 


Nr.  8. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  die 
Königlichen  Gesandten  in  Berlin,  Paris,  London,  Wien,  St.  Pe- 
tersburg, Rom,  im  Haag  und  in  Luxemburg. 

Brüssel,  den  29.  Juli  1914. 

Herr  Minister, 

Die  Königliche  Regierung  hat  beschlossen,  das  Heer  auf 
verstärkten  Friedensfuss  zu  setzen. 

Diese  Massnahme  darf  in  keiner  Weise  mit  der  Mobilisa- 
tion verwechselt  werden. 

Infolge  der  geringen  Ausdehnung  seines  Gebietes  stellt  ganz 
Belgien  gewissermassen  eine  Grenzzone  dar.  Auf  dem  gewöhn- 
lichen Friedensfusse  hat  sein  Heer  nur  eine  Klasse  Milizen  unter 
den  Waffen.  Auf  den  verstärkten  Friedensfuss  gesetzt,  haben 
seine  Armeedivisionen  und  seine  Kavalleriedivision  dank  der 
Einberufung  von  drei  Klassen  eine  Stärke  ähnlich  der  in  den 
Grenzzonen  der  benachbarten  Mächte  dauernd  unterhaltenen 
Truppen. 

Diese  Auskunft  dürfte  Ihnen  genügen,  um  Fragen  zu  be- 
antworten, die  Ihnen  gestellt  werden  können. 

Davignon. 


Nr.  9. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  die 
Königlichen  Gesandten  in  Berlin,  Paris  und  London. 

Brüssel,  den  31.  Juli  1914. 

Herr  Minister, 

Der  französische  Gesandte,  der  gekommen  war,  mir  ein 
l’elegramm  der  Havasagentur  zu  zeigen,  nach  dem  in  Deutsch- 
land der  Kriegszustand  angeordnet  worden  ist,  hat  mir  gesagt  : 
« Ich  benutze  diese  Gelegenheit,  Ihnen  zu  erklären,  dass  in  Bel- 
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gien  keinerlei  französische  Truppen  eindringen  werden,  selbst 
wenn  bedeutende  Kräfte  an  Ihren  Landesgrenzen  angesammelt 
werden  sollten.  Frankreich  will  die  Verantwortung  nicht  über- 
nehmen, Belgien  gegenüber  die  erste  feindselige  Handlung  zu 
begehen.  Es  werden  an  die  französischen  Behörden  Weisungen 
in  diesem  Sinne  ergehen.  » 

Ich  habe  Herrn  Klobukowski  für  seine  Mitteilung  gedankt 
und  glaubte  ihm  bemerken  zu  sollen,  dass  wir  stets  das  vollste 
Vertrauen  hegten,  unsere  beiden  Nachbarstaaten  würden  darauf 
achten,  ihre  Verpflichtungen  uns  gegenüber  zu  halten.  Wir 
haben  auch  allen  Grund,  anzunehmen,  die  Haltung  der  deut- 
schen Regierung  werde  gleich  sein  wie  die  der  französischen 
Regierung. 

Davignon. 


Nr.  11. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  die 
Königlichen  Gesandten  in  Berlin,  London  und  Paris. 

Brüssel,  den  31.  Juli  1914. 

Herr  Minister, 

Der  britische  Gesandte  hat  mich  dringend  zu  sprechen  ge- 
wünscht und  mir  dann  die  nachstehende  Mitteilung  gemacht, 
die  er  mir  schon  seit  einigen  Tagen  zu  machen  wünschte.  Im 
Hinblick  auf  die  Möglichkeit  eines  europäischen  Krieges  hatte 
Sir  Edward  Grey  die  französische  und  die  deutsche  Regierung 
einzeln  angefragt,  ob  jede  von  ihnen  bereit  wäre,  die  Neutralität 
Belgiens  zu  achten,  vorausgesetzt  dass  keine  Macht  sie  verletze. 

« Angesichts  der  bestehenden  Verträge  bin  ich  beauftragt, 
den  belgischen  Minister  des  Aeussern  von  dem  Vorstehenden  zu 
unterrichten  und  zu  erklären,  dass  Sir  Edward  Grey  annimmt, 
Belgien  werde  sein  Möglichstes  tun,  seine  Neutralität  aufrecht- 
zuerhalten, und  wünschen  und  erwarten,  dass  sie  von  den 
andern  Mächten  beachtet  und  aufrecht  erhalten  werde.  » 

Ich  habe  mich  beeilt,  Sir  Francis  Villiers  für  diese  Mittei- 
lung zu  danken,  die  die  belgische  Regierung  besonders  schätzt. 
Ich  habe  beigefügt,  dass  Grossbritannien  sowie  die  andern  unsre 
Unabhängigkeit  verbürgenden  Mächte  versichert  sein  könnten, 
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dass  wir  kein  Mittel  vernachlässigen  werden,  unsere  Neutralität 
aufrechtzuerhalten.  Wir  seien  überzeugt,  dass  die  andern 
Mächte  in  Anbetracht  der  ausgezeichneten  freundschaftlichen 
und  vertrauensvollen  Beziehungen,  die  wir  stets  mit  ihnen 
unterhalten  haben,  diese  Neutralität  beachten  und  aufrechter- 
halten werden. 

Ich  habe  nicht  verfehlt,  zu  bekräftigen,  dass  unsre  infolge 
der  kürzlichen  Neuordnung'  beträchtlich  entwickelte  Heeres- 
stärke uns  in  den  Stand  setze,  uns  bei  einer  allfälligen  Verletzung 
unseres  Gebietes  kräftig  zu  verteidigen. 

Im  Verlaufe  des  darauf  folgenden  Gespräches  hat  mir  Sir 
Francis  über  die  Schnelligkeit,  mit  der  wir  die  Mobilisation 
unseres  Heeres  beschlossen  hatten,  ein  wenig  erstaunt  geschie- 
nen. Ich  habe  darauf  hingewiesen,  dass  die  Niederlande  vor 
uns  einen  ähnlichen  Beschluss  gefasst  hatte  und  dass  uns  über- 
dies unsre  erst  kurz  vorher  beschlossene  militärische  Neuord- 
nung sowie  die  Uebergangsmassregeln,  zu  denen  wir  uns  hätten 
entschliessen  müssen,  zu  dringenden  und  gründlichen  Massnah- 
m.en  drängten.  Unsre  Nachbarn  und  Bürgen  sollten  in  dieser 
Entschlossenheit  den  Wunsch  erblicken,  unsern  festen  Willen 
kundzutun,  unsre  Neutralität  selber  aufrechtzuerhalten. 

Sir  Francis  hat  mir  durch  meine  Antwort  befriedigt  geschie- 
nen. Er  hat  mir  erklärt,  dass  seine  Regierung  auf  diese  Ant- 
wort wartete,  um  die  Unterhandlungen  mit  Frankreich  und 
Deutschland  fortzusetzen,  deren  Ergebnis  mir  mitgeteilt  würde. 

Dauignon. 


Nr.  12. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeusserny  Herrn  Davignon,  an  die 
Königlichen  Gesandten  in  Berlin,  London  und  Paris. 

Brüssel,  den  31.  Juli  1914. 

Herr  Minister, 

Der  Generalsekretär  meines  Departementes  hat  im  Verlaufe 
eines  Gespräches  mit  Hrn.  von  Below,  dem  deutschen  Gesand- 
ten, die  Tragweite  der  von  uns  ergriffenen  militärischen  Mass- 
nahmen auseinandergesetzt  und  ihm  erklärt,  sie  seien  eine  Folge 
unsres  Willens,  unsere  internationalen  Verpflichtungen  zu  er- 
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Killen,  bedeuteten  also  in  keiner  Weise  eine  Haltung  des  Miss- 
trauens gegenüber  unsern  Nachbarn. 

Der  Generalsekretär  hat  hierauf  den  deutschen  Gesandten 
gefragt,  ob  er  Kenntnis  habe  von  der  Unterredung,  die  er  mit 
seinem  Vorgänger  Herrn  von  Flotow  gehabt  habe,  sowie  von 
der  Antwort  des  Reichskanzlers,  die  ihm  dieser  durch  den  Ge- 
sandten habe  erteilen  lassen. 

Während  des  durch  die  Vorlage  des  holländischen  Planes 
über  die  Vlissinger  Befestigungen  im  Jahre  1911  heraufbeschwo- 
renen Streites  hatten  gewisse  Zeitungen  behauptet,  im  Falle  eines 
deutsch-französischen  Krieges  würde  unsre  Neutralität  durch 
Deutschland  verletzt. 

Das  Departement  des  Aeussern  hatte  den  Gedanken  ausge- 
sprochen, dass  eine  bei  der  Verhandlung  der  auswärtigen  Poli- 
tik im  deutschen  Reichstage  abgegebene  Erklärung  geeignet 
wäre,  die  öffentliche  Meinung  zu  beschwichtigen  und  ihr  hin- 
sichtlich der  Beziehungen  zwischen  beiden  Ländern  so  bedauer- 
liches Misstrauen  zu  dämpfen. 

Herr  von  Bethmann-Hollweg  Hess  antworten,  dass  er  die 
Gefühle,  die  uns  zu  diesem  Schritte  bewogen  hätten,  sehr  wohl 
nachempfinden  könne.  Er  erklärte,  Deutschland  habe  keines- 
wegs die  Absicht,  unsre  Neutralität  zu  verletzen.  Aber  er  meinte, 
dass  Deutschland  durch  die  Abgabe  einer  öffentlichen  Erklä- 
rung seine  militärische  Stellung  gegenüber  Frankreich  schv'ä- 
chen  würde,  das,  von  der  nördlichen  Seite  her  beruhigt,  alle 
seine  Kräfte  auf  die  östliche  Seite  verlegen  würde. 

Freiherr  van  der  Eist  sagte  im  Verfolge  des  Gespräches,  er 
begreife  die  von  Herrn  von  Bethmann-Hollv/eg  gegen  die  ange- 
regte öffentliche  Erklärung  erhobenen  Einwendungen  sehr  wohl, 
und  er  erinnerte  daran,  dass  seither,  im  Jahre  1913,  Herr  von  Ja- 
gow  in  der  Biidgetkommission  des  Reichstages  mit  Bezug  auf 
die  Achtung  der  belgischen  Neutralität  beruhigende  Erklärungen 
abgegeben  habe. 

Herr  von  Below  antwortete,  er  habe  Kenntnis  von  dem  Ge- 
spräche mit  Herrn  von  Flotow  und  sei  gewiss,  dass  die  zu  jener 
Zeit  ausgedrückten  Gefühle  nicht  geändert  hätten. 

Davignon. 
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Beilage  zu  Nr.  12. 

Schreiben  des  Königlichen  Gesandten  in  Berlin  an  den  Minister 
des  Aeussern  Herrn  Davignon. 

Berlin,  den  2.  Mai  1913. 

Herr  Minister, 

Ich  beehre  mich,  die  nach  der  halbamtlichen  « Norddeut- 
schen Allgemeinen  Zeitung  » während  der  Sitzung  der  Budget- 
Kommission  des  Reichstages  vom  29.  April  von  dem  Staatssekre- 
tär des  Auswärtigen  Amtes  und  dem  Kriegsminister  über  die 
belgische  Neutralität  abgegebenen  Erklärungen  zur  Kenntnis  zu 
bringen  : 

« Ein  sozialdemokratischer  Abgeordneter  führte  aus  : In 
>\eiten  Kreisen  Belgiens  sehe  man  mit  Sorge  einem  deutsch- 
französischen Kriege  entgegen,  weil  man  fürchte,  Deutschland 
werde  die  belgische  Neutralität  nicht  achten. 

« Herr  von  Jagow,  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes, 
antwortete,  die  Neutralität  Belgiens  sei  durch  internationale  Ab- 
machungen festgelegt,  und  Deutschland  sei  entschlossen,  au  die- 
sen Abmachungen  festzuhalten. 

« Diese  Erklärung  befriedigte  ein  anderes  Mitglied  der  so- 
zialdemokratischen Partei  nicht.  Herr  von  Jagow  erklärte,  er 
könne  dem,  was  er  schon  früher  über  die  Beziehungen  Deutsch- 
lands mit  Belgien  gesagt  habe,  nichts  Neues  hinzufügen. 

« Auf  weitere  Ausführungen  eines  sozialdemokratischen  Ab- 
geordneten erwiderte  Herr  Kriegsminister  von  Heeringen  : Bel- 
gien spiele  bei  der  Begründung  der  Wehrvorlage  keine  Rolle, 
vielmehr  liege  die  Begründung  in  den  Verhältnissen  im  Osten. 
Die  international  gewährleistete  Neutralität  Belgiens  werde 
Deutschland  nicht  aus  den  Augen  verlieren. 

« Da  ein  Mitglied  der  Fortschrittspartei  nochmals  über  Bel- 
gien gesprochen  hatte,  betonte  Herr  Staatssekretär  von  Jagow 
nochmals,  seine  Erklärung  betreffend  Belgien  sei  deutlich  ge- 
nug. » 


Freiherr  Beyens. 
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Nr.  13. 

Telegramm  des  Königlichen  Gesandten  in  London,  Grafen  de  La- 
laing,  an  den  Minister  des  Aeussern,  Herrn  Davignon. 

London,  den  1.  August  1914. 

Grossbritannien  hat  Frankreich  und  Deutschland  getrennt 
angefragt,  ob  sie  das  Gebiet  Belgiens  in  dem  Falle  achten  wür- 
den, dass  sein  Gegner  es  nicht  verletzte.  Man  erwartet  Deutsch- 
lands Antwort.  Frankreich  hat  angenommen. 


Nr.  14. 

Telegramm  des  Königlichen  Gesandten  in  Berlin,  Freiherrn 
Beyens,  an  den  Minister  des  Aeussern,  Herrn  Davignon. 

Berlin,  den  1.  August  1914. 

Der  britische  Botschafter  ist  beauftragt  worden,  den  Staats- 
sekretär des  Auswärtigen  Amtes  anzufragen,  ob  Deutschland 
im  Falle  eines  Krieges  Belgiens  Neutralität  achten  würde,  und 
der  Staatssekretär  hätte  gesagt,  diese  Frage  nicht  beantworten 
zu  können. 


Nr.  15. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  die 
Königlichen  Gesandten  in  Berlin,  Paris  und  London. 

Brüssel,  den  1.  August  1914. 

Herr  Minister, 

Ich  beehre  mich,  Sie  zu  benachrichtigen,  dass  mir  der  fran- 
zösische Gesandte  heute  folgende  mündliche  Mitteilung  gemacht 
hat  : 

« Ich  bin  zu  der  Erklärung  ermächtigt,  dass  die  Regierung 
der  Republik,  wie  sie  dies  stets  erklärt  hat,  die  belgische  Neu- 
tralität im  Falle  eines  internationalen  Konfliktes  achten  wird. 
Sollte  diese  Neutralität  von  einer  andern  Macht  nicht  geachtet 
werden,  so  könnte  sich  die  französische  Regierung  veranlasst 
sehen,  ihre  Stellung  zur  Sicherung  ihrer  eigenen  Verteidigung 
zu  ändern.  » 
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Ich  habe  Seiner  Exzellenz  meinen  Dank  ausgesprochen  und 
beigefügt,  dass  wir  unsererseits  alle  geeigneten  Massnahmen  zur 
Verteidigung  unserer  Unabhängigkeit  und  unserer  Grenzen  er- 
griffen hätten. 

Davignon. 


Nr.  19. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  die 
Königlichen  Gesandten  in  Paris,  Berlin,  London,  Wien  und 
St.  Petersburg. 

Brüssel,  den  2.  August  1914. 

Herr  Minister, 

Ich  bin  darauf  bedacht  gewesen,  den  deutschen  Gesandten 
durch  Herrn  de  Bassompierre  davon  zu  unterrichten,  dass  eine 
Mitteilung  des  französischen  Gesandten,  Herrn  Klobukowski,  an 
die  Brüsseler  Presse  die  ausdrückliche  Erklärung  bekannt  geben 
würde,  die  mir  dieser  am  1.  August  abgegeben  hatte.  Als  ich 
Herrn  von  Below  bald  darauf  antraf,  dankte  er  mir  für  diese 
Aufmerksamkeit,  indem  er  beifügte,  dass  er  bis  jetzt  nicht  be- 
auftragt worden  sei,  uns  eine  amtliche  Mitteilung  zu  machen, 
dass  wir  aber  seine  persönliche  Ansicht  über  die  Sicherheit 
kennten,  mit  der  wir  unsere  Ostnachbarn  zu  betrachten  das 
Recht  hätten.  Ich  habe  ihm  darauf  sogleich  erwidert,  dass  alles, 
was  wir  von  ihren  Absichten  kennten,  welche  Absichten  in  den 
vorherigen  mannigfachen  Unterredungen  gekennzeichnet  wor- 
den seien,  uns  nicht  gestatte,  über  ihre  vollkommene  Korrekt- 
heit gegenüber  Belgien  zu  zweifeln.  Ich  hielt  es  jedoch  für  an- 
gebracht, beizufügen,  dass  es  uns  sehr  daran  gelegen  wäre,  in 
den  Besitz  einer  ausdrücklichen  Erklärung  zu  gelangen,  von  der 
das  Land  mit  Freude  und  Dankbarkeit  Kenntnis  nehmen  würde. 

Davignon. 


Nr.  20. 

Note,  die  am  2.  August,  abend  7 Uhr,  von  dem  deutschen  Ge- 
sandten,  Herrn  von  Below-Saleske,  dem  Minister  des  Aeus- 
sern,  Herrn  Davignon,  überreicht  wurde. 

Brüssel,  den  2.  August  1914. 

Der  Kaiserlichen  Regierung  liegen  zuverlässige  Nachrichten 
vor  über  den  beabsichtigten  Aufmarsch  französischer  Streit- 
kräfte an  der  Maasstrecke  Givet-Namur.  Sie  lassen  keinen  Zwei- 
fel über  die  Absicht  Frankreichs,  durch  belgisches  Gebiet  gegen 
Deutschland  vorzugehen.  Die  Kaiserliche  Regierung  kann  sich 
der  Besorgnis  nicht  erwehren,  dass  Belgien,  trotz  besten  Willens, 
nicht  im  stände  sein  wird,  ohne  Hülfe  einen  französischen  Vor- 
marsch mit  so  grosser  Aussicht  auf  Erfolg  abzuwehren,  dass 
eine  ausreichende  Sicherheit  gegen  die  Bedrohung  Deutschlands 
gefunden  werden  kann. 

Es  ist  ein  Gebot  der  Selbsterhaltung  für  Deutschland,  dem 
feindlichen  Angriff  zuvorzukommen. 

Mit  dem  grössten  Bedauern  würde  es  daher  die  deutsche 
Regierung  erfüllen,  wenn  Belgien  einen  Akt  der  Feindseligkeit 
gegen  sich  darin  erblicken  würde,  dass  die  Massnahmen  seiner 
Gegner  Deutschland  zwingen,  zur  Gegenwehr  auch  seinerseits 
belgisches  Gebiet  zu  betreten. 

Um  jede  Missdeutung  auszuschliessen,  erklärt  die  Kaiser- 
liche Regierung  das  Folgende  : 

1.  Deutschland  beabsichtigt  keinerlei  Feindseligkeiten  ge- 
gen Belgien.  Ist  Belgien  gewillt,  in  dem  bevorstehenden  Kriege 
Deutschland  gegenüber  eine  wohlwollende  Neutralität  einzuneh- 
men, so  verpflichtet  sich  die  deutsche  Regierung,  beim  Friedens- 
schluss Besitzstand  und  Unabhängigkeit  des  Königreichs  in  vol- 
lem Umfange  zu  garantieren. 

2.  Deutschland  verpflichtet  sich  unter  obiger  Voraussetzung, 
das  Gebiet  des  Königreichs  wieder  zu  räumen,  sobald  der  Friede 
geschlossen  ist. 

3.  Bei  einer  freundschaftlichen  Haltung  Belgiens  ist  Deutsch- 
land bereit,  im  Einvernehmen  mit  den  Königlich-Belgischen  Be- 
hörden alle  Bedürfnisse  seiner  Truppen  gegen  Barzahlung  anzu- 
kaufen und  jeden  Schaden  zu  ersetzen,  der  etwa  durch  deutsche 
Truppen  verursacht  werden  könnte. 
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4.  Sollte  Belgien  den  deutschen  Truppen  feindlich  entgegen- 
treten, insbesondere  ihrem  Vorgehen  durch  Widerstand  der 
Maass-Befestigungen  oder  durch  Zerstörung  von  Eisenbahnen, 
Strassen,  Tunnels  oder  sonstigen  Kunstbauten  Schwierigkeiten 
bereiten,  so  wird  Deutschland  zu  seinem  Bedauern  gezwungen 
sein,  das  Königreich  als  Feind  zu  betrachten.  In  diesem  Falle 
v/ürde  Deutschland  dem  Königreich  gegenüber  keine  Verpflich- 
tungen übernehmen  können,  sondern  müsste  die  spätere  Rege- 
lung des  Verhältnisses  beider  Staaten  zu  einander  der  Entschei- 
dung der  Waffen  überlassen. 

Die  Kaiserliche  Regierung  gibt  sich  der  bestimmten  Hoff- 
nung hin,  dass  diese  Eventualität  nicht  eintreten,  und  dass  die 
Königlich-Belgische  Regierung  die  geeigneten  Massnahmen  zu 
treffen  wissen  wird,  um  zu  verhindern,  dass  Vorkommnisse,  wie 
die  vorstehend  erwähnten  sich  ereignen.  In  diesem  Falle  würden 
die  freundschaftlichen  Bande,  die  beide  Nachbarstaaten  verbin- 
den, eine  weitere  und  dauernde  Festigung  erfahren. 


Nr.  22. 

Note,  die  der  Minister  des  Aeussern,  Herr  Davignon,  dem  deut- 
schen Gesandten,  Herrn  von  Below-Saleske,  überrreicht  hat. 

Brüssel,  den  3.  August  1914,  morgen  7 Uhr. 

Durch  ihre  Note  vom  2.  August  1914  hat  die  deutsche  Re- 
gierung wissen  lassen,  dass  zuverlässigen  Nachrichten  zufolge 
französische  Streitkräfte  die  Absicht  hätten,  an  der  Maasstrecke 
Givet-Namur  aufzumarschieren,  und  dass  Belgien,  trotz  besten 
Willens,  nicht  im  stände  wäre,  einen  französischen  Vormarsch 
ohne  Hilfe  abzuwehren. 

Die  deutsche  Regierung  erachtete  sich  in  die  Notwendig- 
keit versetzt,  diesem  Angriffe  vorzubeugen  und  auf  belgisches 
Gebiet  überzutreten.  Unter  diesen  Umständen  schlägt  Deutsch- 
land der  Königlichen  Regierung  vor,  ihm  gegenüber  eine  freund- 
liche Haltung  einzunehmen,  und  verpflichtet  sich,  beim  Frie- 
densschlüsse Besitzstand  und  Unabhängigkeit  im  vollen  Um- 
fange zu  garantieren.  Die  Note  fügt  bei,  dass  Deutschland,  wenn 
Belgien  dem  Vormarsche  der  deutschen  Truppen  Hindernisse 
in  den  Weg  legte,  alsdann  gezwungen  wäre,  das  Königreich  als 
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Feind  zu  betrachten  und  die  Regelung  des  Verhältnisses  beider 
Staaten  zu  einander  der  Entscheidung  der  Waffen  zu  überlassen. 

Diese  Note  hat  bei  der  Königlichen  Regierung  grosses  und 
schmerzliches  Erstaunen  hervorgerufen. 

Die  Absichten,  die  sie  Frankreich  beimisst,  stehen  im  Wi- 
derspruche zu  den  ausdrücklichen  Erklärungen,  die  uns  am 
1.  August  im  Namen  der  französischen  Regierung  abgegeben 
worden  sind. 

Wenn  übrigens  Frankreich  entgegen  unserer  Erwartung  die 
belgische  Neutralität  verletzen  sollte,  so  würde  Belgien  alle  seine 
internationalen  Pflichten  erfüllen,  und  sein  Heer  würde  dem 
Eindringlinge  den  kräftigsten  Widerstand  entgegensetzen. 

Die  durch  die  Abkommen  von  1870  bestätigten  1839er  Ver- 
träge anerkennen  die  Unabhängigkeit  und  die  Neutralität  Bel- 
giens unter  der  Garantie  der  Grossmächte  und  insbesondere  der 
Regierung  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Preussen. 

Belgien  hat  stets  treu  nach  seinen  internationalen  Verpflich- 
tungen gehandelt.  Es  ist  seinen  Pflichten  in  einem  Geiste  loyaler 
Unparteilichkeit  nachgekommen.  Es  hat  keine  Bemühungen  ge- 
scheut, um  seine  Neutralität  zu  erhalten  und  ihr  Geltung  zu 
verschaffen. 

Der  Angriff  auf  seine  Unabhängigkeit,  womit  es  die  deutsche 
Regierung  bedroht,  würde  eine  offenkundige  Verletzung  des 
Völkerrechts  darstellen.  Kein  strategischer  Vorteil  vermag  die 
Verletzung  des  Rechts  zu  rechtfertigen. 

Durch  die  Annahme  der  ihr  mitgeteilten  Anträge  würde  die 
belgische  Regierung  die  Landesehre  opfern,  während  sie  gleich- 
zeitig ihre  Pflichten  gegenüber  Europa  verleugnen  würde. 

Im  vollen  Bewusstsein  der  Rolle,  die  Belgien  seit  mehr  als 
80  Jahren  in  der  Zivilisation  der  Weit  spielt,  widerstrebt  es  ihm, 
zu  glauben,  dass  Belgiens  Unabhängigkeit  nur  um  den  Preis  der 
Verletzung  seiner  Neutralität  bewahrt  werden  könne. 

Wenn  sich  diese  Hoffnung  zerschlüge,  wäre  die  belgische 
Regierung  fest  entschlossen,  jeden  Angriff  auf  ihr  Recht  mit 
allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zurückzuschlagen. 

Davignon. 
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Nr.  27. 

Schreiben  des  deutschen  Gesandten,  Herrn  von  Below-Saleske, 
an  den  Minister  des  Aeussern,  Herrn  Davignon.  (Die  Ur- 
schrift ist  in  französischer  Sprache  abgefasst.*) 

Brüssel,  den  4.  August  1914,  morgen  6 Uhr. 

Herr  Minister, 

Ich  beehre  mich.  Eure  Exzellenz  auftragsgemäss  zu  benach- 
richtigen, dass  die  Kaiserliche  Regierung  infolge  der  Weigerung, 
die  die  Regierung  S.  M.  des  Königs  ihren  wohlgemeinten  Vor- 
schlägen entgegensetzt,  zu  ihrem  lebhaften  Bedauern  gezwungen 
sein  wird,  die  gegenüber  den  französischen  Drohungen  als  not- 
wendig erscheinenden  Schutzmassnahmen,  wenn  erforderlich 
mit  Waffengewalt,  durchzuführen. 

von  Below. 


Nr.  28. 

Note,  die  vom  britischen  Minister  des  Aeussern,  Sir  Francis 
H.  Villiers,  dem  Minister  des  Aeussern,  Herrn  Davignon, 
überreicht  wurde. 

Brüssel,  den  4.  August  1914. 

Ich  bin  beauftragt,  der  belgischen  Regierung  zur  Kenntnis 
zu  bringen,  dass  wenn  Deutschland  auf  Belgien  zu  dem  Zwecke 
einen  Druck  ausübte,  es  zur  Aufgabe  seiner  Rolle  eines  neutra- 
len Landes  zu  zwingen,  die  Regierung  Seiner  britischen  Maje- 
stät darauf  zählen  würde,  Belgien  werde  mit  allen  seinen  Mit- 
teln Widerstand  leisten. 

Die  Regierung  Seiner  britischen  Majestät  ist  in  diesem  Falle 
bereit,  sich  Russland  und  Frankreich  anzuschliessen,  wenn  Bel- 
gien es  wünscht,  um  der  belgischen  Regierung  ohne  Verzug  ein 
gemeinsames  Vorgehen  anzubieten,  das  den  Zweck  verfolgen 
würde,  den  von  Deutschland  gegen  Belgien  angewandten  Ge- 
waltsmassregeln  zu  widerstehen  und  zugleich  eine  Gewähr  zu 
bieten  für  die  Aufrechterhaltung  von  Belgiens  Unabhängigkeit 
und  Unantastbarkeit. 


Sir  Francis  H.  Villiers. 
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Nr.  30. 

Telegramm  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  die 
Königlichen  Gesandten  in  London  und  Paris. 

Brüssel,  den  4.  August  1914. 

Der  Generalstab  macht  bekannt,  dass  das  Landesgebiet  bei 
Gemmenich  verletzt  worden  ist. 

Davignon. 


Nr.  31. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  den 
deutschen  Gesandten,  Herrn  von  Below. 

Brüssel,  den  4.  August  1914. 

Herr  Minister, 

Ich  beehre  mich,  Ew.  Exzellenz  zur  Kenntnis  zu  bringen, 
dass  die  Königliche  Regierung  Ihnen  von  heute  an  den  diplo- 
matischen Charakter  nicht  mehr  zuerkennen  kann  und  die  amt- 
lichen Beziehungen  mit  Ihnen  abbricht.  Ew.  Exzellenz  wird  in 
der  Anlage  die  für  sich  und  das  Gesandtschaftspersonal  zur  Ab- 
reise erforderlichen  Pässe  vorfinden. 

Davignon. 


Nr.  35. 

Schreiben  des  Königlichen  Gesandten  in  Berlin  an  den  Minister 
des  Aeussern,  Herrn  Davignon. 

Berlin,  den  4.  August  1914. 

Herr  Minister, 

Ich  beehre  mich.  Ihnen  beiliegend  den  Teil  der  heute  vom 
Reichskanzler  im  Reichstage  hinsichtlich  der  schändlichen  Ver- 
letzung unserer  Neutralität  gehaltenen  Rede  zu  übersenden  : 

« Meine  Herren,  wir  sind  jetzt  in  der  Notwehr;  und  Not 
kennt  kein  Gebot  ! 

« Unsere  Truppen  haben  Luxemburg  besetzt,  vielleicht 
schon  belgisches  Gebiet  betreten.  Meine  Herren,  das  wider- 
spricht den  Geboten  des  Völkerrechts.  Die  französische  Regie- 
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rung  hat  zwar  in  Brüssel  erklärt,  die  Neutralität  Belgiens  res- 
pektieren zu  wollen,  solange  der  Gegner  sie  respektiert.  Wir 
wussten  aber,  dass  Frankreich  zum  Einfall  bereit  stand.  Frank- 
reich konnte  warten,  wir  aber  nicht  1 Ein  französischer  Einfall 
in  unsere  Flanke  am  untern  Rhein  hätte  verhängnisvoll  werden 
können.  So  waren  wir  gezwungen,  uns  über  den  berechtigten 
Protest  der  luxemburgischen  und  der  belgischen  Regierung  hin- 
wegzusetzen. Das  Unrecht  — ich  spreche  offen  — , das  Unrecht, 
das  wir  damit  tun,  werden  wir  wieder  gutzumachen  suchen,  so- 
bald unser  militärisches  Ziel  erreicht  ist. 

«Wer  so  bedroht  ist,  wie  wir,  und  um  sein  Höchstes  kämpft, 
der  darf  nur  daran  denken,  wie  er  sich  durchaut  I Wir  stehen 
Schulter  an  Schulter  mit  Oesterreich.  » 

Es  ist  hervorzuheben,  dass  Herr  von  Bethmann-Hollweg 
ohne  irgendwelche  Ausflucht  anerkennt,  dass  Deutschland  das 
Völkerrecht  verletzt,  indem  es  in  belgisches  Gebiet  einfällt,  und 
dass  es  uns  gegenüber  eine  Ungerechtigkeit  begeht. 

Freiherr  Beyens. 


Nr.  39. 

Telegramm  des  Königlichen  Gesandten  in  London  an  den  Mini- 
ster des  Aeussern,  Herrn  Davignon. 

London,  den  4.  August  1914. 

England  hat  heute  Morgen  Deutschland  aufgefordert,  die 
belgische  Neutralität  zu  achten.  Es  heisst  in  dem  Ultimatum, 
dass  England 

nach  Einsicht  der  von  Deutschland  an  Belgien  gerichteten 
Note,  in  der  es  diesen  Staat  im  Falle  des  Widerstandes  gegen 
den  Durchmarsch  seiner  Truppen  mit  Waffengew^alt  bedroht  ; 

in  Anbetracht  der  Verletzung  des  belgischen  Gebietes  in 
Gemmenich  sowie  in  Anbetracht  der  Tatsache,  dass  Deutsch- 
land sich  geweigert  hat,  England  die  gleiche  Zusicherung  zu 
geben,  wie  sie  letzte  Woche  von  Frankreich  abgegeben  wor- 
den ist, 

von  neuem  eine  befriedigende  Antwort  mit  Bezug  auf  die 
Ächtung  der  belgischen  Neutralität  und  eines  von  Deutschland 
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wie  von  ihm  selbst  Unterzeichneten  Abkommens  verlangen  muss. 
Das  Ultimatum  läuft  um  Mitternacht  ab. 

Infolge  des  englischen  Ultimatums  an  Deutschland  ist  der 
englische  Vorschlag,  den  ich  Ihnen  telegraphisch  übermittelt 
habe,  für  den  Augenblick  aufgehoben. 

Graf  de  Lalaing, 


Nr.  40. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  die 
Gesandten  Grossbritanniens,  Frankreichs  und  Russlands, 

Brüssel,  den  4.  August  1914. 

Herr  Minister, 

Die  belgische  Regierung  bedauert,  Ew.  Exzellenz  mitteilen 
zu  müssen,  dass  heute  Morgen  deutsche  Streitkräfte  unter  Ver- 
letzung vertraglicher  Verpflichtungen  in  belgisches  Gebiet  ein- 
gedrungen sind. 

Die  Königliche  Regierung  ist  fest  entschlossen,  mit  allen  ihr 
zu  Gebote  stehenden  Mitteln  Widerstand  zu  leisten. 

Belgien  ruft  England,  Frankreich  und  Russland  um  Hilfe 
an,  damit  sie  als  Gewährsmächte  an  der  Verteidigung  seines 
Gebietes  mitwirken. 

Ein  gemeinsames  und  geschlossenes  Vorgehen  wird  ein- 
setzen  und  den  Zweck  verfolgen,  den  von  Deutschland  gegen 
Belgien  angewandten  Gewaltmassregeln  Widerstand  entgegen- 
zusetzen und  gleichzeitig  die  Aufrechterhaltung  der  Unabhän- 
gigkeit und  Unverletzbarkeit  Belgiens  für  die  Zukunft  zu 
sichern. 

Belgien  schätzt  sich  glücklich,  erklären  zu  können,  dass  es 
die  Verteidigung  der  Festungen  übernehmen  wird. 

Davignon. 


Nr.  41. 

T elegramm  des  Königlichen  Gesandten  in  London  an  den  Mini- 
ster des  Aeussern,  Herrn  Davignon. 

London,  den  5.  August  1914. 

Da  Deutschland  die  englischen  Vorschläge  zurückgewiesen 
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hat,  hat  ihm  England  erklärt,  dass  von  11  Uhr  an  zwischen 
beiden  Ländern  der  Kriegszustand  herrsche. 

Graf  de  Lolaing. 


Nr.  44. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  die 
Missionschefs  aller  Länder,  mit  denen  Belgien  diplomatische 
Beziehungen  unterhält. 

Brüssel,  den  5.  August  1914. 

Herr  Minister, 

Durch  den  Vertrag  vom  18.  April  1839  haben  sich  Preus- 
sen,  Frankreich,  England,  Oesterreich  und  Russland  bereit  er- 
klärt, für  den  an  demselben  Tage  zwischen  S.  M.  dem  Könige 
der  Belgier  und  S.  M.  dem  Könige  der  Niederlande  abgeschlos- 
senen Vertrag  die  Bürgschaft  zu  übernehmen.  Dieser  Vertrag 
sagt  aus  : « Belgien  bildet  einen  unabhängigen  und  fortwährend 
neutralen  Staat.  » Belgien  hat  alle  seine  internationalen  Ver- 
pflichtungen erfüllt.  Es  ist  seinen  Pflichten  in  einem  Geiste 
redlicher  Unparteilichkeit  nachgekommen  und  hat  keine  Opfer 
gescheut,  seiner  Neutralität  Achtung  zu  verschaffen. 

Die  Königliche  Regierung  hat  es  denn  auch  peinlich  be- 
rührt, dass  Streitkräfte  Deutschlands,  d.  h.  einer  unsere  Neu- 
tralität verbürgenden  Macht,  in  belgisches  Gebiet  eingedrungen 
sind  und  so  die  vertraglich  übernommenen  Verpflichtungen  ver- 
letzt haben. 

Es  ist  unsere  Pflicht,  gegen  einen  Eingriff  in  das  Völker- 
recht, den  wir  durch  keinerlei  Tat  veranlasst  haben,  mit  Ent- 
rüstung Einspruch  zu  erheben. 

Die  Königliche  Regierung  ist  fest  entschlossen,  mit  allen 
ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  den  gegen  die  belgische  Neu- 
tralität gerichteten  Anschlag  abzuwehren.  Sie  verweist  hier  auf 
Art.  10  der  Haager  Uebereinkunft  vom  Jahre  1907  betreffend 
die  Rechte  und  Pflichten  der  neutralen  Mächte  und  Personen 
im  Falle  eines  Landkrieges,  wonach  die  Tatsache,  dass  eine  neu- 
trale Macht  selbst  mit  Gewalt  eine  Verletzung  ihrer  Neutralität 
zurückweist,  nicht  als  eine  feindliche  Handlung  angesehen  wer- 
den kann. 
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Sie  werden  gebeten,  beim  Herrn  Minister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  dringend  eine  Audienz  nachzusuchen  und 
Seiner  Exzellenz  dieses  Schreiben  vorzulegen,  von  dem  Sie  ihr 
eine  Abschrift  überlassen  werden.  Könnte  Ihnen  die  Audienz 
nicht  sofort  gewährt  werden,  so  würden  Sie  die  in  Frage  ste- 
hende Mitteilung  schriftlich  übermitteln. 

Davignon. 


Nr.  48. 

Mitteilung  des  britischen  Gesandten,  Sir  Francis  Villiers,  vom 
5.  August  an  den  Minister  des  Aeussern,  Herrn  Davignon. 

Ich  bin  beauftragt.  Ihnen  zur  Kenntnis  zu  bringen,  dass  die 
Regierung  Seiner  Britischen  Majestät  das  auf  den  Widerstand 
gegen  Deutschland  zielende  gemeinsame  Vorgehen  als  in  Kraft 
bestehend  und  durch  den  Vertrag  vom  Jahre  1839  als  gerecht- 
fertigt betrachtet. 


Nr.  52. 

Schreiben  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  die 
Königlichen  Gesandten  in  Paris,  London  und  St.  Petersburg. 

Brüssel,  den  5.  August  1914. 

Herr  Minister, 

Ich  beehre  mich.  Sie  zu  benachrichtigen,  das  mich  heute 
die  Gesandten  Frankreichs  und  Russlands  aufgesucht  haben, 
um  mich  von  dem  Willen  ihrer  Regierungen  in  Kenntnis  zu 
setzen,  unserem  Aufrufe  Folge  zu  leisten  und  uns  mit  England 
in  der  Verteidigung  unseres  Gebietes  zu  unterstützen. 

Davignon. 


Nr.  60. 

Telegramm  des  Königlichen  Gesandten  im  Haag  an  den  Minister 
des  Aeussern,  Herrn  Davignon. 

Im  Haag,  den  9.  August  1914. 
Der  Minister  des  Aeussern  hat  mich  gebeten,  Ihnen  die 
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nachfolgende  Mitteilung  zu  machen,  weil  der  amerikanische 
Gesandte  in  Brüssel  sich  dessen  weigert. 

Die  Festung  Lüttich  ist  nach  heldenmütiger  Verteidigung 
im  Sturme  genommen  worden.  Die  deutsche  Regierung  bedau- 
ert es  aufs  tiefste,  dass  es  infolge  der  Haltung  der  belgischen 
Regierung  gegen  Deutschland  zu  blutigen  Zusammenstössen  ge- 
kommen ist.  Deutschland  kommt  nicht  als  Feind  nach  Belgien. 
Nur  unter  dem  Zwange  der  Verhältnisse  hat  es  angesichts  der 
militärischen  Massnahmen  Frankreichs  den  schweren  Ent- 
schluss fassen  müssen,  Lüttich  als  Stützpunkt  seiner  spätem 
Kriegsunternehmungen  zu  besetzen.  Nachdem  die  belgische  Ar- 
mee in  heldenmütigem  Widerstande  gegen  die  grosse  Ueber- 
macht  ihre  Waffenehre  bewährt  hat,  bittet  die  deutsche  Regie- 
rung S.  M.  den  König  und  die  belgische  Regierung,  Belgien  die 
weitern  Schrecken  des  Krieges  zu  ersparen.  Die  deutsche  Regie- 
mng  ist  zu  jedem  Abkommen  mit  Belgien  bereit,  das  sich  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Auseinandersetzung  mit  Frankreich  vereini- 
gen lässt.  Deutschland  versichert  nochmals  feierlichst,  dass  es 
nicht  von  der  Absicht  geleitet  gewesen  ist,  sich  belgisches  Gebiet 
anzueignen,  und  dass  ihm  diese  Absicht  durchaus  fernliegt. 
Deutschland  ist  noch  immer  bereit,  Belgien  unverzüglich  zu 
räumen,  sobald  die  Kriegslage  es  ihm  gestatten  wird. 

Der  amerikanische  Botschafter  hatte  seinen  Kollegen  gebe- 
ten, sich  mit  diesem  Vermittlungsversuch  zu  befassen.  Der  Mi- 
nister des  Aeussern  hat  diesen  Auftrag  ohne  Begeisterung  über- 
nommen. Ich  habe  ihn  ihm  zu  Gefallen  weitergeleitet. 

Freiherr  Fallon. 


Nr.  71. 

Telegramm  des  Ministers  des  Aeussern,  Herrn  Davignon,  an  den 
Königlichen  Gesandten  im  Haag,  Freiherrn  Fallon. 

Brüssel,  den  12.  August  1914. 

Wollen  Sie  folgendes  Telegramm  dem  Minister  des  Aeussern 
übermitteln  : Der  Antrag,  den  uns  die  deutsche  Regierung  ge- 
stellt hat,  wiederholt  den  im  Ultimatum  vom  2.  August  enthal- 
tenen Antrag.  In  getreuer  Erfüllung  seiner  internationalen  Plich- 
ten kann  Belgien  nur  seine  Antwort  auf  dieses  Ultimatum  wie- 
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derholen,  dies  um  so  mehr,  als  seit  dem  3.  August  seine  Neutra- 
lität verletzt,  ein  unheilvoller  Krieg  auf  sein  Gebiet  verlegt  und 
die  Bürgen  seiner  Neutralität  pflichtgetreu  und  ungesäumt  Hilfe 
in  Aussicht  gestellt  haben. 

Davignon, 


ANLAGE  V. 

Zwischen  Kaiser  Wilhelm  und  dem  Zaren  Nikolaus 
gewechselte  Telegramme. 

(Aus  dem  deutschen  Weissbuch.) 


I. 


Kaiser  Wilhelm 

an  den  Zaren. 

28.  Juli  1914  (10  Uhr  45  abends). 

Mit  der  grössten  Beunruhigung  höre  ich  von  dem  Eindruck, 
den  Oesterreich-Ungarns  Vorgehen  gegen  Serbien  in  Deinem 
Reiche  hervorruft.  Die  skrupellose  Agitation,  die  seit  Jahren  in 
Serbien  getrieben  worden  ist,  hat  zu  dem  empörenden  Verbre- 
chen geführt,  dessen  Opfer  Erzherzog  Franz  Ferdinand  gewor- 
den ist.  Der  Geist,  der  die  Serben  ihren  eigenen  König  und  seine 
Gemahlin  morden  liess,  herrscht  heute  noch  in  jenem  Lande. 
Zweifellos  wirst  Du  mit  mir  darin  übereinstimmen,  dass  wir 
beide.  Du  und  ich  sowohl,  als  alle  Souveräne  ein  gemeinsames 
Interesse  daran  haben,  darauf  zu  bestehen,  dass  alle  diejenigen, 
die  für  den  scheusslichen  Mord  moralisch  verantwortlich  sind, 
ihre  verdiente  Strafe  erleiden. 

Anderseits  übersehe  ich  keineswegs,  wie  schwierig  es  für 
Dich  und  Deine  Regierung  ist,  den  Strömungen  der  öffentlichen 
Meinung  entgegenzutreten.  Eingedenk  der  herzlichen  Freund- 
schaft, die  uns  beide  seit  langer  Zeit  mit  festem  Band  verbindet, 
setze  ich  daher  meinen  ganzen  Einfluss  ein,  um  Oesterreich- 
Ungarn  dazu  zu  bestimmen,  eine  offene  und  befriedigende  Ver- 
ständigung mit  Russland  anzustreben.  Ich  hoffe  zuversichtlich, 

18 
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dass  Du  mich  in  meinen  Bemühungen,  alle  Schwierigkeiten,  die 
noch  entstehen  können,  zu  beseitigen,  unterstützen  wirst. 

Dein  sehr  aufrichtiger  und  ergebener  Freund  und  Vetter. 

Wilhelm. 


11. 


Der  Zar 

an  Kaiser  Wilhelm. 

Palais  von  Peterhof,  den  29.  Juli  1914 

(1  Uhr  nachmittags). 

Ich  bin  erfreut,  dass  Du  zurück  in  Deutschland  bist.  In 
diesem  so  ernsten  Augenblick  bitte  ich  Dich  inständig  mir  zu 
helfen.  Ein  schmählicher  Krieg  ist  an  ein  schwaches  Land  er- 
klärt worden,  die  Entrüstung  hierüber,  die  ich  völlig  teile,  ist 
in  Russland  ungeheuer. 

Ich  sehe  voraus,  dass  ich  sehr  bald  dem  Druck,  der  auf 
mich  ausgeübt  wird,  nicht  mehr  werde  widerstehen  können  und 
gezwungen  sein  werde,  Massregeln  zu  ergreifen,  die  zum  Kriege 
führen  werden. 

Um  einem  Unglück,  wie  es  ein  europäischer  Krieg  sein 
würde,  vorzubeugen,  bitte  ich  Diel),  im  Namen  unserer  alten 
Freundschaft,  alles  Dir  mögliche  zu  tun,  um  Deinen  Bundes- 
genossen davon  zurückzuhalten,  zu  weit  zu  gehen. 

Nikolaus. 


III. 

Kaiser  Wilhelm 

an  den  Zaren. 

29.  Juli  1914  (6  Uhr  30  abends). 

Ich  habe  Dein  Telegramm  erhalten  und  teile  Deinen 
Wunsch  nach  Erhaltung  des  Friedens. 

Jedoch  kann  ich  — wie  ich  Dir  in  meinem  ersten  Tele- 
gramm sagte  — Oesterreich-Ungarns  Vorgehen  nicht  als 
« schmählichen  Krieg  » betrachten.  Oesterreich-Ungarn  weiss 
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aus  Erfahrung,  dass  Serbiens  Versprechungen,  wenn  sie  nur 
auf  dem  Papier  stehen,  gänzlich  unzuverlässig  sind. 

Meiner  Ansicht  nach  ist  Oesterreich-Ungarns  Vorgehen 
als  ein  Versuch  zu  betrachten,  volle  Garantie  dafür  zu  erhalten, 
dass  Serbiens  Versprechungen  auch  wirklich  in  die  Tat  um- 
gesetzt werden.  In  dieser  Ansicht  werde  ich  bestärkt  durch  die 
Erklärung  des  österreichischen  Kabinetts,  dass  Oesterreich- 
Ungarn  keine  territorialen  Eroberungen  auf  Kosten  Serbiens 
beabsichtige. 

Ich  meine  daher,  dass  es  für  Russland  durchaus  möglich 
ist,  dem  österreichisch-serbischen  Krieg  gegenüber  in  der  Rolle 
des  Zuschauers  zu  verharren,  ohne  Europa  in  den  schrecklich- 
sten Krieg  hineinzuziehen,  den  es  jemals  erlebt  hat. 

Ich  glaube,  dass  eine  direkte  Verständigung  zwischen  Deiner 
Regierung  und  Wien  möglich  und  wünschenswert  ist,  eine  Ver- 
ständigung, die  — wie  ich  Dir  schon  telegraphierte  — meine 
Regierung  mit  allen  Kräften  zu  fördern  bemüht  ist. 

Natürlich  würden  militärische  Massnahmen  Russlands, 
welche  Oesterreich-Ungarn  als  Drohung  auffassen  könnte,  ein 
Unglück  beschleunigen,  das  wir  beide  zu  vermeiden  wünschen, 
und  würden  auch  meine  Stellung  als  Vermittler,  die  ich  — auf 
Deinen  Appell  an  meine  Freundschaft  und  Hilfe  — bereitwillig 
angenommen  habe,  untergraben. 

Wilhelm. 


Kaiser  Wilhelm 

an  den  Zaren. 


IV. 


30.  Juli  1914  (1  Uhr  morgens). 

Mein  Rotschafter  ist  angewiesen.  Deine  Regierung  auf  die 
Gefahren  und  schweren  Konsequenzen  einer  Mobilisation  hin- 
zuweisen; das  gleiche  habe  ich  Dir  in  meinem  letzten  Tele- 
gramm gesagt. 

Oesterreich-Ungarn  hat  nur  gegen  Serbien  mobilisiert,  und 
zwar  nur  einen  Teil  seiner  Armee.  Wenn  Russland,  wie  es  jetzt 
nach  Deiner  und  Deiner  Regierung  Mitteilung  der  Fall  ist,  gegen 
Oesterreich-Ungarn  mobil  macht,  so  wird  die  Vermittlerrolle, 
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mit  der  Du  mich  in  freundschaftlicher  Weise  betrautest  und 
die  ich  auf  Deine  ausdrückliche  Bitte  angenommen  habe,  ge- 
fährdet, wenn  nicht  unmöglich  gemacht. 

Die  ganze  Schwere  der  Entscheidung  ruht  jetzt  auf  Deinen 
Schultern,  sie  haben  die  Verantwortung  für  Krieg  oder  Frieden 
zu  tragen. 

Wilhelm. 


V. 


Der  Zar 

an  Kaiser  Wilhelm. 

Peterhof,  30.  Juli  1914  (1  Uhr  20  nachmittags). 

Ich  danke  Dir  von  Herzen  für  Deine  rasche  Antwort.  Ich 
entsende  heute  abend  Tatisheff  mit  Instruktion.  Die  jetzt  in 
Kraft  tretenden  militärischen  (Massnahmen  sind  schon  vor  fünf 
Tagen  beschlossen  worden,  und  zwar  aus  Gründen  der  Vertei- 
digung gegen  die  Vorbereitungen  Oesterreichs. 

Ich  hoffe  von  ganzem  Herzen,  dass  diese  Massnahmen  in 
keiner  Weise  Deine  Stellung  als  Vermittler  beeinflussen  werden, 
die  ich  sehr  hoch  anschlage.  Wir  brauchen  Deinen  starken 
Druck  auf  Oesterreich,  damit  es  zu  einer  Verständigung  mit 
uns  kommt. 

Nikolaus. 


Der  Zar 

an  Kaiser  Wilhelm. 


VI. 


31.  Juli  1914. 

Ich  danke  Dir  von  Herzen  für  Deine  Absicht,  die  einen 
Hoffnungsschimmer  aufleuchten  lässt,  dass  doch  noch  alles 
friedlich  enden  könnte.  Es  ist  technisch  unmöglich,  unsere 
militärischen  Vorbereitungen  einzustellen,  die  durch  Oester- 
reichs Mobilisierung  notwendig  geworden  sind. 

Wir  sind  weit  davon  entfernt,  einen  Krieg  zu  wünschen. 
Solange  wie  die  Verhandlungen  mit  Oesterreich  und  Serbien 
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andauern,  werden  meine  Truppen  keine  herausfordernde  Aktion 
unternehmen.  Ich  gebe  Dir  mein  feierliches  Wort  darauf. 

Ich  vertraue  mit  aller  Kraft  auf  Gottes  Gnade  und  hoffe 
auf  den  Erfolg  Deiner  Vermittlung  in  Wien  für  die  W^ohlfahrt 
unserer  Länder  und  den  Frieden  Europas. 

Nikolaus. 


VII. 

Kaiser  Wilhelm 

an  den  Zaren. 

31.  Juli  1914  (2  Uhr  nachmittags). 

Auf  Deinen  Appell  an  meine  Freundschaft  und  Deine  Bitte 
um  meine  Hilfe  habe  ich  eine  Vermittlungsaktion  zwischen 
Deiner  und  der  österreichisch-ungarischen  Regierung  aiifgenom- 
men. 

Während  diese  Aktion  im  Gange  war,  sind  Deine  Truppen 
gegen  das  mir  verbündete  Oesterreich-Ungarn  mobilisiert  wor- 
den, wodurch,  wie  ich  Dir  schon  mitgeteilt  habe,  meine  Ver- 
mittlung beinahe  illusorisch  gemacht  worden  ist.  Trotzdem 
habe  ich  sie  fortgesetzt. 

Nunmehr  erhalte  ich  zuverlässige  Nachrichten  über  ernste 
Kriegsvorbereitungen  auch  an  meiner  östlichen  Grenze.  Die 
Verantwortung  für  die  Sicherheit  meines  Reiches  zwingt  mich 
zu  defensiven  Gegenmassregeln. 

Ich  bin  mit  meinen  Bemühungen  um  die  Erhaltung  des 
Weltfriedens  bis  an  die  äusserste  Grenze  des  möglichen  ge 
gangen.  Nicht  ich  trage  die  Verantwortung  für  das  Unheil,  das 
jetzt  der  ganzen  zivilisierten  Welt  droht. 

Noch  in  diesem  Augenblick  liegt  es  in  Deiner  Hand,  es 
abzu wenden.  Niemand  bedroht  die  Ehre  und  Macht  Russlands, 
das  wohl  auf  den  Erfolg  meiner  Vermittlung  hätte  warten  kön- 
nen. Die  mir  von  meinem  Grossvater  auf  dem  Totenbette  über- 
kommene Freundschaft  für  Dich  und  Dein  Reich  ist  mir  immer 
heilig  gewesen,  und  ich  habe  treu  zu  Russland  gestanden,  wenn 
es  in  schwerer  Bedrängnis  war,  besonders  in  Deinem  letzten 
Kriege.  Der  Friede  Europas  kann  von  Dir  noch  jetzt  erhalten 
werden,  wenn  Russland  sich  entschliesst,  die  militärischen  Mass- 
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nahmen  einzustellen,  die  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn 
bedrohen. 

Wilhelm. 


VIII. 

Der  Zar 

an  Kaiser  Wilhelm. 

1.  August  1914  (2  Uhr  nachmittags). 

Ich  habe  Dein  Telegramm  erhalten,  ich  verstehe,  dass  Du 
gezwungen  bist,  mobil  zu  machen,  aber  ich  möchte  von  Dir  die- 
selbe Garantie  haben,  die  ich  Dir  gegeben  habe,  nämlich,  dass 
diese  Massnahme  nicht  Krieg  bedeuten  und  dass  wir  fortfahren 
werden,  zu  verhandeln,  zum  Heile  unserer  beiden  Länder  und 
des  allgemeinen  Friedens,  der  unsern  Herzen  so  teuer  ist. 

Unserer  langbewährten  Freundschaft  muss  es  mit  Gottes 
Hilfe  gelingen,  Blutvergiessen  zu  verhindern.  Dringend  erwarte 
ich  voll  Vertrauen  Deine  Antwort. 

Nikolaus. 


Kaiser  Wilhelm 

an  den  Zaren. 


IX. 


Berlin,  1.  August  1914. 

Ich  danke  Dir  für  Dein  Telegramm;  ich  habe  Deiner  Re- 
gierung gestern  den  Weg  angegeben,  durch  den  allein  noch  der 
Krieg  vermieden  werden  kann. 

Obwohl  ich  um  eine  Antwort  für  heute  mittag  ersucht 
hatte,  hat  mich  bis  jetzt  noch  kein  Telegramm  meines  Bot- 
schafters mit  einer  Antwort  Deiner  Regierung  erreicht.  Ich  bin 
daher  gezwungen  worden,  meine  Armee  zu  mobilisieren. 

Eine  sofortige  klare  und  unmissverständliche  Antwort  Deiner 
Regierung  ist  der  einzige  Weg,  um  endloses  Elend  zu  vermeiden. 
Bis  ich  diese  Antwort  erhalten  habe,  bin  ich  zu  meiner  Betrüb- 
nis nicht  in  der  Lage,  auf  den  Gegenstand  Deines  Telegramms 
einzugehen.  Ich  muss  auf  das  ernsteste  von  Dir  verlangen,  dass 
Du  unverzüglich  Deinen  Truppen  den  Befehl  gibst,  unter  keinen 
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Umständen  auch  nur  die  geringste  Verletzung  unserer  Grenzen 
zu  begehen. 

Wilhelm. 


ANLAGE  VI. 

Auszüge  aus  dem  « Orangebuch » betreffend  die  Kriegs 
erklärung  Deutschlands  an  Russland. 


Nr.  76. 

Note,  überreicht  vom  deutschen  Botschafter  in  St.  Petersburg 
am  1.  August  19H,  abends  7 Uhr  10. 

Die  kaiserliche  Regierung  war  seit  Beginn  der  Krise  bemüht, 
eine  friedliche  Lösung  herbeizuführen.  Gemäss  einem  ihm  von 
Seiner  Majestät  dem  Kaiser  von  Russland  ausgedrückten  Wun- 
sche hatte  Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Deutschland,  im  Ein- 
vernehmen mit  England,  sich  angelegen  sein  lassen,  bei  den 
Kabinetten  von  Wien  und  St.  Petersburg  eine  Vermittlerrolle  zu 
spielen,  als  plötzlich  Russland,  ohne  das  Ergebnis  dieser  Ver- 
mittlung abzuwarten,  zur  Mobilmachung  seiner  gesamten  Land- 
und  Seemacht  schritt.  Infolge  dieser,  durch  keine  militärische 
Vorkehr  seitens  Deutschlands  begründeten,  drohenden  Mass- 
nahme befand  sich  das  deutsche  Reich  einer  ernsten  und  un- 
mittelbar bevorstehenden  Gefahr  gegenüber.  Hätte  die  kaiser- 
liche Regierung  es  versäumt,  sich  gegen  diese  Gefahr  zu 
schützen,  so  würde  sie  die  Sicherheit  und  selbst  das  Dasein 
Deutschlands  gefährdet  haben.  Die  deutsche  Regierung  sah  sich 
daher  genötigt,  sich  an  die  Regierung  Seiner  Majestät  des  Kai- 
sers aller  Reussen  zu  wenden  und  auf  das  Einstellen  der  er- 
wähnten militärischen  Massnahmen  zu  dringen.  Da  Russland 
sich  weigerte,  dieser  Forderung  zu  entsprechen  (auf  diese  For- 
derung nicht  antworten  zu  sollen  glaubte)  *)  und  durch  diese 
Weigerung  (dieses  Verhalten)  zu  erkennen  gab,  dass  seine  Aktion 

^ *)  Die  Worte  in  Klammern  stehen  im  Original.  Offenbar  waren 
beide  Fassungen  zum  vorneherein  vorbereitet  und  fanden  dann  irrtüm- 
licherweise beide  Aufnahme  in  der  Note.; 
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gegen  Deutschland  gerichtet  war,  habe  ich  die  Ehre,  im  Auf- 
träge meiner  Regierung  Ew.  Exzellenz  folgendes  zur  Kenntnis 
zu  bringen  : 

Seine  Majestät  der  Kaiser,  mein  Erhabener  Herr,  nimmt  im 
Namen  des  Reiches  die  Herausforderung  an  und  betrachtet  sich 
im  Kriegszustand  mit  Russland. 

St.  Petersburg,  den  19.  Juli/1.  August  1914. 

F.  Poiirtales, 


Nr.  77. 

Mitteilung  des  Ministers  des  Aeussern  betreffend  die  Ereignisse 

der  letzten  Tage. 

Den  2.  August  1914. 

Nachdem  in  der  ausländischen  Presse  ein  die  Ereignisse  der 
letzten  Tage  entstellender  Bericht  erschienen  ist,  hält  es  das 
Ministerium  des  Aeussern  für  seine  Pflicht,  folgenden  kurzen 
Ueberblick  über  die  diplomatischen  Verhandlungen  während 
dieser  Zeit  zu  veröffentlichen. 

Am  10. /23.  Juli  d.  J.  überreichte  der  österreichisch-ungari- 
sche Gesandte  in  Belgrad  dem  serbischen  Ministerpräsidenten 
eine  Note,  in  der  die  serbische  Regierung  angeschuldigt  war,  der 
panserbischen  Bewegung,  die  zur  Ermordung  des  österreichisch- 
ungarischen Thronfolgers  geführt  hatte,  Vorschub  geleistet  zu 
haben.  Oesterreich-Ungarn  verlangte  demgemäss  von  der  ser- 
bischen Regierung,  dass  sie  nicht  nur  in  feierlicher  Form  die 
genannte  Propaganda  verdamme,  sondern  dass  sie,  unter  der 
Kontrolle  Oesterreich-Ungarns,  auch  eine  Reihe  von  Massnah- 
men treffe,  um  die  Verschwörung  aufzudecken,  die  daran  be- 
teiligten serbischen  Untertanen  zu  bestrafen  und  in  Zukunft 
jedem  Attentat  auf  dem  Boden  des  Königreichs  vorzubeugen. 
Zur  Beantwortung  der  Note  wurde  der  serbischen  Regierung 
eine  Frist  von  48  Stunden  gesetzt. 

Die  kaiserliche  Regierung,  welcher  der  österreichisch-unga- 
rische Botschafter  in  St.  Petersburg  den  Wortlaut  der  Note 
17  Stunden  nach  ihrer  Ueberreichung  in  Belgrad  mitgeteilt 
hatte,  nahm  von  den  darin  enthaltenen  Forderungen  Kenntnis 
und  musste  sich  überzeugen,  dass  einige  derselben  ihrem  Inhalt 
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nach  unerfüllbar  waren,  während  andere  in  einer  mit  der  Würde 
eines  unabhängigen  Staates  unvereinbaren  Form  geltend  ge- 
macht wurden.  Da  die  russische  Regierung  die  in  diesen  For- 
derungen liegende  Beeinträchtigung  der  Würde  Serbiens,  sowie 
die  gleichzeitig  zutage  tretende  Tendenz  Oesterreich-Ungarns, 
sich  im  Balkan  das  Uebergewicht  zu  sichern,  nicht  gutheissen 
konnte,  gab  sie  Oesterreich-Ungarn  in  der  freundschaftlichsten 
Form  zu  bedenken,  dass  es  wünschenswert  wäre,  die  einzelnen 
Punkte  der  österreichisch-ungarischen  Note  einer  erneuten  Prü- 
fung zu  unterziehen.  Die  österreichisch-ungarische  Regierung 
glaubte  aber,  ihre  Zustimmung  zu  einer  Besprechung  der  Note 
versagen  zu  müssen.  Die  Vermittlungsaktion  der  übrigen  Mächte 
in  Wien  war  ebensowenig  von  Erfolg  gekrönt. 

Trotz  der  Missbilligung  des  Verbrechens  durch  Serbien  und 
seiner  Bereitwilligkeit,  Oesterreich-Ungarn  in  einem  die  Erwar- 
tungen nicht  nur  Russlands,  sondern  auch  der  andern  Mächte 
übersteigenden  Masse  Genugtuung  zu  geben,  hielt  der  österrei- 
chisch-ungarische Gesandte  in  Belgrad  die  serbische  Antwort 
für  ungenügend  und  verliess  die  Stadt. 

Angesichts  der  übertriebenen  Forderungen  Oesterreichs 
hatte  Russland  zuvor  noch  erklärt,  dass  es  unmöglich  gleich- 
gültig bleiben  könnte,  dass  es  aber  bereit  sei,  alles  zu  tun,  um 
eine  für  Oesterreich  annehmbare  und  seine  Selbstachtung  als 
Grossmacht  nicht  verletzende  friedliche  Lösung  herbeizuführen. 
Gleichzeitig  betonte  Russland  mit  Nachdruck,  dass  es  jedoch  nur 
einer  friedlichen  Lösung  zustimmen  könne,  welche  die  Würde 
Serbiens  als  unabhängiger  Staat  nicht  beeinträchtige.  Leider 
blieben  alle  Bemühungen  der  kaiserlichen  Regierung  nach  dieser 
Richtung  ohne  Erfolg.  Nachdem  die  österreichisch-ungarische 
Regierung  jeder  vermittelnden  Intervention  der  Mächte  in  ihrem 
Konflikt  mit  Serbien  aus  dem  Wege  gegangen  war,  schritt  sie 
zur  Mobilmachung,  erklärte  Serbien  offiziell  den  Krieg,  und  am 
Tag  darauf  wurde  Belgrad  beschossen.  Der  die  Kriegserklärung 
begleitende  Aufruf  schuldigte  Serbien  offen  an,  das  Verbrechen 
von  Serajewo  vorbereitet  und  ausgeführt  zu  haben.  Diese  gegen 
ein  ganzes  Volk  und  einen  ganzen  Staat  geschleuderte  Anklage, 
sich  eines  gemeinen  Verbrechens  schuldig  gemacht  zu  haben, 
zog  wegen  ihrer  offenbaren  Haltlosigkeit  Serbien  die  Sympa- 
thien weiter  Kreise  der  europäischen  Gesellschaft  zu. 
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Nachdem  die  österreichisch-ungarische  Regierung  trotz  der 
Erklärung  Russlands,  dem  Geschick  Serbiens  gegenüber  nicht 
gleichgültig  bleiben  zu  können,  in  dieser  Weise  vorgegangen 
war,  erachtete  die  kaiserliche  Regierung  es  für  nötig,  die  Mobil- 
machung der  Militärbezirke  Kiew,  Odessa,  Moskau  und  Kasan 
zu  befehlen.  Diese  Entscheidung  drängte  sich  auf,  weil  seit  der 
Ueberreichung  der  österreichisch-ungarischen  Note  an  die  ser- 
bische Regierung  und  den  ersten  Schritten  Russlands  schon  fünf 
Tage  verflossen  waren  und  das  Kabinett  von  Wien  unsern  Frie- 
densbestrebungen noch  in  keiner  Beziehung  entgegengekommen 
war;  im  Gegenteil  war  die  Mobilmachung  des  halben  österrei- 
chisch-ungarischen Heeres  angeordnet  worden. 

Die  deutsche  Regierung  wurde  über  die  von  Russland  ge- 
tanen Schritte  auf  dem  laufenden  gehalten;  zu  gleicher  Zeit 
wurde  ihr  erklärt,  dass  diese  Massnahmen  lediglich  die  Folge 
der  österreichischen  Rüstungen  und  keineswegs  gegen  Deutsch- 
land gerichtet  seien.  Auch  teilte  ihr  die  kaiserliche  Regierung 
mit,  dass  Russland  bereit  sei,  die  Besprechungen  zum  Zweck 
der  Herbeiführung  einer  friedlichen  Lösung  fortzusetzen,  sei  es 
auf  dem  Wege  direkter  Verhandlungen  mit  dem  Wiener  Kabi- 
nett, sei  es,  gemäss  dem  Vorschlag  Grossbritanniens,  auf  dem 
Wege  einer  Konferenz  der  vier  nicht  direkt  interessierten  Gross- 
mächte England,  Frankreich,  Deutschland  und  Italien. 

Doch  auch  dieser  Versuch  Russlands  scheiterte.  Oester- 
reich-Ungarn lehnte  einen  weitern  Meinungsaustausch  mit  uns 
ab  und  das  Wiener  Kabinett  wollte  von  einer  Beteiligung  an  der 
vorgesehenen  Mächtekonferenz  nichts  wissen. 

Trotzdem  hielt  Russland  mit  seinen  Bemühungen  zu  gun- 
sten  des  Friedens  nicht  inne.  Auf  eine  Anfrage  Deutschlands, 
unter  welchen  Bedingungen  wir  noch  einwilligen,  unsere  Rüst- 
ungen einziistellen,  antwortete  der  Minister  des  Aeussern,  diese 
Bedingungen  seien  die  Anerkennung  seitens  Oesterreich-Ungarns, 
dass  die  österreichisch-serbische  Angelegenheit  den  Charakter 
einer  europäischen  Frage  angenommen  habe,  und  die  Erklärung 
dieser  gleichen  Macht,  dass  sie  einverstanden  sei,  auf  den  mit 
den  souveränen  Rechten  Serbiens  unvereinbaren  Forderungen 
nicht  zu  beharren. 

Der  Vorschlag  Russlands  wurde  von  Deutschland  als  für 
Oesterreich-Ungarn  unannehmbar  erachtet.  Gleichzeitig  lief  in 
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St.  Petersburg  die  Nachricht  von  dem  allgemeinen  Mobilmach- 
ungsbefehl in  Oesterreich-Ungarn  ein. 

Gleichzeitig  nahmen  die  Feindseligkeiten  auf  dem  serbi- 
schen Gebiet  ihren  Fortgang  und  Belgrad  wurde  neuerdings  be- 
schossen. 

Der  Misserfolg  unserer  Vorschläge  nötigte  uns,  weitere  mili- 
tärische Vorsichtsmassnahmen  zu  treffen. 

Als  das  Berliner  Kabinett  uns  darüber  befragte,  wurde  ihm 
geantwortet,  Russland  sei  gezwungen,  mit  seinen  Rüstungen  zu 
beginnen,  um  in  jedem  Fall  gewappnet  zu  sein. 

Allein  trotz  dieser  vorsorglichen  Massnahme  hörte  Russland 
doch  nicht  auf,  nach  Kräften  einen  Ausweg  aus  dieser  Lage  zu 
suchen,  und  erklärte  sich  bereit,  jeder  Lösung  des  Konfliktes 
zuzustimmen,  die  den  von  uns  aufgestellten  Bedingungen  ent- 
sprechen würde. 

Ungeachtet  dieser  versöhnenden  Mitteilung  richtete  Deutsch- 
land am  18./31.  Juli  an  die  russische  Regierung  die  Aufforde- 
rung, ihre  militärischen  Massnahmen  am  19.  Juli/1.  August  mit- 
tags einzustellen,  und  drohte,  im  gegenteiligen  Falle  ihrerseits 
zur  allgemeinen  Mobilmachung  zu  schreiten. 

Am  folgenden  Tage,  19.  Juli/1.  August,  überreichte  der  deut- 
sche Botschafter  im  Namen  seiner  Regierung  dem  Minister  des 
Aeussern  die  Kriegserklärung. 

Sasonow. 


Nr.  78. 

Der  Minister  des  Aeussern, 

an  die  Vertreter  Seiner  Majestät  des  Kaisers  im  Ausland. 
(TELEGRAMM.) 

St.  Petersburg,  den  20.  Juli/2.  August  1914, 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  Deutschland  von  jetzt  an  be- 
strebt sein  wird,  die  Schuld  am  Bruch  auf  uns  zu  schieben. 
Unsere  Mobilmachung  war  geboten,  weil  wir  eine  ungeheure 
Verantwortung  auf  uns  geladen  hätten,  wenn  wir  in  dem  Augen- 
blick, wo  Oesterreich,  indem  es  sich  mit  hinhaltenden  Besprech- 
ungen begnügte,  Belgrad  beschoss  und  zur  allgemeinen  Mobil- 
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machung  schritt,  nicht  alle  Vorsichtsmassnahmen  getroffen 
hätten. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  hatte  sich  durch  sein  Wort  gegen- 
über dem  deutschen  Kaiser  verpflichtet,  keine  agressive  Hand- 
lung vorzunehmen,  so  lange  die  Besprechungen  mit  Oesterreich 
andauerten.  Nach  dieser  Zusicherung  und  nach  all  den  Bewei- 
sen Russlands  für  seine  Friedensliebe  konnte  Deutschland  an 
unserer  Erklärung  nicht  zweifeln,  und  hatte  dazu  kein  Recht, 
dass  wir  mit  Freuden  jeder  mit  der  Würde  und  Unabhängigkeit 
Serbiens  vereinbaren  friedlichen  Lösung  zustimmen  würden. 
Jede  andere  Lösung  hätte,  ganz  abgesehen  davon,  dass  sie  mit 
unserer  eigenen  Würde  unvereinbar  gewesen  wäre,  zweifellos 
das  europäische  Gleichgewicht  gestört  und  Deutschland  die  Ober- 
herrschaft zugesichert.  Dieser  europäische,  ja  Weltcharakter 
des  Konfliktes  ist  unendlich  viel  wichtiger  als  der  Vorwand,  der 
den  Konflikt  heraufbeschwor.  Durch  den  Entschluss,  uns  den 
Krieg  zu  erklären  in  einem  Moment,  wo  die  Verhandlungen  unter 
den  Mächten  noch  fortgeführt  wurden,  hat  Deutschland  eine 
schwere  Verantwortung  auf  sich  geladen. 


Sasonow. 
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Wir  erlauben  uns,  Sie  auf  unsere  gut  ausgestatteten, 
praktischen  Ausgaben  der  nachstehenden  Gesetzbücher 
ganz  besonders  aufmerksam  zu  machen : 

Soeben  erschien  neu  : 

Schweizerisches  Zivilgesetzbuch 

vom  10.  Dezember  1907 
und 

Obligationenrecht  — — 

vom  30.  März  1911 

Miniatur- Ausgabe 

mit  Sachregister 

von 

Dr.  Hafner  

Mit  dem  amtlichen  Texte  genau  übereinstimmend 
Preis  beider  Gesetzbücher  zusammen  in  ganz  Leinwand  gebunden  Fr.  3. — 

Schweizerisches  Zivilgesetzbuch  vom  10.  Dezember  1907. 

Preis  in  ganz  Leinwand  gebunden  Fr.  2.50. 

Schweizerisches  Zivilgesetzbuch.  Durchschossene  Aus- 
gabe. Preis  in  ganz  Leinwand  gebunden  Fr.  5. — 

Schweizerisches  Zivilgesetzbuch,  Code  civil  suisse. 

Deutsch-französische  Ausgabe  mit  gegenüberstehen- 
dem Text,  also  auf  der  einen  Seite  deutsch  und  gegenüber 
französisch. 

Preis  in  ganz  Leinwand  gebunden  mit  Goldtitel  Fr.  5. — . 

Code  civil  suisse  du  10  decembre  1907. 

Prix  relie  en  toile  Fr.  2.50. 


Verlag  von  K.  J.  WYSS  in  Bern. 


Code  civil  suisse.  Edition  interfoliee. 

Prix  relie  en  toile  Fr.  5,~. 
Alle  Ausgaben  mit  sorgfältig  ausgearbeiteten  alphabetischen 
Sachregistern. 

Wörterbuch  zum  schweizerischen  Zivilgesetzbuch  (Nach- 
schlagewerk). Bearbeitet  von  Dr.  jur.  Arnrhein-du  Fay  und 
Emile  Rivoire,  Notar.  Preis  gebunden  Fr.  4.—. 

Schweizerisches  Obligationenrecht  vom  30.  März  1911. 

Preis  in  ganz  Leinwand  gebunden  Fr.  2.50. 

Schweizerisches  Obligationenrecht.  Durchschossene  Aus- 
gabe, Preis  in  ganz  Leinwand  gebunden  Fr.  4. — . 

Schweizerisches  Obligationenrecht,  Droit  des  obligations- 

Deutsch-französische  Ausgabe  mit  gegenüberstehen- 
dem Text,  also  auf  der  einen  Seite  deutsch  und  gegenüber 
französisch. 

Preis  in  ganz  Leinwand  gebunden  mit  Goldtitel  Fr.  4.50. 

Droit  des  obligations  du  30  mars  1911. 

Prix  relie  en  toile  Fr.  2.50. 

Droit  des  obligations.  Edition  interfoliee. 

Prix  relie  en  toile  Fr.  4. — 
Alle  Ausgaben  sind  mit  einem  Materienregister  und  einem  sorg, 
fähig  ausgearbeiteten  alphabetischen  Sachregister  versehen. 


Amrhein,  Dr.  Alb.,  Praktischer  Ratgeber  im  Ehrverletzungs- 
prozesse, insbesondere  der  Angriffs-  und  Verteidigungs- 
mittel. Gemeinverständliche  Darstellung  und  erläutert  an 
Hand  praktischer  Beispiele.  Broschiert  Fr.  2.50. 

Blumenstein,  Prof.  Dr.  E.,  Handbuch  des  schweizerischen 
Schuldbetreibungsrechtes.  Komplett  erschienen. 

Broschiert  Fr.  27. — , geb.  Fr.  30. — . 

Brodtbeck,  Dr.  K.  A.,  Unser  Bundesreclit  in  Doppelbe- 
steuerungs-Sachen. Beitrag  zur  Lösung  einer  Tagesfrage. 

Fr.  4.50. 

Bundesgesetz  über  die  Kranken-  und  Unfallversicherung 
vom  13.  Juni  1911  mit  alphabetisch  geordnetem  Sach- 
register. 31^^  Deutsch-französische  Ausgabe  mit  gegen- 
überstehendem Text.  Geb.  Fr.  2.—. 


Verlag  von  K.  J.  WYSS  in  Bern. 


Bundesgesetz  über  den  Versicherungsvertrag.  (Vom 
2.  April  1908.)  Deutsch-französische  Ausgabe  mit 

gegenüberstehendem  Text.  Geb.  Fr.  1.60. 

Curti,  Theodor,  Die  schweizerischen  Volksrechte  1848  bis 
1900.  Fr.  2.40 

— — Die  Resultate  des  schweizerischen  Referendums. 

2.  vermehrte  Auflage.  Fr.  2. — . 

General-Register  zu  den  Bänden  19—47  der  Zeitschrift 
des  bernischen  Juristenvereins.  Herausgegeben  mit  Un- 
terstützung des  bern.  Juristenvereins  und  des  bern.  Anwalts- 
verbandes von  Dr.  Paul  Dumont  und  Dr.  Paul  Wäber. 
Das  Werk  erscheint  in  8 — 9 Lieferungen  ä 6 Bogen  ä Fr.  1.80, 
wovon  4 Lieferungen  bereits  vorliegen. 

Politisches  Jahrbuch  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft. Begründet  von  Dr.  Karl  Hilty.  Fortgesetzt  von 
Prof.  Dr.  W.  Burckhardt.  Bis  jetzt  sind  27  Bände  erschienen. 

Band  I,  II,  IV,  VI  und  VIII  brosch.  ä Fr.  8. — , geb.  Fr.  10. — 

» V und  VII  » » » 12.—,  » » 15.— 

» III,  IX  bis  XXVII  » » » 10.—,  » » 13.— 

Jeder  Band  ist  einzeln  käuflich. 

Jäger,  Dr.  Jur.  Max,  Die  Frage  einer  schweizerischen  Nation. 

Fr.  2.  - . 

Nippold,  Dr.  jur.  Otfried,  Der  völkerrechtliche  Vertrag,  seine 
Stellung  im  Rechtssystem  und  seine  Bedeutung  für  das 
internationale  Recht.  Fr.  4. — 

Rcelli^  Prof.  Dr.  H.,  Kommentar  zum  schweizerischen  Bun- 
desgesetz über  den  Versicherungsvertrag. 

Erster  Band  brosch.  Fr.  18.  — , geb.  Fr.  21. — . 

V.  Salis,  Prof.  Dr.  R.  L.,  Schweizerisches  Bundesrecht. 
Staatsrechtliche  und  verwaltungsrechtliche  Praxis  des 
Bundesrates  und  der  Bundesversammlung  seit  29.  Mai  1874. 

Zweite  Auflage.  5 Bände.  Brosch.  Fr.  65.  — , geb.  Fr.  75. — . 

V.  Salis,  Prof.  Dr.  R.  L.,  Der  Erlass  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches.  Rektoratsrede.  Fr.  1 . — . 


Verlag  von  K.  J.  WYSS  in  Bern. 


de  Salis,  Prof.  Dr.  R.  L.,  Le  Droit  federal  suisse.  Jurispru- 
dence  du  Conseil  federal  et  de  TAssemblee  federale  en 
matiere  de  droit  public  et  administratif  depuis  le  29  mai 
1874.  — Expose  par  ordre  du  Conseil  federal  suisse. 

Traduit  de  Fallemand  par  Eugene  Borei.  Deuxieme  edition. 
5 volumes.  Prix  broche  Fr.  65.  — , relie  Fr.  75.—. 

Loi  federale  sur  Tassurance  en  cas  de  maladie  et  d’ac- 
cidents.  (Du  13  juin  1911.)  Avec  table  des  matieres  et  avec 
index  systematique  et  alphabetique.  Edition 

francaise-allemande,  les  deux  textes  en  regard 

Prix  relie  en  toUe  Fr.  2.^. 

Legislation  suisse  sur  le  commerce  des  denrees  alimen- 
taires  et  des  objets  usuels.  Publiee  par  le  Service  sani- 
taire  federal.  ' Prix  relie  Fr.  3. — . 

Loi  federale  sur  le  contrat  d’assurance  du  2 avril  1908. 
Bundesgesetz  über  den  Versicherungsvertrag.  Edition, 
francaise-allemande,  les  deux  textes  en  regard. 

Prix  relie  en  toile  Fr.  1.60. 

Legislation  suisse  en  matiere  d’installations  .electriques. 

Recueil  publie  par  le  Departement  federal  des  postes  et 
des  chemins  de  fer.  Prix  relie  en  toile  Fr.  2. — . 


Neue  Geschichtswcrke. 

Schwarz,  Dr.  Erwin,  Die  bernische  Kriegskontribution  von 
1798.  Fr.  3.--. 

Feiler,  Dr.  Richard,  Die  Schweiz  und  das  Ausland  im  spa- 
nischen Erbfolgekrieg.  Brosch.  Fr.  3.60,  geb.  Fr.  5. — . 

Planta-Jecklin,  Geschichte  von  Graubünden  in  ihren  Haupt- 
zügen gemeinfasslich  dargestellt,  3.  Auflage  Geb.  Fr.  8. — . 

Geschenkausgabe  feingeb.  Fr.  12. — . 

Lehmann,  Dr.  Hans,  Die  zerstörten  Glasgemälde  in  der 
Kirche  zu  Hindeibank  und  ihre  Beziehungen  zur  Familie 
von  Erlach.  Mit  14  Tafeln  in  Lichtdruck,  einer  in  Farben- 
druck und  15  Textillustrationen.  Geb.  Fr.  18. — . 

Büchi,  Albert,  Prof.,  Peter  von  Molsheims  Freiburger  Chronik 
der  Burgunderkriege.  Fr.  8. 


Verlag  von  K.  J.  Wyss  in  Bern. 


Die  wirtschaftlichen  Notgesetze 
und  Verordnungen  des  Bundes 

nebst  einer  Auswahl 

aus  den 

Noterlassen  der  Kantone. 


Gesammelt  und  herausgregreben 

von 

Dr.  jur.  Fr.  Volmar. 

210  Seiten  8®  Preis  Fr.  3.— 

Der  europäische  Krieg  griff  in  die  staatlichen  und  besonders 
auch  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  neutralen  Staaten, 
darunter  in  erster  Linie  der  Schweiz  ebensosehr  ein  wie  in  die 
der  Kriegführenden  selbst.  Die  ausländischen  Volks  Wirtschafter 
anerkennen  dies  ohne  Weiteres,  prägte  doch  deren  einer  die 
Worte:  „In  den  kriegführenden  Staaten  bluten  die  Menschen, 
in  den  neutralen  Staaten  die  Industrien“. 

So  machten  die  Kriegsereignisse  auch  für  unsere  Volkswirt- 
schaft eine  teilweise  Neuordnung  der  rechtlichen  Verhältnisse 
notwendig.  Der  Natur  der  Sache  entsprechend  hiess  es  jeweilen 
rasch  handeln.  Viele  dieser  Erlasse  tragen  daher  den  Charakter 
von  Notbehelfen,  greifen  aber  trotzdem  so  sehr  in  die  Verhältnisse 
des  Einzelnen  ein,  dass  deren  Kenntnis  für  jeden  notwendig  ist. 

So  verfolgt  denn  unsere  Publikation  zunächst  den  praktischen 
Zweck,  diese  Kenntnis  zu  erleichtern.  Sodann  will  sie  aber  auch 
für  spätere  Zeiten  eine  Dokumentensammlung  sein,  die,  wenn 
der  Friede  und  normale  Zustände  wieder  eingekehrt  sein  werden, 
zur  Gewinnung  eines  Rückblickes  gerne  zur  Hand  genommen 
werden  wird;  somit  bietet  unsere  Publikation  auch  ein  histori- 
sches Interesse. 

Dem  Titel  der  Sammlung  entsprechend  sind  nur  Erlasse 
wirtschaftlichen  oder  vorwiegend  wirtschaftlichen  Charakters  auf- 
genommen. Weggelassen  sind  aber  alle  Verfügungen  militärischen 
oder  vorwiegend  militärischen  Inhaltes, 
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Politisches  Jahrbuch 

der 

schweizerischen  Eidgenossenschaft 

Begründet  von 

Dr.  Karl  Hllty, 

fortgesetzt  von 
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INHALT:! 

Gedanken  eines  Neutralen.  Von  Prof.  Dr.  W.  Burekhardt.” — 
Zur  Mittelstandspolitik.  Von  Dr.  Paul  Gygax.  — Die  Verhütung 
des  Rückfalls  in  Schuld  und  Strafe.  Von  Dr.  Paul  Beck.  — 
Ueber  die  Berechtigung  der  politischen  Parteien.  Von  Prof.  Dr. 
W.  Burekhardt.  — Briefe  eines  jungen  Zürchers  aus  Rom  in 
der  Sonderbundszeit,  Mai/Juni  1847.  Von  Prof.  Dr.  W.  Oechsli.  — 
Eine  unbekannte  Denkschrift  Bluntschli’s  zur  Vermittlung  der 
konfessionellen  Wirren  der  Schweiz  aus  dem  Jahre  1844.  Von 
Prof.  Dr.  W.  Oechsli.  — Das  Völkerrecht  und  der  jetzige  Krieg. 
Von  Prof.  Dr.  0.  Nippold.  — Die  finanzielle  Kriegsbereitschaft 
der  Schweiz.  Von  Dr.  Paul  Gygax.  — Jahresbericht  für  1914. 
Von  Dr.  A.  Welti. 

„Die  Basler  Nachrichten“  schreiben  zu  diesem  neuesten  Band  des 
„Politischen  Jahrbuches  der  Eidgenossenschaft“,  dasselbe  zeichne  sich 
wieder  durch  reichen  und  gediegenen  Inhalt  aus;  dessen  Anschaffung' 
könne  jedem,  der  sieh  um  eidgenössische  Politik  kümmert, 
nicht  genug  empfohlen  werden. 
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